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(Beginn um 9.03 Uhr.)

Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren Abgeordneten! Ich möchte heute zu Beginn der Sitzung die Gelegenheit wahrnehmen, den 1. Ersten Präsidenten in der Geschichte des Wiener Landtags, Robert Danneberg, zu würdigen. Der Grund dieser Würdigung ist, dass wir gestern, also am 12. Dezember, den 60. Todestag zu gedenken hatten.

Robert Danneberg wurde am 23. Juli 1895 in Wien geboren. Mit Auszeichnung absolviert er das Akademische Gymnasium. Mit 18 Jahren tritt er dem Verband Jugendlicher Arbeiter bei. Mit dem Jusstudium beginnt er seine intensive Arbeit im Jugend- und Bildungsbereich. Kurze Zeit später wird er Sekretär der Jugendinternationale. Während des Ersten Weltkriegs ist er vehement und aus Überzeugung engagiert gegen die Kriegsbegeisterung und für eine andere Form der politischen Lösung eingetreten. 

1918 wurde er sozialdemokratischer Gemeinderat und Landtagsabgeordneter in Wien, dem er ohne Unterbrechung bis 1934 angehörte. Ebenfalls in dieser Zeit war er Abgeordneter des Nationalrats.

Mit der Entscheidung, dass Wien nicht nur Bundeshauptstadt, sondern auch ein selbstständiges Bundesland wurde, hatte der Wiener Landtag auch einen Landtagspräsidenten zu wählen. Robert Danneberg wurde in diese Funktion gewählt und ist daher in der Geschichte des Wiener Landtags jene Persönlichkeit, die als Erster diese Funktion des Ersten Präsidenten ausübte.

In seiner politischen Tätigkeit gibt es eine Reihe wichtiger Leistungen. So erwarb er sich Verdienste um die Wiener Stadtverfassung von 1931. Er war mitverantwortlich für eine große Reform der Magistratsverwaltung in der Ersten Republik und gilt als der eigentliche Schöpfer des Wiener Wohnbauprogramms von 1923. Die Funktion des Ersten Präsidenten übte er bis Ende 1932 aus, dann übernahm er das Finanzressort, welches er bis zu seiner gewaltsamen Verhaftung im Jahre 1934 ausübte. Nach seiner Enthaftung blieb er politisch tätig und wurde 1938 von den Nationalsozialisten neuerlich verhaftet. Er wurde in die Konzentrationslager Dachau und Buchenwald verschleppt und kam letztendlich 1942 als Jude nach Auschwitz. In Birkenau, dem Auschwitzer Vergasungslager, wurde er dann von den Nazis brutal ermordet. Der 12. Dezember gilt, obwohl man es nicht genau nachforschen konnte, als sein Todestag, der Tag, an dem er ermordet wurde. 

Ich habe anlässlich des Todestags bei der Urnennische der Feuerhalle Simmering in Dankbarkeit für sein Wirken und für seine Tätigkeit für unser Bundesland und unsere Stadt einen Kranz niedergelegt. Ich bin zutiefst davon überzeugt, seine Leistungen als Erster Präsident des Wiener Landtags, als Stadtrat, aber auch ganz besonders seine Persönlichkeit bleiben unvergessen.

Meine Damen und Herren, ich würde Sie bitten, in Würdigung dieses großen Wieners eine kurze Minute des Gedenkens zu verwahren. (Die Abgeordneten erheben sich von den Plätzen und halten eine Gedenkminute ab.) - Ich danke Ihnen.

Hohes Haus, gestatten Sie mir vor der Fragestunde noch zwei Informationen:

Ich habe von Herrn Dr Ferdinand Maier, unserem Wiener Bundesrat, eine Mitteilung erhalten, worin er mich informiert, dass er auf Grund des Ergebnisses der Nationalratswahl vom 24. November 2002 ein Nationalratsgrundmandat im Wahlkreis Wien-Nord übernehmen wird. Da er mit 20. Dezember 2002 zum Abgeordneten des Nationalrats angelobt wird, ersucht er um Kenntnisnahme, dass er mit Ablauf des 19. Dezember 2002 auf sein Bundesratsmandat verzichtet. In seinem Schreiben teilt er mir auch mit, dass er sich bei den vom Land Wien in den Bundesrat entsandten Mandataren für die Zusammenarbeit recht herzlich bedankt und dass er sich in seiner neuen Aufgabe stets um die Anliegen der Bundeshauptstadt Wien kümmern wird.

Meine Damen und Herren, wie Sie, oder die meisten von Ihnen, wissen, ist uns Herr Bundesrat und kommende Nationalrat Dr Ferdinand Maier nicht unbekannt. Er war von 1983 bis 1996 Abgeordneter und Gemeinderat dieses Hauses, war dann Ersatzmitglied des Bundesrats und von 1999 bis 2002 Bundesrat. Dr Maier war ein sehr engagierter Politiker, der durchaus verstanden hat, Konsens herzustellen, der es aber genauso durchaus verstanden hat, auch Unterschiede aufzuzeigen. In seinem Bestreben des Wettbewerbs um die besseren politischen Ideen war er bekannt und engagiert. Es gibt guten Grund, ihm als Wiener Landtag für seine Tätigkeit als Vertreter Wiens im Bundesrat herzlich zu danken und für seine kommende politische Aufgabe viel Erfolg zu wünschen. (Allgemeiner Beifall.)
Ich darf Ihnen mitteilen, dass entsprechend der Wahl des Wiener Landtags sein Mandat in Zukunft das Ersatzmitglied, Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer, im Bundesrat ausüben wird.

Noch eine dritte Information: Wir haben heute auf der Tagesordnung den Bericht der Volksanwaltschaft. In der Präsidiale hat es die Information gegeben, dass es zu diesem Bericht der Volksanwaltschaft keine Wortmeldungen geben wird. Ich habe die Volksanwaltschaft darüber informiert und habe nun vom Vorsitzenden der Volksanwaltschaft ein Schreiben bekommen, worin er für diese Information dankt, aber daher auch um Verständnis bittet, dass heute von der Volksanwaltschaft bei diesem Tagesordnungspunkt, der lediglich abgestimmt wird, niemand anwesend sein wird. Wir nehmen das zur Kenntnis. Es ist sicherlich sinnvoll, dass die Volksanwälte nicht nur zur Abstimmung herkommen, wenn keine Diskussion stattfindet. Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 

Entschuldigt sind die Abgen Günther Barnet, Kurth-Bodo Blind, Helga Klier, Johannes Prochaska und Dr Monika Vana.

Nun kommen wir zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP/05479/2002/0001-KSP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Alois Mayer gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Wie von der Europäischen Kommission mitgeteilt, wurde die Stillhaltefrist im Zusammenhang mit der elektronischen Kennzeichnung von Hunden von 14. Oktober 2002 auf 14. April 2003 verlängert. Welche Auswirkung hat diese Fristverlängerung auf 18 Monate im Zusammenhang mit den legistischen Vorhaben auf landesrechtlicher Ebene?
Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie haben mich gefragt: "Wie von der Europäischen Kommission mitgeteilt wurde, ist die Stillhaltefrist im Zusammenhang mit der elektronischen Kennzeichnung von Hunden vom 14. Oktober 2002 auf 14. April 2003 zu verlängern. Welche Auswirkungen hat diese Fristverlängerung auf 18 Monate im Zusammenhang mit den legistischen Vorhaben auf landesrechtlicher Ebene?" 

Herr Gemeinderat, Wien ist nicht nur Umweltmusterstadt, sondern Wien ist auch beispielgebend im modernen Tierschutz für artgerechten Tierschutz. Wien, so wünsche ich es mir, muss auch ein Vorbild sein für ein einheitliches Tierschutzgesetz, auch auf Bundesebene. Gerade in Wien nehmen die Hunde eine ganz wichtige Funktion ein. Jede fünfte Wienerin, jeder fünfte Wiener hat in Wien einen Hund. Für ältere Menschen ist das nun einmal oft der einzige Freund. Die Kinder lernen damit, Verantwortung zu lernen und auch Pflichten zu übernehmen. 

Daher ist es mir ein besonderes Anliegen, gerade jetzt, in der Weihnachtszeit, bei den Weihnachtsgeschenken, denn oft will man seinen Kindern etwas Gutes tun und Hunde schenken, darauf hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass man kompetent beraten wird. Deshalb haben wir uns entschlossen, gemeinsam mit der Veterinäruniversität wie auch im Vorjahr eine Beratungshotline einzurichten, wo man Informationen über artgerechte Hundehaltung erhalten kann und ganz besonders, was man vorher bedenken muss, bevor man einen Hund kauft. Es ist nämlich nicht jeder Hund für jede Familie beziehungsweise für jeden Besitzer geeignet.

Zur Frage zurückkommend: Die Kennzeichnungspflicht für alle in Wien gehaltenen Hunde liegt mir ganz besonders am Herzen, denn dieses Chipen von Hunden ist eine ganz massive Maßnahme, die aus Tierschutzgründen wichtig ist. Das entsprechende Gesetz wurde bereits begutachtet und hat die gesetzliche Begutachtungsfrist auch durchlaufen. Jetzt ist aber die Situation dahingehend, dass ein Kommissionsvorschlag auf europäischer Ebene vorliegt, und wenn einmal eine Verordnung ähnlicher Natur auf europäischer Ebene vorliegt, dann hat man die Verpflichtung zu einer 12‑monatigen Stillhaltefrist. Nunmehr hat uns aber die Europäische Kommission mitgeteilt, dass eine 18-Monatsfrist, also die maximal zulässige Frist, eingehalten werden muss. Das heißt, diese Frist wurde nunmehr bis 14. April 2003 verlängert. 

Was kann man bis dorthin tun? - Man kann jetzt freilich auch chipen, die entsprechenden Vorgaben wurden schon erlassen, abgesprochen mit den entsprechenden Tierärzten, mit der Tierärztekammer. Ich bin mir sicher, wenn diese Verordnung auf EU-Ebene nicht vorher in Kraft tritt, dann wird unsere Verordnung am 14. April 2003 in Kraft treten. Bis dahin ist aber jeder, selbstverständlich auch auf freiwilliger Basis, aufgerufen, seinen Hund chipen zu lassen.

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage hat Frau Abg Sommer-Smolik. 

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Danke für die Information bezüglich der Hotline im Weihnachtsgeschäft. 

Zu Ihrer Antwort: Es ist in der letzten Diskussion bei der Novellierung des Wiener Tierschutzgesetzes auch darum gegangen, dass die Expertenrunde, die dieses Chipen prüfte, auch den Hundeführerschein prüfen sollte. 

Jetzt möchte ich Sie fragen: Hat diese Stillhaltefrist auch eine Auswirkung auf die Einführung des Hundeführerscheins, der eigentlich nicht an diese Kommissionsmeinung gekoppelt ist und daher keine Novellierung durch die EU brauchen würde?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Ja, wir haben entsprechende Vorarbeiten für eine so genannte "Hundeführberechtigung" geleistet. Ein Hundegipfel hat erst letzte Woche zu diesem Thema stattgefunden und wir sind übereingekommen, als erster Schritt soll eine Art Hundeführberechtigung auf Anweisung der MA 60 durch die Polizeidirektion vorgeschrieben werden, wenn ein Hund auffällig geworden ist. Das haben wir vorige Woche beschlossen. Die MA 60 wird eine entsprechende Anweisung an die Polizeidirektion weitergeben.

Präsident Johann Hatzl: Zweite Zusatzfrage: Herr Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Wenn das Chipen einmal eingeführt ist, wie wird dann die Einhaltung dieser Bestimmung, sprich die Einsetzung des Chips, überprüft werden?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herr Abgeordneter!

Hierzu liegt bereits ein entsprechender Verordnungsentwurf auf Basis einer Änderung des Tierschutzgesetzes vor. Der Vollzug wird von der Tierärztekammer durchgeführt werden. Die Behörde wird die entsprechende Kontrolle durchführen. Tatsache ist, wir wünschen uns, dass bereits nach drei Monaten ein Hund gechipt werden muss.

Präsident Johann Hatzl: Eine weitere Zusatzfrage hat Frau Abg Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!
Die Chipung würde auch verschiedene Kontrollen ermöglichen, nämlich die Einhaltung verschiedener Gesetze. So wie es konzipiert ist, sieht es aus, als ob die Chipung in erster Linie nur dafür verwendet wird, festzustellen, wer der Eigentümer von freigesetzten Hunden ist, denn in dem ursprünglichen Konzept sind nur sehr wenige Chiplesegeräte vorgesehen. 

In der Vergangenheit haben Sie eine "Aktion scharf" für einen kurzen Zeitraum initiiert, bei dem zu kontrollieren war, ob die Hundehalter diverse Vorschriften einhalten. Wie wir wissen, sind solche Aktionen immer nur für einen kurzen Zeitraum sehr hilfreich, dann reißt wieder eine gewisse legere Umgangsart ein. 

Ich frage Sie daher: Können Sie sich vorstellen, doch eine höhere Anzahl von Chipgeräten anzuschaffen, die eventuell auch andere Tierschutzorgane als die Polizei, denn wie wir wissen, ist die Polizei damit überfordert, das ausreichend zu kontrollieren, unterstützen würde, in dieser Richtung Kontrollen vorzunehmen, ob die Hundehalter diverse Vorschriften, wie zum Beispiel die Leinenverpflichtung, einhalten?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Die entsprechende Vorschrift, wie sie in Begutachtung gesendet wurde, hat Folgendes zum Inhalt: Die Kennzeichnung muss durch einen Tierarzt erfolgen. Der Mikrochip ist dem Hund subkutan einzusetzen. Anlässlich dieses Vorgangs hat der Tierarzt den Namen, den Hauptwohnsitz des Hundehalters, die Rasse, das Geschlecht, das Alter des Hundes sowie die Kennnummer des eingesetzten Mikrochips festzuhalten. Im Rahmen dieser Verordnung, die auch im Bereich dieses Hundegipfels diskutiert wird, können selbstverständlich auch zusätzliche Informationen eingespeichert werden. Das ist die Aufgabe eines Hunderegisters. Die Inhalte dieses Hunderegisters werden gemeinsam mit der Tierärztekammer und mit den betroffenen Stellen diskutiert. 

Selbstverständlich ist das Lesegerät eine wichtige Funktion in dieser Kette der Kontrolle. Lesegeräte gibt es derzeit schon bei der MA 60. Lesegeräte gibt es bei den Tierärzten. Selbstverständlich wird aber darüber zu diskutieren sein, in welchem Ausmaß diese Lesegeräte zu finanzieren sind und wer vor allem diese Lesegeräte dann tatsächlich bedienen wird können.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Dr Mayer.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wie werden wir die Zeit nutzen, die durch die Fristverlängerung entsteht, um die Chipung vorzubereiten oder Maßnahmen zu setzen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wir nützen diese Zeit in Form von Expertengesprächen mit betroffenen Kreisen, mit der MA 60, mit Veterinärexperten, mit der Veterinäruniversität, mit der Tierärztekammer und mit dem Kynologenverband. Hier werden zahlreiche begleitende Maßnahmen diskutiert, vor allem was alles im Hunderegister anzuführen ist, welche technischen Details zu erfüllen sind. Eine zentrale Frage ist die Vertraulichkeit der Datenverwaltung. Wer hat Zugriff zu diesen Daten? In welchem Fall sind welche Daten wem zur Verfügung zu stellen? 

Ein weiterer Punkt, der im Rahmen dieses Hundegipfels diskutiert wurde, ist, dass wir gemeinsam mit der Wiener Umweltanwaltschaft Musterhundezonen erarbeiten und dann in einem Bezirk zur Ausführung bringen werden. 

Über die Hundeführberechtigung habe ich schon berichtet.

Weiters werden wir uns darum kümmern, dass eine Art europäischer Städtevergleich über die Hundehaltung, über die verschiedenen Hundekontrollen, aber auch über die Sicherheit von Hunden mit Beißkorb und Leine erstellt wird. Diese Studie ist nunmehr angedacht und wird in Auftrag gegeben werden, um hier einen internationalen Vergleich als Grundlage für die weiteren gesetzlichen Maßnahmen veröffentlichen zu können.

Präsident Johann Hatzl: Danke schön. - Die 2. Anfrage (FSP/05477/2002/0001-KGR/LM) wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet: Im Juni 2002 wurde der traditionell "schwarze" Posten eines Landesschulinspektors nachbesetzt, der männliche Bewerber der ÖVP kam daher zum Zug, obwohl drei Frauen, die allerdings alle mit dem Makel behaftet waren, nicht das richtige Parteibuch zu besitzen, nachweislich besser qualifiziert waren. Was werden Sie als Präsident des Wiener Stadtschulrats unternehmen, damit derartig eklatante Verstöße gegen objektivierte Verfahren nicht mehr stattfinden?
Ich ersuche um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Die von Ihnen angesprochene Bestellung eines Landesschulinspektors erfolgte entsprechend den legistischen Vorgaben und auf der Grundlage eines mehrstufigen objektivierten Verfahrens. Als Resultat dieses Objektivierungsverfahrens nach dem Wiener Modell wurde ein Dreiervorschlag erarbeitet. Dieser Dreiervorschlag wurde von den weisungsfreien Mitgliedern des Kollegiums, also auch von Ihnen, diskutiert und schließlich von eben diesem Kollegium des Stadtschulrats für Wien genauso beschlossen. In weiterer Folge wurde dieser Dreiervorschlag vollkommen rechtskonform an das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur übermittelt. Die Frau Bundesministerin hat auf der Basis dieses Vorschlags ihre Entscheidung getroffen. Das ist die Faktenlage, die sowohl sämtlichen gesetzlichen Vorschriften als auch der vereinbarten objektivierten Vorgangsweise entspricht.

Ich kann daher in Beantwortung Ihrer Frage nur sagen, da ich weder einen eklatanten noch sonstigen Verstoß gegen das objektvierte Verfahren erkennen kann, sehe ich auch keinen Grund für Veranlassungen meinerseits.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Frau Abg Jerusalem, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

In diesem Fall haben Sie schlicht und einfach nicht Recht, denn das objektivierte Verfahren, das sich im Verordnungsrang befindet, wurde verletzt und nicht anerkannt, es wurde eine andere Reihung vorgelegt. Die Vorlage ist unvollständig, weil beide Abteilungsleiter das Ergebnis nicht mitgetragen und auch nicht unterschrieben haben. Das heißt, die weisungsfreien Mitglieder des Kollegiums wurden unvollständig beziehungsweise falsch informiert und eine Abstimmung, die auf unvollständigen beziehungsweise falschen Informationen beruht, ist meiner Meinung nach gar nicht gültig. 

Der zweite Punkt, um den es hier geht, ist, dass nicht nur das objektivierte Verfahren nicht eingehalten wurde, sondern auch das Gleichbehandlungsgebot für Frauen sozusagen außer Kraft gesetzt wurde. Es hat ein Mann das Verfahren gewonnen und eine Frau verloren. Diese Frau ist zum Glück auch vor die Gleichbehandlungskommission gegangen und hat Recht bekommen.

Ich frage Sie daher: Warum hat der Stadtschulrat nicht zumindest abgewartet, dass die Gleichbehandlungskommission spricht und sagt, wer Recht hat, sondern hat sich darüber hinweggesetzt und das gleich an das Unterrichtsministerium weitergeleitet?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Ich meine, aus dieser Sicht gesehen hat der Stadtschulrat keine andere Möglichkeit gehabt, als dieses Ergebnis weiterzuleiten. Ob Sie persönlich die Rechtsauffassung vertreten, dass dieses Abstimmungsergebnis, dieser Beschluss, nicht gültig ist oder doch gültig ist, ist belanglos. Er ist in formal richtiger Form gefasst worden. Daher ist das Ergebnis weiterzugeben gewesen und die Entscheidung durch die Frau Bundesminister getroffen worden. 

Selbstverständlich wird diese Entscheidung vor dem Hintergrund eines allfälligen Spruchs der Gleichbehandlungskommission zu überprüfen sein, aber dies ist in erster Linie eine Aufgabe der Frau Bundesministerin.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Es ist ein altbekanntes Ritual der Frau Kollegin Jerusalem, ein bestehendes objektives Ergebnis in Frage zu stellen und gleichzeitig damit den anderen Parteien politische Einflussnahme vorzuwerfen. Kein Mensch kann allerdings ernsthaft glauben, dass sozusagen die parteipolitische Einzelmeinung der Grünen objektiver sei, als das Objektivierungsergebnis selbst. 

Für mich stellt sich daher die Frage, die ich Ihnen damit sozusagen übermitteln darf: Das Objektivierungsverfahren ist eines der aufwändigsten und eines der professionellsten Verfahren, die wir in Österreich für die Erstellung von Dreiervorschlägen, bestehend aus vier Säulen, haben. Ich frage Sie, sehr geehrter Herr Landeshauptmann: Sehen Sie diese vier Säulen als gleichwertig im Gesamtergebnis des Objektivierungsverfahrens an?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ich habe selbstverständlich zur Stunde keinerlei Veranlassung, an dem bestehenden objektivierten Verfahren auch nur an einer Säule oder an einem Buchstaben zu rütteln.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Rudolph. 

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich habe Ihnen von dieser Stelle aus einmal anlässlich der Ausschreibung von zwei AHS-Landesschulinspektoren vorhergesagt, wer die Damen sein werden, die diese Position besetzen. Ich habe von dieser Stelle aus erst keine Namen genannt, sondern ich habe Ihnen das schriftlich mitgeteilt. Sie haben mir etwas erbost geantwortet. Ich habe aber mit den beiden wochenlang vorhergesagten Namen Recht gehabt, die beiden sind es geworden und waren auch tatsächlich die Bestqualifizierten, weil sich sonst niemand wirklich um die Funktion beworben hat. Das hat also zugetroffen.

Jetzt verhält es sich so, dass eine der VP zuzuzählende Bezirksschulinspektorin angekündigt hat, in Pension zu gehen. Der Posten ist mittlerweile ausgeschrieben. Auch jetzt, lange bevor das Auswahlverfahren tatsächlich zur Wirkung kommen soll, steht bereits fest, wer das werden wird. Es ist ein Schuldirektor aus dem 23. Bezirk. Er ist Volksschul- und Hauptschuldirektor. Den Namen nenne ich hier wiederum nicht. 

Das heißt, das Verfahren ist sehr berechenbar geworden. 

Ich frage Sie daher, Herr Landeshauptmann, ob Sie sich dafür einsetzen wollen, dass dieses Auswahlverfahren tatsächlich das wird, wovon es den Namen trägt, nämlich objektiv, und damit diese politische Berechenbarkeit verliert?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Wenn Sie sich als so erfolgreicher Prophet erweisen, dann sollten Sie Ihre Profession den Meinungsumfragen und den Meinungsforschern anbieten, denn dort ist sicherlich in der näheren Zukunft eine Menge Geld zu verdienen, wenn Sie diesen persönlichen Ratschlag annehmen wollen. 

Ich kann das nicht. Ich habe Ihnen das damals schon gesagt, als Sie mich gefragt haben, wie das Ergebnis der Bestellung sein wird. Aber möglicherweise sind Sie wesentlich mehr in diesem Metier tätig. Ich kann gelegentlich auch Fußballergebnisse voraussagen, ohne Prophet zu sein, wenn man sich dabei auskennt, zugegebenermaßen aber nicht alle. Das gestrige von Sturm Graz hätte ich nicht vorausgesagt und so ist Sturm Graz herzlich zu gratulieren, gar keine Frage. 

Aus meiner Sicht - ich wiederhole mich hier - ist dieses Auswahlverfahren objektiv. Es ist lange erarbeitet worden. Ich sehe keine Veranlassung - ich sage das noch einmal -, diesen bisher bestehenden Mehrheitskonsens, auch wenn er nicht von allen getragen wird - das weiß ich schon -, in Frage zu stellen. Ich sehe zur Stunde keine Notwendigkeit dazu.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Das Ergebnis des Objektivierungsverfahrens war in diesem Falle eindeutig. Die Frau, die es nun nicht geworden ist, hat am besten abgeschnitten. Daran gibt es überhaupt nichts zu rütteln, auch wenn Herr Abg Strobl, der derselben Partei wie der nunmehr glückliche Landesschulinspektor angehört - das verstehe ich schon -, wie Sie argumentiert. Das Parteibuchverfahren ist mir schon ganz klar. Auch die Gleichbehandlungskommission hat nunmehr der Frau Recht gegeben. Das Ganze geht jetzt zum Verfassungsgerichtshof und möglicherweise auch zum Verwaltungsgerichtshof.

Meine Frage an Sie ist: Wie wird die Wiedergutmachung für die nicht berücksichtigte siegreiche Kandidatin aussehen? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Das kann ich zur Stunde nicht sagen. Nachdem Sie selbst angedeutet haben, dass dies aller Voraussicht nach ein Fall für die Höchstgerichte werden wird, kann ich diese Frage zur Stunde nicht beantworten. 

Präsident Johann Hatzl: Danke, Herr Landeshauptmann. - Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/04059/2002/0002-KVP/LM). Sie ist von Abg Ingrid Korosec gestellt und an den Landeshauptmann gerichtet: Warum wurde auf die im Tätigkeitsbericht seit Jahren wiederholt geäußerte massive Kritik an den unerträglichen Arbeitsbedingungen beim UVS Wien in einem nur absolut unzureichenden Ausmaß reagiert?
Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Einleitend muss ich grundsätzlich feststellen, dass der UVS Wien, betrachtet man seine Tätigkeit mit der gebotenen Objektivität, seine Aufgaben überwiegend klaglos erfüllt. Es wird jedoch immer wieder versucht, den Eindruck zu erwecken, der UVS Wien könnte seine Aufgaben in wesentlichen Bereichen nicht oder nicht mehr erfüllen. 

Auf eine Reihe von Kritikpunkten bin ich in meinem Antwortschreiben vom 22. November 2002 zu Ihrer schriftlichen Anfrage, betreffend die Tätigkeit des UVS Wien, die Sie gemeinsam mit Herrn Klubobmann Dr Tschirf an mich gerichtet haben, bereits eingegangen. 

Zu weiteren Kritikpunkten im Zusammenhang mit den angeblich unerträglichen Arbeitsbedingungen beim UVS darf ich Folgendes feststellen: 

Zu 1: Büroautomation, EDV: Es steht außer Streit, dass im EDV-Bereich weiterhin Problemfelder vorhanden sind. Einige der gravierendsten Probleme im Zusammenhang mit der Umstellung der EDV-Organisation des UVS Wien wurden jedoch bereits gelöst. Häufige Fehlermöglichkeiten, wie zum Beispiel Systemabstürze während der Verhandlungen und Performanceprobleme, konnten zum Großteil ausgeschaltet werden.

Für alle Mitglieder und das Verwaltungspersonal wurden eine Hardwareaufrüstung und eine Softwareaktualisierung vorgenommen. Mit dieser Aufrüstung wurde bei den meisten Rechnern eine Stabilisierung erreicht.

Um dem Problem der Datenverluste, insbesondere bei Verhandlungsprotokollen, zu begegnen, wurde ein Sicherheitsmakro eingesetzt, das eine lokale Sicherung von Dokumenten ermöglicht. Bei Verwendung des Sicherheitsmakros kann der bis zum letzten Abspeichern geschriebene Text wiederhergestellt werden.

Eine weitere entscheidende Verbesserung wird durch die Zurverfügungstellung von neuen PCs für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter voraussichtlich 2003 eintreten. 

Zwecks Vorbereitung einer vorgesehenen Neugestaltung des EDV-Systems wurde mit der Darstellung eines detaillierten Pflichtenhefts begonnen. Die langjährigen Bemühungen um einen Onlinezugriff auf vorhandene Datenbanken anderer Behörden, wie zum Beispiel das Wiener Gewerberegister, das Firmenbuch oder das Zentrale Melderegister, waren nach jahrelanger Klärung massiver datenschutzrechtlicher Probleme erfolgreich, sodass mit einer von den Mitgliedern in diesem Zusammenhang stets erwähnten möglichen Verfahrensbeschleunigung zukünftig gerechnet werden kann.

Zu 2: Personalbedarf: Die im jeweiligen Tätigkeitsbericht angestrebte Erledigungsquote von 200 Verfahren pro Jahr und Mitglied, welche aus Sicht der Mitglieder als Schlüssel zur Personalberechnung heranzuziehen wäre, ist nach Auffassung der Präsidentin eindeutig zu niedrig angesetzt. Die durchschnittliche Erledigungsquote liegt pro Mitglied und Jahr tatsächlich weit höher. In diesem Zusammenhang soll nicht unerwähnt bleiben, dass den Mitgliedern bereits seit Jahren monatlich bis zu 25 Überstunden pro Mitglied abgegolten werden. 

Die Auffassung, wonach die Nachbesetzung aller offenen Mitgliederplanstellen unbedingt erforderlich sei, wird von der Präsidentin nicht geteilt, da der Höchststand an Einlaufzahlen des Jahres 1996 von 14 060 in keinem der Folgejahre auch nur annähernd erreicht wurde und auch im Jahr 2001 nur 11 498 betragen hat. 

Da durch das Verwaltungsreformgesetz 2001 neue Aufgaben an den UVS übertragen wurden und ab 2003 auf ihn zukommen werden, wurde auf Initiative der Präsidentin des UVS Wien die Besetzung von sechs Posten beantragt und auch genehmigt. Weitere vier Posten für Mitglieder, mit denen insbesondere die Erfordernisse im Zusammenhang mit einer Novelle der Gewerbeordnung abgedeckt werden, stehen unmittelbar vor der formalen Genehmigung.

Zu der im Tätigkeitsbericht behaupteten personellen Ausdünnung des UVS und der behaupteten zunehmenden Verjährungsgefahr ist festzuhalten, dass die überwiegende Mehrzahl der Mitglieder nach wie vor eine geringfügige Verjährungsquote aufweist und dass lediglich einige Mitglieder diesbezüglich deutlich über dem Durchschnitt liegen. So wiesen etwa 30 Mitglieder im Jahr 2001 insgesamt nur 96 Verjährungen auf, während auf 3 weitere Mitglieder insgesamt 233 Verjährungen, das waren fast 44 Prozent aller Verjährungen, entfielen. 

Ähnliches kann auch zu den Rückständen gesagt werden. Ein unvermeidlicher Sockel an Rückständen ergibt sich schon dadurch, dass die meisten Verfahren zum Zeitpunkt ihres Einlangens beim UVS Wien noch nicht entscheidungsreif sind. Dieser Sockel beläuft sich erfahrungsgemäß auf durchschnittlich etwa 200 Ver-fahren pro Mitglied, wobei etliche Mitglieder deutlich geringere, allerdings einige Mitglieder deutlich höhere Rückstände aufweisen. So belief sich der Rückstand eines Mitglieds am 31.12.2001 auf rund 700 Akten, allerdings inklusive zahlreicher Annexzahlen.

Was den Vorwurf betrifft, für die systematische inhaltliche Bearbeitung der zu erfassenden Entscheidungen stehe kein juristisches Personal zur Verfügung, ist festzustellen, dass gerade auch im Hinblick auf die allgemeine Knappheit der Ressourcen bereits in der Vergangenheit versucht wurde, mit dem vorhandenen Personal der Evidenz- und Dokumentationsstelle das Auslangen zu finden. Das hat sich im Wesentlichen auch bewährt.

Zu 3: Verhandlungssäle: Zu der angeblich untauglichen Ausstattung sowie der geringen Zahl der Verhandlungssäle, nämlich zwei, ist festzuhalten, dass die Organisation des UVS Wien grundsätzlich vorgesehen hat, die größte Menge der Verhandlungen in den Amtsräumen der Mitglieder durchzuführen. Aus diesem Grund wurden die Amtsräume dieser Vorgabe entsprechend, gemessen am sonst üblichen Standard im Magistrat, überdurchschnittlich groß und geräumig gestaltet. Für Verhandlungen mit zahlreichen Zeugen, Sachverständigen und so weiter, sind darüber hinaus die beiden Verhandlungssäle geschaffen worden, in denen jeweils zirka 20 Personen Platz finden. 

Zu 4: Personensicherheit: Ein von den Mitgliedern immer wieder angeführtes Problem ist die Gewährleistung der persönlichen Sicherheit. Die Präsidentin hat in diesem Zusammenhang zahlreiche Maßnahmen getroffen, um in der Folge eine Verbesserung der allgemeinen Sicherheit im Unabhängigen Verwaltungssenat herbeizuführen. 

Die Bundespolizeidirektion Wien wurde ersucht, ein Gutachten hinsichtlich der Sicherheitsvorkehrungen im Amtshaus Muthgasse zu erstellen. Die darin getroffenen Feststellungen zur Hebung der Sicherheit im UVS Wien führten dazu, dass die MD-KS unter anderem drei Informationsveranstaltungen zur Frage der Sicherheit im UVS Wien durchführte, diverse interne organisatorische Maßnahmen festgelegt wurden und vor allem für Verhandlungen in besonderen Fällen eigene Sicherheits-vorkehrungen durch die MA 68 - Wache Rathaus getroffen werden.

Die von den Mitgliedern immer wieder geforderte rigorose Zugangsbeschränkung mit Personenkontrolle zu den Amtsräumen des UVS Wien, analog den Gerichten, wurde bislang von allen magistratsinternen und ‑externen Experten als nicht zielführend bezeichnet.

Ich hoffe, Ihnen mit diesen weiteren Informationen gedient zu haben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die erste Zusatzfrage hat Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Seit Jahren haben wir im Bericht der Vollversammlung immer wieder die gleichen Versäumnisse. Jetzt wurde es sehr positiv dargestellt. Faktum ist, dass 10 000 Fälle Rückstände vorliegen. Das heißt, das ist ein Jahresbedarf, während in allen anderen Bundesländern Rückstände von maximal zwei bis drei Monaten sind.

Noch einmal: Wie können Sie sich das erklären? Beziehungsweise welche Maßnahmen werden tatsächlich gesetzt, dass sich das endlich ändert?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Ich habe das in einem siebenseitigen Brief an Herrn Klubobmann Dr Tschirf und jetzt in einem ohnehin allzu lang geratenen Referat darüber dargelegt, dass sowohl die Wünsche, welche die EDV-Ausstattung betreffen, als auch die zusätzlichen Personalwünsche, die vorgetragen wurden, entsprechend erfüllt werden. Ich kann daher, das sage ich ganz offen, das Problem nur marginal erkennen. 

Im Übrigen kann ich Ihnen, Frau Abgeordnete, auch sagen, ich bin gerne dazu bereit, in der Öffentlichkeit darüber zu diskutieren, ob die Erledigung von 200 Aktenstücken pro Jahr und Person in der Tat eine Überforderung darstellt oder ob nicht anderweitig in Rechts- oder Behördenstellen, wo Berufungsverfahren erledigt werden, das in effizienterer Form dargestellt wird. Ich erinnere daran, dass wir alle gemeinsam Diskussionen über Verwaltungsreform, Beschleunigung von Verfahren und so weiter führen. Deshalb glaube ich, dass man über ein derartiges Faktum oder einen derartigen Ist-Zustand auch Diskussionen führen sollte, nämlich 200 Akten pro Jahr und pro Person.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die zweite Zusatzfrage hat Herr Abg Dr GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie haben das Verwaltungsreformgesetz 2001 erwähnt und gesagt, dafür sind sechs Personen aufgenommen worden. Es waren damals für ungefähr 3 000 Akten 20 zusätzliche Mitarbeiter beantragt, aufgenommen wurden hingegen 6 Mitarbeiter.

Anlässlich der Landtagssitzung im September wurde wieder ein neuer Bereich, und zwar der Krankenanstaltenbereich, in die Zuständigkeit des UVS übergeben. Heute haben wir die Materie Wohnbauförderungsgesetz, das auch dem UVS als Berufungsbehörde übergeben werden sollte.

Ist von Ihnen abschätzbar, welche zusätzlichen Rechtsmaterien des Landes Wien in nächster Zeit noch kommen werden beziehungsweise wie viele Verfahren damit an den UVS herangetragen werden müssen und dafür auch Personal zur Verfügung zu stellen ist?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Es sind nicht 6, sondern es sind 10 Dienstposten, die im nächsten Jahr im UVS mehr sein werden. 

Ihre Frage kann ich zur Stunde nicht beantworten. Sie kann vielleicht ein Experte beantworten, das ist möglich. Der bin ich aber nicht. Ich kann nicht abschätzen, welche Rechtsmaterien noch übergeben werden, was ein zukünftiges Ergebnis einer Bundesstaatsreform sein wird. 

Folgerichtig kann ich deshalb auch nicht ablesen, wie viele zusätzliche Dienstposten noch notwendig sein werden, aber ich bitte darum, einfach von dem tatsächlichen Ist-Zustand von plus 6 jetzt und plus 4, also insgesamt 10 im nächsten Jahr, auszugehen. Ich denke, dass wir dann solche Fragen wie 20 Leute für zusätzlich 3 000 Akten einmal diskutieren könnten. Vor allem sollten wir das ein bisschen vor dem Hintergrund diskutieren, wie sich Verwaltungen außerhalb des öffentlichen Bereichs abspielen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die dritte Zusatzfrage hat Frau Abg Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Mein Vorredner hat bereits auf diesen neuerlichen Arbeitsanfall hingewiesen, der durch die Verwaltungsreform dazukommt. Wenn wir davon ausgehen, dass der UVS ungefähr 70 Mitglieder braucht, um den Arbeitsanfall insgesamt zu bewältigen und man Ihrer sehr einfachen und klaren Rechnung folgt, da kommen 6 dazu, da kommen 4 dazu, dann kommen die Menschen aus Karenzen wieder zurück und so weiter und so fort, bleibt dennoch am Schluss, unter dem Strich, eine Diskrepanz von, sagen wir 10 bis 18 Menschen, die immer noch fehlen, um die Arbeit in einem normalen Zeitraum bewältigen zu können. 

Wie gibt es das, dass diese Diskrepanz nach wie vor besteht und nichts unternommen wird, um sie zu beseitigen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Landtagsabgeordnete!

Es ist zwar unüblich, aber ich muss Ihnen einfach die Gegenfrage stellen. Ihre Mathematik beruht darauf, dass im Schnitt 200 Akten pro Person und Jahr erledigt werden. Dazu muss ich Ihnen einfach die Gegenfrage stellen: Ist das in der Tat das Nonplusultra von Verwaltungseffizienz? Das ist ernsthaft die Frage, die wir hier stellen müssen. 

Zu sagen, das wünschen sich die dortigen Mitarbeiter, und wenn wir so die Wünsche von allen Mitarbeitern des Magistrats, allen öffentlichen Dienststellen, auch allen Gerichten, erfüllen würden, dann ersparen wir uns alle Diskussionen, die wir über Verwaltungsreform, Bundesstaatsreform und ähnlichen Sonntagsreden, die sich immer abspielen, halten. Ich bitte wirklich, sich das ein bisschen zu überlegen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die vierte Zusatzfrage hat Frau Abg Korosec. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich komme zum Vergaberecht. Außer Salzburg und Wien haben bereits alle Bundesländer das Vergaberecht an den UVS abgetreten. 

Jetzt meine Frage: Haben Sie das vor? Wann haben Sie das vor? Es würde die politische Vernunft eigentlich dafür sprechen, das Vergaberecht auch an den UVS abzugeben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Da muss man Spezifisches vergleichen. Wir haben eine andere Einrichtung, weil wir den Vergabesenat, auf den wir uns geeinigt haben, eingerichtet haben. Aber wie dem auch immer sei, ich glaube, dass es ein Gebot der Vernunft wäre, über etwas ganz anderes nachzudenken, nämlich darüber nachzudenken, ob man insbesondere vor dem Hintergrund der Vergaberichtlinien der Europäischen Union und einer ohnehin schon erfolgten Spezifizierung durch ein österreichisches Bundesgesetz, generell gesehen noch Vergaberichtlinien, Vergaberegelungen, Vergabegesetze in den Ländern braucht. Darüber sollten wir vielleicht gemeinsam nachdenken. 

Wenn wir uns überlegen, was nicht nur angedacht, sondern an sich so vereinbart war, dass im Zuge der Verwaltungsreform der Bundesregierung aus der - nunmehr muss man schon bald sagen - letzten Legislaturperiode neben dem Übertragen von Aufgaben vom Bund an die Länder - das ist das, was real passiert ist - nun auch die zweite Säule kommt, nämlich die Deregulierung, dann denke ich, dass man beispielsweise in den Bereichen von Vergabegesetzen ernsthaft darüber nachdenken sollte, dass man die Landesvergabegesetze auflöst und durch die EU-Richtlinien und ein Bundesvergabegesetz eigentlich eine hinreichende Rechtssicherheit gegeben wäre.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Damit ist die 3. Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/05480/2002/0001-KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Helmut Günther gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Im Gesetzesentwurf zum Wahlrecht für Nicht-Unionsbürger ist festgehalten: "Aus verwaltungsökonomischen Gründen wird jedoch davon abgesehen, das Wahlrecht für Nicht-Unionsbürger an einen Aufenthaltstitel nach dem Fremden- oder Asylrecht zu knüpfen. Beim Bestehen eines bereits fünfjährigen ununterbrochenen Hauptwohnsitzes in Wien kann davon ausgegangen werden, dass ein rechtsgültiger Aufenthaltstitel besteht oder zumindest in Aussicht gestellt ist." Wieso wird nach fünf Jahren ein rechtsgültiger Aufenthaltstitel angenommen, wenn das Fremdengesetz zahlreiche Versagungsgründe normiert?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Zu Ihrer Frage nach dem fremdenrechtlichen Status derjenigen, die in Zukunft in Wien nach fünfjährigem legalen Aufenthalt wählen sollen, beantworte ich Ihre Frage sozusagen schon mit der Wiederholung dessen, was das Thema unserer Debatte ist. Es ist natürlich in der Gesetzesvorlage vorgesehen, dass diejenigen, die fünf Jahre lang ununterbrochen in Wien mit Hauptwohnsitz gemeldet sind, entsprechend das Wahlrecht bekommen. Die Frage, nach der Art des Aufenthaltstitels, die Sie stellen, ob der befristet oder unbefristet ist, ist für das Wahlrecht nicht relevant. Es ist aber sehr wohl, wie in den von Ihnen zitierten Erläuterungen, anzunehmen, dass nach einem fünfjährigen legalen Aufenthalt mit entsprechender Meldung ein unbefristeter Aufenthaltstitel mit einer Aufenthaltsverfestigung vorliegt. Das ist aber an und für sich für die Frage des Wahlrechts irrrelevant. 

Ich kenne auch international keine Beispiele, wo das Wahlrecht an die Frage, ob es sich um einen befristeten oder einen unbefristeten Aufenthalt handelt, gebunden ist, sondern es geht darum, dass, wie es im Fremdenrecht vorgesehen ist, nach fünf Jahren eine Aufenthaltsverfestigung eintritt. 

In unserem Gesetzesvorschlag ist ein fünfjähriger legaler Aufenthalt, eine fünfjährige ununterbrochene Meldung in Wien vorgesehen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Herr Abg Dr GÜNTHER, bitte.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!
Wenn ein Drittstaatenangehöriger nach Wien kommt, sich hier in Wien anmeldet und innerhalb eines Monats in ein weiteres EU-Land weiterzieht, ohne sich abzumelden und die Meldung hier im Lande aufrechterhält, ist er an sich objektiv, formal und richtig in Österreich gemeldet, befindet sich aber nicht im Lande. Sie kennen die Qualität der Melderegister, die es derzeit gibt.

Jetzt stellt sich die Frage: Wie kann man nachprüfen, dass sich der Drittstaatsangehörige innerhalb der fünf Jahre auch im Inland befunden hat? (Abg Mag Christoph Chorherr: Deine Sorgen möchte ich haben!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Ich kann Ihnen nicht versichern, dass wir mit der Einführung des AusländerInnenwahlrechts Probleme oder Verstöße gegen das Melderecht in den Griff bekommen werden. Das sind aber - das wissen Sie selber ganz genau - zwei völlig verschiedene Dinge. Man kann nicht mit einem Gesetz, das mit dem überhaupt nichts zu tun hat, Verstöße gegen ein anderes ahnden oder in den Griff bekommen. 

Ich bin aber Ihrer Meinung, dass die Qualität der Meldedaten grundsätzlich, und zwar egal, ob Aus- oder Inländer, besser werden muss. Niemand hat mehr darunter gelitten, als ich als die zuständige Stadträtin, wie die Qualität der Meldedaten war, die wir von der Bundespolizeidirektion übermittelt bekamen. Ich kann Ihnen nur versichern, dass meine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen schon aus Eigeninteresse - das sage ich ganz offen - sehr bemüht sind, die Qualität der Meldedaten zu verbessern und dass wir alles daran setzen, um auf der einen Seite korrekte, der Wahrheit entsprechende Daten zu haben und auf der anderen Seite - da waren wir, glaube ich, schon recht erfolgreich - auch sehr kundInnenorientiert sowie bürger- und bürgerinnenfreundlich im Meldewesen zu agieren. 

Mit der Frage des Wahlrechts können und sollten wir dieses Thema nicht verknüpfen. Beim Wahlrecht müssen wir, wie bei allem anderen auch, auf die uns gesetzlich zustehenden Möglichkeiten und auf die Informationen, die uns das Meldewesen zur Verfügung stellt, zurückgreifen, genauso wie bei den Inländern. Da gibt es sozusagen keinen qualitativen Unterschied. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die zweite Zusatzfrage hat Herr Abg Mag Chorherr. - Bitte.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!
Vielleicht um ein bisschen auf den relevanten Kernpunkt, den wir ohnehin dann in der Debatte auch diskutieren werden, noch einmal zurückzukommen, weil ich in der Tat gerne diese Position verstehen würde, die unser Hauptkritikpunkt an dem vorliegenden Entwurf ist: Wieso gehen Sie bei diesem richtigen, notwendigen, längst überfälligen Schritt, Ausländern, die in Wien leben, arbeiten und auch Steuern zahlen, das Wahlrecht zu geben, diesen nur halb? Und warum schaffen Sie zwei Klassen von Ausländern, indem nach diesem Beschluss Engländer, Italiener, SpanierInnen, PortugiesInnen nach EU-Recht selbstverständlich sofort wählen dürfen, aber Menschen, die schon jahrelang hier arbeiten, leben, ihre Heimat hier haben, fünf Jahre lang warten müssen, insbesondere deswegen, weil in einigen Jahren dank der EU-Erweiterung auch Tschechen, Slowaken und Polen, die in Wien leben, sofort wahlberechtigt sind, aber andere, zum Beispiel aus Ex-Jugoslawien das nicht sind? Was ist der politische Grund, warum Sie diesen Schritt nur halbherzig gehen wollen? (Abg Gerhard Pfeiffer: Oder Wähler aus Niederösterreich!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Das ist kein halbherziger Schritt, sondern ich glaube, dass die Einführung des Wahlrechts für Menschen, die aus anderen Ländern zu uns gekommen sind, hier leben, hier arbeiten, hier ihre Steuern zahlen und hier ihre neue Heimat gefunden haben, ein absolut qualitativer Sprung nach vorne ist. Ich halte das für unglaublich wichtig, weil damit zum ersten Mal Ausländer in der politischen Auseinandersetzung nicht mehr nur ein Objekt, über deren Köpfe hinweg die Politiker - manche leider sehr negativ - diskutieren, sondern ein politisches Subjekt sind. Sie können selber aktiv werden und eingreifen. Ich glaube, dass das ein sehr wichtiger Schritt für die Demokratie insgesamt und auch für die Integration ist. (Abg Mag Christoph Chorherr: Da sind wir uns schon einig!) Das ist der qualitative Sprung. Deswegen glaube ich, dass der Begriff "Halbherzigkeit" hier falsch gewählt ist. 

Entgegen anderer Behauptungen haben wir über dieses Wahlrecht und über das Demokratiepaket sehr lange und sehr ausführlich diskutiert. Ich höre, es gibt jetzt welche, die sagen, das ist überfallsartig und zu schnell gegangen. Das ist absurd, sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben einen eigenen Unterausschuss in meinem Ausschuss eingesetzt und haben alle Punkte, die dort vorgebracht wurden, lang und ausführlich diskutiert. Dort haben wir auch darüber diskutiert, dass dieser Vergleich mit der Europäischen Union ein falsch gewählter ist. Es stimmt, es gibt Länder, die einen anderen Zugang zum Drittstaatsangehörigenwahlrecht haben, die sagen, auch dieses Wahlrecht machen sie nur auf Gegenseitigkeit. Das ist aber ein Konzept, das ich persönlich nicht für richtig halte, denn für die Demokratie in unserem Lande oder für die Demokratie in den Bezirken, also vor Ort, von wo wir sprechen, ist es irrelevant, ob ich in Ankara wählen darf. Sehr wohl ist es jedoch relevant, ob jemand, der hier lebt und hier seine neue Heimat gefunden hat, sich in die Demokratie einbringen kann. 

Das Konzept der Europäischen Union ist aber genau ein solches, dass wir sagen, wir haben uns gegenseitig in einem Gesamtkonzept gewisse Mindestrechte garantiert. Das ist ein völlig anderes Konzept als das, was wir hier mit dem AusländerInnenwahlrecht verfolgen, wo wir sagen, diejenigen, die schon lange da sind, sollen diese Möglichkeit erhalten. Übrigens wird das interessanterweise auch von vielen Betroffenen sehr einfach und sehr klar erklärt. Ich habe in der letzten Zeit einige Interviews von Betroffenen gehört, denn viele Medien beschäftigen sich dankenswerterweise mit dem Thema, und die Betroffenen sagen, eine gewisse Zeit soll man da sein, dann kennt man sich aus, weiß, was los ist, hat man ein Interesse an der Sache und deswegen ist es gut, wenn man eine Zeit lang hier ist und dann auch die Möglichkeit hat, sich einzubringen. Das heißt, der Vergleich mit der EU ist ein falscher, weil das ein völlig anderes Konzept ist. 

Der Gedanke der Einführung dieses AusländerInnenwahlrechts ist, dass man den Menschen, die schon lange hier leben und die hier ihre neue Heimat gefunden haben, die Möglichkeit gibt, sich einzubringen, und zwar in unser aller Interesse. Die Einführung des AusländerInnenwahlrechts ist nicht irgendein herablassender Gnadenakt gegenüber den Zuwanderern, ganz im Gegenteil, das ist in unser aller Interesse, denn wir alle leben in dieser Stadt nur gut, wenn alle, die hier leben, sich auch einbringen können. Es ist in unser aller Interesse, dass die Demokratie funktioniert. Dieser Vorschlag ist ein wichtiger Schritt in diese Richtung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Herr Abg Dr Ulm, bitte. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es ist richtig, dass es einen Unterausschuss Wahlrecht gegeben hat. Dieser hat vor ungefähr einem Jahr mehrfach getagt. Die letzte Sitzung hat allerdings am 5. März dieses Jahres stattgefunden. Es ist daher in der Zwischenzeit mehr als ein Dreivierteljahr vergangen. In diesem Unterausschuss wurden nur sehr grundsätzliche Dinge debattiert, aber nicht die konkreten Bestimmungen, die jetzt Eingang in das Gesetz finden werden. Es ist nie davon die Rede gewesen, dass Bezirksräte erster und zweiter Klasse geschaffen werden. Es ist nie konkret darüber geredet worden, mit welcher Anzahl von Stimmen nun jemand mit Vorzugsstimmen direkt gewählt werden kann, über viele andere Dinge auch nicht. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie dann zur Frage?

Abg Dr Wolfgang Ulm (fortsetzend): Wir haben am 1. Juni 2002 ein Gutachten des renommierten Prof Limbacher eingeholt, haben Ihnen das übermittelt und haben von Ihnen keine Einladung zu einem weiteren Gespräch bekommen, durch ein Dreivierteljahr nicht, während innerhalb von vier Tagen diese Novelle durch Sie durchgepeitscht werden soll. (LhptmStin Grete Laska: Was ist die Frage?)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Ich habe selten in meinem Leben eine so absurde Darstellung von dem gehört, was in Wirklichkeit passiert ist. Offensichtlich leben wir in zwei unterschiedlichen Realitäten. 

Wir haben lange in dem Unterausschuss diskutiert. Wir sind Punkt für Punkt durchgegangen und haben genau festgelegt, welche Fraktion wozu eine Meinung hat. Wir haben sogar bis ins letzte Detail über die Abstimmungsmodalitäten diskutiert, die gestern oder vorgestern in der Präsidiale auch so vereinbart wurden. Das heißt, wir haben auch ganz genau darüber diskutiert, wie wir was abstimmen, weil sich in dieser, im Gegensatz zu Ihrer Behauptung, sehr genauen Debatte gezeigt hat, dass es zu den unterschiedlichen Punkten unterschiedliche Meinungen gibt, dass manche zwar für die Senkung des Wahlalters, aber gegen die Einführung des AusländerInnenwahlrechts sind. Es gibt manche, die sind gegen alles, aber es gibt andere, die sind irgendwie grundsätzlich mehr bereit, ein Demokratiepaket mitzutragen. Das heißt, wir haben sogar bis in die letzte Frage der Abstimmungsmodalitäten diskutiert und sehr genau erarbeitet, was wir hier vorschlagen werden. Dann wurde ein Vorschlag erarbeitet. 

Anschließend haben wir, weil das gewünscht wurde und weil wir uns einer externen entsprechenden kritischen Beäugung unseres Vorschlags nicht entziehen wollen, einen äußerst renommierten Verfassungsexperten, den sehr bekannten Univ Prof DDr Mayer, beauftragt, ein Gutachten zu erstellen. Wir haben das, was in diesem Gutachten war, noch eingearbeitet, dann - das ist in Ihrer Darstellung irgendwie in der Luft, hat sich aufgelöst - alle Fraktionen nochmals eingeladen, ihnen alles präsentiert und den Vorschlag übergeben. Schließlich haben wir, weil das entgegen dem Stil der Bundesregierung, die dicke, ausführliche, höchst komplexe und relevante Gesetzesvorhaben zuschickt und man dann drei Tage Zeit zur Stellungnahme hat - das ist ungefähr so, als ob man gleich einen Brief schreibt, dass egal ist, was wir sagen, weil man sowieso nicht darauf eingeht -, mein Stil ist, eine Begutachtung in die Wege geleitet. Wir haben nachher, vor dem Sommer, allen Fraktionen mitgeteilt, wie der endgültige Vorschlag ausschaut, auch Ihrer Fraktion. Wenn Sie es vielleicht nicht erfahren haben, würde ich darum bitten, das intern mit Ihren Damen und Herren auszumachen, denn alle haben diesen Vorschlag bekommen. Wir sind jedenfalls in die Begutachtung gegangen und haben den Sommer über eine lange Begutachtungsfrist gelassen, weil wir allen Zeit lassen wollten, dass sie ihre Stellungnahmen entsprechend abgeben können. Diese sind auch gekommen und einige Stellungnahmen sind selbstverständlich eingearbeitet worden. 

Ich gebe zu, es hat im Oktober und November keine Sitzung stattgefunden, aber es ist uns allen in Erinnerung, dass in dieser Zeit noch ein bisschen etwas anderes los war. Jetzt ist die erste Sitzung, wo diese Frage zu diskutieren und zu beschließen ist, und das tun wir. 

Diesen Vorwurf, dass Sie nicht entsprechend vorbereitet informiert waren, gerade mir zu machen, wo ich immer extrem darum bemüht bin, alle einzubinden und einzubeziehen, weise ich entschieden zurück! Ich glaube, meine Darstellung hat bewiesen, dass wir alles getan haben, von der Einsetzung eines Unterausschusses, von der darüber hinausgehenden Information, bevor in die Begutachtung versandt wurde, über eine lange und ausführliche Begutachtung und auch die Einarbeitung entsprechender Stellungnahmen. Wir haben wirklich alles getan, um eine breite Debatte zu gewährleisten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Herr Abg Dr Günther, bitte.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Sie nennen das heutige Papier "Demokratiepaket der Stadt Wien". Das ist zum großen Teil richtig, weil es Bereiche der Demokratie in dieser Stadt betrifft. Wir haben wirklich über das Wahlrecht diskutiert. Ob es ausführlich genug war, wird sich in der Diskussion noch zeigen. Aber eines muss man schon feststellen: Zum Bereich der Demokratie würden auch einige andere Bereiche gehören, wie zum Beispiel das faire Wahlrecht für Wien, das in diesem Ausschuss ziemlich schnell abgehandelt worden ist, oder auch die Direktwahl des Bürgermeisters sowie des Bezirksvorstehers und einige andere Dinge. 

Jetzt meine Frage: Ist für Sie mit dem heutigen Beschluss die Diskussion über die Demokratie in Wien in dieser Gesetzgebungsperiode abgeschlossen oder wird es weiterhin neue, andere Überlegungen geben, denn die Arbeit im Unterausschuss war durchaus eine positive? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Vorweg, wir haben in Wien ein faires Wahlrecht. Es gibt Wahlrechte, die leicht mehrheitsfördernd sind. Es gibt Wahlrechte, die deutlicher mehrheitsfördernd sind. Andere Bundesländer haben Wahlrechte, die um einiges mehr mehrheitsfördernd sind als in Wien. Aber das ist eine Diskussion, die wir, wie Sie richtig sagen, geführt haben, auch wenn es nicht der Schwerpunkt in diesem Unterausschuss, in dieser Arbeitsgruppe, war. 

Aber grundsätzlich kann ich Ihnen sagen - ich habe das auch bei der Präsentation in der Öffentlichkeit gesagt -, für mich sind Wahlrechte, demokratische Wege und demokratische Spielregeln, die wir uns geben, nie etwas Statisches. Das wäre ganz kontraproduktiv, wenn man sagt: so ist es und so muss es für immer bleiben. Unsere Gesellschaft entwickelt sich weiter, die Bedürfnisse der Menschen entwickeln sich weiter und verändern sich.

Das heißt, ich kann Ihnen nur grundsätzlich sagen, dass ich für zusätzliche Vorschläge immer offen bin und dass ich der Ansicht bin, dass wir unser demokratisches System mit Wahlen, aber auch mit vielen anderen Elementen - denn es wäre sehr traurig um unsere Demokratie bestellt, wenn man alle vier oder fünf Jahre einmal das Kreuzerl machen kann und sich dazwischen nichts abspielt -, das heißt auch alle anderen Elemente demokratischer Partizipationsmöglichkeiten müssen immer weiterentwickelt werden. Ich sehe das als eine permanente Diskussion, mit der wir, wenn wir uns selbst ernst nehmen, nie aufhören dürfen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 4. Anfrage ist erledigt.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP/05477/2002/0002-KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Claudia Sommer-Smolik gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet: In der Wiener Kindertagesheimverordnung verändern sich die Kinderhöchstzahlen und die Quadratmeterzahlen pro Kinder. Unter anderem ergeben sich daraus einschneidende Änderungen der finanziellen Situation für private Kindergartenbetreiberinnen und Kindergartenbetreiber. Es stellt sich daher die Frage, ob angedacht ist, die Mindestanzahl der Kinder/Gruppe zur Erreichung der Gruppenförderung für private Betreiberinnen und Betreiber entsprechend der neuen Kinderhöchstzahlen anzupassen?
Ich ersuche um Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Sie richten Ihre Frage zur Wiener Kindertagesheimverordnung. Lassen Sie mich dazu etwas Grundsätzliches sagen.

Als ich vor acht Jahren die ehrenvolle Aufgabe hier übernommen habe, habe ich gesagt, ich will in Wien die Vollversorgung für die Kindertagesheime sowohl im Bereich der Drei- bis Sechsjährigen als auch die Verdopplung der Anzahl der Plätze für die Null- bis Dreijährigen. Das ist in der Zwischenzeit gelungen. Wir haben in dieser Zeit nicht nur quantitativ, sondern vor allem auch qualitativ einen enormen Sprung nach vorne gemacht, auf einer schon sehr guten Basis in Wien im Vergleich zu allen anderen Bundesländern. Das hat sich letztendlich auch bewiesen für diejenigen, die Statistiken und Beurteilungen von außen brauchen. Denn selbst in dem, was die Europäische Union an Standards vorgibt, haben wir dies in Wien bereits drastisch überschritten. Daher ist es gut, dass wir in der heutigen Landtagssitzung gleich anschließend eine Novellierung des Kindertagesheimgesetzes beschließen werden.

Ihre Frage bezieht sich auf die Verordnung, die derzeit in Diskussion steht, weil sie als Entwurf zur Begutachtung ausgeschickt wurde. Wie wir das schon beim Gesetz gemacht haben, so auch hier bei dieser Verordnung: alle unsere Partnerinnen und Partner - und zu denen bekenne ich mich, sonst gäbe es sie nicht in diesem Ausmaß -, sowohl was die gemeindeeigenen Kindertagesheime betrifft, was die gemeinnützigen Organisationen betrifft, die in diesem großen Netzwerk mit inkludiert sind, bis hin zu alternativen Kindergruppen, mit denen wir kooperieren, und privaten, nicht gemeinnützigen Kindertagesheimbetreibern, die es in Wien gibt, allesamt sind sie aufgerufen, zu dieser Verordnung Stellung zu nehmen.

Sie werden verstehen, dass eine Diskussion hier nicht sinnvoll ist. Was Sie hier als bereits gegeben in den Raum stellen, ist nicht so, weil es sich, wie gesagt, in Diskussion befindet. Alle eingebrachten Vorschläge auf Veränderung werden diskutiert und, wenn sie sich als richtig ergeben, berücksichtigt werden. Daher bitte ich um Verständnis dafür, dass es nicht meine Sache ist, in eine Diskussion einzusteigen, wie Sie sie hier anreißen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur ersten Zusatzfrage: Frau Abg Sommer-Smolik. - Bitte.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Schade, dass es noch keine konkrete Antwort auf diese Frage geben kann. Die Begutachtungsfrist war ja mit 18. November zu Ende. Das heißt, es ist jetzt zirka drei Wochen her, dass die Begutachtungsfrist aus ist und die Stellungnahmen eingegangen sind.

Können Sie schon irgendwie abschätzen, in welche Richtung die Stellungnahmen gehen? Beziehungsweise wohin richten sich die Hauptkritikpunkte bei der Kindertagesheimverordnung in den Stellungnahmen, die bis jetzt da sind?
Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Soweit mir die Stellungnahmen bekannt sind, gehen sie in die unterschiedlichsten Richtungen, teilweise von einer Seite, die Ihnen und auch mir durchaus nicht gefällt. Wenn man nämlich Rahmenbedingungen inhaltlicher Natur vor allem unter finanzielle Kriterien stellt, dann ist das nicht etwas, was mich rasend freut, weil immer beides passen muss.

Auf der anderen Seite habe ich kein Verständnis dafür und auch nicht die Möglichkeiten, sozusagen über das andere Ende der Wunschpalette hier zu reklamieren - und das ist ja letztendlich auch Grundlage Ihrer Fragestellung -, dass die Mindestanzahl heruntergeschraubt wird bis zu einem Level, von dem jeder weiß, dass damit entweder die Kindergarten- und Krippenbeiträge enorm in die Höhe schnellen müssten oder die öffentlichen Zuschüsse dies tun müssten. Beides ist unrealistisch, und daher wird der Kompromiss zu finden sein, wie man einerseits die Qualität halten kann, wie man andererseits die Quantität halten kann, weil es vor allem für die berufstätigen Eltern von unendlicher Wichtigkeit ist, wie im Integrationsbereich und bei neuen Formen der Kinderbetreuung sei es der Zwei-Drittel-Kindergarten, wie wir ihn jetzt neu gestartet haben, aber auch neue Modelle wie zum Beispiel die Familiengruppen einfließen können.

Alles in allem wird dies, wie bei allen Dingen in einer Demokratie, eine Kompromissformel werden, auf die wir uns, so hoffe ich, mehrheitlich werden einigen können.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage: Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Landesrätin!

Es ist Ihnen ja bekannt, dass man in Salzburg und in der Steiermark von der Gruppenförderung zu einer Subjektförderung übergegangen ist, und das mit sehr großem Erfolg.

Meine Frage geht in die Richtung: Können Sie sich das auch für Wien vorstellen? Ist das ein Modell, das für Sie verwirklichbar wäre?
Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Ganz konkret: Nein. Wir haben uns das angeschaut und darüber diskutiert. Ich halte unser System, wie wir es haben, für ein sehr sinnvolles und jedenfalls für ein System, das garantiert, dass genau jene zwei Punkte, die mir so wichtig sind, nämlich die inhaltliche, pädagogische Qualität der Einrichtung und vor allem auch die hohe Anzahl an Plätzen, also die quantitative Vielfalt, gegeben sind.

Die Vergleiche mit anderen Bundesländern, wie sie immer wieder gern dort gezogen werden, wo man vermeint, ein Teilchen zu finden, das in einem anderen Bundesland an Positivem vorhanden ist - das ist gerade im Bereich der Kinderbetreuung ein für Wien ganz schlechter Vergleichspunkt. Denn kein anderes Bundesland kann sich mit den Standards, die wir in Wien haben, vergleichen. Das beweist alles, was in diesem Bereich an Statistik verfügbar ist.

Daher sage ich: Ich bin dafür, dass wir in den Bereichen, die wir heute im Gesetz beschließen werden, dann auch in der Verordnung dafür Sorge tragen, dass das in der Durchführung jenen hohen Standard weiter garantiert. Ich bin nicht der Meinung, dass wir das Grundsatzprinzip, das wir in Wien haben - nämlich die soziale Staffelung, die Frage der Kooperation zwischen den unterschiedlichen Anbietern, die öffentliche Förderung und letztendlich auch die Steuerung der Flächendeckung über den gesamten Wiener Raum hin -, aufgeben sollten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage: Herr Präsident Römer.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Geteilt wird ja die Meinung von allen, dass es gut ist, wenn die Kinderhöchstzahl gesenkt wird, wobei man natürlich sieht, dass das Probleme mit sich bringt, finanzielle Probleme et cetera. 

Jetzt wissen wir ja, dass man, kaum ist das Putzerl da, schon versucht, für die Zukunft vorzusorgen und sich einen Kindergartenplatz zu sichern, sodass man sich zum Teil schon lange Zeit vorher anmeldet. Auch bei den Kindern zum Beispiel in den Privatkindergärten ist es genau das Gleiche.

Daher für mich die Frage: Wenn jetzt das Gesetz in Kraft tritt und die Kindergärten Anmeldungen haben, deren Anzahl zum Teil über den neuen Höchstzahlen liegt, wohl aber im Rahmen der alten Vorschriften - wird es hier auch eine Übergangsbestimmung geben, dass man die Kinder nicht sofort abweisen muss? Beziehungsweise die andere Frage: Ist dann, wenn solche Kinder abgewiesen werden müssen, die schon angemeldet sind, Vorsorge dafür getroffen, dass sie andere Betreuungsmöglichkeiten erhalten können?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Dazu sage ich drei Dinge: Das eine ist, wir haben ja schon im Vorlauf die Organisation der Platzvergabe verändert. Sie wissen, dass es jetzt im Bereich der MA 11A Servicezentren gibt. Wir haben die Anmeldung insofern vereinfacht, als es ein Computermodell gibt. Die Anmeldevorgänge sind vereinfacht worden. Es ist auch nicht mehr notwendig, dass man sich in einem speziellen Bezirk anmeldet. Wenn man im 20. Bezirk arbeitet und sein Kind im 16. Bezirk unterbringen will, dann kann man auch das dortige Servicecenter anlaufen, weil es vernetzt ist.

Das heißt, wir versuchen dem Ziel der Kundenorientierung und vor allem der Sicherheit nachzukommen, weil - und dieser Vorwurf war berechtigt - es viel zu früh notwendig war, das Kind anzumelden, und auf der anderen Seite die Sicherheit der Platzzusage nicht immer so erfolgt ist, wie ich mir das gewünscht hätte. Mit diesem neuen Modell konnten wir hier viel an Spannung herausnehmen. Die Zufriedenheit ist wesentlich größer geworden, wiewohl es bei solchen Umstellungen immer noch die eine oder andere Ungereimtheit gibt. Aber aus Fehler lernen wir, und daher bin ich zuversichtlich, dass diese Thematik, die jahrelang die Kindertagesheimszene in Wien geprägt hat - nämlich die Frage: bevor ich plane, ein Kind zu zeugen, melde ich mich für einen Kindertagesheimplatz an -, erledigt ist. 

Ein zweiter sehr wichtiger Punkt in diesem Zusammenhang ist auch die Einstiegsmöglichkeit während des Jahres. Wir wissen, dass die Plätze hauptsächlich frei werden, wenn die älteren Kinder in die Schule kommen. Aber die Planung ist jetzt auch so, und vor allem die Tatsache, dass wir in den letzten Jahren so viele neue Plätze geschaffen haben, hat diesen Engpass weggenommen. Wir haben eigentlich immer - so auch gerade jetzt - einen sehr hohen Polster an freien Plätzen. Noch dazu wissen wir, dass zwischen der Zahl der eingeschriebenen und der tatsächlich anwesenden Kinder immer eine Differenz besteht. Daher sehe ich in dieser Frage, die Sie aufgeworfen haben, kein Problem.

Es wird eher ein organisatorisches Problem sein, dort vorzusorgen, wo sich auf Grund der veränderten Zahlen tatsächlich ein Überhang ergeben kann, und die Eltern entsprechend zu beraten, dass die Kinder auf anderen Plätzen untergebracht werden können, was aus meiner Sicht rein platzmäßig überhaupt kein Problem darstellt. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage hat Frau Abg Sommer-Smolik.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich hoffe, dass im Sinne der Demokratie, die Sie vorhin angesprochen haben, diese Stellungnahmen wirklich berücksichtigt und ernsthaft diskutiert werden. Wo wir uns natürlich treffen, ist die Qualität in der Kinderbetreuung. Unserer Meinung nach gehört aber zur Qualität in der Kinderbetreuung auch die Identifikation mit beiderlei Geschlechtern dazu. Es ist ja bekannt, dass Pädagogen und Pädagoginnen immer mehr und immer wieder fordern, dass es mehr männliche Pädagogen im Kinderbetreuungsbereich geben sollte.

Meine Frage jetzt an Sie: Was tut die Stadt Wien konkret dazu, um wirklich mehr Männer in diesen Beruf aktiv einzubinden und diesen auch für Männer attraktiv zu machen?
Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Was die Stadt Wien im ureigensten Bereich tun kann, ist, im Bereich der Information darüber, was die Schullaufbahn betrifft, konkret in die Informationsschiene einzusteigen bei denjenigen, die mit 14 überlegen, wohin sie gehen wollen. Das trägt teilweise Früchte.

Auf der anderen Seite zeigt sich, dass bei dieser Entscheidung der Widerstand vor allem der Eltern der 14‑Jährigen ein enorm großer ist. Das ist eine gesellschaftliche Situation, in der man wahrscheinlich weder auf dem Verordnungsweg noch auf dem Gesetzesweg, sondern auf dem mühsamen Weg der Bewusstseinsbildung wird gehen müssen, um Eltern tatsächlich klarzumachen, dass es weder eine Schande noch ein gesellschaftliches Unding ist, wenn Burschen sich entscheiden, den Weg des Kindergartenpädagogen zu beschreiten. Darüber hinaus wird es nötig sein, jene Diskussion weiterzuführen, die den Beruf in der Öffentlichkeit auch anders darstellt, weil, gekoppelt mit dem Elternhaus, diese erste Phase der Sozialisierung außerhalb der Familie der wichtigste Grundstein für das Erwachsenwerden von Kindern ist. Daher ist es - ähnlich wie bei Fragen der Gleichbehandlung und bei Fragen der Integration von ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern - eine breite gesellschaftspolitische Diskussion, die hier zu führen ist.

Was wir im eigenen Bereich tun können, nämlich zum Beispiel in den Schulen, in denen sich junge Männer anmelden, diese zu hegen und zu pflegen wie kleine Pflänzchen und darauf zu achten, dass sie nicht jenes Bild vermittelt bekommen, dass sie in Wirklichkeit fehl am Platze sind: das tun wir. Der Pflanzengarten ist aber ein überschaubarer, und ich weiß aus der Klasse meiner Tochter, die heuer in der Kindergartenpädagogik - so hoffe ich - maturiert, dass dort die zwei jungen Männer, die anfangs drinnen waren, im Laufe von fünf Jahren verloren gegangen sind. Das ist eine Sache, die mich nicht rasend begeistert, weil ich weiß, wie wichtig Männer in der Kinderbetreuung in diesem Alterssegment wären.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die Fragestunde erledigt.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/05483/2002/0002-KSP/AL). Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Ankündigungen über die Kürzung der Wohnbauförderung, Einsparungen bei den Landeslehrern, dem Gesundheitswesen und dem Finanzausgleich seitens der Bundesregierung sowie leere Töpfe im Familienlastenausgleichsfonds und in den Rücklagen des AMS Österreichs - wie stehts tatsächlich um die Finanzsituation des Bundes?" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstunterzeichner, Herrn Abg Kopietz, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

Abg Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

In etwas mehr als zwei Wochen beginnt für die Gebietskörperschaften - das heißt für Gemeinden, Länder, Städte und Bund - ein neues Haushaltsjahr. Wien hat, wie wir wissen, zeitgerecht ein Budget für das kommende Jahr beschlossen: Vor gut zwei Wochen haben wir hier im Gemeinderat den Budgetvoranschlag vorgestellt, diskutiert und letztendlich beschlossen.

Allerdings war es das Problem der Finanzexperten der Stadt Wien, dass sie in einigen Punkten auf Schätzungen angewiesen waren, nämlich ob und in welchem Ausmaß der Bund im kommenden Jahr seinen Verpflichtungen gegenüber den Ländern und Gemeinden nachkommen wird und nachkommen möchte. Denn bekanntlich besteht ein wesentlicher Teil der Einnahmen Wiens, aber auch anderer Länder und Gemeinden, aus den Ertragsanteilen der gemeinschaftlichen Bundesabgaben, sprich Steuern. Dazu kommen Zweckzuschüsse des Bundes, vor allem bei der Wohnbauförderung, beim Lehreraufwand, beim AMS und vielen anderen Dingen.

Unsere Expertinnen und Experten waren auf Schätzungen und Hochrechnungen angewiesen, denn - und das ist die wahre Dimension eines negativen Erlebnisses, meine Damen und Herren! - zwei Wochen vor Beginn des neuen Budgetjahres ist diese Bundesregierung nicht in der Lage oder, was ich eher glaube, nicht willens, die Karten auf den Tisch zu legen und Aussagen über das Budget 2003 zu treffen. Ich behaupte und bin überzeugt davon, sie ist nicht willens! Denn ich denke und erinnere daran, es war die gleiche Bundesregierung, die das Budget des Jahres 2002 immerhin bereits zehn Monate vorher, nämlich im März des Jahres 2001, beschlossen hatte. Das heißt - und das kann man sich auf der Zunge zergehen lassen -, zehn Monate vor Beginn des Budgetjahres legte sich diese derzeitige Bundesregierung fest, wie sich Einnahmen und Ausgaben im darauf folgenden Jahr voraussichtlich entwickeln würden.

Diese - und das kann man wahrscheinlich auch sagen: die zukünftige - Bundesregierung, die ja die gleiche sein wird, wie ich meine, kann nunmehr zwei Wochen vor einem neuen Budgetjahr - da lacht sogar der Kollege, denke ich mir doch auch - noch keine Aussagen über dieses Jahr treffen. Meine Damen und Herren, diese Aussage ist lächerlich! (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Armutszeugnis!) Die Regierung hat sich ganz einfach dazu entschlossen, die Wählerinnen und Wähler, die Österreicherinnen und Österreicher letztendlich hinters Licht zu führen.

Dafür kann es nur zwei Erklärungen geben, meine Damen und Herren: Entweder traut die Bundesregierung ihrem Finanzminister - dem alten und dem neuen, wie wir ja wissen - nicht mehr wirklich. Sie möchte also den Fehler nicht wiederholen, frühzeitig ein Budget vorzustellen, worin von einem Nulldefizit die Rede war, aber alle Budgetziele letztendlich mit Bomben und Granaten verfehlt wurden. Oder aber - und davon bin ich auch überzeugt - die Regierung kennt sehr wohl die Budgetlage, in der sich Österreich befindet, und die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben, ist aber nicht willens, diese traurige Tatsache offen auf den Tisch und auf den Verhandlungstisch zu legen. Vielleicht wollen sie dort noch das Weihnachtsgeschäft schonend behandeln. Denn würde die Bevölkerung die wahren Dimensionen kennen und wissen, was auf uns zukommt, dann würde wahrscheinlich das Weihnachtsgeschäft letztendlich bei weitem nicht so gut werden, wie es jetzt den Anschein hat.

Ich behaupte, diese Tatsache hat die Regierung schon vor den Wahlen gekannt. Denn bereits Anfang August kündigte Finanzminister Grasser an, im Budget 2003 insgesamt 3 Milliarden EUR, also rund 40 Milliarden S, einsparen zu müssen. Meine Damen und Herren, es war von einem Sparpaket die Rede, das zur Finanzierung der Abfangjäger notwendig sei, und an diesem hält die Regierung ja auch fest. Die ebenfalls versprochene Steuerreform wurde mit dem Hinweis auf die Hochwasserhilfe schon im August abgesagt. Schließlich wurde auch das Nulldefizit abgesagt. Die Regierung hat schon im Sommer schwarz gesehen für das Budget 2003. Die Österreicherinnen und Österreicher und auch wir sehen schön langsam rot, weil niemand aus der Regierung den Menschen die Wahrheit sagen möchte und weil niemand zugeben möchte, dass sie dort die Kontrolle über das Budget verloren haben.

Wir wissen, dass die Einnahmen einbrechen wie nie zuvor. Einkommen, Kaufkraft, Wirtschaftswachstum, Beschäftigung sinken, durch unzählige Belastungsmaßnahmen wurde Österreich kaputt gespart. Weil die Regierung unfähig ist, all diese explodierenden Entwicklungen in den Griff zu bekommen und die Arbeitslosigkeit einzudämmen, stehen wir nun vor der Tatsache, dass das Budget 2003 eine Katastrophe sein wird. Diese Bundesregierung hat das Land kaputt gespart, sie steht jetzt vor dem selbst verschuldeten Budget-Scherbenhaufen und wagt es nicht, die Wahrheit zu sagen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Ist schon im Internet!)
Wir gehen davon aus, dass die Bundesregierung im kommenden Jahr letztendlich ein Budgetdefizit produzieren wird, das so hoch ist wie jenes, meine Damen und Herren, das Sie vor drei Jahren übernommen haben, sodass Sie am Ende der Wende dort stehen, wo Sie schon waren, allerdings mit dem Unterschied, dass die Steuerbelastung wesentlich höher ist und die Abgabeneinnahmen wesentlich höher sind als zuvor. Wirtschaft und Einkommen stagnieren, die Arbeitslosigkeit steigt, und vom Schuldenstand wurde letztendlich prognostiziert, dass er mit 5 Milliarden EUR gegenüber 1999 angewachsen ist.

Sie haben versagt, meine Damen und Herren von ÖVP und FPÖ! Das ist das traurige Ergebnis Ihrer Politik. Diese traurige Wahrheit will die Bundesregierung letztendlich so lange wie möglich geheim halten, und das ist auch der Grund, warum der von der SPÖ geforderte Kassensturz nicht erfüllt wurde. Denn die Regierung hofft, letztendlich eine zweite Auflage in nunmehr Schwarz-Blau erfahren zu können, um nicht alle Versagen offen auf den Tisch legen zu müssen.

Wir von der Wiener SPÖ verfolgen mit einiger Sorge diese Geheimnistuerei der Regierung um das Budget 2003. All diese Maßnahmen werden die Wienerinnen und Wiener massiv treffen. Da war von Kürzungen der Wohnbauförderung die Rede - eine Maßnahme, die sich direkt auf das Wohnen der Menschen in Wien auswirken würde -, da war von der Abschaffung von so genannten Bagatellsteuern die Rede, von Einnahmenverlusten der Stadt, die bis zu 200 Millionen betragen würden. Da war von einer Kürzung der Mittel an Länder und Gemeinden die Rede, und ebenso von einer Abschaffung der Steuerbegünstigung für Arbeitnehmer. Da war die Rede von der Überwälzung weiterer Aufgaben des Bundes auf die Länder - wir haben das ja schon auf uns nehmen müssen -, ohne die Mehrkosten dafür abzugelten.

Einsparungen bei den LehrerInnen, bei den Pensionen, Ausgabensenkungen im Gesundheitswesen - meine Damen und Herren, hinter diesen Ankündigungen verbirgt sich nichts anderes als ein Versagen in der Budget- und Wirtschaftspolitik dieser Regierung, verbunden mit der Absicht, den Staat und die sozialen Sicherungssysteme in Österreich zu schwächen und - darauf geht es zu - wie bisher zu versuchen, auch in Zukunft alles zu verkaufen und alle Bereiche der öffentlichen Leistungen durch private Geschäftemacherei zu ersetzen.

Meine Damen und Herren! Ich sage, das ist ein schlechter Weg für die Menschen in Österreich. Was wir in Österreich brauchen, ist, keine neoliberalen Dogmen, sondern endlich wieder den praktischen Hausverstand einzusetzen. Wir brauchen eine Politik, die ihre Verantwortung für die Menschen wahrnimmt, die Arbeitslosigkeit bekämpft, wieder Chancen auf Arbeit verschafft und letztendlich unser Land auch für die EU-Erweiterung fit macht. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich fordere Bundeskanzler Schüssel und die ÖVP vor allem auf, ihre Geheimnistuerei und Trickserei zu beenden, endlich einmal ehrlich zu sein und die Karten auf den Tisch zu legen, weil nur so auch mit einer Unterstützung anderer gerechnet werden kann. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist im Internet! Ist schon im Internet!) Meine Damen und Herren von der Wiener ÖVP! Wirken Sie auf den Wiener Wolfgang Schüssel ein, wirken Sie auf Ihren Vorsitzenden und Obmann Staatssekretär Finz ein - sofern er Ihnen zuhört -, dass er den Wienerinnen und Wienern endlich sagt, was 2003 von dieser Bundesregierung für Österreich und vor allem für Wien zu erwarten ist! - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die heutige Aktuelle Stunde hat mich ein bisschen verwundert, weil ich mir gedacht habe, an und für sich ist ja der Wahlkampf vorbei, die Wahlen sind letztendlich geschlagen. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Das ist, glaube ich, ein Irrtum!) Was sich jetzt hier in Wien abspielt, ist ein bisschen dieselbe Diskussion, die permanent auf Bundesebene rennt.

Nichtsdestoweniger ist es ganz spannend, auch einmal hier im Wiener Landtag über die Budgetsituation auf Bundesebene zu diskutieren, wobei ich glaube, dass es notwendig ist, von vornhinein eine klare Feststellung zu treffen, die ich - obwohl sich Kollege Kopietz dagegen ausgesprochen hat, den neoliberalen Weg weiter zu beschreiten - seitens der Sozialdemokratie wirklich vermisst habe. Man muss sich einmal überlegen, was letztendlich mit den Steuern und Abgaben passiert, die gegenwärtig eingehoben werden. Wir haben die höchste Steuer- und Abgabenquote, aber real - und das wissen wir alle - sagt eine Quote noch überhaupt nichts darüber aus, wer tatsächlich die Steuerlastträger und ‑trägerinnen sind. Und das ist momentan das Fatale an unserer österreichischen Gesellschaft, dass es eine ungerechte Verteilung der Steuerlast in Österreich gibt! Das Problem und die Einkommensausfälle rühren daher, dass auf Grund der Konjunkturschwäche gerade die kleineren und mittleren Einkommen nicht mehr in jenem Maße wie früher zu den Steuereinnahmen beitragen können, aber gerade die Vermögenden im Vergleich zu noch vor einigen Jahren ihren Anteil am Tragen der Steuerlast erheblich reduziert haben.

Das ist von politischer Bedeutung, und das gehört tatsächlich geändert, wenn wir uns irgendwann einmal wirklich damit auseinander setzen wollen, dass es wichtig ist, ein solidarisches Gesellschaftsmodell aufrechtzuerhalten. Da nützt es nichts, über das Ausräumen der diversesten Fonds zu reden. Das wird selbstverständlich passieren, und es stellt eine bodenlose Frechheit dar, dass die Arbeitslosenversicherung ausgeräumt wird, dass der Familienlastenausgleichsfonds ausgeräumt wird, wobei prognostiziert wird, dass der Familienlastenausgleich ab dem Jahr 2003 regelmäßig ins Minus rutschen wird. Natürlich sind das bodenlose Frechheiten, die diese Bundesregierung begeht, und das alles auf Kosten der kleineren und mittleren Einkommen!

Das heißt, wenn wir jetzt über Ankurbelung der Wirtschaft und Investitionen sprechen, kann man das nicht unabhängig von dem Steuersystem tun, in dem das Ganze eingebettet wird. Selbstverständlich muss investiert werden, aber gleichzeitig muss auch die Konsumnachfrage angekurbelt werden, und das geht nur durch eine Senkung der Steuer- und Abgabenlast beziehungsweise eben durch eine Umverteilung.

Was heutzutage wirklich wichtig ist - und in Deutschland hat die Diskussion über eine Vermögenssteuer wieder begonnen -, ist, dass nicht weiterhin den Reichsten und Reichen und Vermögenden in diesem Land permanent Geldgeschenke gemacht werden und die Armen sie zu bezahlen haben. Das ist nicht unsere Position, und wir müssten meines Erachtens sowohl auf Bundesebene als auch in Wien danach trachten, dass es zu einer sozialen Umverteilung kommt, damit tatsächlich wieder die finanziellen Mittel vorhanden sind, um die Wirtschaft anzukurbeln. 

(In Richtung ÖVP:) Mit Ihnen wird das sicher nicht gehen. Ich weiß, Sie sind nach wie vor die Partei derjenigen, die es sich richten können, sei es mit Freunderlwirtschaft, sei es mit Postenschacher, da haben Sie irrsinnig viel Erfahrung mit Ihrem Partner in der Freiheitlichen Partei. (Zwischenruf des Abg Georg Fuchs.) Da verdient man auch ganz gut. Ich weiß, dass für Sie das unterste Drittel der Gesellschaft nie gezählt hat. Ihr Politikverständnis ist bei Margaret Thatcher stehen geblieben. Das ist das Problem, vor dem die österreichische Gesellschaft momentan steht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Daher ist es wichtig, dass wir in der konkreten Situation nicht nur jetzt, als Nachwahl, diese heutige Diskussion als Wahlkampf-Gag entdecken und sagen: Wien macht alles immer besser und der Bund macht alles immer schlechter. Wenn ich mir nur als Beispiel die reale Situation um die Landeslehrer anschaue: Wien war treurer Diener des Herrn Grasser, Wien hat alle Kürzungen, die Grasser vorgegeben hat, nachvollzogen. Keinen einzigen zusätzlichen Planposten hat Wien aus eigenen Finanzmitteln geschaffen. Bitte tun Sie nicht so! Sie können sagen, der Bund engt die Mittel ein, aber Sie haben nichts dagegen getan. Sie haben versucht, Wien irgendwie zu verwalten und weiterzuwursteln. Aber der Aufschrei und der Versuch, bei Finanzausgleichverhandlungen etwas anderes zu bewirken, ist nicht erfolgt.

Was ebenfalls nicht erfolgt ist - und damit komme ich zum Schluss -, betrifft die gesamte Wirtschafts-, Technologie- und Investitionsentwicklung. Vor allem Bundeskanzler Schüssel jammert ja immer so sehr über Deutschland als Konjunkturlokomotive et cetera - das ist meines Erachtens nichts anderes, als ein Eingeständnis der eigenen Unfähigkeit, wenn man sich permanent bei anderen abputzt. Tatsächlich ist viel zu wenig passiert in den prosperierenden Ländern der Beitrittskandidaten, wo meines Erachtens Österreich viel größere Chancen gehabt hätte, wo aber sowohl die Bundesregierung als auch die Wiener Stadtregierung diese Chancen nicht genutzt haben. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Mag Neuhuber gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsident! Meine Damen und Herren!

Wir befinden uns offensichtlich im Moment in einer für die Opposition - auf Bundesebene - ungünstigen Zeit. Auf der einen Seite die Nachwahlsituation, auf der anderen Seite die Vorweihnachtszeit, da verstehe ich schon, dass es für die Oppositionspolitiker und ‑politikerinnen sehr schwierig ist, Gehör zu finden, auch öffentliches Gehör zu finden. Da muss man sich dann eben die Themen suchen und sie aufblasen, und so befinden wir uns in der Situation zwischen der Trotzigkeit des Dr Gusenbauer, weil man ihm angeblich das Budget nicht erklärt hat (Abg Godwin Schuster: Ein A 4-Blatt!), und dem Muskelspiel des Herrn Kollegen Kopietz, der sich als Schiri aufspielt und gelbe, rote und sonstige Karten verteilt. Ich glaube, dass die Situation zu ernst ist für solches Oppositionskalkül oder auch für ein Spiel mit der öffentlichen Meinung. (Abg Dr Wilfried Serles - in Richtung SPÖ deutend -: Aber die sind ja nicht in Opposition!)
Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Fraktion! Sind Sie auch der Meinung, dass es zwischen Vorweihnachtszeit und Nachwahlzeit schwierig für Sie ist, sich auf Bundesebene Gehör zu verschaffen? Herr Klubobmann zum Beispiel, meinen Sie auch, dass Themen von der Opposition - also auf Bundesebene von Ihnen - künstlich aufgeblasen werden? Glauben Sie auch, dass man mit der öffentlichen Meinung spielt?

Das sind nicht meine Worte - meine Damen und Herren, es sind nicht meine Worte! Ich habe jetzt gerade zitiert. Was ich bisher gesagt habe, ist aus der Rede von Kollegin Winklbauer, gehalten gestern in der Kulturdebatte. Sie messen also, wie man sieht, mit zweierlei Maß, meine Damen und Herren! (Abg Franz Ekkamp hält ein Blatt mit einer Auflistung des österreichischen Bundeshaushalts in die Höhe.) Uns halten Sie vor, dass wir aus Oppositionskalkül mit der öffentlichen Meinung spielen, und Sie machen ganz genau dasselbe auf Bundesebene. Das habe ich Ihnen gerade nachgewiesen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich verstehe Ihre Larmoyanz. Herr Kollege Kopietz, ich verstehe Sie, Sie haben es momentan wirklich nicht leicht. Wir haben es ja in dem Haus erlebt: Seit 1999 schwanken Sie irgendwo zwischen Trotzigkeit, Aggressivität und Wehmut. Es ist hart, wenn man nach 29 Jahren auf einmal den Bundeskanzler nicht mehr stellt. Ich weiß, das Loslassen ist nicht einfach. Jetzt im November haben Sie noch ein weiteres Stückchen von Ihrem Selbstwertgefühl verloren: Sie sind nach 32 Jahren nicht mehr stimmenstärkste Partei. Fast 300 000 Stimmen Abstand auf die ÖVP, das muss man erst einmal verarbeiten - das ist mir ganz klar -, sowohl psychisch als auch gruppendynamisch. (Abg Harry Kopietz: Mein Selbstwertgefühl ist seit März 2001 ...!) Sie werden in den nächsten 20 Jahren in der Opposition wahrscheinlich Zeit dazu haben.

Ich komme gerne auch auf die Sache zurück, soweit man bei dem heutigen Thema von Sache im Sinne von Sachlichkeit überhaupt reden kann. Sie haben die angebliche Nichtinformation des Bundes beklagt, meine Damen und Herren. Sie haben nicht nur 29 Jahre den Bundeskanzler in dieser Republik gestellt, sondern auch 29 Jahre den Finanzminister - und jetzt wissen Sie von gar nichts mehr, "mein Name ist Hase"? (Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg Harry Kopietz: Das ist gut!) Sie müssten von daher ja eigentlich auch ein bisschen wissen! Ich empfehle Ihnen: Schauen Sie nach auf den Web-Seiten des Finanzministeriums, Herr Kopietz, schauen Sie einmal nach! Dort finden Sie quartalsweise, zum Teil bis auf den Monat genau, die Daten, die Sie haben möchten, meine Damen und Herren! (Abg Christian Oxonitsch hält ein Blatt mit einer Auflistung des österreichischen Bundeshaushalts in die Höhe.)

Herr Oxonitsch! Gut, dass Sie mir das zeigen. Wenn das das berühmte A 4-Blatt ist, dann hat Dr Schüssel gut daran getan, Ihnen nicht mehr zu geben, weil Sie selbst das nicht richtig interpretieren können. (Beifall bei der ÖVP.) Was da an Hellseherei bezüglich des Budgetabschlusses 2002 von Ihnen gekommen ist - ich sage Ihnen nur so viel, ohne zu viel zu verraten: Es wird bei den minus 1,3 Prozent für 2002 bleiben. Es wird dabei bleiben! (Abg Christian Oxonitsch - das erwähnte Blatt in die Höhe haltend -: Das ist das Budgetblatt!)
Meine Damen und Herren! Was das Budget 2003 betrifft, hat Kollege Strobl gestern in einer Presseaussendung gemeint, das Defizit wird nächstes Jahr bei minus 2,3 Prozent liegen. Ich sage Ihnen nur: Gemach, gemach, liebe Sozialdemokratische Fraktion, am Dienstag werden Sie mehr erfahren. Da gibt es eine Pressekonferenz von Grasser und Finz. Es sei Ihnen so viel verraten: Es wird wesentlich weniger sein, als Ihre Hellseherei besagt.

Ihr Ex-Finanzminister Edlinger wettet sogar, dass es nächstes Jahr ein Defizit von 2,1 Prozent geben wird; das habe ich in einer Zeitung gelesen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Bei Rapid!) Auch ich schließe eine Wette mit Ihnen ab. (Abg Christian Oxonitsch: Was ist mit dem Beamtenentwurf, 2,3?) Ich wette um ein "Cola light" mit jedem Einzelnen von Ihnen, der das möchte: Erstens werden die Maastricht-Kriterien erreicht, zweitens liegt Edlinger falsch und drittens wird Österreich besser dastehen als Deutschland mit einem SP-Bundeskanzler. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wir wissen es aus den Budgetdebatten hier im Haus: das ist von vielen Parametern abhängig. Wir waren gut damit beraten, jetzt noch auf die Konjunkturdaten von WIFO und IHS fürs nächste Jahr zu warten. Das kommt nächstes Jahr und dann kann man seriös ein ordentliches Budget und Budgetdefizit fürs nächste Jahr feststellen. (Abg Christian Oxonitsch: Eigentlich hätte es schon beschlossen werden müssen!)
Meine Damen und Herren, das sei zum Schluss gesagt: Die SPÖ sollte sich wirklich überlegen, ob sie jetzt an den Zukunftsherausforderungen mitarbeiten will, wie es ihr Spitzenkandidat immer gesagt hat, oder ob sie trotzig in Opposition bleiben will. Oder, um es mit den Worten von Christian Ortner im heute erschienenen "Format" zu sagen: "Und Genossen, übrigens, solange ihr in Wien Spitzenkandidaten nominiert, die gleich nach der Wahl auf die Ausübung ihres politischen Mandats verzichten und sich stattdessen in eine Botschaft vertschüssen, wird auch jeder merken, dass ihr eigentlich nicht wisst, was ihr wollt, außer die Rückkehr in die komfortablen Ministerbüros." - Zitat Ortner, heutiges "Format". - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Zitieren Sie jetzt auch den Beamtenentwurf? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Serles gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich gestehe, ich war selten so ratlos bei der Diskussion eines Aktuellen Themas wie heute. (Abg Harry Kopietz: Das glaube ich! - Heiterkeit und demonstrativer Beifall bei der SPÖ.) Herr Kollege Kopietz! Ich werde mich mit dem Text der heutigen Aktuellen Stunde textkritisch auseinander setzen. 

Ich darf zunächst einmal festhalten, dass der Text der heutigen Aktuellen Stunde mit einer Frage endet. Da steht nämlich: "Wie stehts tatsächlich um die Finanzsituation des Bundes?" Jetzt sind wir uns möglicherweise sehr rasch einig, dass für Fragen in diesem Haus eigentlich die Fragestunde zuständig ist. Diese war eine Stunde vorher, jetzt sind wir in der Aktuellen Stunde. Eigentlich ist da, glaube ich, dem Klubsekretär der SPÖ ein peinlicher Fehler passiert. (Abg Godwin Schuster: Überhaupt nicht!) Offensichtlich haben Sie, Herr Schuster, einen Text, der für die Fragestunde bestimmt war, hier in der Aktuellen Stunde eingebracht. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 
Herr Schuster! Jetzt gebe ich Ihnen einen politischen Ratschlag, einen politischen Tipp. Sie haben damit Herrn Prof Kopietz heute in eine ganz, ganz peinliche Situation gebracht. Kollege Kopietz hat hier Dinge argumentieren müssen, die eigentlich schwer zu argumentieren sind. Es ist schlecht, wenn man sich in der eigenen Partei mit solch wichtigen Leuten wie Herrn Kopietz anlegt. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei der ÖVP.) Daher fürchte ich ein bisschen um Ihre politische Zukunft und mache mir ernstlich Sorgen um den Herrn Schuster. (Abg Harry Kopietz: Dass Sie so ratlos sind, hätte ich mir nicht gedacht! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Herr Schuster! Abgesehen von der Frage, die da irgendwie zusammenhanglos im Raum herumschwebt, ist Ihnen, glaube ich, auch politisch ein schwerer Fehler passiert. (Zwischenruf des Abg Godwin Schuster.) Wenn man sich den Text der Aktuellen Stunde durchlest - ich lese ihn jetzt vor: "Ankündigungen über die Kürzung der Wohnbauförderung, Einsparungen bei den Landeslehrern, dem Gesundheitswesen und dem Finanzausgleich seitens der Bundesregierung sowie leere Töpfe im Familienlastenausgleichsfonds und in den Rücklagen des AMS Österreichs" -, wissen Sie, Herr Schuster, dann klingt das eigentlich wie die politische Fortsetzung des Blut-, Schweiß- und Tränen-Programms, das Herr Ex-Finanzminister Androsch in einer Pressekonferenz gemeinsam mit Herrn Gusenbauer im Wahlkampf vorgestellt hat. Herr Kollege Schuster, ich glaube, Sie sind nicht gut beraten, diesen politischen Kurs hier in Wien fortzusetzen. (Abg Mag Andreas Schieder: Das gilt mehr noch für Grasser und Schüssel!)
Denn da darf ich Sie schon daran erinnern - und damit sind wir beim ersten Halbsatz dieser Aktuellen Stunde -, dass die Kürzung der Wohnbauförderung, nämlich noch weiter gehend: die gesamte Abschaffung der Wohnbaufinanzierung, niemand anderer als Hannes Androsch im Wahlkampf vorgeschlagen hat! Wenn sich jetzt sogar die SPÖ-Wien mit diesem Blut-, Schweiß- und Tränen-Programm des Hannes Androsch identifiziert, dann sind Sie, glaube ich, politisch auf dem falschen Dampfer.

Daher, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, sollten Sie ernsthaft darüber nachdenken, ob Sie Ihren Klubsekretär nicht in der politischen Versenkung verschwinden lassen. (Abg Christian Oxonitsch: Der Schluss ist ein Kurzschluss!) Denn wer neben schweren formalen Fehlern auch schwere politische Fehler macht, der ist, glaube ich, in dieser Position eine echte Fehlbesetzung. (Abg Harry Kopietz: Wenn Sie noch lange weiter sprechen, haben Sie nicht 18 Prozent, sondern 6 Prozent!)
Ich komme jetzt zum zweiten Halbsatz dieser Aktuellen Stunde, da geht es um Einsparungen bei den Landeslehrern. Auch das ist, glaube ich, textlich verunglückt. Denn wenn damit Einsparungen im Sinne eines schrankenlosen Personalabbaus bei den Landeslehrern verlangt worden wären, dann sagen wir dazu ein klares Nein. Wir machen nicht mit bei einer Streichung, bei einem bildungspolitischen Kahlschlag, wir lehnen das ab! (Abg Christian Oxonitsch: Na Bravo! Warum haben Sie es drüben nicht gemacht die ganze Zeit?)

Sollten Sie aber damit gemeint haben, dass - so, wie der Rechnungshof das vorgeschlagen hat - Änderungen im System zu überlegen sind, weil die Kosten explodiert sind, weil die Zuständigkeiten auf viele Behörden verteilt sind und weil man sich daher überlegen sollte, wie man diese Zuständigkeiten vereinfacht, dann kann man darüber diskutieren. Dann kann man darüber reden, aber dann hätten Sie das präzisier formulieren sollen. Daher liegt das, glaube ich, auch da textlich ganz einfach daneben.

Jetzt könnte ich diesen Text der Aktuellen Stunde Schritt für Schritt weiter analysieren und würde zu ähnlichen Feststellungen kommen. Leider sind die 5 Minuten vorbei, leider ist das auf Grund des zeitlichen Limits nicht möglich. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich schließe daher mit folgender Feststellung: Offensichtlich hat Sie ein guter Geist, einer Ihrer Sekretäre, davor bewahrt, den Vorschlag Ihres Wissenschaftssprechers, des Herrn Niederwieser, hier zu diskutieren, der 5 Minuten nach den letzten Wahlen ganz klar erklärt hat, dass Sie von der Abschaffung der Studiengebühren nichts mehr wissen wollen. (Abg Christian Oxonitsch: Das wissen Sie ganz genau, dass das falsch ist!) Daher schlage ich Ihnen vor: Machen Sie Ihren guten Geist, der Sie wenigstens davor bewahrt hat, zum Klubsekretär, und denken Sie darüber nach, ob Sie den Herrn Schuster nicht sofort ablösen sollten. (Beifall bei der FPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg Josefa Tomsik: Das hätte er im stillen Kämmerlein selbst analysieren können und uns diese 5 Minuten ersparen!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Vor allem möchte ich zunächst einmal Ihnen von der ÖVP und von der FPÖ gerne sagen, dass ich finde: Schule kaputt sparen ist einfach dumm! 

Warum ich der Meinung bin, dass hier die Schule kaputt gespart wird, möchte ich Ihnen jetzt in kurzen Zusammenfassungen klarlegen. (Abg Walter Strobl: ... Bildung in dem Bereich!) Ja, Herr Abg Strobl, da sind wir einer Meinung: Schule kaputt sparen ist dumm; und ich denke, Sie werden mir sicher auch bei meinen Ausführungen zustimmen. Ich mache ja fast ein Stakkato, weil es so viel ist, dass es in der kurzen Zeit beinahe nicht unterzubringen ist.

Wenn wir so weitersparen, wie das jetzt der Fall ist, beziehungsweise wenn Sie so weitersparen, dann wird es das geben: weniger Angebote für die besonders schwachen Schüler, weniger Angebote für die besonders begabten Schüler - das wird die ÖVP nicht freuen, ist aber der Fall - weniger Angebote für legasthenische Schüler, weniger Angebote für Schüler und Schülerinnen mit Sprechproblemen, weniger Angebote für schwierige Kinder, weniger Angebote für Kinder mit nicht-deutscher Muttersprache, weniger Angebote für behinderte Kinder. All das wird nicht nur den Kindern auf den Kopf fallen, sondern selbstverständlich auch den Lehrern und Lehrerinnen, die da unter erschwerten Umständen arbeiten werden. Das alles können Sie dann den Lehrerinnen und Lehrern und den Eltern gegenüber vertreten.

Wir werden weniger unverbindliche Übungen haben, Herr Abg Strobl. Die unverbindlichen Übungen sind das, was den Kindern Spaß macht; und das, was den Kindern Spaß macht, können sie dann auch besonders gut, weil das motiviert. Damit wir es immer schön konkret lassen, habe ich mir aus dem Schulführer herausgeschrieben und bei den Schulen herumgefragt, was das genau heißt. Es heißt: weniger kreativer Umgang mit Sprache, weniger Kulturangebote, weniger Eis laufen, weniger Gartenpflege, weniger Angebote im Chor, weniger Angebote im Schach. Wunderbar, gell, alles weniger! (Abg Georg Fuchs: Glauben Sie, nur Sie wollen das?) Alles wird weniger: weniger Sport, weniger Tanzen, weniger Theater, weniger Zeitungswerkstatt, weniger Fitnessangebote. Da weinen dann wieder alle, weil die Kinder sich so wenig bewegen und so dick sind. Da können Sie dann weinen, so viel Sie wollen - wenn Sie alles streichen, dann ist es einfach so, dass es ein Nachteil ist. (Zwischenruf des Abg Georg Fuchs.)
Weniger Kochen, weniger Gehirn-Jogging - weniger Gehirn-Jogging, das ist nicht gut, kann ich Ihnen verraten; Gehirn-Jogging ist auch für Gemeinderätinnen und Gemeinderäte super, und für Schüler erst recht -, weniger Kreativschwerpunkte, weniger Schülerzeitung, weniger Schülerparlament, weniger Töpfern, weniger Gitarre, weniger Basketball, weniger Fußball, weniger Volleyball, weniger Musical.

All das ist keine Erfindung der GRÜNEN, sondern telefonieren Sie einmal bei den Schulen herum, schauen Sie, was alles gestrichen wurde! Die gesamte Liste kommt vor, alles das wurde bereits weniger, weniger, weniger. Wenn man Sie weitermachen lässt, dann wird es noch weniger, weniger, weniger.

Damit wir auch von irgendetwas mehr haben, schauen wir uns einmal an, was mehr wird: Der Frontalunterricht wird wieder mehr! Das ist das Ergebnis Ihrer merkwürdigen Sparpolitik am vollkommen falschen Platz. Dazu kann ich nur sagen, das ist Schule kaputt sparen. Die GRÜNEN sagen dazu: Nein, danke! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Fuchs zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Es ist ganz klar, der alte SPÖ-Weg ist schon lange vorbei. Er ist gescheitert, und eine neue Ära ist angebrochen. Nehmen Sie das zur Kenntnis! Panikmache, wie Sie sie betreiben und wie man es jetzt in der Aktuellen Stunde sieht, war schon immer Ihre Stärke. Aber ich frage Sie: Wie halten Sie es in Ihrer Aussage wirklich mit der Wahrheit?

Tatsache ist - und das hat auch die Bevölkerung honoriert -, dass Bundeskanzler Schüssel eine hervorragende Wirtschaftspolitik betrieben hat und eine bedächtige Politik betrieben hat. (Zwischenruf des Abg Heinz Hufnagl.) Sie haben hier das Thema Wohnbauförderungsmittel draufgesetzt. Sie haben das Thema Landeslehrer draufgesetzt. Sie haben das Thema leere Töpfe aus dem Familienausgleich draufgesetzt. (Abg Godwin Schuster: Sind sie nicht leer?) Sehen Sie, ich werde Ihnen jetzt Folgendes sagen. (Abg Godwin Schuster: Ausgeräumt! Ist nichts mehr da!) Sie setzen das fort, was Sie vor der Wahl in Ihren Aussendungen betrieben haben. Haben Sie schon einmal darüber nachgedacht, welche Schulden vor allem die ÖVP-Regierung von Ihnen übernommen hat? (Widerspruch bei der SPÖ.) Was war denn alles 1999? (Beifall bei der ÖVP. - Abg Renate Winklbauer: Wo war da die ÖVP? - Abg Johann Driemer: Wer war da nicht dabei? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Die Überschüsse des Familienlastenausgleichsfonds wollten Sie zur Budgetsanierung verwenden. (Abg Godwin Schuster: Die ÖVP war wieder nicht dabei! - Abg Christian Oxonitsch: Soviel zum Thema "Mein Name ist Hase"!) Meine Damen und Herren, die SPÖ-Karenzpläne hätten das Zehnfache des ÖVP-Modells, das durchgeführt wurde, gekostet. Die SPÖ wollte zum Beispiel die ÖIAG wieder in einen Konzern verwandeln, um Staatseinfluss zu bekommen. Die SPÖ wollte den Griff nach der Abfertigung haben. (Widerspruch bei der SPÖ.) Das sind die wahren Dinge! Und Edlinger hat gesagt: Wohnbauförderung, da müssen wir nachdenken, die gehört eigentlich auch weg. - Sehen Sie, wir wollen sie nicht weghaben, Edlinger wollte sie weghaben! Edlinger hat gesagt: höhere Ausgaben, geringere Einnahmen, gleichzeitig Senken des Defizits, das geht nicht. Das hat Edlinger gesagt.

Diese Bundesregierung ist für ihre Umsichtigkeit von der Bevölkerung honoriert worden, weil man Vertrauen in sie und in die Zukunft hat. Diese Bundesregierung hat die Wohnbauförderungsmittel nicht gestrichen. Sie hat sie dem Land Wien zukommen lassen - keine Kürzung, meine Damen und Herren! Sie haben sogar Rücklagen bilden können, aber Sie haben sie nicht ausgegeben. Da liegt der Fehler beim Land Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Das Land Wien lebt auf Kosten der Zuschüsse des Bundes. Die Bundesregierung hat das dritte Konjunkturpaket gemacht: für Investitionen in die Bildung, für Investitionen in die Infrastruktur. Sie haben seit 1999 in Wien immer vom Abbau der Lehrer gesprochen. Darf ich Ihnen jetzt sagen, was die Wahrheit ist? - 2001 sagte die SPÖ: 1 400 Lehrer werden abgebaut, entlassen - eine Katastrophe. Was ist tatsächlich geschehen? 328 Lehrer sind aufgenommen worden! Das ist gut so und wir freuen uns darüber. (Beifall bei der ÖVP.) Und 2002 - das darf ich Ihnen sagen - haben wir weitere 300 Lehrer aufgenommen. Das ist auch schön! (Beifall bei der ÖVP.)
Die OECD-Studie besagt - Herr Kollege Kopietz, wir sind international bestätigt! -, dass Gehrers Bildungspolitik toll ist, einwandfrei ist, super ist. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Auch da freue ich mich. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben 20 Prozent an Weiterbildungsprämie geschafft; das wurde für Weiterbildung eingesetzt. Sie bekommen in Wien an Zweckzuschüssen zur Finanzierung von Straßen 38 Millionen EUR. Nach 30 Jahren sozialistischer Bundeskanzler hat die Bundesregierung im Jahr 2001 erstmals keine Staatsschulden gehabt. Das ist eine tolle Leistung bei dem Defizit, das wir von Ihnen übernommen haben! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Andreas Schieder: Der Bund schon!)
In Wien hat die SPÖ ihr Versagen bei der Schaffung von Arbeitsplätzen ganz klar dokumentiert. Sie hat nämlich das Geld, das sie vom Bund bekommen hat, nicht in dem Maße ausgegeben. Sie hat es zurückgehalten, weil sie geglaubt hat, sie kommt irgendwann in eine Regierung und wird dann voll investieren. Das ist von Ihnen politisch falsch gewesen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Die Bundesregierung hat trotz Hochwasserhilfe und trotz gigantischem Konjunkturrückgang ein tolles Ergebnis erzielt. Trotz Einbruch ist Hervorragendes geleistet worden, meine Damen und Herren, und die Bevölkerung hat es honoriert. (Abg Harry Kopietz: Fragen Sie die betroffenen Hochwasseropfer!)
Nehmen Sie das zur Kenntnis, Herr Kollege Kopietz: Die Stadt, das Land gehört nicht Ihnen, und in den Gehirnen der Menschen - merken Sie sich das - ist der Sozialismus schon lange out! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Madejski zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn man sich die wirtschaftliche Situation Wiens ansieht, dann ist es eigentlich blanker Zynismus, wenn heute gerade die SPÖ hier in der Aktuellen Stunde dieses Thema vorgeben will, eine SPÖ, die in den letzten 20, 30, 40 Jahren unter anderem die Finanzminister gestellt hat, die uns ein Desaster - nicht nur leere Büros, sondern auch leere Kassen - hinterlassen hat. Edlinger verabschiedet sich jetzt beleidigt zu Rapid. Ich habe gehört, sie sind dort auch nicht sehr glücklich, dass sie ihn bekommen, aber sie können sich nicht wehren. Wir haben uns wenigstens bei der Wahl wehren können, dass er es nicht mehr wird. (Abg Harry Kopietz: Diese Regierung hat sechs Mandate weniger als vorher! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Selbstverständlich: Die Arbeit der Bundesregierung ist gelobt worden, das ist gar keine Frage. Der Inhalt ist bestätigt worden, es ist nur ein Partner etwas schwächer geworden. Damit muss man leben und damit werden wir auch leben. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Sie haben 30 bis 40 Jahre ein Sozialministerium geführt. Sie haben konkursreife Krankenkassen hinterlassen. Sie haben uns ein Pensionssystem überlassen ... (Abg Christian Oxonitsch: Was haben Sie da für Reformen geleistet? Welche Reformen waren das? Sagen Sie mir zwei Reformen! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich höre mich leider selbst nicht, weil es hier so laut ist. 

Sie haben uns konkursreife Krankenkassen überlassen. Sie haben uns in der Regierung ein Pensionssystem überlassen, für das Sie nicht einmal in den letzten zehn Jahren - obwohl Sie gewusst haben, dass es irgendwann nicht mehr finanzierbar sein wird - Reformen eingeleitet haben. 

Sie haben 30 oder 40 Jahre unter den verschiedensten Titeln die Verkehrsminister gestellt. Sie haben die Bahnausbauten seit 1989, als Sie in der Regierung waren, nicht weiter getrieben. Man fährt heute noch sechs Stunden nach Prag, das ist Ihre Leistung, eine Leistung der sozialistischen Verkehrsminister! (Zwischenrufe der Abgen Kurt Wagner und Dipl Ing Martin Margulies.) Auch dass die Flughafen-Schnellbahn in Wien alle 30 Minuten fährt, haben Sie zu verantworten, meine Damen und Herren, und nicht die freiheitlichen Infrastrukturminister. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich weiß, das ärgert Sie. Immer, wenn es laut ist, merkt man das, wie bei kleinen Kindern: Je lauter, desto mehr ärgern Sie sich, gell! (Abg Kurt Wagner: ... wie die Frau Forstinger gekommen ist! In kürzester Zeit drei Minister!) Sie können sich ja melden, Kollege.

Im Jahr 1999 ist unter der SPÖ damit begonnen worden, die Schnellbahn zu sanieren. Dort hat man vergessen, die Verhandlungen zu führen. Da brauchen Sie gar nicht zu lachen, Sie wissen eh, dass ich Recht habe. (Abg Kurt Wagner: ... die Frau Forstinger!) Das Einzige, was alle diese Minister vereint hat, ist: Sie haben sich alle im "Euroteam"-Umfeld wieder getroffen. Das hat sie alle vereint, darauf werde ich noch zurückkommen.

Aber Sie wollen hier mit dieser Frage punkten - das ist unehrlich und peinlich! Ich werde Ihnen erklären, warum: weil die Bundesregierung schon im ersten Jahr nach einer erfolgten Budgetsanierung ein Konjunkturpaket 1 gemacht hat, mit vorzeitigen Abschreibungsmöglichkeiten: 7 Prozent, einem neuen Forschungsbeitrag: 10 Prozent, Erhöhung des Bildungsfreibetrags von 9 auf 20 Prozent, Steuerbegünstigungen für Betriebsübertragungen, die Hochbaumilliarde und eine Erhöhung der Infrastrukturinvestitionen des Bundes. Die BÜRGES-Förderungen wurden wesentlich verbessert, die Eigenkapitalfonds für Unternehmensgründung um 11,8 Milliarden S. Und da wollen Sie sagen, es ist nichts weitergegangen? (Abg Martina Malyar: ... kommen Sie dann auf Steuererhöhungen!)
Aber es ging ja Schlag auf Schlag. Es gibt schon das zweite Konjunkturbelebungspaket, meine Damen und Herren, und jetzt im Herbst ein Lehrlingspaket. (Abg Mag Andreas Schieder: Ja, weil alles nichts nutzt!) Weiters Entlastung bei den Lohnnebenkosten - Herr Kollege Driemer, Sie als Gewerkschaftler müssten ja wissen, dass das gut ist. Der Lehrlingsscheck von 1 000 EUR wurde eingeführt und 5 000 arbeitslose Junge in ein Sonderbildungsprogramm eingebaut. Weiters wurde die Investitionsprämie für bewegliche Wirtschaftsgüter um 10 Prozent erhöht. Ich könnte das weiterführen. Noch eines zum Abschluss: Staatliche Prämienförderung bei der Privatpension, und das Drei-Säulen-Modell, das wir uns immer vorgestellt haben, ist damit nun endlich durchgeführt. Insgesamt hat der Bund in eineinhalb Jahren 20 Milliarden S in die Konjunktur und in die Wirtschaft gepumpt.

Wissen Sie, was Sie gemacht haben? - In Wirklichkeit haben Sie in Wien die Müllsteuer eingeführt, Sie haben die Wiener Spitäler ausgehungert durch Kürzung der Budgetzuschüsse beim Krankenanstaltenverbund, Sie haben Essen auf Rädern um 500 000 EUR gekürzt und Sie haben die Beiträge für alte Menschen in der Pflege ebenfalls erhöht. Ich könnte Ihnen jetzt alle Ihre wirtschaftspolitischen und gesellschaftspolitischen Sünden vorhalten. (Widerspruch bei der SPÖ.) Meine Damen und Herren, der durchschnittliche Wiener Haushalt - und das ist für uns interessant - ist von den Wiener Sozialisten um 300 EUR mehr pro Jahr zur Kasse gebeten worden. Wien ist anders, das stimmt: Wien ist sozialistisch! (Zwischenruf des Abg Franz Ekkamp.)
Abschließend: Meine Damen und Herren! Das heutige Thema hätte lauten müssen: Abschaffung der Wohnbauförderung, Einsparung bei älteren Menschen, Einsparung bei Behinderten, Aushungern der Spitäler, leere Töpfe im Krankenanstaltenverbund und riskantes Schuldenmanagement durch Kursverluste in Schweizer Franken. (Abg Kurt Wagner: Das Programm der FPÖ, nicht!) Wien hat daher die Frage zu beantworten: Wie steht es tatsächlich um die Finanzsituation in Wien? Darauf brauchen wir eigentlich eine Antwort, und auf nichts anderes, das wissen Sie ganz genau! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Christian Oxonitsch: Da haben Sie aber ein schönes Budget! - Abg Josefa Tomsik: Ein A 4-Blatt ...!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Frauenberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auf all die Geschichten der VorrednerInnen möchte ich gar nicht eingehen. Ich denke mir, die Unterschiede sind absolut zu hoch in den Wahrnehmungen, nämlich die Unterschiede zwischen der SPÖ und dem etwas schwächer gewordenen Partner - 10 Prozent - FPÖ in der Bundesregierung (Heiterkeit bei der SPÖ.) und der SPÖ und der vermeintlichen Wirtschaftspartei, der ÖVP: angekündigte Kürzungen, leere Töpfe, viele Phrasen und nach wie vor kein Überblick über die tatsächliche Finanzsituation. 

Auch ich möchte aus dem "Format", das heute erschienen ist, zitieren, worin nachzulesen ist: "Im Oktober hatte Finanzminister Karl-Heinz Grasser das prognostizierte Defizit mit 1,45 Prozent des BIP angegeben, das gesamtstaatliche Defizit wurde mit 1 Prozent angegeben. Daran wolle Grasser auch weiter festhalten", schreibt "Format". "Eine neue Regierung müsste mehr als 2 Milliarden EUR herunterstreichen. Ein Defizit von 2,3 Prozent würde einer Neuverschuldung von rund 5 Milliarden EUR entsprechen.

Das sind offenbar die Fakten, mit denen wir konfrontiert sein werden, und ich denke mir, es ist eine absurde Ausrede, wenn man zwei Wochen vor einem neuen Budgetjahr noch keine Aussage trifft, wie die Situation tatsächlich aussieht, und das ausgerechnet von der Wirtschaftspartei, der ÖVP. (Beifall bei der SPÖ. )
Kollege Kopietz hat schon angeführt, dass es, auch wenn die Damen und Herren der ÖVP und FPÖ hier anders argumentiert haben, offensichtlich nur an zwei Dingen liegen kann, nämlich zum einen daran, dass dieses angekündigte Nulldefizit weit verfehlt wurde, und zum anderen daran, dass die Bundesregierung die leeren Töpfe eben einfach nicht herzeigen will, leere Töpfe, die, so ist zu befürchten, weitere Kaputtsparpakete der schwarz-blauen Bundesregierung - Fortsetzung - bescheren werden, Kaputtsparpakete, die gerade wieder die kleinen und mittleren Einkommen treffen werden, damit die Österreicherinnen und Österreicher und damit natürlich auch die Wienerinnen und Wiener. Und ich muss Ihnen eines sagen: Das ist eine ziemlich bittere Mitgift in Zeiten einer Brautschau. (Beifall bei der SPÖ.) 

Partnerschaften, Fusionen, aber auch Koalitionen müssen - und das muss gerade auch die ÖVP wissen - immer so passieren, dass die Fakten und die Voraussetzungen ganz klar nachvollziehbar sind. Niemand möchte die Katze im Sack kaufen. Und so wie es aussieht, gibt es kein Geld für aktive Politik, weder im Bereich des Arbeitsmarkts, weder im Bereich der Gesundheit noch auch im Bereich der Bildung. Und die Leidtragenden sind wieder die Wienerinnen und Wiener, die Österreicherinnen und Österreicher.

Nehmen wir nun diesen Topf der Arbeitsmarktpolitik: Tatsache ist, dass 2,7 Milliarden EUR aus der Arbeitslosenversicherung ausgeräumt wurden, und dieses Geld fehlt jetzt bei so einer hohen Arbeitslosigkeit, um Beschäftigte und Arbeitslose zu qualifizieren. Im November gibt es aktuell 280 000 Menschen, die arbeitslos sind; das sind um 55 000 Arbeitslose mehr als vor zwei Jahren. Nur jeder Siebente befindet sich auf der Bundesebene in einer Schulung, und die tauchen dann natürlich in den Arbeitslosenstatistiken nicht auf. In Wien befindet sich immerhin jeder sechste Wiener und jede sechste Wienerin, die arbeitslos sind, in einer Schulung, und das, weil wir hier investieren, weil der WAFF arbeitssuchenden Menschen Unterstützung bietet und sie eben bei den Berufschancen unterstützt. 

Noch schlimmer - das ist ohnedies auch schon erwähnt worden - ist die Situation bei den Jugendlichen. Da ist seit dem Jahr 2000 die Arbeitslosenzahl um mittlerweile fast 40 Prozent gestiegen. Wir haben 53 000 arbeitslose Jugendliche. 

Zu den diesbezüglichen Alibiaktionen möchte ich auch etwas sagen: 5 000 Jugendliche sind in einer Maßnahme, 53 000 Jugendliche sind aber arbeitslos. Es fehlen 8 000 Lehrplätze, das Jugendauffangnetz bietet 3 000 Jugendlichen Platz. Diese Bundesregierung gibt den Jugendlichen keine Zukunftsperspektive und keine Chance! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist aber nun einmal so, dass Wien dieser Arbeitslosigkeit nicht tatenlos gegenübersteht. Wir haben die Wirtschaftsförderung erhöht, wir haben die Investitionen erhöht, wir haben die Zahl der Betriebsneugründungen erhöht und sind mittlerweile auf Nummer eins. Wien ist aktiv in der Unterstützung von Wiedereinsteigerinnen und auch in der Förderung von atypischen Beschäftigten.

Zum Abschluss möchte ich sagen: Der Bundeskanzler hat den Auftrag, diese Regierung zu bilden, und wenn er den Auftrag ernst nimmt, dann bitte nicht nur in diversen Verhandlungsgesprächen, sondern auch mit dem notwendigen Respekt gegenüber den Österreicherinnen und Österreichern, den Wienerinnen und Wienern. Schließlich mussten diese die Fehlpolitik der letzten zwei Jahre finanzieren, irregeleitet von Ihrer Nulldefizitlüge. Die ÖsterreicherInnen und die WienerInnen haben ein Recht auf eine ehrliche Aussage, auf eine ehrliche Auskunft über die tatsächliche finanzielle Situation in Österreich. Die Zahlen müssen auf den Tisch, der Kassasturz ist angesagt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Vor Sitzungsbeginn ist von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 1 Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 10, 7, 8, 9, 6, 1, 2, 11, 3, 4, 5, 12, 13 und 14 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Abg Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir verlangen die Absetzung der Gesetzesinitiative betreffend Wahlordnung. Wir verlangen die Absetzung deshalb, weil hier innerhalb von vier Tagen ein Gesetz durchgepeitscht wird - Dienstag Landesregierung, Mittwoch Ausschuss, Freitag Landtag (Abg Godwin Schuster: Das glauben Sie ja selber nicht! - Abg Mag Christoph Chorherr: Das ist ein Quatsch!) -, obwohl es sich um ein Gesetz handelt, bei dem nicht nur wir, sondern auch der langjährige Leiter des Verfassungsdienstes dieses Hauses, Ponzer, die Verfassungswidrigkeit festgestellt haben, obwohl wir Ihnen ein Gutachten des renommierten Verfassungsrechtlers Prof Lienbacher übermittelt haben (Abg Mag Thomas Reindl: Von wem?), obwohl wir keine Möglichkeit gehabt haben, über die skurrile Lösung von zwei Klassen von Bezirksräten zu diskutieren. Das war nie Gegenstand der Unterausschussverhandlungen. 

Wir verlangen daher eine Rückkehr zu jenem parlamentarischen Brauch, der eigentlich in Parlamenten wie dem Wiener Landtag selbstverständlich sein sollte, und ich verlange daher die Absetzung von Tagesordnungspunkt 10. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der FPÖ. - Abg Josefa Tomsik: Hat Ihnen niemand gesagt, was wir im Ausschuss diskutiert haben?)
Präsident Johann Römer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es liegt ein Antrag gemäß § 17 Abs. 6 der Geschäftsordnung des Wiener Landtags auf Absetzung des Tagesordnungspunkts 10 vor.

Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung und bitte jene Damen und Herren des Hauses, die dem Antrag des Herrn Abg Dr Tschirf zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Minderheit, da nur ÖVP und FPÖ zugestimmt haben.

Wir kommen nun zur Postnummer 10 (05372/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Stadtverfassung und die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 geändert werden. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Renate Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, diesen als Wiener Demokratiepaket bekannt gewordenen Gesetzesvorschlag zu diskutieren und zu beschließen.

Präsident Johann Römer: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet.

Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. (Die Rednerin begibt sich zum Rednerpult und baut dort ein grünes Holzkistchen auf, das mit dem Bild verschiedener Menschen geschmückt ist. - Es erfolgen verschiedene Zurufe, dass sie aufpassen möge, dass dieses Kistchen nicht herunterfällt. - StRin Mag Maria Vassilakou: Es ist breit genug!)

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren!

Das ist kein Taferl, das soll eine Urne darstellen, mit der auch symbolisch (Abg Harry Kopietz: Eine Wahlurne?) vor allem für die Kolleginnen und Kollegen der ÖVP und der FPÖ visualisiert werden soll, worüber wir eigentlich heute hier verhandeln. (Abg Mag Thomas Reindl: Das schaut aus wie ein grüner Koffer! - Abg Harry Kopietz: Das macht nichts!)

Heute ist es endlich so weit. Das viel diskutierte Wiener Demokratiepaket steht zur Beschlussfassung an. Es ist dies ein wichtiger Schritt, denn durch diesen Schritt werden 150 000 Menschen in Wien, 150 000 Wienerinnen und Wiener, endlich die Möglichkeit bekommen, bei den Wahlen 2006 zusätzlich zu wählen. 

Wer sind diese etwa 150 000 Menschen? - Das sind an die 120 000 ZuwanderInnen, vielleicht ein bisschen mehr, und etwa 18 000 bis 20 000 WienerInnen im Alter zwischen 16 und 18 Jahren.

Lassen Sie mich vorab meine große Freude darüber zum Ausdruck bringen, dass endlich junge Wienerinnen und Wiener die Möglichkeit bekommen, sich am demokratischen Prozess zu beteiligen. Mit 16 ist man weiß Gott mündig genug, um vieles zu entscheiden, daher ist man auch mündig genug, sich an Entscheidungen zu beteiligen, die die eigene Zukunft prägen werden und die die Zukunft der eigenen Stadt prägen werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Somit ist die Gewährung dieses Wahlrechts heute meines Erachtens einerseits ein Stück tatkräftiger Respekt der Wiener Politik gegenüber der eigenen Jugend, andererseits aber auch die Erfüllung der langjährigen Forderung von jungen Menschen in dieser Stadt, endlich auch in Wien wählen zu können, wie dies sehr wohl in anderen Ländern der Fall ist. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Lassen Sie mich jetzt aber auch etwas länger auf das Kapitel "Kommunales Wahlrecht für Zuwanderer" eingehen. Warum überhaupt soll heute das kommunale Wahlrecht für Zuwanderer, das heißt für Wienerinnen und Wiener ohne österreichische Staatsbürgerschaft, beschlossen werden? - Das haben wir vielfach diskutiert, und hier an dieser Stelle vielleicht ein letzter Versuch mit zwei Argumenten vor allem in Richtung ÖVP und in Richtung FPÖ zu argumentieren, wieso das ein wichtiger, demokratiepolitisch notwendiger Schritt ist. 

Allem voran das demokratiepolitische Argument. Jeder sechste Mensch in dieser Stadt, jede sechste Wienerin, jeder sechste Wiener, ist Zuwanderer ohne österreichische Staatsbürgerschaft. Liebe Kolleginnen und Kollegen, seit dem antiken Griechenland und dem antiken Demokratiebegriff sind - Gott sei Dank, möchte ich fast sagen - weit mehr als 2 000 Jahre vergangen. Ja, im antiken Griechenland hat man diesen Demokratiebegriff gehabt, da durften nur die Bürger wählen. Wer waren die Bürger? - Das waren Männer, und zwar genau genommen reiche Männer. Die Frauen durften nicht wählen, Sklaven durften nicht wählen, die Mittellosen durften im Übrigen auch nicht wählen. Das ist, wie gesagt, lange her. 

Heutzutage ist es eine weit verbreitete Situation, dass sich bei europäischen Einwanderungsmetropolen die Bevölkerungsstruktur sehr, sehr stark verändert hat, und es ist nicht sinnvoll, à la longue und auf Dauer ein Sechstel der eigenen Wohnbevölkerung in einer Stadt vom demokratischen Entscheidungsprozess auszuschließen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Das schafft Gräben, das prolongiert einen veralteten, absolut nicht zeitgemäßen Demokratiebegriff, und gerade deswegen ist bereits eine Vielzahl europäischer Städte dazu übergegangen, das kommunale Wahlrecht - denn davon sprechen wir und nicht von etwas anderem - der gesamten Wohnbevölkerung einer Stadt zu gewähren. 

Argument Nummer 2 ist das integrationspolitische Argument. Es stimmt nicht, dass Integration im Allgemeinen etwas ist, das man vorschreiben kann, das man mit drei kurzen Griffen bewirken kann, und dann ist das erledigt, dann kommt die österreichische Staatsbürgerschaft und dann kann man endlich wählen. Integration ist ein langwieriger Prozess. Der hat etwas zu tun mit Pflichten, er hat etwas zu tun mit Rechten, er hat aber auch etwas zu tun mit dem, wie man sich fühlt, mit dem, wie man dazugehört, und mit dem, wie man dazugehören darf in einer Gesellschaft. 

Die Gewährung des Wahlrechts ist ja auch nichts anderes als eine Hand, die man der eigenen Wohnbevölkerung reicht, selbst wenn sie nicht die österreichische Staatsbürgerschaft hat. Das ist ein Schritt, der Menschen deutlich macht, dass sie dazugehören können, dass man möchte seitens der Stadtpolitik, dass sie dazugehören, und es ist ein Schritt, der die Integration von vielen eigentlich weiter erleichtert und ermöglicht, und zwar nicht die Integration auf dem Papier, sondern die Integration im Herzen und die Integration im Kopf, daher auch ein starkes integrationspolitisches Argument. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Auf diese zwei Argumente sind Sie bis jetzt leider noch nicht eingegangen. Zwei wesentliche Argumente habe ich Ihrerseits bis jetzt gehört, und auf die möchte ich auch kurz eingehen, bevor ich sozusagen zum zweiten Teil übergehe und die grüne Kritik an dem heutigen Vorschlag erläutere. 

Das Erste, das Staatsbürgerschaftsargument. Sie sagen, wer wählen möchte in Österreich, soll österreichischer Staatsbürger werden, dann hat er ja alle Rechte und Pflichten. Sie sind es aber, die in den letzten Jahren Einbürgerungsgesetze vorangetrieben und teilweise auch beschlossen oder mitbeschlossen haben, die es vielen Zuwanderern geradezu verunmöglichen, die österreichische Staatsbürgerschaft anzunehmen, und das, obwohl diese Menschen seit 10 Jahren, seit 15 Jahren, teilweise sogar seit 30 Jahren in dieser Stadt leben. 

Sie wissen ganz genau, dass Österreich ein recht restriktives Einbürgerungsrecht hat und dass hier zum Beispiel keinesfalls der Weg gegangen wird, wie er unter anderem in Belgien längst gang und gäbe ist, wo es zwar das kommunale Wahlrecht nicht gibt, aber dort kann jeder Mensch nach einem Jahr - bitte, nach einem Jahr! - bereits um die Staatsbürgerschaft ansuchen, und die bekommt er auch, die bekommt er übrigens für Gebühren, die geradezu lächerlich sind. Also, etwa an die 300 EUR kostet in Belgien die Einbürgerung, und nach fünf Jahren Aufenthalt kann man die belgische Staatsbürgerschaft sogar ohne Verfahren zuerkannt bekommen. 

So ist es in Österreich nicht. In Österreich gibt es eine Vielzahl von Versagungsgründen und darüber hinaus - und das wissen Sie auch - horrende Gebühren, mit denen viele finanzschwache Haushalte konfrontiert sind. Überdies gibt es noch das Verbot der doppelten Staatsbürgerschaften, was zusätzlich eine Hürde für viele ist. 

Daher sage ich Ihnen, Sie sind nicht konsequent: Entweder man erleichtert die Einbürgerung - wenn ich schon in Ihren Köpfen denke - oder aber man gewährt das kommunale Wahlrecht und eine Reihe anderer notwendiger Rechte für Menschen, die in einem Ort leben. Aber sowohl das eine als auch das andere zu versagen, das kann ich überhaupt nicht verstehen. Dahinter kann nur der Wille stecken, Menschen auszuschließen aus einer Gesellschaft und sie, solange sie hier auch leben mögen, nicht und nicht integrieren zu wollen. 

Das zweite Argument, das Sie immer wieder bringen: die Befürchtung vor ethnischen Kämpfen. Da würden sich dann Listen bilden, die sich auf Bezirksebene gegenseitig bekämpfen. Da kämpft dann - was weiß ich, nehmen wir ein klassisches Beispiel; ich komme aus Griechenland, also lasst uns fantasieren - eine griechische Liste gegen eine türkische Liste. Das ist ja geradezu amüsant. 

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, bringen Sie mir ein einziges Beispiel von einer europäischen Stadt, in der es das kommunale Wahlrecht gibt und in der es bei einer Kommunalwahl zu ethnischen Listen und zu Auseinandersetzungen auf der Straße gekommen ist. Also ich glaube, dass Sie da die Intelligenz von Zuwanderern bei weitem unterschätzen, dass Sie auch ihre Mündigkeit und ihre Fähigkeit unterschätzen, zu erkennen, auf welcher Ebene sie sich denn gerade engagieren und an welchen Wahlen sie sich gerade beteiligen. Also ich bitte, wie gesagt, wenn Sie da Beispiele kennen, bringen Sie sie. Das würde mich nämlich auch interessieren, dem würde ich gerne nachgehen. Wenn Sie aber diese Beispiele nicht kennen, weil es sie nicht gibt, dann hören Sie auf, hier Scheinargumente vorzubringen. Bringen Sie ein Argument, das hält. (Beifall bei den Grünen.)

Somit bin ich doch bei der grünen Position angelangt. Ja, das, was wir heute beschließen, ist eine große Entscheidung. Ja, damit übernimmt Wien die Vorreiterrolle in Österreich. Die Beschlussfassung des kommunalen Wahlrechts hat sowohl reale Auswirkungen, wie ich soeben erläutert habe - über 100 000 neue Wählerinnen und Wähler in Wien -, aber diese Beschlussfassung des Wahlrechts hat auch hohe Symbolkraft in der Stadt. 

Jetzt könnte ich mich also zügellos freuen darüber, aber es gelingt mir leider nicht. Die Freude ist getrübt, bedauerlicherweise, denn - und jetzt muss ich Kritik anbringen - sosehr wir Grüne uns freuen, sosehr wir dafür gekämpft haben - und nicht nur wir Grüne, sondern Zuwanderinnen und Zuwanderer, MenschenrechtsaktivistInnen, AntirassismusaktivistInnen, Tausende Menschen in dieser Stadt haben in den letzten 10 bis 15 Jahren systematisch tagein, tagaus für diesen Moment gekämpft -, sosehr sind es gerade die, die gekämpft haben, die heute nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht haben, Kritik anzubringen, Kritik an jenen Punkten, die dieses Gesetz, so wie es hier vorgelegt wird, enthält und die problematisch sind, die trotzdem nicht das Gelbe vom Ei sind, die trotzdem noch immer zu korrigieren und besser zu machen sind. 

Was ich damit meine - das wissen Sie alle -, ist die Vorschrift, dass nur diejenigen Zuwanderer wahlberechtigt sein sollen, die zum Zeitpunkt, zu dem die Wahl stattfindet, bereits fünf Jahre lang ununterbrochen in Wien gelebt haben. Ja, diese fünfjährige vorangegangene Aufenthaltsdauer ist leider ein Wermutstropfen, und damit fange ich schon einmal mit dem verwaltungstechnischen Argument an, wenn Sie so wollen. 

Ich habe gerade erläutert, dass im Jahre 2006 über 100 000 Zuwanderer wahlberechtigt sein werden. Wieso? - Weil bereits zum heutigen Zeitpunkt etwa 75 Prozent der Zuwanderer bereits länger als fünf Jahre in Wien leben. Bis 2006 werden es sogar mehr sein. Das heißt, in Wahrheit beschließen wir heute ein Gesetz mit dieser fünfjährigen vorangegangenen Aufenthaltsdauer, das bewirkt, dass zum Schluss lediglich etwa 18 000 Zuwanderer vom Wahlrecht in Wien ausgeschlossen sein werden. 

Um diese 18 000 Menschen vom Wahlrecht auszuschließen, nehmen wir einen enormen Verwaltungsaufwand auf uns, nämlich die Aufenthaltsdauer aller anderen zu überprüfen. Und ich frage Sie: Wäre es nicht einfach verwaltungstechnisch auch sinnvoller zu sagen: Schluss und Aus!? Mit Stichdatum? (Abg Gerhard Pfeiffer: Mit Stichtag!) Jeder Mensch, der in dieser Stadt auf Dauer niedergelassen ist und angemeldet ist, ist wahlberechtigt. 

Zweitens gibt es natürlich auch das politische Argument. Immer wieder und immer wieder wird hier wiederholt, dass es letztendlich etwas ist, das man nicht vergleichen kann. Ich vergleiche hier Äpfel mit Birnen, EU-Bürgerinnen und EU-Bürger würden sofort ab Niederlassung in Wien stimmberechtigt sein, weil das ja sozusagen auf internationale Agreements zurückzuführen ist (Abg Mag Hilmar Kabas: Das geht auf Gegenseitigkeit!) - gegenseitig stimmt auch -, wohingegen Zuwanderer aus, na sagen wir, der Türkei oder aus Jugoslawien, die zurzeit die größte Gruppe sind, sich nicht auf so etwas berufen können und daher nicht wahlberechtigt sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Gegenseitige Vereinbarungen, bilaterale Vereinbarungen sind Dinge, die man beschließt, die aber keinesfalls ausschließen, dass man den Gegenstand von bilateralen Vereinbarungen auch auf andere Menschen überträgt. Es ist ja nicht so, dass alles, was auf Basis von bilateralen Vereinbarungen beschlossen worden ist, nur für die Bürger dieser Länder zu gelten hat. Ein Land und eine Stadt haben immer und zu jedem Zeitpunkt durchaus die Möglichkeit zu sagen: Gut, und darüber hinaus gewähren wir bestimmte Rechte auch Menschen, die aus anderen Ländern kommen, mit denen es keine bilateralen Vereinbarungen gibt. Wenn alles nur auf Basis von bilateralen Vereinbarungen weitergehen würde auf dieser Erde, da hätten wir aber ein sehr, sehr langsames Tempo, wie sich die Dinge verändern. 

Deshalb sage ich: Rein menschlich und rein politisch betrachtet wird mir nie jemand erklären können, warum es zum Beispiel für meinen Vater, der dieser Tage übrigens in Wien zu Besuch ist und der kein Wort Deutsch spricht, möglich ist, sich in Wien anzumelden und sofort wählen zu können, und wieso es für meinen türkischen Nachbarn, der hier länger lebt, der ausgezeichnet Deutsch spricht, der sich durchaus auskennt, nicht möglich ist, wieso er mit einer fünfjährigen Stehzeit belegt wird. Und deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, lehnen wir diese fünfjährige Aufenthaltsdauer entschieden ab, und wir werden heute auch einen Antrag einbringen, um diese zur Streichung zu bringen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Lassen Sie mich abschließend auch ein, zwei Details kritisieren. Wenn man schon davon ausgeht, dass diese fünfjährige vorangegangene Aufenthaltsdauer aus welchen Gründen auch immer notwendig ist, dann sollte sie bitte nicht ununterbrochen ausgerechnet in Wien vorgeschrieben sein. 80 Prozent der Zuwanderer in Österreich arbeiten in den Branchen Baugewerbe, Gastgewerbe. Das sind zwei Branchen, die eine hohe Mobilität erfordern, und es ist nicht üblich, dass man für die Dauer, die man zum Beispiel in einem anderen Bundesland verbringt, in Wien angemeldet bleibt. Es ist überhaupt nicht so. Ich könnte viele, viele Fälle aufzählen von Menschen, die ich persönlich kenne, die eine Zeit lang nach Salzburg oder nach Innsbruck gegangen sind, dort ein kleines Lokal aufgemacht haben, geschaut haben, ob sie dort überleben können und draufgekommen sind, dass es nicht gut funktioniert, und die nach ein, zwei Jahren nach Wien zurückgekommen sind. 

Nach diesem Vorschlag, den Sie hier vorgelegt haben, wären diese Menschen von der demokratischen Teilhabe ausgeschlossen. Für sie würde die ganze Dauer ihres vorangegangenen Aufenthalts in Wien - es könnten 10, 15 Jahre sein - nicht zählen. Die Zeit würde neu zu laufen beginnen ab dem Tag, wo sie nach Wien zurückkommen. Wir sagen, das ist nicht ausgereift. Wenn man schon eine fünfjährige Aufenthaltsdauer vorschreibt, dann sollte man sie zumindest auf das gesamte Bundesgebiet ausdehnen, denn Sie werden mir doch nicht weismachen wollen, dass ein Zuwanderer, der eine Zeit lang in Salzburg lebt und dann nach Wien zieht, nicht imstande ist, sich sehr rasch über die Wiener politische Landschaft, die Parteien zu informieren und zu wissen, wie er oder sie abstimmt bei Wahlen. 

Darauf und auch auf diese Details werden wir immer wieder und immer wieder zurückkommen hier in diesem Haus, und ich bin sicher, dass in den nächsten Jahren auch Bewegung in die Sache kommen wird. Doch heute geht es uns um die fünfjährige Aufenthaltsfrist und wir hoffen, dass sie doch noch gestrichen wird. 

Ich schließe, liebe Kolleginnen und Kollegen, mit folgenden Beispielen ab. In Kopenhagen dürfen Zuwanderer nach drei Jahren wählen, in Amsterdam, in Stockholm und in Oslo auch nach drei Jahren, in Dublin nach sechs Monaten. Das ist übrigens meistens die Stelle, wo mir die Wiener SPÖ den Vorwurf macht, populistisch und insistatorisch zu sein, denn da steckt dahinter, man würde seitens der Opposition die Forderungen jedes Mal immer ein bisschen hinaufschrauben, damit man sozusagen den Forderungen nachkommt. 

Und ich sage ja. Ja, man kann es besser machen, man kann es immer besser machen, und auch die Wiener Sozialdemokratie muss zur Kenntnis nehmen, dass man es zwar heute gut macht, dass man es aber noch viel, viel besser machen kann. Und dafür sitzen wir Grüne hier drinnen in diesem Haus: Damit es noch besser wird. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Lassen Sie mich daher meinen Beitrag mit der Feststellung und dem Wusch in dieser Hinsicht abschließen: Ja, Wien war Wien, ist Wien, bleibt Wien, aber wenn es um das Wahlrecht geht: Wien soll Dublin werden! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr Ulm zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch wenn meine Vorrednerin jetzt in bekannt angemessener, sympathischer Art und Weise auch grundsätzliche Überlegungen von sich gegeben hat und damit auch ein bisschen einen positiven Eindruck auf dieses Gesetzt hat bringen können, so ändert das überhaupt nichts daran, dass es sich bei dieser Gesetzesänderung um einen sozialdemokratischen Willkürakt sondergleichen handelt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Es handelt sich um einen sozialdemokratischen Willkürakt, weil dieses Gesetz, das heute beschlossen werden soll, unsachlich ist, widersprüchlich, verfassungswidrig, nur die eigenen Interessen der SPÖ im Sinn hat und ohne ernsthafte Einbindung der Opposition erfolgt ist. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wieso ist dieses Gesetz unsachlich? - Es ist unsachlich, weil es Bezirksräte erster und zweiter Klasse schafft. Es wirkt damit desintegrierend, es wirkt polarisierend, es werden im Integrationsbereich Probleme geschaffen, die wir ohne diese skurrile Regelung nicht hätten. Was soll sich denn der gewählte ausländische Bezirksrat denken, der jetzt nicht Bezirksvorsteher werden kann, der nicht Bezirksvorsteher-Stellvertreter werden kann, der nicht in den Bauausschuss gewählt werden kann? - Er wird erstmals eine Diskriminierung erfahren, er wird das als diskriminierend werten, und es ist auch nachvollziehbar. (Abg Godwin Schuster: Das mit dem Bauausschuss war ja Ihr Anliegen! - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Bis jetzt hat er diese Diskriminierung nicht erfahren, denn selbstverständlich ist das Wahlrecht ein Staatsbürgerschaftsrecht. Er hat sich bis jetzt nicht diskriminiert gefühlt (Abg Mag Christoph Chorherr: Das entscheiden Sie? - Abg Günter Kenesei: Das ist ja unglaublich!), doch diese Regelung führt zu einer Polarisierung, die Sie zu verantworten haben. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das ist ja unglaublich!) 
Wo bleibt die Motivation, österreichischer Staatsbürger zu werden und damit die 100‑prozentige Integration des Fremden zu erreichen, wenn er bereits zu seinem Wahlrecht kommt, bevor es noch zum Endpunkt des Integrationsprozesses gekommen ist? (Abg Günter Kenesei: Das stört Sie!) Wir wollen keine Parallelgesellschaften, wir wollen die Fremden einladen, zu uns zu kommen, sich endgültig und 100‑prozentig zu integrieren, indem sie die österreichische Staatsbürgerschaft annehmen. Dann sind sie Österreicher mit allen Pflichten und mit allen Rechten.

Sehr geehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Was haben Sie sich eigentlich bei dieser Regelung im Ausländerwahlrecht gedacht, wie das mit der Stadtverfassung zusammengeht? - Sie wissen genau, dass die zweitstärkste Fraktion in der Bezirksvertretung das Recht hat, den Bezirksvorsteher-Stellvertreter vorzuschlagen und den Bezirksvorsteher-Stellvertreter zu wählen. Das steht so drinnen in der Stadtverfassung. Und zwar dürfen die niemand von außen vorschlagen, sondern sie dürfen nur jemanden vorschlagen, der bereits als Bezirksrat gewählt ist. Also nur aus ihrem Kreise kann so ein Bezirksvorsteher-Stellvertreter vorgeschlagen werden. 

Jetzt handelt es sich da möglicherweise um eine ethnische Liste, die sind zweitstärkste Fraktion und können nun aus ihrem Kreis ihr Recht auf Grund der Stadtverfassung überhaupt nicht wahrnehmen. (Abg Godwin Schuster: Das ist Ihre Sorge!) Das ist ein ungelöster Widerspruch, mit dem Sie gerne leben, weil Sie willkürlich agieren und es Ihnen völlig egal ist. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Ist das Ihr Bekenntnis zur Verfassungsänderung? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Sie sind nervös. (Abg Christian Oxonitsch: Überhaupt nicht!) Dass die Damen und Herren von der Sozialdemokratie nervös sind, glaube ich. Sie haben nur Ihre eigenen Interessen im Sinn. (Abg Christian Oxonitsch: Ich möchte nur wissen, ob das jetzt Ihr Bekenntnis zur Verfassungsänderung ist?) Denn dort, wo es darum geht, ein faires Wahlrecht zu schaffen, dass man mit der Anzahl von Stimmen dann auch die Anzahl von Mandaten hat, das interessiert Sie natürlich überhaupt nicht. (Abg David Ellensohn: Wie in Niederösterreich!)

Bei der Fragestunde hatte ich schon die Gelegenheit, darauf hinzuweisen, in welcher Art und Weise man versucht hat, hier die Opposition einzubinden. Mit einem Placebounterausschuss Wahlrecht, der tatsächlich mehrfach getagt hat vor ungefähr einem Jahr. Am 5. März war dann alles aus, am 5. März hat es die letzte Sitzung dieses Unterausschusses gegeben. Bis dahin ist alles Mögliche debattiert worden, man hat über sehr viele Dinge gesprochen, sehr grundsätzlich gesprochen, nur über die Ergebnisse, die Sie uns jetzt präsentieren, ist überhaupt nicht gesprochen worden. (Abg Christian Oxonitsch: Da haben Sie aber geschlafen!)

Frau Stadträtin! Wenn Sie sagen, meine Argumentation ist absurd, weil ich vor dem Sommer sowieso von Ihnen Ihren Entwurf in die Hand gedrückt bekommen habe, über den ich nur staunen konnte, weil darauf nie und nimmer eine Einigung im Unterausschuss erfolgt ist (Abg Christian Oxonitsch: Irgendwann ist es aus mit der Diskussion, wenn man keinen Kompromiss findet!), dann kann ich nur sagen, Ihr Verständnis von einer Zusammenarbeit ist absurd. Denn in der Aushändigung eines Entwurfs, von Ihnen eine Kommunikation zu sehen, das ist schon etwas überraschend und das hat mit Ihrem Motto von Miteinander, Frau Stadträtin, sehr wenig zu tun. (Beifall bei der ÖVP.) 
Es war nicht nur keine Rede davon, dass wir Bezirksräte erster und zweiter Klasse schaffen ... (Abg Josefa Tomsik: Herr Kollege Ulm! Sie wollten einen Vorschlag haben, wo alle Ihre Vorschläge hineinkommen und sonst nichts!) Frau Kollegin! Ich bin völlig überrascht, wie Sie beispielsweise zu der Zahl kommen, wie man über Vorzugsstimmen direkt gewählt werden kann. Wir haben gesagt, wir sind für eine stärkere Personalisierung des Wahlrechts, wir sind für eine Stärkung der Direktwahl, wir sind dafür, dass man mit Vorzugsstimmen mehr machen kann. Niemals ist das Wort oder ist die Zahl gefallen, dass man jetzt auf das 1,25‑fache der Wahlzahl kommen muss, um direkt gewählt zu werden. Ich meine, das ist auch eine völlig absurde Zahl. Bis jetzt war es das Doppelte. Man hätte sagen können, okay, gehen wir auf das Einfache oder von mir aus als Kompromiss auf das Eineinhalbfache, wenn man den Kompromiss mit der Opposition gesucht hätte. Aber Sie haben ihn nicht gesucht. Ich bin dann auf diese skurrile Zahl von 1,25 gestoßen - eine periodische Zahl wäre noch skurriler gewesen -, offensichtlich ein Kompromiss, der innerhalb Ihrer Fraktion erst mühsam gefunden werden musste.

Alle relevanten Dinge sind nach diesem 5. März 2002 passiert: Ihr Prof-Mayer-Gutachten ist am 16.5.2002 gekommen, der Verfassungsdienst hat sein Gutachten am 12.7.2002 abgegeben, unser Gutachten von Prof Lienbacher stammt vom 1.6.2002. Wir haben von Seiten unseres Klubs Ihnen dieses Gutachten offiziell zur Verfügung gestellt und haben Sie eingeladen, darüber zu debattieren. Nichts! Sehr geehrte Damen und Herren von der Regierungsfraktion, über ein drei viertel Jahr Funkstille! Keine Diskussion mit der Opposition in so einer heiklen Materie wie dem Wahlrecht.

Es bleibt uns daher nichts anderes übrig, als unsere demokratischen Rechte hier wahrzunehmen innerhalb von vier Tagen, an denen dieses Wahlrecht durchgepeitscht werden soll. Am Dienstag hat es begonnen in der Landesregierung, dann ist ein außerordentlicher Ausschuss anberaumt worden (Abg Godwin Schuster: Dort haben Sie zugestimmt! - Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben dieser Vorgangsweise zugestimmt!) und heute im Landtag werden Sie das sicherlich durchziehen.

Wir werden daher jetzt von den Rechten Gebrauch machen, die uns zur Verfügung stehen, und werden drei Beschluss- und Resolutionsanträge einbringen, die uns besonders wichtig erscheinen.

Der Erste behandelt ein faires Wahlrecht, damit es in Hinkunft nicht mehr möglich ist, dass Sie mit 46 Prozent der Stimmen 52 von 100 Mandaten erhalten. 

Der Beschluss- und Resolutionsantrag lautet:

"Der Wiener Landtag spricht sich für eine Novellierung dahin gehend aus, dass zwecks Implementierung eines fairen Mandatszuteilungsverfahrens es künftig gewährleistet sein wird, dass die Anzahl der gewonnenen Mandate einer Partei der prozentuellen Stimmverteilung im Wiener Gemeinderat möglichst genau entspricht."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Ein zweiter Antrag, den ich jetzt einbringen werde, beschäftigt sich mit der Möglichkeit des Wählens außerhalb von Wien. Auch hier waren Sie säumig, auch hier war die Debatte im Unterausschuss, mit der Sie offensichtlich kalmieren wollten, eine ganz andere. Sie haben den Anschein erweckt, dass Sie bereit sind, diese Möglichkeit, auch außerhalb von Wien wählen zu können, schaffen zu wollen. Jetzt reden Sie sich auf den Bundesverfassungsgesetzgeber aus und meinen, Sie hätten gar nichts machen können. (Abg Christian Oxonitsch: Wir haben einen gemeinsamen Brief entworfen!) Tatsächlich gibt es die Möglichkeit, innerhalb des Bundesgebiets Vereinbarungen mit Bundesländern treffen zu können, damit es Wahllokale in den Landeshauptstädten oder in den Bezirkshauptstädten gibt. Ich kann mich genau erinnern, dass Sie es sogar als möglich erachtet hatten, dass man es einrichtet, in Bezirkshauptstädten außerhalb von Österreich wählen zu können. Aber da ist Ihnen überhaupt nicht daran gelegen, zu einer höheren Wahlbeteiligung zu kommen. (Abg Josefa Tomsik: Haben Sie den Brief jetzt gelesen und geschrieben oder nicht?)

Ich bringe daher folgenden Beschlussantrag ein:

"Der Landeshauptmann wird aufgefordert, zielführende Gespräche mit den Landeshauptleuten der anderen Bundesländer im Hinblick auf die Möglichkeit der Einrichtung von Wahllokalen für die Wiener Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen außerhalb Wiens zu führen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und noch in einem weiteren Punkt wäre es ein Leichtes, wäre der gute Wille da, wäre der politische Wille dieser Mehrheitsfraktion vorhanden, mehr Wähler zu den Urnen zu bringen. Man müsste nur das machen, was sogar der Herr Bürgermeister als politische Absichtserklärung verkündet hat, wo ihm aber jetzt offensichtlich seine Fraktion nicht folgt, nämlich dass die in Wien wohnenden Zweitwohnbesitzer ein Wahlrecht erhalten. Wie viele Personen gibt es, die in Niederösterreich oder im Burgenland ihren Hauptwohnsitz haben, dort am Wochenende regelmäßig auch zu Hause sind, aber unter der Woche von Montag bis Donnerstag in Wien ihre Wohnung haben? Diese Zweitwohnbesitzer haben kein Wahlrecht in Wien. Sie werden Ihre guten eigenen, parteipolitischen Gründe haben, warum Sie diesen Personen kein Wahlrecht zugestehen wollen.

Auch in diesem Punkt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP. 

"Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal wird als zuständiges Mitglied der Landesregierung aufgefordert, bis Ende Februar 2003 einen Gesetzesentwurf zur Beratung vorzulegen, welcher die Einräumung des Wahlrechts bei den Wahlen zum Gemeinderat und Landtag sowie zu den Bezirksvertretungen für jene Wienerinnen und Wiener vorsieht, die in der Bundeshauptstadt einen Nebenwohnsitz haben." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Erlauben Sie mir, nun auch auf die eklatante Verfassungswidrigkeit Ihrer Novelle hinzuweisen. Ich beginne beim aktiven Wahlrecht. 

Die Bundesverfassung sieht bestimmte Kriterien, bestimmte Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts vor, und es gibt so etwas wie ein wahlrechtliches Homogenitätsprinzip in der Bundesverfassung. Handelt es sich um allgemeine Vertretungskörper, dann sollen die gleichen Regeln gelten. Es stellt sich daher die Frage, ob die Bezirksvertretungen allgemeine Vertretungskörper sind. Namhafte Verfassungsrechtler behaupten das. Unsere Mandatare, unsere Bezirksräte, von denen wir ja einige kennen, dürften, würden, glaube ich, keinen Augenblick zögern, das zu bejahen. Verfassungsrechtler zögern auch nicht, das zu bejahen, und selbstverständlich auch nicht unsere Magistratsdirektion, wo ja nicht zuletzt aus diesem Argument heraus der Bezirksvertretung ein ausdrückliches Resolutionsrecht zugestanden wird, obwohl sich das aus den landesgesetzlichen Regelungen sonst nicht ergeben würde, und daher ist es auch möglich, dass in Bezirksvertretungen Resolutionsanträge gefasst werden können. 

Einhellige Meinung: Die Bezirksvertretungen sind allgemeine Vertretungskörper, und daher ist es nicht möglich oder äußerst problematisch, ohne Veränderung der Bundesverfassung eine solche Reglung zu schaffen. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf das Gutachten des Verfassungsdienstes vom 16. Juli 2002 - da ist es eingegangen -, worin es ausdrücklich heißt: "Es wird daher empfohlen, die Einführung des aktiven Wahlrechtes zu den Wiener Bezirksvertretungen für Nichtunionsbürger von einer vorherigen bundesverfassungs-rechtlichen Absicherung abhängig zu machen." 

Noch viel klarere Worte findet Prof Lienbacher, der sagt: "Die landesgesetzliche Einführung eines solchen Wahlrechtes bedarf eindeutig einer bundesverfassungs-gesetzlichen Ermächtigung." 

Aber ich kann Ihnen auch noch jemanden zitieren, der uns allen noch in guter Erinnerung ist, nämlich der leider Gottes verstorbene OSR Dr Ponzer. Ich habe hier eine Publikation aus dem Jahr 1991, und ich darf auch ihn als Kronjuristen dieses Hauses mit seiner Meinung zur Verfassungsmäßigkeit des Ausländerwahlrechts zitieren. Er sagt: "Ich erachte also eine bundesverfassungsgesetzliche Ermächtigung für das Ausländerwahlrecht bei den Bezirksvertretungen für notwendig."

Sehr geehrte Damen und Herren! Noch viel eindeutiger ist die Verfassungswidrigkeit beim passiven Ausländerwahlrecht zu erkennen. Dort heißt es nämlich im Artikel 3 des Staatsgrundgesetzes: "Die öffentlichen Ämter sind für alle Staatsbürger gleich zugänglich. Für Ausländer wird der Eintritt in dieselben von der Erwerbung des österreichischen Staatsbürgerrechtes abhängig gemacht." 

Da muss man kein großer Kronjurist sein, um das interpretieren zu können. Der Gesetzestext, der Text des Staatsgrundgesetzes lässt ja eigentlich überhaupt keinen anderen Raum zu. 

Nichtsdestoweniger muss sich natürlich auch Prof Mayer, da er ja von Ihnen mit der Erstellung eines solchen Gutachtens beauftragt worden ist, damit auseinander setzen und findet auch nur zu einem widersprüchlichen Ergebnis, dessen Schlussfolgerung natürlich nicht geteilt werden kann. Auch Mayer sagt in Anlehnung an die ständige Rechtssprechung des Verfassungsgerichtshofs: "Ein öffentliches Amt liegt dann vor, wenn eine hoheitliche Funktion ausgeübt wird und wenn ein hoheitlicher Bestellungsakt vorliegt." 

Jetzt liegt natürlich bei der Bezirksvertretung ein hoheitlicher Bestellungsakt vor, weil man bekanntermaßen Bezirksrat durch Wahl wird. Auch die hoheitlichen Funktionen sind völlig unzweifelhaft - selbst bei Mayer, bitte - beim Bezirksvorsteher, beim Bezirksvorsteher-Stellvertreter und bei den Mitgliedern des Bauausschusses, weshalb Mayer sagt, dort ist das Ausländerwahlrecht nicht möglich.

Jetzt gibt es aber dummerweise eine hoheitliche Kompetenz, eine hoheitliche Funktion nicht nur für die Bauausschüsse in den Bezirksvertretungen, für die Bezirksvorsteher, es gibt diese hoheitliche Funktion auch für das Gremium Bezirksvertretung, und das ist ja sehr leicht nachzulesen. Wir finden das im Wiener Kleingartengesetz, wo es im § 4 Abs. 1 heißt, dass die "kleingärtnerische Nutzung über Antrag des Magistrats auf Beschluss der örtlich zuständigen Bezirksvertretung zulässig ist. Dieser Beschluss ist im Amtsblatt der Stadt Wien kundzumachen." (Abg Mag Christoph Chorherr: Ein Superargument!) Bei diesem Beschluss handelt es sich um eine von ... (Abg Mag Christoph Chorherr: Genieren Sie sich nicht?) Herr Kollege Chorherr und Herr Kollege Ellensohn, echauffieren Sie sich nicht darüber, worüber wir uns genieren sollten. Wir wissen ja, Sie lassen sich immer vor den roten Karren spannen. Sie glauben, dass das gescheit ist. Machen Sie ihnen weiter die Mauer. Sie genieren sich offensichtlich nicht dafür. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Christoph Chorherr: Wirklich ein Superargument! - Abg Günter Kenesei: Sie haben alle einen Kleingarten!)
Aber glauben Sie mir eines: Nur ein bisschen hoheitlich zu agieren und dann zu sagen, es ist eh nicht so richtig hoheitlich, das wird nicht funktionieren. Das funktioniert genauso wenig, wie man sagen kann, man ist nur ein bisschen schwanger. Das geht nicht. (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Da muss man eindeutig sagen, das geht nicht, das ist leider Gottes eindeutig verfassungswidrig.

Und das sagt uns in der Deutlichkeit auch der Verfassungsdienst im Bundeskanzleramt. Ich empfehle Ihnen, die Seite 4 des Gutachtens zu lesen, wo es heißt: "Die Einräumung des passiven Wahlrechtes zur Bezirksvertretung an Nichtunionsbürger ist bundesverfassungswidrig, weil es sich bei der Mitgliedschaft zum Bezirksvorsteher um ein öffentliches Amt im Sinne des Artikels 3 Staatsgrundgesetz handelt."

Aber lassen Sie mich auch noch zum Jugendwahlrecht kommen, zum Wahlrecht der 16- bis 18‑Jährigen, für welches man natürlich auch gute Gründe finden kann, wo man aber letztendlich eine Abwägung treffen muss, zwischen den Argumenten, die für die Einführung sprechen, und den Argumenten, die gegen die Einführung sprechen. Vergessen wir nicht, dass mit der Einführung dieses Wahlrechts eine gewisse Verunsicherung der Jugendlichen hervortreten wird, wenn diese im Gesetzestext als "Männer" und "Frauen" bezeichnet werden müssen. (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.), als Männer und Frauen ab 16 (Abg Godwin Schuster: Wie im Burgenland, wie in der Steiermark!), und Entwicklungspsychologen und Jugendpsychologen uns sagen, wie wichtig diese Phase des Jugendlichseins, diese Phase der Entwicklung ist (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.), und dass man den Jugendlichen diese wichtige Entwicklungsphase nicht ohne weiteres und ohne ausführlicher Debatte und Diskussion nehmen soll. (Abg Mag Christoph Chorherr: Buben und Mädchen kann man hineinschreiben! - Abg Mag Marie Ringler - auf die Galerie zeigend, wo eine Gruppe von Jugendlichen sitzt -: Schauen Sie einmal da hinauf! - Abg Günter Kenesei: Die lachen alle wegen Ihnen da oben! Nur wegen Ihnen!) 

Es ist sehr einfach, jetzt mit Zwischenrufen zu versuchen, das nachzuholen, was Sie ein drei viertel Jahr lang nicht gemacht haben, nämlich die seriöse wissenschaftliche Diskussion zu führen über schwierige Dinge, und zwar nicht nur mit der Opposition, sondern auch mit den betroffenen Personen und mit Wissenschaftlern. Deshalb sind Ihnen leider Gottes wichtige Erkenntnisse von Entwicklungspsychologen verborgen geblieben. (Abg Günter Kenesei: Das kann nicht einmal der FPÖ einfallen!) 

Ihnen ist auch verborgen geblieben, dass es eine Fülle von Studien gibt, die uns sagen, dass es kein Anliegen der Jugend ist, dieses Wahlrecht einzuführen. Es sagt uns das Institut für Politikwissenschaften in Innsbruck (Abg Godwin Schuster: In Wien geht das nicht, aber in den Bundesländern sind alle anders entwickelt, oder?), wo Studien an über 2 500 Jugendlichen durchgeführt worden sind, es sagt uns das die Studie des Fessl-Instituts an über 1 000 Befragten, es zeigt uns dies eine Jugendstudie des Landes Oberösterreich, und es zeigt uns das sogar eine Studie Ihrer Jugendorganisation, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, Ihrer AKS-Wien, der Aktion Kritischer Schüler, die auch erhoben hat, dass das kein Anliegen der Jugend ist. (Abg Godwin Schuster: Das stimmt überhaupt nicht!)

Wir sprechen uns ja gar nicht grundsätzlich gegen eine Herabsetzung des Wahlalters aus, wir sprechen uns gegen die Art und Weise aus, wie Sie das machen: ohne Diskussion mit den Betroffenen, ohne Einbindung der Wissenschafter und ohne Einbindung der Opposition. (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie: Wir sind dagegen! - Abg Josefa Tomsik: Sie haben wahrscheinlich nie diskutiert!) 

Und jetzt komme ich zum lustigsten Argument von Ihnen, jetzt komme ich zum interessantesten Argument der SPÖ. Gestern kam von Ihnen - ich glaube, es war Kollege Stürzenbecher, der das gesagt hat -: Wahlkampf in den Schulen? Keine Sorge! Alles geregelt. Wir haben das Schulorganisationsgesetz. Es kann daher zu keiner Einflussnahme in den Schulen kommen und der Wahlkampf wird sicherlich nicht in die Schulen hineingetragen werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Leider Gottes ist es die SPÖ, die schon jetzt laufend versucht, diesen Wahlkampf in die Schulen hineinzutragen, und ich habe da leider Gottes zwei Pamphlete, die das, was ich sage, belegen. 

Anlässlich des Bildungsvolksbegehrens vom 6. bis 13. November 2001 hat die SLÖ sich an die Inspektoren von verschiedenen Inspektionsbezirken gewandt, damit politische Propaganda - und jetzt zitiere ich wörtlich - "in das Mitteilungsheft eingeklebt" wird. (Abg Dr Matthias Tschirf: Aha!) Das muss man sich einmal vorstellen! "Ins Mitteilungsheft einkleben" heißt es da wörtlich, mit der Bitte um Vervielfältigung, für jede Schule ein Exemplar. Die Schulen sollten für jedes Kind eine Kopie anfertigen und diese in das Mitteilungsheft einkleben. Unterzeichnet von einer Bundesjunglehrerin der SLÖ. So arbeitet die SPÖ. 

Aber Sie arbeiten nicht viel anders bei der letzten Gemeinderatswahl. Am 25. März 2001 gibt es einen Wahlaufruf. Wieder mit derselben Art und Weise hat man sich diesmal an Funktionäre gewandt, die vertrauenswürdig erschienen sind. Ausgegangen ist das wiederum vom Zentralverein der SPÖ-Lehrervereinigung. Dort heißt es wortwörtlich: "Leite diesen Wahlaufruf bitte so rasch es nur geht an die roten SchulleiterInnen in deinem Inspektionsbezirk weiter. Bitte sie, sich mit dem Elternvereinsobmann oder der Elternvereinsobfrau des Schulstandorts in Verbindung zu setzen und die Aktion von ihnen" - unter Anführungszeichen - "'absegnen' zu lassen." Die Idee stammt vom ZV, Zentralverein SPÖ-Lehrervereinigung, aber der Elternverein ist quasi der Verteiler und der offizielle Initiator. "Es bestünde ansonsten die Gefahr, dass uns diese Aktion von Seiten der politischen Gegner sofort abgedreht wird." (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP.) "Am Standort sollen dann die entsprechenden Kopien hergestellt und den Kindern bis spätestens Freitag mitgegeben werden." (Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Und was soll das Ganze jetzt? - Abg Günter Kenesei: Haben Sie Angst, dass Sie nicht gewählt werden?)
Sehr geehrte Damen und Herren! So schaut es bei der SPÖ aus! Uns ist überhaupt nicht bange, dass wir nicht gewählt werden könnten, weder bei den Fremden noch bei den Jugendlichen. Wir haben bei dieser Nationalratswahl so viel Zustimmung bekommen (Abg Godwin Schuster: Aber nicht diese Meinung! Dieser Art von Meinung wird eine Absage erteilt!), dass ich zuversichtlich bin, dass wir auch bei der nächsten Gemeinderatswahl die Stimmen von den Fremden bekommen werden und dass wir diese Zustimmung auch von den 16- bis 18‑Jährigen bekommen werden. Mir ist allerdings bange um diese Stadt, wo eine solche Präpotenz der Macht der SPÖ regiert. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Anica Matzka-Dojder: Sie reden von Präpotenz der Macht! Das ist unglaublich!) 
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Mag Kabas zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (Oh je-Rufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Abg Günter Kenesei: Sie werden sich jetzt schwer tun! Rechts ist kein Platz mehr! - Abg Mag Hilmar Kabas: Lassen Sie sich überraschen!)

Abg Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Präsident! Frau Stadträtin!

Wenn die SPÖ das vorliegende Geschäftsstück großartig als Demokratiepaket angekündigt hat, dann kann ich nur feststellen, das ist wirklich Etikettenschwindel, weil es genau das Gegenteil ist. Es ist demokratiepolitisch heute für Wien ein schwarzer Freitag und nicht nur deshalb, weil es der 13. ist. (Beifall bei der FPÖ.) 
Der Kern dieser Regelung heute, das so genannte Ausländerwahlrecht, ist verfassungswidrig - ich werde das in der Folge noch ausführen -, ja, es widerspricht sogar Grundprinzipien der österreichischen Verfassung, und es ist auch integrationsfeindlich. Ich will jetzt gar nicht näher darauf eingehen, dass dieses Wahlrecht natürlich wiederum nicht das Verhältniswahlrecht herstellt, sondern dass der Verstärkereffekt, der natürlich immer wieder der SPÖ zugute kommt, nach wie vor bleibt. Es wird natürlich auch nicht irgendetwas in Richtung Briefwahl geregelt, und man regelt natürlich auch nicht - es ist auch, was ich gehört habe, in dem Ausschuss kaum darüber gesprochen worden - die Direktwahl von Bürgermeister oder Bezirksvorsteher. 

Das Einzige was aus unserer Sicht immerhin gelungen ist, ist die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre. Das ist zwar durchaus umstritten, aber wir haben uns nach langer Diskussion dazu verstanden, dass wir diesem Punkt zustimmen werden. Es hat ja schon einige Anläufe in anderen Bundesländern, zumindest auf Gemeindeebene, gegeben, und die sind eigentlich durchaus positiv verlaufen. 

Wenn ich jetzt zu dem harten Kern dieses Gesetzesentwurfs komme, zu dem so genannten Ausländerwahlrecht, dann möchte ich daran erinnern, dass darüber eigentlich schon eine sehr lange Diskussion vonstatten geht. Wir haben hier, soweit ich das sehe, bereits 1988 im Gemeinderat beziehungsweise Landtag diskutiert, und eigentlich war die Diskussion damals so, dass auch noch die Sozialdemokraten der Meinung waren, dass es eigentlich schon sehr gravierende Argumente dagegen gibt, dass man dieses Wahlrecht einführt. Außerdem möchte ich schon auch daran erinnern, dass es damals, 1987, ein ÖVP-Gemeinderat war, nämlich GR Hawlik, der als Erster die Einführung des Ausländerwahlrechts gefordert hat, aber wir nehmen durchaus mit Befriedigung zur Kenntnis, dass ein Umdenkprozess bei der ÖVP zum Positiven stattgefunden hat und auch die ÖVP jetzt, wie schon der Vorredner Dr Ulm ausgeführt hat, eben auch sieht, dass das, vor allem so, wie es jetzt konzipiert wurde, verfassungswidrig ist und auch nicht der Integration dient, sondern ganz im Gegenteil. 

Das Ausländerwahlrecht - wozu dient das eigentlich? - Es dient eigentlich vor allem den Sozialdemokraten in ihren Überlegungen und Argumenten dazu, die Wählerverhältnisse zu ihren Gunsten, so nehmen sie an, zu ändern. Das ist der wahre Grund ihres heutigen Beschlusses. Und wir sagen, das Ausländerwahlrecht, so wie es jetzt konzipiert ist, ist integrationsbehindernd, integrationsfeindlich und auch noch dazu verfassungswidrig. Darüber soll man sich nicht so einfach hinwegturnen und sagen, das seien alles Kleinigkeiten im Vergleich zum hehren Gedanken der Mitbestimmung. 

Nein, auch die Mitbestimmung muss in Regeln ablaufen, und da muss man sehr genau abwägen, welche Richtung man einschlägt. Die Überlegung in Richtung Ausländerwahlrecht geht von unserer Seite her davon aus, dass in einer demokratischen Gesellschaft das Wahlrecht eines der wichtigsten Staatsbürgerrechte darstellt. Es soll daher nur von jenen ausgeübt werden, die sich mit dieser Gesellschaft und diesem Staat identifizieren und die auf Grund von Wahlentscheidungen sich ergebenden Konsequenzen auch auf Dauer mittragen.

Ich werde nach diesem politischen Kernargument jetzt sozusagen eine Punktation zur Vertiefung der Argumente anführen, warum das Ausländerwahlrecht, so wie es jetzt von der SPÖ konzipiert ist, verfassungswidrig ist. 

Diese Form der Ausländermitbestimmung stellt in erster Linie das Staatsbürgerschaftsrecht in Frage, das trotz der langen Diskussion seit 14 Jahren bisher eigentlich außer Streit stand. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie wissen doch selbst, dass das nicht stimmt!) Herr Kollege, Sie wissen ganz genau, dass Sie jetzt einen bedenklichen, verfassungswidrigen Weg einschlagen, und das ist das Verurteilungswürdige und demokratiepolitisch so Bedenkliche. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist Ihre Meinung!) 

Unsere Bundesverfassung geht grundsätzlich von einer einheitlichen Staatsbürgerschaft aus - im Artikel 6 B‑VG niedergelegt - und sie ist Ausdruck weitreichender Rechte und Pflichten des Staatsbürgers gegenüber dem Staat und seinen Untergliederungen. Das Wahlrecht ist ein zentrales Element und Ausfluss dieser Rechte.

Dieser jetzt vorliegende Entwurf der Wiener SPÖ, dem sich die GRÜNEN zumindest teilweise anschließen, nämlich das Wahlrecht auch für Nicht-EU-Ausländer einzuführen, auf kommunaler Ebene durchzusetzen, lehnen wir als offene Aushöhlung und einen unzulässigen Eingriff in die österreichischen Staatsbürgerrechte ab. Die in der Bundesverfassung normierten Staatsbürgerschaftsrechte haben identitätsfördernden Sinn. Das Staatsbürgerschaftsrecht ist als Akt des Souveräns Ausdruck seiner Identität und mit besonderer Verantwortung für das Gemeinwesen verbunden. Die Staatsbürger sind nicht nur durch Treue und Loyalität an ihren Heimatstaat gebunden, sondern teilen auch die Geschicke des Heimatstaates. Sie bilden also so gesehen auch eine Schicksalsgemeinschaft. 

Die Staatsbürger werden daher ihrer eigenen politischen Entscheidung grundsätzlich eine andere Haltung zugrunde legen als jene, die bei wie immer gearteten Problemen ohne besondere Konsequenzen wieder aus diesem Personalverband ausscheiden könnten. Daher stand die Staatsbürgerschaftsverleihung bisher am Ende der Integration Fremder und konnte in der Regel auch - in der Regel - nur frühestens nach zehn Jahren erlangt werden, wie das Staatsbürgerschaftsgesetz das bis heute vorsieht. 

Es hat in Wien sicher eine Phase gegeben, da ist dieser Zeitraum von zehn Jahren drastisch abgekürzt, nämlich sogar bis auf vier Jahre abgesenkt worden. Aber das hat sich jetzt wieder etwas geändert, es ist wieder etwas hinaufgesetzt worden. Da hat man die Ausnahme, nämlich dass man aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen diese zehn Jahre abkürzen kann, zur Regel gemacht. Die Vorgangsweise der Wiener Verwaltung ist immer noch so, dass das unter zehn Jahren liegt, aber unabhängig davon ist es eben so, dass durch die Verleihung der Staatsbürgerschaft der Einwanderer dem Inländer gleichgestellt wurde.

Das ist also sozusagen der erste Punkt, nämlich dass dieses Wahlrecht ein zentraler Punkt und Inhalt des Staatsbürgerschaftsrechts ist, über das man auch nicht so hinweggehen soll. 

Diese Ansicht wird auch von der EU vertreten. Eine Entschließung des Rates aus dem Jahre 1996 über die Rechtsstellung der Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten auf Dauer aufhältig sind, verweist darauf, dass Drittstaatenangehörige grundsätzlich erst nach einer zehnjährigen ununterbrochenen, rechtmäßigen Aufenthaltsdauer in der EU eine Gleichstellung mit Inländern erfahren sollen, das heißt, EU-Bürgern im rechtlichen und sozialen Status gleichgestellt werden sollen. Damit ist natürlich das Wahlrecht als Kernbereich der staatsbürgerlichen Rechte gemeint. Das heißt, unsere jetzige österreichische Regelung, die bis jetzt auch in Wien gegolten hat, ist vollkommen EU-konform. 

Ein weiterer wichtiger Punkt, der auch immer so weggewischt wird von den Befürwortern des Ausländerwahlrechts, ist, dass das Wahlrecht innerhalb der EU - also das, worauf sich eben die EU verstanden hat, dass das kommunale Wahlrecht von den EU-Bürgern in der gesamten EU ausgeübt werden kann - auf dem völkerrechtlichen Prinzip der Gegenseitigkeit beruht. Und da kann man nicht einfach sagen, aber wenn man immer nur darauf warten würde, bis alles geht, nein, im Völkerrecht ist es so. Das ist eine Säule des Völkerrechts, dass immer nur alles auf Gegenseitigkeit beruht. Das ist ein wichtiger Grundsatz und den sollte man auch nicht durchbrechen. 

Und warum nicht? - Denn das bedeutet ja, dass jener Bürger, in dessen Staat ein Ausländer wählen kann, auch die Möglichkeit hat, in dem Staat des Ausländers zu wählen. Das ist eben in der Europäischen Union eingeführt worden, das fehlt aber jetzt bei der Regelung, die Sie heute beschließen wollen. Da ist es dem Österreicher verwehrt, in den Staaten, aus denen die Drittstaatenangehörigen stammen, zu wählen. Damit wird aber der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung verletzt. Dadurch werden österreichische Staatsbürger gegenüber Drittstaatenangehörigen benachteiligt und diskriminiert. 

Das sind wichtige Grundsätze, über die Sie heute einfach drüberfahren und die nicht beachtet werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Gerade die derzeitige Gesetzeslage auch in Wien hat voll übereingestimmt mit dem Völkerrecht und mit den EU-Regeln, weil eben diese Entschließung des Rates aus dem Jahre 1996 über die Rechtsstellung von Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten auf Dauer aufhältig sind, und auch die Kommunalwahlrichtlinie der EU und sogar ein UNO-Pakt über die bürgerlichen und politischen Rechte genau die jetzige Gesetzeslage bei uns in Österreich und auch in Wien unterstützt haben. Jetzt wird davon abgegangen und einfach drübergefahren, und das ist bedenklich und auch kein guter Stil. 

Dieser Vorstoß, den Sie heute machen - das wurde heute schon gesagt -, widerspricht der österreichischen Bundesverfassung. Dr Ulm hat schon das Homogenitätsgebot angeführt, in dem der Gedanke der Einheit der verfassungsrechtlichen Wahlgrundsätze zum Ausdruck kommt und das die Anwendung allgemeiner Wahlgrundsätze für alle allgemeinen Vertretungskörper verlangt. Der Verfassungsgesetzgeber wollte somit für Wahlen zu den allgemeinen Vertretungskörpern in Österreich ein in Grundzügen einheitliches Wahlrecht schaffen. 

Und jetzt kommt noch etwas dazu, was bedeutet, dass Sie mit Ihrer heutigen Vorgangsweise sogar die Grundprinzipien der österreichischen Verfassung, des österreichischen Verfassungsrechts angreifen: Sie verletzen eines der Grundprinzipien der österreichischen Verfassung, nämlich das demokratische Prinzip. Dieses findet in dem Postulat "Alle Gewalt, alles Recht geht vom Volk aus" seinen Ausdruck. Und unter "Volk" versteht man hier das Staatsvolk, also die Summe aller Staatsbürger. Nun sind Drittstaatenangehörige eben nicht oder noch nicht Staatsbürger, und daher verletzen Sie mit diesem Schritt dieses demokratische Prinzip. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Wie ist das mit den EU-Bürgern?)

Sie wissen ja, dass dann, wenn Sie von den Grundprinzipien der österreichischen Verfassung abgehen wollen, zwingend eine Volksabstimmung vorgesehen ist. Ich bin neugierig, ob Sie sich zu diesem Schritt heute auch bekennen werden. So wie Sie es angekündigt haben, gehen Sie sogar auch über diese Bedenken und über diese Grundprinzipien der österreichischen Verfassung hinweg, und da frage ich mich, wie weit Sie in der Wahrung und Wahrnehmung Ihrer Interessen eigentlich noch Rechtsbeugung vornehmen wollen. 

Dieser Entwurf widerspricht aber auch dem Artikel 3 des Staatsgrundgesetzes, wonach ein öffentliches Amt nur von Staatsbürgern ausgeübt werden darf. Es wurde zwar eine Korrektur auf Grund des Mayer-Gutachtens angebracht, indem man gesagt hat: Damit man nicht zu sehr und zu offensichtlich verfassungswidrig vorgeht, bilden wir Ausnahmen. Ein Drittstaatenangehöriger kann halt dann nicht Bezirksvorsteher, Bezirksvorsteher-Stellvertreter, Mitglied des Bauausschusses, nicht einmal Mitglied der Kleingartenkommission werden, weil die hoheitliche Aufgaben zu bewältigen haben. Die nehmen wir halt aus. Und alleine an diesem Beispiel, dass Sie hier so vorgehen mussten, sieht man, wie windschief diese gesamte Konstruktion ist. 

Die Verfassungswidrigkeit geht aber weit über diese von Ihnen jetzt versuchten kleinen Korrekturen hinaus. Sie werden natürlich auch - als neunten Punkt - durch diese Differenzierung zwei Klassen von Wahlwerbern schaffen: jene, die unbeschränkt alle Funktionen besetzen können, und jene, die das eben nicht können. Ich möchte da auch das schon genannte Beispiel verwenden. Kandidaten ethnischer Listen, die etwa Zweitstärkste in einem Bezirk werden, können dann die genannte Funktion nicht besetzen, etwa Bezirksvorsteher-Stellvertreter werden, weil Sie ja da wieder eine Ausnahme geschaffen haben. Und da ist es Ihnen egal, dass Sie selbst mit Ihrem eigenen Entwurf diese Diskrepanz, die ja nicht zu lösen sein wird, zu geltenden Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung schaffen.

Zehntens: Es wurde heute auch schon in der Fragestunde diskutiert, dass eine offenkundige Verfassungswidrigkeit auch dadurch gegeben ist, dass die fünfjährige Hauptwohnsitzmeldung als alleinige Vorraussetzung vor dem Hintergrund der Zuordnung maßgebender Rechte bei weitem als zu gering einzuschätzen ist. Hier in den Erläuterungen wird nämlich gesagt, dass aus verwaltungsökonomischen Gründen von einem rechtsgültigen Aufenthaltstitel abgesehen wird. 

Was heißt das bitte? - Das heißt, Sie sagen und nehmen in Kauf, dass auch ein Ausländer, der keinen aufrechten Aufenthaltstitel, kein aufrechtes Aufenthaltsrecht hat, das Wahlrecht von Ihnen eingeräumt bekommt. Und das muss doch auch dem glühendsten Verfechter dieser Regelung auffallen, wie hanebüchen, aber auch wie rechtswidrig diese Vorgangsweise ist. (Beifall bei der FPÖ.)

Daher glauben wir, dass ein derart weitreichender Beschluss nicht ohne die Wienerinnen und Wiener gefasst werden soll. In Anbetracht der wirklich schwer wiegenden politischen und auch rechtlichen Bedenken lehnen wir heute diese Vorlage ab, meinen aber, dass diese Vorlage einer Volksabstimmung unterworfen werden soll, dass der Souverän, dass die Wienerinnen und Wiener gefragt werden sollen, ob sie wirklich diesen Weg gehen wollen. Und wenn Sie glauben, dass sich das sowieso alle Wienerinnen und Wiener wünschen, dann darf ich Sie einladen, diesem Beschlussantrag zuzustimmen, den ich hiermit vorlege. 

"Der Landtag wolle beschließen, es solle eine Volksabstimmung gemäß § 131c der Wiener Stadtverfassung über die Beschlussfassung jener Teile des Gesetzes beschlossen werden, mit denen die Wiener Stadtverfassung und die Wiener Gemeindewahlordnung geändert werden und die sich mit der Einführung des Wahlrechts für Drittstaatsangehörige befassen." 

Ich darf diesen Antrag hiermit übergeben.

Das Ausländerwahlrecht wird aus den genannten Gründen von uns nicht nur abgelehnt, sondern wir werden mit den uns zu Gebote stehenden einerseits juristischen Mitteln diese Vorlage, die heute beschlossen werden soll, bekämpfen, und wir werden in der Folge auch alle politischen Möglichkeiten ausschöpfen, um diese Bestimmungen zu Fall zu bringen. Denn unserer Meinung und unserer Überzeugung nach gefährden diese Gesetzesbestimmungen die Integration und sie sind außerdem verfassungswidrig. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Oxonitsch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Worum geht es? - Wir stimmen heute im Wiener Landtag ganz einfach über mehr Demokratie in dieser Stadt ab. Wir haben den Wienerinnen und Wienern vor der Wahl des Jahres 2001 ein Demokratiepaket präsentiert, und wir gehen jetzt daran, dieses Mehr an Demokratie in Wien umzusetzen. Ich bin sehr froh, dass heute sehr viele dieser Debatte - auch über Internet - zuhören und diese Debatte mitverfolgen können, denn sie können durchaus ein bisschen mitverfolgen, mit welch unterschiedlichen Positionen wir in den vielen Diskussionen im Unterausschuss gerade auch seitens der Österreichischen Volkspartei konfrontiert wurden. 

Wenn es hier so dargestellt wird, als ob über die Opposition drübergefahren würde, als ob es keine Gespräche gegeben hätte, so stimmt das einfach nicht. Es ist ja auch bestätigt worden, dass es eine Vielzahl von Diskussionen im Unterausschuss gab. Und wenn hier heute so getan wird, als ob man über den einen oder anderen Punkt noch gerne geredet hätte, oder wenn man so tut, als wäre man eigentlich dafür, aber im Detail spießt es sich noch ein bisschen, dann erinnere ich daran, dass zu einem Zeitpunkt, als der Unterausschuss noch getagt hat, nämlich am 25. Jänner dieses Jahres, die ÖVP klipp und klar gesagt hat, sie lehnt das Ausländerwahlrecht in Wien und sie lehnt das Wählen mit 16 ab. Argumentiert haben Sie das mit einem interessanten Punkt. Sie, Herr Klubobmann Tschirf, haben damals in der Presseaussendung gesagt, Jugendliche haben gar kein gesondertes Interesse, bereits mit 16 wählen zu können, sie haben kein gesondertes politisches Interesse. 

Da haben Sie Nein dazu gesagt. Es war ein klares Nein zu zwei Vorhaben, die wir uns vorgenommen haben und die wir heute umsetzen. Und wir sind stolz darauf, sie heute umzusetzen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Und wenn hier heute gesagt wird, beim Ausländerwahlrecht wäre man ja auch irgendwie dafür, aber das von diesen Zwei-Klassen-Bezirksräten und dass es da möglicherweise eine unterschiedliche Behandlung im Bereich des Bezirksvorstehers gibt, das hätten Sie nicht gewusst, so erinnere ich daran: Auch dazu haben Sie bereits am 21. Juli und davor eine Presseaussendung gemacht, dass Sie den Entwurf ablehnen. Also, wenn man den Zeitraum von Juli bis Dezember als drüberfahren bezeichnet, dann richtet sich das, glaube ich, von selbst, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es soll auch ganz klar daran erinnert werden, dass schon zu einem frühen Zeitpunkt, nämlich im August, die Österreichische Volkspartei angekündigt hat: Ganz egal, was drinnen steht, wir werden dieses Zuwandererwahlrecht auf Wiener Ebene mit allen uns zu Gebote stehenden Mitteln bekämpfen. Das haben Sie auch schon im August gesagt. Also, es jetzt so darzustellen, als ob man nur noch ein bisschen darüber reden hätte müssen, und eigentlich sind Sie eh dafür, das stimmt einfach nicht und ist nachweisbar. Jeder kann es auch in der APA nachlesen, meine Damen und Herren. 

Und es zeigt sich leider Gottes auch eines: dass die Wiener Volkspartei hier einen sehr, sehr konservativen Kurs eingeschlagen hat in der letzten Zeit. Ich erinnere daran, dass es im Burgenland bereits Wahlen gegeben hat mit Wählen mit 16, dass dieses Wahlrecht, das Wählen mit 16 vorsieht, auch eine Forderung der Volkspartei im Burgenland war.

Und da Sie es jetzt gerade so dargestellt haben, als würde ein Jugendlicher plötzlich in eine Identitätskrise kommen, wenn er die Gemeinderatswahlordnung liest, weil da drinnen "Männer" und "Frauen" steht, dann zitiere ich aus der Zeitung der ÖVP im Burgenland - die ist Ihnen wahrscheinlich nicht so fern stehend, aber ich weiß nicht, vielleicht gibt es eine Abspaltung in diesem Bereich -: "Die Grenzen zwischen Erwachsensein, Jugend und Kindheit verschwimmen immer mehr" steht da drinnen. "Vor kurzem wurde die Volljährigkeit herabgesetzt. Mit 17 kann man den Führerschein machen." 

Ich komme nun zum Schluss dieses Artikels, der vielleicht hilfreich ist für die Wiener Volkspartei, damit sie sich endlich einmal zu einer wirklich klaren Linie durchringt, denn ich kann mich an die Diskussionen im Unterausschuss erinnern. Da ist immer gesagt worden: Ganz genau wissen wir es noch nicht, wie wir uns dazu verhalten werden. Zum Schluss sagt die Volkspartei im Burgendland - und ich glaube, auch die Kolleginnen und Kollegen in der Steiermark werden sicherlich ähnliche Artikel veröffentlicht haben -: "Mit 16 hat man durchaus Überblick, was in der eigenen Gemeinde passiert und wem man das politische Vertrauen gibt." - Ich glaube, heute können sich die 16‑Jährigen in Wien ein Bild davon machen, wem man das politische Vertrauen in dieser Frage letztendlich geben kann, wenn es um mehr Mitbestimmung geht, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Zu dem von Ihnen angeführten Argument, die Politik interessiert die Jugendlichen nicht: Die Zahlen - Sie kennen sie - sprechen für sich. Im Burgenland gab es 85 Prozent Wahlbeteiligung der 16‑Jährigen. Die Jugendlichen haben sich damit durchaus im Schnitt des Landes aktiv an dieser Wahl beteiligt, sie haben sich eingebracht.

Und wenn Sie hier auf der einen Seite die Gefahr des Wahlkampfs an den Schulen ansprechen - dafür gibt es klare rechtliche Grundlagen - und auf der anderen Seite mir nicht bekannte Briefe zitieren, dann möchte ich Ihnen schon auch vielleicht die Diskussion im Salzburger Landtag vor Augen führen, wo in Volksschulen Schüssel-Euro-Umrechner verteilt worden sind - in Volksschulen! Im Salzburger Landtag ist das eindeutig diskutiert worden. Also, wer hier den Wahlkampf mit welchen Methoden an die Schulen trägt, ist, glaube ich, auch nachweisbar, meine Damen und Herren. (Hört!-Hört!-Rufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die Weiterentwicklung von Bürgerrechten, die Weiterentwicklung von demokratischen Rechten war für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten tatsächlich in unserer langen Geschichte immer ein Kernthema des politischen Bemühens. Es waren die Sozialdemokraten, die das freie, geheime und gleiche Wahlrecht eingeführt haben, es waren Sozialdemokraten, die sich auch im Wirtschaftsleben für Maßnahmen zur Durchflutung mit demokratischen Einrichtungen eingesetzt haben und die dafür gekämpft haben, es waren Sozialdemokraten, die die Demokratie in dieser Republik vielfach auch mit ihrem Leben verteidigt haben und die entscheidend an der Wiedererrichtung der Demokratie in Österreich beteiligt waren, und es waren auch die Sozialdemokraten unter Bruno Kreisky, die die Durchflutung aller Lebensbereiche mit Demokratie aktiv angegangen sind. Und jetzt setzen wir einen nächsten Schritt.

Wir haben als Sozialdemokratische Fraktion auch hier im vergangenen Frühjahr einen ersten wichtigen Schritt zur demokratischen Weiterentwicklung gesetzt, indem wir das Minderheitsrecht auf zusätzliche Kontrollmöglichkeiten in der Stadt eingeführt haben, das Recht zur Einsetzung von Untersuchungskommissionen und ‑ausschüssen, das Recht auf zusätzliche Prüfmöglichkeiten (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist in der Koalition mit uns gewesen!), und wir gehen jetzt mit diesem Demokratiepaket einen weiteren Schritt. 

Es stimmt, wir haben das gemeinsam umgesetzt in der Stadt. Wir sind auch stolz darauf. Wir hätten uns nur erwartet, dass die Österreichische Volkspartei, die das immer wieder gefordert hat, auch auf der Bundesebene ihre neuen Möglichkeiten, die sie gemeinsam mit der FPÖ in den letzten Jahren hatte, tatsächlich auch nutzt, um das umzusetzen. Auf Bundesebene ist es zu keiner demokratischen Weiterentwicklung, was Minderheitsrechte im Kontrollbereich betrifft, gekommen, in Wien schon. Ein Beispiel mehr für den Unterschied zwischen Wien und der Bundesregierung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dieses Demokratiepaket ist jedoch kein Einzelstück. Bürgerinformation und Bürgerbeteiligung sind ganz wichtige Eckpfeiler auch in dieser Legislaturperiode von unserer Seite in dieser Stadt. Sie sind selbstverständlich geworden, und zwar deshalb, weil die Stadt dieses Recht der Bürger auf Information, auf Mitbestimmung stets anerkannt hat, und auch deshalb, weil die Stadt die Bildung der Menschen als Grundlage, als wichtige Grundlage politischer Teilhabe immer aktiv gefördert und unterstützt hat. 

Die neuen Informations- und Kommunikationsmedien eröffnen den Menschen neue Möglichkeiten der politischen Meinungs-, aber auch der politischen Willensbildung. Wir erleben heute nicht nur Wahlkämpfe, sondern wir erleben - gerade auch bei der letzten Nationalratswahl - Meinungsbildung übers Internet, wir erleben Abstimmungen übers Internet, und es gibt weltweit auch bereits erste Versuche von Wahlen via Internet, meine Damen und Herren.

Demokratie ist - um es mit anderen Worten zu sagen - immer ein dynamischer Veränderungsprozess, Demokratie befindet sich in einem dynamischen Veränderungsprozess. Es stellt sich für mich daher die Frage - und das ist durchaus eine Kernfrage für mich -: Sollen bei einem wachsenden Bedürfnis der Menschen nach mehr Demokratie, nach Mitbestimmungsmöglichkeiten über ihr Leben, die Einrichtungen der Demokratie ständig unverändert bleiben? - Meine Antwort und unsere Antwort dazu ist ein klares Nein. Demokratie muss lebendig bleiben, anderenfalls verlieren die Menschen das Interesse an der demokratischen Auseinandersetzung. Was sich nicht ändert, verurteilt sich selbst zum Sterben. 

Wir sind daher auch zu ständigen Veränderungen, zu ständigen Weiterentwicklungen bereit, und wir sehen dieses Demokratiepaket als Weiterentwicklung der Demokratie in dieser Stadt. Wir wollen grundsätzlich Menschen von der Mitbestimmung und Mitverantwortung nicht nur deshalb ausschließen, weil sie anderer Herkunft sind, wir wollen zusätzlich junge Menschen für die Politik begeistern und diesem Bedürfnis von jungen Menschen nach Mitbestimmung, das sie immer wieder artikulieren, mit unserem Demokratiepaket auch Rechnung tragen.

Wir haben dieses Demokratiepaket - und das sei schon auch sehr deutlich gesagt - den Wienerinnen und Wienern vor der Wahl sehr klar präsentiert. Wir haben gesagt: Ja, wir wollen, dass jungen Menschen das Wahlrecht ab 16 eingeräumt wird, ja, wir wollen das Wahlrecht für ZuwanderInnen auf Bezirksebene, ja, wir wollen den Ausbau des Persönlichkeitswahlrechts, und wir wollen letztendlich auch den Wienerinnen und Wienern, die sich am Wahltag nicht in Wien befinden, das Wahlrecht einräumen. Wir haben hier nicht mit verdeckten Karten gespielt, wir setzen ein Wahlversprechen um. 

Und wenn Sie schon anzweifeln, dass wir vielleicht nicht die richtige Information gebracht haben über das, was wir vorhaben, erinnere ich schon an die flächendeckend affichierten knallroten Plakate, auf denen man versucht hat, vor dem Wahlrecht für Wien zu warnen. Wir sind dazu gestanden, die FPÖ hat eine klare Abfuhr erteilt bekommen. Ich glaube, es zeigt sich damit sehr deutlich, wofür die Wienerinnen und Wiener stehen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wir schlagen daher heute vor, das Wahlrecht für junge Menschen ab 16 einzuräumen. Wir verlangen von jungen Menschen immer wieder sehr weit reichende Entscheidungen im Bereich ihres Berufslebens, aber auch im Bereich der Ausbildung. Für ihren gesamten Lebensweg entscheiden sich viele Punkte für junge Menschen mit 16, und es ist daher für uns nur stringent, ihnen tatsächlich auch die politische Mitbestimmungsmöglichkeit einzuräumen. Es ist dies eine Gruppe, die ja auch von vielen politischen Entscheidungen, die wir hier treffen, beeinflusst ist: im Bereich der Wohnungspolitik, im Bereich der Bildungspolitik, im Bereich der Ausbildung, im Bereich der Arbeitsmarktpolitik. Von all diesen Entscheidungen, die wir hier zu treffen haben, sind junge Menschen betroffen, und daher stehen wir dazu, dass sie dann auch auf der kommunalen Ebene das Wahlrecht eingeräumt bekommen sollen.

Wir schlagen auch das Wahlrecht für Zuwanderinnen und Zuwanderer vor, die ihren Lebensmittelpunkt in Wien gesucht und Gott sei Dank auch gefunden haben. Es sind viele Menschen, die in unserer Stadt hier tatsächlich eine neue Heimat gefunden haben, die sich mit dieser Stadt identifizieren, die sich in der Stadt auch politisch artikulieren wollen. Wir räumen ihnen daher dieses Wahlrecht auch ein. 

Dass wir das passive Wahlrecht aus verfassungsrechtlichen Gründen - und das ist ja durch Gutachten belegt - in zwei Bereichen einschränken müssen, stimmt. Wenn ich die Aussagen des Kollegen Ulm heute, aber auch gestern als Einverständnis für eine entsprechende Änderung auf bundesgesetzlicher und verfassungsrechtlicher Ebene werten kann, dann soll mich das freuen. Für mich hat es durchaus so geklungen, dass man hier vielleicht zu einer Initiative bereit ist. Bis jetzt war man es nicht, man hat gesagt, man will es nicht. Ich weiß nicht, ob das nur eine Fortsetzung des Eiertanzes war oder ob politischer Wille dahinter steckt. Wir werden sehen, ob es in einer nächsten Regierung tatsächlich zu diesen Veränderungen auf der verfassungsrechtlichen Ebene kommt.

Wien nimmt mit diesem Ausländerwahlrecht eine Vorreiterrolle in Österreich ein. Es gibt aber bereits viele erfolgreiche Beispiele auf internationaler Ebene. Es ist von Kollegin Vassilakou bereits darauf eingegangen worden. Eines hat sich in diesen Ländern sehr deutlich gezeigt: Mit dem Wahlrecht verstärkt sich die Mitverantwortung der Menschen. Das wird auch in dieser Stadt so sein. Mit dem Wahlrecht werden auch die vielen hervorragenden Integrationsbemühungen, die die Stadt in diesem Bereich setzt, noch weiter unterstützt. Das ist letztendlich ein Ziel, von dem ich immer ausgehe, das uns alle hier in diesem Raum eint, nämlich tatsächlich weiterhin hervorragende Integrationspolitik in dieser Stadt zu leisten. Für uns ist das Wahlrecht dabei ein wichtiger und wesentlicher Baustein, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es soll noch auf zwei weitere nicht unwesentliche Punkte hingewiesen werden, damit sie nicht untergehen, denn sie sind für uns nicht unwesentlich. Wir erweitern auch die Möglichkeit des Persönlichkeitswahlrechts in Wien. Wir senken die erforderliche Zahl von Stimmen zur Erlangung eines Mandats via Vorzugsstimmen sehr beträchtlich. Das heißt, wir machen es leichter möglich, mittels Vorzugsstimmen in den Wiener Landtag und Gemeinderat zu kommen. 

Kollege Ulm hat gefragt: Wie ist es zu dieser Zahl gekommen? - Ja, man hat sich über diese Zahl unterhalten. Wir richten tatsächlich zwei Vorzugsstimmen ein, und wir sind letztendlich zu dieser Zahl gekommen, weil die doppelte Zahl an Vorzugsstimmen sich auch in einer Absenkung niederschlagen muss. Es erfolgt eine deutliche Absenkung, die es leichter möglich macht, mittels Vorzugsstimmen in den Landtag zu kommen, und es wird daher möglich, dass die Wählerinnen und Wähler sich ihre Repräsentanten in einem verstärkten Ausmaß mit Hilfe des Persönlichkeitswahlrechts auswählen können. 

Wir sind stolz darauf, zu dieser Vereinbarung gekommen zu sein, und ich bedaure es, dass Sie das jetzt kritisieren. Denn es war immer unser gemeinsames Ziel, die Zahl abzusenken und den Wienerinnen und Wienern mehr Wahlmöglichkeiten zu geben. Ich weiß nicht, wie Sie sich in der Abstimmung jetzt verhalten werden. Tatsache ist, das waren unsere beiden zentralen Vereinbarungen: Herabsenken der Wahlzahl, Möglichkeit von mehr Vorzugsstimmen. Wir haben uns daran gehalten, wir haben das in dem Entwurf vor dem Sommer vorgelegt, und wir werden es heute hoffentlich auch mit Ihrer Zustimmung beschließen können. 

Wir alle, also alle vier Klubobleute, haben uns ursprünglich auch - und auch hier ist die Wahrnehmung ein wenig selektiv, Kollege Ulm - auf einen Briefentwurf geeinigt, den wir an den Gesetzgeber auf Bundesebene richten wollen. Wir haben dann gesagt: Bringen wir das doch als gemeinsamen Antrag auch in den Wiener Landtag. Es ist auch ein entsprechender Antragsentwurf, der jetzt interessanterweise von der ÖVP nicht mitunterschrieben wird, noch im Unterausschuss Wahlrecht verteilt worden. Auf den haben wir uns geeinigt, weil wir nach langer, eingehender Diskussion zu der Auffassung gekommen sind, dass das, was Sie jetzt hier vorschlagen, nämlich dass in den Bezirkshauptstädten die Möglichkeit zur Stimmabgabe eingeräumt werden soll, einfach die unpraktikablere Möglichkeit für die Wählerinnen und Wähler ist. Sie müssen dann irgendwo hinfahren, um dort ihre Stimme abzugeben. 

Es war ein sehr breiter Konsens, dass wir gesagt haben: Nein, es gibt positive Beispiele im Bereich der Nationalratswahlordnung, mit der Wahlkarte im Ausland zu wählen. Wir wollen dieses System bei Wiener Gemeinderatswahlen, bei Wiener Landtagswahlen, bei Wiener Bezirksvertretungswahlen auch in Österreich ermöglichen. Wir fordern daher gemeinsam den Bundesgesetzgeber auf, weil das für alle Wienerinnen und Wiener, die sich am Wahltag nicht in Wien aufhalten, die Möglichkeit schafft, ihre Stimme abzugeben, mitzureden, mitzubestimmen. Nur denjenigen, die mobiler sind und die dann in eine Bezirkshauptmannschaft fahren können, das Wahlrecht einzuräumen, das ist - das war eigentlich Common Sense in der Diskussion - die unpraktikablere Möglichkeit, das ist die schlechtere Möglichkeit. Daher dieser gemeinsame Antrag. Ich finde es schade, dass Sie da nicht mitgehen, meine Damen und Herren.

Letztendlich - es sei noch einmal darauf hingewiesen - haben wir, glaube ich, trotz aller Unterschiede in dem Unterausschuss eigentlich eine sehr konstruktive Diskussion über zwei Jahre hindurch geführt. Wir haben Eckpunkte vereinbart, wir haben Unterschiede zur Kenntnis genommen, aber irgendwann ist halt die Diskussion in einem Unterausschuss zu Ende. Wenn Sie das nicht zur Kenntnis nehmen wollen, Kollege Ulm, und wenn Sie jetzt ein Problem haben, wie Sie sich tatsächlich verhalten sollen, ob Sie es formaljuristisch argumentieren wollen oder nicht, dann ist das Ihr Problem. Wir haben einen gemeinsamen Endpunkt gefunden, wonach wir uns auf die Kernpfeiler dieses Demokratiepakts geeinigt haben, und wir legen es heute vor.

Zu entscheiden, meine Damen und Herren, was gut und was richtig für die Weiterentwicklung der Demokratie ist, ist nie eine leichte Frage. Es sind intensive Diskussionen vorausgegangen, und es werden noch viele, viele Diskussionen folgen, wie wir unser demokratisches System weiterentwickeln können. 

Wir legen einen konkreten Vorschlag vor, durch den eine zeitgemäße, ausgewogene Mischung aus Elementen der direkten und der indirekten Demokratie in Wien entsteht. Wir legen dieses Demokratiepaket vor, weil wir uns bewusst sind, wie wichtig die ständige Veränderung der Demokratie für ihren weiteren Bestand ist. Wir legen das Demokratiepaket vor, weil wir uns der großen Verantwortung gegenüber den Wienerinnen und Wienern bewusst sind, und vor allem deshalb, weil wir es einfach verdammt ernst meinen mit mehr Demokratie in Wien. Daher: Ja zu diesem Demokratiepaket, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich auf ein paar Dinge erwidern, ein paar Dinge vertiefen und auch ein bisserl auf unser Abstimmungsverhalten eingehen.

Ich möchte jetzt auch mit dem großen und wichtigen Schritt beginnen, das Wahlalter auf 16 zu senken. Ich möchte vielleicht nur eine Größenordnung herausheben, damit Sie ein weiteres Argument hören, warum wir so vehement dafür sind. 

Die nächste Nationalratwahl und auch die nächste Gemeinderatswahl wird eine sein, wo die Gruppe der über 50-jährigen Wählerinnen und Wähler bereits größer ist als die Gruppe der unter 50-jährigen Wählerinnen und Wähler. Das ist so, und ich sehe auch im Älterwerden der Gesellschaft kein Problem. Es kann zu einem Problem kommen, und es sollten bei aller Wichtigkeit von Pensionsfragen nicht ausschließlich Pensionsfragen, die Fragen der Sicherung derer, die bereits in Pension sind, sein, die eine Wahl dominieren, sondern es sollten auch die Aspekte Jüngerer eine Rolle spielen. Und gerade weil man überall dort, wo das Wahlrecht gesenkt wurde, positive Erfahrungen gemacht hat, ist es ein längst notwendiger Schritt, das Wahlalter auf 16 zu senken. 

Achtung! Das heißt nicht, dass alle 16‑Jährigen wählen dürfen. Das heißt, dass das Durchschnittswahlalter von derzeit über 20 eben auf 18 reduziert wird, weil ja nicht alle gleichzeitig mit dem Wahljahr ihren Geburtstag haben. Bei dieser Nationalratswahl haben viele 18‑Jährige nicht wählen dürfen, wenn Sie sich richtig erinnern können, und darum ist das ein richtiger und notwendiger Schritt. 

In einer Sache appelliere ich jetzt an alle Parteien, auch an die Sozialdemokratie, lange vor einer nächsten Nationalrats- und Gemeinderatswahl: Ich finde es gut und richtig, dass auch an Schulen diskutiert wird, dass an Schulen politische Auseinandersetzungen stattfinden. Wir sollten uns nur rechtzeitig über den Modus einigen - das geht an die SPÖ, das geht auch an die ÖVP -, damit nicht einseitig manipulativ vorgegangen wird. Ich sage einmal nur, diese Gefahr könnte drohen, und nichts wäre schlimmer, als wenn man in einer Wahlauseinandersetzung diskutieren müsste, wieso ein Spitzenkandidat, eine Spitzenkandidatin mit Wahlmaterial durch die Schulen zieht und möglicherweise Druck auf Direktoren ausgeübt wird. 

Ich glaube, dass der Modus vor der letzten Wahl, dass Schulen Viererrunden bestellen konnten, damit alle wahlwerbenden Parteien gleichwertig mit den Jugendlichen diskutieren konnten, ein guter, richtiger Weg war, und ich appelliere jetzt vor allem hier an die Mehrheitsfraktion, dass wir lange vor den Wahlen vielleicht auch mit dem Stadtschulrat zu einem Modus kommen, zu einem How-to-do, weil ich - im Unterschied zu vielen anderen, die sagen, pfui, man darf Wahlkampf nicht in die Schulen tragen - durchaus der Meinung bin, dass das möglich sein sollte. Warum auch nicht? Die Frage ist nur, wie. 

Wenn wir uns hier zwischen allen Parteien einigen könnten, wäre das gut und notwendig. Ich finde es gescheit, dass man in Schulen auch über Politik diskutiert - aber fair. Ich glaube, dass das kein Problem sein sollte. Ich sage das lange und rechtzeitig vorher und vielleicht werden wir uns eineinhalb Jahre vor den nächsten Wahlen darüber unterhalten.

Zweiter Bereich: Vorzugsstimmenregelung. Ich glaube, Kollege Ulm war es, der das kritisiert hat. Also, ich halte das für einen großen Fortschritt, was hier passiert. Zur Erinnerung: Bisher konnte man eine Vorzugsstimme geben, doch die astronomische doppelte Wahlzahl hat es faktisch verunmöchtlicht, dass Wählerinnen und Wähler Einfluss nehmen können auf diese unsere Zusammensetzung hier. 

Was bedeutet diese Wahlzahl von 1,25 in Zukunft? - Das heißt, dass man ungefähr 12 000 Stimmen braucht, um vorgereiht zu werden. Und angesichts der Tatsache, dass man das nächste Mal zwei Vorzugsstimmen vergeben kann, gibt es eine durchaus realistische Chance, dass Wählerinnen und Wähler die Zusammensetzung dieses Hauses mitbestimmen. Ich halte es für einen Fortschritt, dass man nicht nur ein analphabetisches Kreuzerl macht, sondern sehr wohl auch über Vorzugsstimme Einfluss auf die Parteienliste nimmt. Das ist gut so, das ist ein eindeutiger Fortschritt, dem wir vorbehaltlos zustimmen.

Jetzt möchte ich auch noch kurz - es ist schon viel darüber gesagt worden - auf die Frage der Ausweitung des Wahlrechts auf Bezirksebene für Zuwanderer eingehen. Herr Kollege Ulm, allein die Begrifflichkeit zeigt, worum es Ihnen geht. Sie haben immer von den "Fremden" gesprochen. (Abg Dr Wolfgang Ulm: Das ist ein Terminus technicus!) Nein, das ist kein Terminus technicus, das ist das, worum es Ihnen geht. Man kann von Zuwanderern sprechen, man kann von Wienerinnen und Wienern sprechen, die nicht in Wien geboren sind, oder man kann von Fremden sprechen. Allein dadurch zeigt sich Ihre Grundhaltung. Mit "Fremden" insinuieren Sie: Damit wollen wir nichts zu tun haben! Die sollen besser wieder weggehen, die Fremden. (StR Dr Peter Marboe: Das ist Ihre Ansicht!) Das ist der Kernpunkt einer Haltung, die ich überhaupt nicht verstehen kann. (StR Dr Peter Marboe: Wie der Schelm denkt, so ist er! Darum geht es überhaupt nicht!) Nein? Jetzt wundere ich mich aber über den Herrn Marboe, mit Verlaub. Man kann über Zuwanderer sprechen, aber nicht allein dieses in der Öffentlichkeit eindeutig besetzte Wort verwenden und jemandem, der jahrelang hier lebt, sagen: Du bist ein Fremder! Genau um das zu ändern, wird dieses Wahlrecht eingeführt. Und das ist gut so. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Der Kern ist, dass eine Gesellschaft davon lebt. Ich finde, das ist eine der europäischen Errungenschaften, und es wäre unglaublich wichtig, auch in anderen Bereichen der Welt, in einer Zeit, die globalisierter ist, in der Wanderungsbewegungen zunehmen, nicht zu sagen: Hier sind wir und die anderen sind die Fremden. Die einen und die anderen. (StR Dr Peter Marboe: Das hat er nicht gesagt! Das sagt niemand!) 

Fragt doch einmal semantisch, was Fremder heißt! Das muss ich Herrn StR Marboe nicht erklären. (Zwischenruf von StR Dr Peter Marboe.) Danke für die Vorlesung in Altgriechisch! Ich verbeuge mich demütig vor den Bildungsbürgern. Wirkliche Bildungsbürger stimmen nämlich diesem Entwurf zu - darf ich das auch sagen (Beifall bei den GRÜNEN.) -, die haben nämlich nichts am Hut mit einer ÖVP-Position, bei der man nicht nur kein Blattl zwischen den Herrn Strache und den Herrn Ulm bringt, sondern eigentlich, wenn man es wegnimmt, glaubt, dieselben reden. Weit hat es die ÖPV gebracht, und mit so einer ÖVP, die so agiert, haben wir nicht nur überhaupt nichts am Hut, sondern die werden wir schärfstens bekämpfen und ein gutes Argument haben, warum wir ÖVP-Wählerinnen und -Wähler dazu bringen, nicht ÖVP zu wählen, denn diese Position vertreten sie mit Sicherheit nicht. 

Ein Zweites. Es ist mir zu wichtig, und auch wenn es von der FPÖ kommt, möchte ich darauf eingehen: die Idee einer Volksabstimmung über dieses Wahlrecht. Ich mache einen anderen Vergleich, denn ich glaube, dass durchaus die, die jetzt in Einzelfällen gegen Volksabstimmungen sind, argumentieren müssen, warum. 

Stellen wir uns vor, man hätte über die Einführung des Frauenwahlrechts Männer abstimmen lassen, ob sie dafür sind. (Abg Martina Malyar: Ja, das ist ein gutes Beispiel! Da würden wir lange warten! Nicht einmal heute hätten wir es!) Es gibt in der Schweiz heute noch Kantone, wo Frauen nicht abstimmen, und Männer entscheiden dort darüber, ob Frauen abstimmen - ja oder nein. 

Ich mache es noch extremer, gerade weil ich leidenschaftlicher Demokrat bin und in der Tat Volksabstimmungen oder Volksentscheide eine wichtige, eine hohe Bedeutung haben. Aber es gibt einen Bereich, da sind aus meiner Sicht Volksabstimmungen demokratiepolitisch grundsätzlich unzulässig, und zwar in Fragen von Minderheitsrechten. Das Wesen einer Demokratie ist, dass Minderheitsrechte Rechte sind und nicht die Mehrheit darüber abstimmen darf. Das ist der Grund, warum wir grundsätzlich dagegen sind. Wenn man hier einmal die Tür öffnet, dann: Gute Nacht, Wien! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Ein Allerletztes noch, bevor ich dann unsere Anträge einbringen möchte: das immer wieder gebrachte Argument der Verfassungswidrigkeit. Als wäre die Verfassung irgendwie die in Stein gehauenen Tafeln von Moses und würde man sich quasi einem Frevel hingeben. Ich weiß es nicht - ich sage bewusst als Nichtjurist, ich weiß es nicht -, das werden die Höchstgerichte klären. Aber gab es nicht vielleicht einmal eine Zeit, wo auch das Frauenwahlrecht verfassungswidrig war? Vielleicht hat man da die Verfassung geändert. Die Verfassung ist auch etwas, was sich weiterentwickelt. Und in einer Zeit, wo das Parlament hinsichtlich Taxikonzessionen Verfassungsbestimmungen macht, wäre es, glaube ich, durchaus möglich und sinnvoll, auch den verfassungsrechtlichen Rahmen zu ändern. Sollte sich herausstellen - was ich nicht glaube, aber sollte es sich herausstellen -, dass dieser demokratiepolitisch notwendige Schritt nicht mit der derzeitigen Verfassung übereinstimmt, dann wird man auch die Verfassung weiterentwickeln, was dem Wesen einer dynamischen Verfassung entspricht.

Deswegen schreckt mich das überhaupt nicht, wenn Sie da drohend und apokalyptisch von der Verfassungswidrigkeit reden. Wir werden das einführen, es wird das nächste Mal so gewählt werden, und dann wird eben auch eine Verfassung weiterentwickelt werden - nicht nur für Taxikonzessionen. 

Trotzdem, ohne das jetzt noch einmal lange zu argumentieren, sind wir für die Gleichstellung aller mit EU-Bürgern und ‑Bürgerinnen, nicht zuletzt deswegen, weil es im Jahre 2006 nicht mehr eine EU der 15, sondern - es wird dieser Tage beschlossen - eine sehr viel größere EU sein wird. Tschechen, Slowaken, Polen, Slowenen, alle werden EU-BürgerInnen sein, und sie werden nach wenigen Monaten wahlberechtigt sein. Wir halten es für überhaupt nicht argumentierbar, warum man hier zwei Klassen schafft, und deswegen bringen wir den Antrag ein und hoffen auf Ihre Zustimmung, dass man einen mutigen Schritt setzt und das Wahlrecht, das allen EU-BürgerInnen zukommt, auch all jenen gibt, die in Wien leben. 

Wir werden deswegen, weil wir ein sehr komplexes Procedere bei der Abstimmung haben, all jenen Eckpunkten wie Einführung des Wahlrechts für alle Wienerinnen und Wiener, Vorzugsstimmen, Wahlen mit 16 selbstverständlich gerne zustimmen. Wir werden in erster Lesung all jenen Punkten, die die Fünfjahresfrist leider aufrechterhalten, nicht zustimmen, sondern werden den Antrag einbringen, von dem wir hoffen, dass er Ihre Mehrheit findet. Wir werden dann aber in Abwägung des Gesamtgewichts in zweiter Lesung diesem Gesetz zustimmen. Damit schmälern wir nicht die Kritik, die wir an diesem Gesetz haben, aber anerkennen den großen Schritt, der hier passiert, der wichtig für Österreich ist.

Ein Allerletztes. Weil es hier um ein Demokratiepaket geht, möchte ich noch einen Punkt einbringen, der nicht unmittelbar mit dem Wahlrecht zu tun hat, der aber für die Demokratie wichtig ist. Es geht um einen Antrag, der von uns in sehr vielen Bundesländern bereits eingebracht wurde und in einigen Bereichen auch schon Zustimmung erfahren hat, um einen Antrag betreffend Information des Wiener Landtags über Beratungen und Beschlüsse der Landeshauptleutekonferenz. 

Erst gestern haben wir wieder erlebt, dass ein Gremium, das nicht in der Stadtverfassung steht, das nicht in der Bundesverfassung steht, weitreichendste Entscheidungen trifft, nämlich die Landeshauptleutekonferenz, wo man das Gefühl hat, das sind irgendwie die Kurfürsten des 21. Jahrhunderts, von denen gnädig erklärt wird, wie die Landtage dann zu entschließen haben. Sogar - siehe gestern - eine derartige auch innerhalb der SPÖ umstrittene Geschichte wie diese Kultursubvention hat dann umgesetzt zu werden. 

Es wird eine längere grundsätzliche Diskussion, ob es überhaupt dieser Landeshauptleutekonferenz bedarf und auf welcher Grundlage sie beruht. Ich meine, sie gehört überhaupt abgeschafft, das ist ein spätfeudales Relikt. Das werde ich jetzt über einen Beschlussantrag natürlich nicht abschaffen, dessen bin ich mir als Realpolitiker bewusst, aber eines kann man: Man kann detailliert informieren. Man sollte informieren, auf welcher Grundlage ein Lhptm Häupl bei einer Landeshauptleutekonferenz Verträge abschließt, Finanzzusagen trifft, Dinge verspricht, von denen wir nicht einmal wissen, dass er es tut. Es gibt Bundesländer, die detailliert informieren. Es gibt Bundesländer, da ist die Berichtspflicht des Landeshauptmanns sogar in der Geschäftsordnung festgehalten.

Wir wollen nun einen Antrag stellen und möchten die Zuweisung dieses Antrags an den Herrn Landeshauptmann. Er kann das, wenn er Lust hat, dann in der Landeshauptleutekonferenz natürlich auch besprechen. 

"Der Landtag wollte beschließen: 

1. Der Landeshauptmann wird aufgefordert, dem Beispiel Oberösterreichs und Tirols zu folgen und dem Wiener Landtag über die Tagsordnungen, Beratungen und Ergebnisse der Landeshauptleutekonferenzen umfassend zu berichten. Die Stellungnahmen und das Abstimmungsverhalten des Wiener Landeshauptmanns sind dabei explizit zu dokumentieren."

Nicht, dass man da irgendwie erst fragen muss. Da möchte ich jetzt den Herrn Landtagspräsidenten Hatzl lobend erwähnen, der - erster Schritt - in der Präsidiale umfassend über die Tagungen der Landtagspräsidenten berichtet. Alle Tagesordnungspunkte und Anträge werden dort umfassend dargestellt. Ich habe das Gefühl, dass das, was die Landeshauptleute entscheiden, eine Spur relevanter ist - ohne jetzt die Sitzung der Landespräsidenten schmälern zu wollen -, weshalb das auch erfolgen soll. 

"2. Der Landeshauptmann wird aufgefordert, dem Wiener Landtag unverzüglich nach jeder Sitzung der Landeshauptleutekonferenz nach Vorliegen der Protokolle jedenfalls über Beschlüsse und Beratungen aus dem Bereich der Landesvollziehung schriftlich zu berichten, wobei über jeden Tagesordnungspunkt Bericht zu erstatten ist. Die Stellungnahmen und das Abstimmungsverhalten des Wiener Landeshauptmanns sind dabei explizit zu dokumentieren."

Ich halte das für extrem wichtig. Ich hielte es überhaupt für wichtig, einmal zu fragen, ob die Kompetenzen, die sich die Landeshauptleute in kurfürstlicher Art aneignen, nicht eigentlich Aufgaben eines Bundesrats wären - über dessen Abschaffung man in der Tat diskutieren kann, ohne jetzt der Frau Rothauer irgendwie nahe zu treten, denn dort wird gar nichts Relevantes diskutiert. Dort, wo es zur Sache geht, sitzt in der Regel ein Herrenklub beieinander, der von den Landeshauptleuten Pröll und Häupl irgendwie als wahre Männerfreundschaft dargestellt wird. 

Das ist eine längere Diskussion, aber ich hielte es für ein Demokratiepaket als ersten Schritt einmal für notwendig, Licht in dieses sehr merkwürdige Gremium der Landeshauptleutekonferenz zu bringen und darüber zu diskutieren und auch eine gewisse Sensibilität dafür zu schaffen, dass wir hier außerhalb der Verfassung eine sehr, sehr wesentliche politische Macht geschaffen haben. Wenn Sie, was ich hoffe und wovon ich ausgehe, dieser Zuweisung zustimmen, glaube ich, wird das ein erster weiterer notwendiger Schritt zur Demokratisierung sein an diesem wichtigen Tag für Wien, an dem wir dieses Wahlrecht beschließen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Pfeiffer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (Abg David Ellensohn: Jetzt wird es gefährlich!)

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Freunden und Bekannten aus dem sozialdemokratischen Umfeld und auch einigen Kollegen hier ist es aufgefallen, wie lange ich mich nicht an den neuen Namen "Sozialdemokratische Partei" gewöhnen konnte. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: So neu ist das auch nicht! Das ist zehn Jahre her!) Es ist schon einige Jahre her. Ich habe lange dazu gebraucht, mich zu gewöhnen. (Abg David Ellensohn: Sie haben überhaupt ein Problem mit sozial und demokratisch!) In der Koalition, wo ich mit einigen Damen und Herren Kollegen hier von Ihrer Fraktion ein sehr gutes und angenehmes Gesprächsklima hatte, ist es mir dann doch gelungen, mich zu bessern, und "sozialdemokratisch" war für mich ein Begriff. Kaum habe ich mich daran gewöhnt, ist der alte Sozialismus in diesem Haus wieder eingezogen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und so wie jeder "Ismus" - der Katholizismus oder Islamismus auf religiösem Gebiet oder Marxismus, Liberalismus, Konservativismus auf ideologisch-politischem Gebiet - ist er nicht nur ein System von Werthaltungen, sondern vielmehr auch ein System zur Durchsetzung dieser Werthaltungen. Und damit, meine sehr geehrten Damen und Herren, kommt das allzu Menschliche ins Spiel, denn zum Zweck kommen die Mittel, diesen Zweck auch durchzusetzen, aber nicht jeder noch so hehre Zweck rechtfertigt alle Mittel zu dessen Durchsetzung. 

Im Gegensatz zur Sozialdemokratie zeigt der Sozialismus heute und hier deutlich, dass ihm zur Erhaltung der Macht nahezu alle Mittel recht sind, um das durchzusetzen, auch wenn man sich dabei vom Grundkonsens entfernt. Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, entfernen sich mit diesem Entwurf und mit der wahrscheinlichen Beschlussfassung von diesem Grundkonsens, der notwendig ist, vom demokratischen Grundkonsens, was immer auch dazu führt, sich vom sozialen Grundkonsens zu entfernen. 

Der Herr Kollege Ulm hat das heute sehr sachlich dargebracht und hat Ihnen die politischen Schlussfolgerungen gesagt. Ich möchte es in einen politischen Kontext bringen und sachliche Schlussfolgerungen ziehen. 

Eine davon ist eindeutig: dass nicht einmal bei der Diskussion hier im Hause auch nur ein Prozentsatz, der größer ist als 20 Prozent Ihrer Fraktion, daran interessiert ist, zu hören, was die anderen Fraktionen zu dem von Ihnen oktroyierten neuen Wahlrecht zu sagen haben. Es interessiert Sie einfach nicht! Kein Mensch ist da von Ihnen! (Heftiger Widerspruch bei der SPÖ.) Das ist das Faktum, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Anhaltender Widerspruch bei der SPÖ.) Ja, wirbeln Sie nur! Wirbeln Sie nur! Kein Mensch ist natürlich ... (Abg Mag Andreas Schieder: Kein Mensch? Das ist menschenverachtend!) Natürlich, Sie sind Menschen, keine Frage. Aber "kein Mensch" ist genau die Bezeichnung dafür, dass viel zu wenige hier sind, um sich anzuhören, was andere Leute denken und was sie dazu zu sagen haben. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Andreas Schieder: Sie wollen urteilen, wer Mensch ist und wer nicht! Das ist menschenverachtend!) Je mehr Sie wirbeln, umso eher zeigen Sie, dass Sie sich im Unrecht befinden. Sie wissen ganz genau, was darunter gemeint ist, wenn man diese Wortwahl verwendet. (Abg Mag Andreas Schieder: Kein Mensch? Da sitzen wir! Sind wir keine Menschen, oder was?) Nein, Herr Schieder, ich gebe Ihnen Recht, Sie sind Mensch. Hoffentlich zeigen Sie sich als solcher dann bei der Abstimmung! (Abg Mag Andreas Schieder: Das entscheiden nicht Sie!) Da können Sie dann schreien! Das wird man dann sehen, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Wer gegen Sie stimmt, ist kein Mensch? Das ist ja ungeheuerlich!)

Die Demokratie ist ein System zur Verteilung von Kontrolle der Macht durch ein Votum des Volks durch die Wahl mit Hilfe von Spielregeln, diese Verteilung der Macht tatsächlich ordentlich abzuführen. In jeder Demokratie, auch im Bund und in den Bundesländern Österreichs, ist es üblich, dass diese Spielregeln nur mit einem breiten Konsens verändert werden. Nur in Wien nicht. In Wien ist es möglich, dass eine von der Minderheit der Wähler gewählte Fraktion die Mehrheit letztendlich in diesem Hause zu einer Minderheit stempeln kann und die Spielregeln beliebig verändern kann. Überall sonst gibt es ein verfassungsmäßiges Quorum, um diese grundlegenden Spielregeln, die auch den Grundkonsens bedeuten, zu verändern. Das ist undemokratisch, meine sehr geehrten Damen und Herren, und das ist nicht nur schlechter Stil, sondern wird auch schlechte Folgerungen zeitigen. Ich möchte Ihnen dabei schon ins Gewissen reden. Die gesellschaftliche Verträglichkeit der Machtausübung hat weit reichende Folgen für die Sozietät als Ganzes. Das Drüberfahren kränkt, das Drüberfahren kränkt die Bürger, führt sie zu einer inneren Abmeldung aus der Politik, zu einer Entsolidarisierung damit, und das zu fördern bewirkt, dass es ebenfalls weit reichende Folgen gibt, nämlich dass der soziale Grundkonsens nicht mehr von allen mitgetragen wird. Das muss Ihnen schon klar sein, wenn Sie solche Dinge tun. Sie haben sich damit verabschiedet vom Begriff "sozial" und Sie haben sich ebenfalls verabschiedet vom Begriff "Demokratie". Es ist wiederum eine sozialistische Fraktion, die hier an der Arbeit ist.

Dabei hätten Sie die moralische Verpflichtung, meine sehr geehrten Damen und Herren, bei Ihren sonstigen Krokodilstränen für Toleranz, für Förderung von Minderheiten, für das Bemuttern und Behüten von allem und jedem. Aber nein, nur beim Umgang mit der Macht, da gibt es keine Toleranz, da werden Minderheiten nicht gefördert und herangezogen, da wird kein Diskurs geführt, gerade in so sensiblen Bereichen wie Ausländerwahlrecht oder Altersgrenzen. Da wird nicht über Kompromisse gesprochen, nein, nein, da können nur die eigenen Überlegungen zum Tragen kommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war, ich sage es hier klipp und klar, ein großer Fehler der Wiener Volkspartei in der vorigen Legislaturperiode, nicht gemeinsam mit den drei anderen Minderheitsfraktionen das Wahlrecht geändert zu haben. Wir hätten es in der Hand gehabt. Es war ein großer Fehler, damals bei der Koalitionstreue zu bleiben und dem pacta sunt servanda den Vorzug zu geben. Es war nobel, es entspricht auch unserer politischen Grundhaltung, aber es war realpolitisch ein Fehler, wenn man betrachtet, wie Sie jetzt mit dieser Macht umgehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Dabei, meine sehr geehrten Damen und Herren, hätten Sie die moralische Verpflichtung, bei Ihrem Fabel für Gleichmacherei nicht neue Ungleichheiten zu schaffen, denn das tun Sie ja offensichtlich, da kann man ja nicht einmal mitleidig lächeln dazu, es sind neue Ungleichheiten, die Sie schaffen, bei den Bezirksvorstehern, bei den Bauausschüssen. Sie schaffen Mandatare zweiter Klasse damit. Und damit, das wurde heute schon einmal gesagt, führen Sie den ausländischen Bezirksräten die Ungleichheit erst so richtig vor Augen. (Abg Christian Oxonitsch: Eiertanz!)

Ich habe hier nur eine kleine Frage, die ich schon mehrfach als Zwischenruf eingebracht habe: Werden diese von Ihnen jetzt geschaffenen neuen Funktionsträger, Mandatare, werden die ebenfalls und weiterhin ausgeschlossen sein vom Gemeindebau? Es wäre nett zu hören, ob Sie da vielleicht auch Ihre Krokodilstränen einmal fließen lassen können. Werden die weiterhin nicht im Gemeindebau eine Wohnung bekommen dürfen? Sie sind zwar dann gewählte Mandatare dieser Stadt, aber in den Gemeindebau dürfen sie nicht! Na bravo! Das werden Sie erklären müssen! Da freue ich mich schon darauf! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Eiertanz, sage ich nur dazu! Eiertanz!)
Sie haben sich offensichtlich über viele Auswirkungen Ihrer Handlung den Kopf noch nicht wirklich zerbrochen. Dass Sie hiermit eine Kränkung der betroffenen Ausländer als Ganzes herbeiführen, dass ihre Mandatare gewisse Dinge nicht tun dürfen, was andere Mandatare schon tun dürfen, das ist Ihnen egal. Selbstverständlich. 

Über die Gefahr ethnischer Listen wurde schon mehrfach gesprochen. Darüber haben Sie sich auch nicht den Kopf zerbrochen, dass dann die politische Meinungsbildung überall anders gemacht werden wird, aber sicherlich auch außerhalb österreichischer Einrichtungen. Darüber haben Sie sich nicht den Kopf zerbrochen. 

Etwas, worüber Sie sich ebenfalls nicht den Kopf zerbrochen haben, wo Sie beim Integrationsvertrag die Bundesregierung wegen ihrer Sprachprüfung et cetera so furchtbar verurteilt haben. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Deutsch wird Amtssprache bleiben. Es müssen also alle gewählten ausländischen Bezirksräte in Deutsch verhandeln. Das heißt, Sie zwingen sie dazu, die deutsche Sprache zu lernen, aber ohne Beihilfe offensichtlich, denn das ist in Ihrem Gesetz noch nicht drinnen. Viele Dinge haben Sie sich nicht überlegt, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Und dass Sie auch die inländischen Mitbürger kränken, indem Sie die Staatsbürgerschaft immer mehr entwerten und indem Sie die Staatsbürgerschaft aushöhlen, das ist Ihnen offensichtlich entgangen. (Zwischenruf des Abg Dipl Ing Martin Margulies.) Sie hören mir offensichtlich nicht zu. Ich habe die meiste Zeit jetzt noch über die ausländischen Mandatare und die ausländischen Mitbürger gesprochen. Da waren Sie geistig wahrscheinlich abgemeldet. Aber wie so oft in diesen Dingen muss ich das ja bei der grünen Fraktion bemerken.

Aber ich wende mich wieder an Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der namentlich noch sozialdemokratisch genannten Fraktion. Sie hätten die moralische Verpflichtung, die Schule nicht zu verpolitisieren, die hätten Sie, das Schulunterrichtsgesetz nicht zu unterlaufen. Jugendliche, die noch nicht einmal voll geschäftsfähig sind, sollten Sie zur politischen Reife heranführen und nicht zu Auseinandersetzungen in einem Bereich, wo sie noch gar nicht dafür tatsächlich die Argumentationsfähigkeit, die Reife und das Wissen haben können.

Zwei Drittel der Befragten, von Ihrer "Aktion kritischer Schüler" Befragten haben gesagt nein, sie brauchen das nicht. Und damit Sie sehen, wieweit das schon reicht: Sogar diese jungen Politfunktionäre haben sich bereits den Politsprech angewöhnt. Sie haben in ihrer Presseaussendung geschrieben: Ein großer Erfolg, ein Drittel der Befragten will tatsächlich zur Wahl gehen. Also, das müssen Sie mir einmal erklären, wie Sie diese jungen Menschen offensichtlich schon dort haben, dass sie parteipolitische Aussagen in einem Ausmaß machen, die nahezu, ich sage nicht zur Unwahrheit, aber doch nahezu zu etwas führen, das offensichtlich nicht geeignet ist, im schulischen System eingeführt zu werden. (Abg Christian Oxonitsch: Was ist in Kärnten, in der Steiermark und im Burgenland?) Es sind zwei Drittel der Befragten, die Sie mit Ihrer einfachen Mehrheit - zwei Drittel sind ein verfassungsmäßiges Quorum sogar -, die Sie mit Ihrer einfachen Mehrheit zur Wahl zwingen sozusagen. Das ist es. Ist Ihnen das aufgegangen? Sie setzen sich über die Mehrheit von zwei Dritteln hinweg mit Ihrer einfachen Mehrheit, um Andersdenkende zu einem Verhalten zu zwingen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das entspricht genau der bekannten und berühmten Sensibilität der Frau StRin Brauner, die sie allen Meinungen, die nicht die Ihren sind oder anders als Ihre sind, entgegenbringt.

Eines kann ich Ihnen sagen: Eine solche Vorgangsweise und solche Inhalte, wie sie jetzt im Gesetz sind, wären unter einem StR Hatzl nicht möglich gewesen. Denn dieser Mann hat genau und deutlich gezeigt, dass er imstande ist, auch Minderheitenmeinungen zu akzeptieren und sich lange und breit damit auseinander zu setzen. Was Sie gemacht haben, war eigentlich nur Placebo. (Beifall bei der ÖVP.)

Dabei hätten Sie die moralische Verpflichtung, meine sehr geehrten Damen und Herren, bei all Ihrer theatralischen Demut und der des Herrn Bürgermeisters am Wahlabend, bei Ihrer Verantwortung als Mehrheitspartei sowie beim Erbe Ihrer sozialdemokratischen Vorfahren in sensiblen und demokratischen Fragen eine besondere Behutsamkeit an den Tag zu legen. Und daher richte ich an Sie auch den Appell, die Brücken nicht weiter abzubrechen, den demokratischen Diskurs aufrechtzuerhalten und nicht nur auf kleiner Flamme zu führen, ganze Gruppen von Staatsbürgern nicht zu frustrieren, denn jene, die den Grundkonsens für die Spielregeln unserer Demokratie gefährden, werden Wind säen und Sturm ernten. (Abg Mag Sonja Wehsely: Was ist in Kärnten?) 

Ich bin sicher, wir werden noch einmal über dieses Wahlrecht reden. Versuchen Sie vielleicht dann, den Namen "sozialdemokratisch" zu verdienen. Bei der Erklärung und bei den Inhalten Ihrer Gesetzesvorlage haben Sie ihn sich absolut nicht verdient. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich darf jetzt auf einige Punkte der Diskussion noch kurz eingehen. 

Wenn mein Kollege Ulm den Begriff "Fremde" verwendet hat, so ist das a) nichts Böses und b) ein Terminus technicus, der in allen Gesetzen so steht. Das wissen Sie genau, Herr Kollege Chorherr. Ihr Begriff, der Begriff der Migranten, der kann es auch nicht sein, das müssen wir schon sagen. Wenn, dann sagen wir Ausländer, sagen wir Zuwanderer, ist mir alles Recht. Aber Ihr Migrantenbegriff, der überall vorkommt, das ist sicherlich nicht der Begriff, den wir sagen wollen. (Abg Dr Sigrid Pilz: Warum nicht?) Das kann ich Ihnen schon sagen: Weil Sie damit immer Recht und Ordnung unterfahren wollen (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.), und ich unterstelle Ihnen daher, dass Sie an Unrecht und Unordnung interessiert sind. Denn sonst könnte es nicht sein, dass Sie über Verfassungsänderungen so flockig reden. Eine Verfassungsänderung ist keine beliebige Angelegenheit, sondern ist die Grundlage unseres Zusammenseins und Zusammenwirkens. Das kann man zwar entwickeln, das muss man auf Grund eines breiten Konsenses weiterentwickeln, aber nicht mit Hilfe einer so unguten Durchführung, wie es geschehen ist, und nicht mit solchem autoritären Stil, wie es geschehen ist. 

Und Frau Kollegin Vassilakou möchte ich noch fragen: Wie stellen Sie sich tatsächlich vor, diese fünf Jahre zu verkürzen, etwa so ähnlich, wie Sie es bei der Wohnbeihilfe gemacht haben? Jeder, der herkommt, kriegt einmal Wohnbeihilfe, kriegt das Wahlrecht. War es das, was Sie vorhatten? - Sie müssen schon einen Gegenvorschlag in irgendeiner Form bringen, damit man überhaupt reden kann. Es ist absurd, jedem, der hier auf der Durchreise ist, schon das Wahlrecht geben zu wollen. So kann es ja auch nicht sein. (Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ihre großartige Aufregung zeigt mir wiederum, dass Sie offensichtlich hier heraußen keine Argumente bringen können, sondern nur von drinnen heraus schreien.

Ich möchte noch zuletzt zum Vorschlag der SPÖ für eine Volksabstimmung, für einen Antrag Stellung nehmen. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind der Meinung, dieses Gesetz ist verfassungswidrig, wir sind der Meinung, dieses Gesetz ist polarisierend. Eine Volksabstimmung darüber würde nur noch mehr polarisieren. Das kann es nicht sein. Wenn wir der Meinung sind, dass es sowieso grundlegend verfassungswidrig ist, brauchen wir dazu das Volk nicht zu befragen, sondern haben zuerst einmal das Urteil der Verfassungsrichter zu hören, und dann werden wir weitersehen. Jawohl, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Demokratie muss weiterentwickelt werden, keine Frage. Aber nicht willkürlich und nicht beliebig. Der Vorschlag jetzt, Ihr so genanntes, ich kann sagen auf marxistischer Dialektik beruhendes (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.), auf marxistischer Dialektik beruhendes Demokratiepaket ist undemokratisch, ist unsozial und ist verfassungswidrig. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Strache. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Abgeordneten!

Das Wahlrechtspaket für Wien, was stellt es dar? Eine Errungenschaft für Wien oder doch ein Versagen? Und wenn wir die Punkte durchgehen, die in diesem Wahlrechtspaket stehen oder auch stehen sollten und teilweise leider Gottes nicht vorkommen, dann muss man sagen: Es handelt sich um ein Versagen. 

Jede Stimme in dieser Stadt sollte gleich viel wert sein. Bis heute ist das leider Gottes bei der SPÖ nicht der Fall. Wir hätten die Möglichkeit gehabt, so wie auf Nationalratsebene ein d'Hondt'sches Verfahren einzuführen. Die Sozialisten haben das in dieser Stadt leider Gottes nach wie vor verhindert. 

Bei der Briefwahl ist nichts weitergegangen. Bei den Wahlkarten versucht man jetzt mit einem gemeinsamen Antrag sich sozusagen wiederum auf den Bund auszureden, ohne eigeninitiativ zu werden und zumindest die Möglichkeiten, die im Landesbereich vorhanden wären, zuerst auszuschöpfen und dann an den Bund heranzutreten. 

Bei der Verbesserung des Persönlichkeitswahlrechts ist zumindest in einem Teilbereich etwas weitergegangen, wie wir heute schon hören konnten, nämlich im Vorzugsstimmenbereich, wo es jetzt leichter werden wird in Zukunft, über Vorzugsstimmen ein Mandat zu erreichen oder den einen oder anderen Platz gutzumachen. 

Aber was die Direktwahl des Bürgermeisters betrifft oder auch der Bezirksvorsteher ist leider Gottes wieder einmal eine wesentliche Chance verpasst worden, nämlich in diesem Bereich der Direktwahl die Stärke und die unabhängige Position der Persönlichkeiten hervorzuheben und sie letztlich ein bisschen unabhängiger von der jeweiligen Partei zu machen. Es ist schade, dass man diese Chance nicht genützt hat. 

Der Bereich "Wählen mit 16" ist endlich für mich eine Umsetzung in der Richtung, wie sie schon lange von einem freiheitlich regierten Bundesland umgesetzt worden ist. Da bin ich froh, dass das, nachdem das schon lange in Kärnten beschlossen wurde, jetzt endlich auch in Wien umgesetzt wird, auch wenn heute Kritik gefallen ist, dass die Betroffenen es selbst in Befragungen abgelehnt haben. 

Ich denke, es gibt natürlich auch Probleme und problematische Bereiche, was das Wählen mit 16 betrifft, vor allen Dingen jene Punkte, die heute angesprochen worden sind, wie die mögliche Verpolitisierung an den Schulen und der politische Missbrauch an den Schulen und letztlich auch der Wahlkampf, der in den Schulen stattfinden kann, der leider Gottes auch in der Vergangenheit immer stattgefunden hat, wie wir heute gehört haben. Deshalb halte ich es für ganz vernünftig, dass wir "Wählen mit 16" in Zukunft heute möglich machen, weil endlich auch alle anderen Parteien in diesem hohen Haus die Möglichkeit haben werden, über die Wählerevidenz an die 16‑Jährigen heranzukommen, um das gutzumachen, was teilweise durch den politischen Missbrauch an den Schulen verbockt wird. Das ist eine Riesenchance und die werden wir auch in Zukunft zu nützen wissen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte nun auf einige Vorredner eingehen, bevor ich zum Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger komme. 

Frau Landtagskollegin Vassilakou hat hier die Frage gestellt beziehungsweise zum Ausdruck gebracht, sie versteht nicht, warum ihr Vater, der EU-Bürger ist, wenn er zu uns kommt, wahlberechtigt sein soll auf Kommunalebene und warum das bei einem Nicht-EU-Bürger eben nicht der Fall ist. Ich glaube, es wurde heute schon mehrmals erklärt, aber ich erkläre es Ihnen gerne noch einmal: Es gibt nun einmal das Prinzip der Gegenseitigkeit, wie es in der Europäischen Union vertraglich festgelegt wurde. Hier ist es nun einmal so, dass alle Bürger der Europäischen Union in einem anderen EU-Land, wenn sie hauptwohngemeldet sind, dieses Wahlrecht haben. Bei einem Nicht-EU-Bürger ist das nicht gegeben, und deshalb ist es nun einmal so, dass Ihr Vater, der Grieche und EU-Bürger ist, selbstverständlich dieses Wahlrecht genießen kann, aber eben ein Nicht-EU-Bürger nicht. Und das ist einfach eine Regelung, die man zur Kenntnis nehmen sollte, auch wenn man sie vielleicht nicht ganz versteht oder dem nicht nachkommen kann, aber diese Regelung ist existent. 

Und wenn Sie Städte in Europa genannt haben wie Kopenhagen, Oslo oder Stockholm, die also ein anderes Wahlrecht haben: Gut, soll sein. Wir orientieren uns an anderen europäischen Hauptstädten wie Rom, Paris, Berlin oder London. Die sind uns in dem Fall wesentlich sympathischer, weil sie eine Regelung präferieren, die wir letztlich auch präferieren. 
Zum Herrn Chorherr, der sich heute hier interessanterweise als glühender Globalisierungsbefürworter dargestellt hat. Also ich muss sagen, ich habe da ein gänzlich neues Bild von Ihnen erhalten. Es ist wirklich interessant gewesen. 

Aber wenn Sie dann von den Bildungsbürgern sprechen, die heute diesem Gesetzesentwurf zustimmen müssten, dann muss ich auch festhalten: Ein Bildungsbürger, der die Verfassung kennt und der ein verfassungstreuer Bürger ist, der kann diesem Gesetz nicht zustimmen.

Und wenn Sie heute auch hergegangen sind und das Frauenwahlrecht, die Historie bemüht haben, so kann man das vielleicht vergleichen mit Wählen mit 16, weil es den Staatsbürger betrifft. Da wäre der Vergleich angebracht. Aber man kann sicherlich nicht Äpfel und Birnen vergleichen und das Frauenrecht heute anführen und mit Minderheitsrechten letztlich vermischen, weil es hier um ein Staatsbürgerschaftsrecht geht, das eben in der Verfassung verankert ist. Und wenn ich das verändern will, dann, bitte, verdammt noch einmal, dort, wo es zu verändern ist, im Parlament mit Zweidrittelmehrheit, und nicht mit anderen akrobatischen Kunststücken wie heute hier im Wiener Landtag, wo man ganz bewusst versucht, das Verfassungsrecht auszuhöhlen. 

Herr Klubobmann Oxonitsch hat von mehr Demokratie gesprochen in diesem Demokratiepaket, wie das heute auch oftmals als Begrifflichkeit verwendet worden ist. Also ich erkenne Verfassungsfeindlichkeit in diesem Paket, ich erkenne einen staatsbürgerfeindlichen Akt in diesem Paket, weil die Staatsbürgerschaftsrechte ausgehöhlt werden, ganz bewusst in dem Wissen, dass das, was man heute versucht, hier durchzupeitschen, einfach in wesentlichen Punkten nicht möglich sein kann, weil es Verfassungsrechtsbestimmungen gibt. Und Sie nehmen das bewusst in Kauf. Sie nehmen das bewusst in Kauf und stellen sich hierher, Herr Klubobmann Oxonitsch, und sagen, Sie sind stolz auf diesen Akt, den Sie heute hier beschreiten. 

Also ich denke, stolz sollte man nicht sein, wenn man so einen Weg beschreitet, wie das heute hier vorgenommen wird, sondern man sollte eigentlich wirklich in dem Fall in sich gehen. 

Demokratie geht vom Staatsvolk aus, das haben wir heute schon gehört, und das Staatsvolk ist eben nun einmal der Staatsbürger. Ihnen ist das nicht wichtig. Ihnen ist das nicht wichtig und offensichtlich kein Anliegen, sonst würden Sie anders vorgehen. Wir als Freiheitliche Partei, die wir uns ganz klar und deutlich als Österreich-Partei verstehen, stehen selbstverständlich auch hinter den Staatsbürgern und werden deren Rechte verteidigen. Und da werden wir nicht zulassen, dass Sie diese Rechte aushöhlen wollen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Für uns ist das ein Anschlag auf die Verfassungsrechte, der heute vorgenommen wird. Wir haben heute viele Punkte gehört, aber eines ist entscheidend: die Integration, die angesprochen wurde und immer als Vorwand dient. Die Integration ist das gänzlich falsche Argument, das heute verwendet wurde. Denn am Ende einer gelungenen Integration sollte das Wahlrecht stehen, und am Ende einer gelungenen Integration nach zehn Jahren Aufenthalt in Österreich kann man auch die Staatsbürgerschaft beantragen und verliehen bekommen. Und das wäre der Ansatzpunkt, wo dann am Ende dieser Integrationsstufe und -leiter auch das Wahlrecht möglich werden soll und werden kann. Aber nicht am Beginn dieser Stufe und Integrationsleiter. Nicht am Beginn, wo die GRÜNEN sich überhaupt vorstellen, gleich am ersten Tag einem Neuzuwanderer alle Rechte zukommen zu lassen, wenn er noch nicht einmal irgendeine Steuer einbezahlt hat. Und Sie meinen, dass man nach fünf Jahren Steuern, die man bezahlt hat, schon automatisch so viele Leistungen vollbracht hat, dass man alle Rechte nachgeworfen bekommen soll. Also bei fünf Jahren Steuerzahlung hat man gerade die Unkosten gedeckt, die wir letztlich auch zu tragen haben, was das Sozialsystem für den Betroffenen betrifft. Und das sind einfach die Realitäten, die hier außer Kraft gesetzt werden. 
Und dieses Gesetz, das Sie heute hier umsetzen wollen, ist auch diskriminierend. Es diskriminiert die Staatsbürger, es diskriminiert aber vor allen Dingen auch die Neo-Österreicher, die eingebürgert worden sind, 150 000 eingebürgerte Österreicher, die einen langen Weg der Integration beschritten haben, die ihn auch geschafft haben, die Staatsbürgerschaft verliehen bekommen haben und jetzt plötzlich erfahren müssen, dass andere Zuwanderer plötzlich diesen Weg nicht mehr beschreiten müssen und vorgezogen werden sollen. Das ist eine Diskriminierung und da können wir nicht mitgehen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Schritt für Schritt wollen Sie die Rechte der Staatsbürger unterlaufen, und das ist Ihr Ziel, Schritt für Schritt sukzessive die Rechte der Staatsbürger wegzunehmen, sodass es letztlich gar keinen Unterschied mehr gibt zwischen einem Staatsbürger und einem Nicht-Staatsbürger. Das ist Ihr Ziel, das Sie vorantreiben, und das sollten Sie auch offen hier aussprechen und den Bürgern draußen sagen. Wir Österreicher waren immer gastfreundschaftlich. Aber Sie nehmen Staatsbürgern ihre klar definierten Rechte weg. Die Stimme bei einer Wahl hat nur von einem Staatsbürger zu erfolgen. So ist es verfassungsrechtlich festgeschrieben. Sie wollen ihm dieses Verfassungsrecht wegnehmen und wollen ihm zum Ausdruck bringen: Er hat dieses Recht nicht mehr alleine. Und das ist eine ganz entscheidende, einschneidende Maßnahme.

Und wir haben ja heute schon ganz klare juristische Details hier behandelt. Ich möchte aber kurz auf die Konflikte schon noch eingehen, die sich stellen können bei so einem Prinzip, das Sie verfolgen. 

Und leider Gottes hat es auch SPÖ-Kandidaten im Wahlkampf gegeben, die in moslemische Gemeinschaften hineingegangen sind und dort gesagt haben oder den Wählern dort weismachen wollten: Ich bin euer islamischer Kandidat. Da haben sich viele aufgeregt, denn die haben gesagt: Ich will mich von den Sozialisten nicht vereinnahmen lassen. Und außerdem haben auch viele österreichische Staatsbürger festgehalten: Wir sind stolz darauf, dass es eine Trennung zwischen Kirche und Staat und Politik in diesem Land gibt. Diese Verknüpfungen wollen wir nicht und wollen aber auch viele moslemische Bürger in diesem Land nicht. Die sind auch oftmals weggegangen von ihrem Heimatland, weil sie so eine Verquickung nicht wollten. Und nicht umsonst gibt es hier auch differenzierte Meinungshaltungen. 

Ich denke, darauf sollte man schon auch in Zukunft achten und sollte sich nicht gerieren, der islamische Kandidat zu sein. Den gibt's hier nicht. Es gibt einen Parteikandidaten, aber keine Kandidaten für irgendeine religiöse Gesinnungsgemeinschaft. Das muss klar und deutlich festgehalten werden. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Christian Oxonitsch: Da brauchen wir Sie nicht dazu!) 

Das EU-Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nummer C 80 vom 18. März 1996 ist heute schon angesprochen worden. Selbst in der Europäischen Union ist klar und deutlich festgelegt, dass letztlich grundsätzlich erst nach einer zehnjährigen ununterbrochenen rechtmäßigen Aufenthaltsdauer - nicht Meldung, sondern Aufenthaltsdauer - in der EU eine Gleichstellung mit Inländern, daher EU-Bürgern, im rechtlichen und sozialen Status erfolgen soll. Und damit hat die EU ganz klar und deutlich auch festgehalten und keine Zweifel daran gelassen, dass das Wahlrecht als Kernbereich der staatsbürgerschaftsrechtlichen Rechte verstanden wird. Und das ist etwas, was Sie nicht verstehen wollen.

Und genauso auch das UN-Paket, das heute angesprochen wurde, wo ganz klar und deutlich festgehalten wurde, dass die bürgerlichen und politischen Rechte nach dem Artikel 25 ein Staatsbürgervorbehalt sind, dass das zulässig ist. Es besteht keine verfassungs- oder völkerrechtliche Verpflichtung, politische Grundrechte an Ausländer beziehungsweise Nicht-EU-Bürger zu gewähren. Das sind klare Festhaltungen.

Ich freue mich, dass die ÖVP in dieser Frage auf Landesebene hier auch die gemeinsame Linie mit den Wiener Freiheitlichen vertritt. Ich muss aber schon auch anmerken, dass sich auf Bezirksebene dieser Prozess noch nicht ganz durchgesprochen hat. Auf Bezirksebene hat sich das noch nicht ganz durchgesprochen, denn gestern hat es in der Bezirksvertretung Wien 16 einen Antrag der Freiheitlichen gegeben, eine Resolution, die sich klar und deutlich gegen diesen heutigen Gesetzesentwurf ausgesprochen hat. Und da konnten die ÖVP-Mandatare der Bezirksvertretung Wien-Ottakring nicht mitgehen. Das ist schade. Das zeigt, dass Sie auch noch in Ihrem Bereich hier eine Überzeugungsarbeit zu leisten haben. Wir sind stolz darauf, dass wir auf Landesebene das schon geschafft haben als Freiheitliche. Aber schauen Sie darauf, dass das auch noch auf Bezirksebene umgesetzt wird.

Wir haben auch konkrete Unvereinbarkeiten, die heute schon angesprochen worden sind, die das aktive Wahlrecht und das passive Wahlrecht betreffen.

Der Verfassungsdienst des Bundeskanzleramts hat nicht umsonst auch diesbezüglich eine rechtliche Stellungnahme abgegeben, wo ganz klar und deutlich zum Ausdruck gekommen ist, dass die bundesverfassungsrechtliche Absicherung mit Beschluss im Parlament vorzunehmen ist und hier der falsche Ort dafür ist.

Sie selbst haben, was das passive Wahlrecht betrifft, auch auf Grund des Verfassungsrechtsexperten Mayer eingestanden, dass die Bezirksvorsteher, die Stellvertreter, die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Bauausschusses eben nicht zu besetzen sind mit Nicht-Staatsbürgern. Damit haben Sie aber gleichzeitig auch zugegeben, dass, wenn das bei Bezirksvorstehern und Stellvertretern nicht möglich sein kann, auch die Bezirksvertretung als ein öffentliches Amt anzusehen ist und ergo dessen auch die anderen Positionen, die letztlich da zur Wahl stehen, nicht vergeben werden können. Sie haben mit Ihrem Gesetz, das Sie heute eingebracht haben, selbst den Widerspruch und Beweis geliefert, dass das, was Sie heute hier beschließen lassen wollen, dem Verfassungsgesetz widerspricht. 

Der Artikel 3 des Staatsgrundgesetzes ist heute schon oft genug zitiert worden. Ich werde es nicht wiederholen.

Wir denken daher, dass es wichtig und notwendig ist, eben sehr wohl vorher mittels Volksabstimmung die Bevölkerung einzubinden in so eine wesentliche Entscheidung und einmal zu fragen: Wie steht ihr überhaupt zu dieser Frage? Was habt ihr überhaupt für ein Ziel oder Interesse in dieser Causa? - Das ist wichtig. Und erst dann, wenn das geklärt ist und hier Mehrheiten vorhanden sind, sollte man auch dementsprechend eine Gesetzesveränderung in Angriff nehmen. Aber auch dann dort, wo sie hingehört, nämlich sie im Parlament mit einer Verfassungsmehrheit herbeizuführen und nicht woanders. 

Und da haben Sie die Wege einfach falsch verstanden beziehungsweise Sie wissen und kennen sie mit Sicherheit, aber Sie wollen sie nicht zur Kenntnis nehmen. 

Wir werden daher natürlich auch dafür Sorge tragen, dass die jetzige Bundesregierung ganz klar und deutlich einen Einspruch einlegen wird, damit dieses Gesetz mittels Einspruchs noch einmal in den Landtag zurückgehen muss. Sie werden mit ziemlicher Sicherheit einen Beharrungsbeschluss herbeiführen, aber dann wird es halt den Weg zum Verfassungsgerichtshof geben, und es gibt vielleicht auch noch die eine oder andere demokratische, nämlich basisdemokratische Möglichkeit, wo die Bevölkerung einzubinden sein wird, um das zu verhindern.

Aber abschließend möchte ich eines festhalten: Das Haus Österreich. Ich habe dieses Beispiel schon einmal erwähnt. Es ist nun einmal so, dass die Staatsbürger die Eigentümer dieses Hauses Österreich sind. Diese Eigentumsrechte sollten und müssen wir vertreten, die haben wir ernst zu nehmen. Natürlich gibt es in diesem Haus Mieter oder Untermieter und auch die haben Rechte. Es haben ja Zuwanderer auch heute schon Rechte, wie Versammlungsfreiheit, wie die Vereinsgründungsfreiheit und andere Rechte, die vorhanden sind. Na selbstverständlich gibt es diese Rechte. Aber selbstverständlich haben Sie nicht das Recht, herzugehen und die Eigentümerrechte einfach abzuschneiden und letztlich den Mietern, ohne dass sie noch irgendeinen Kaufanteil für das Haus hingelegt haben, alle Eigentumsrechte zu übertragen.

Das versuchen Sie heute. Das ist nicht legitim, und da beschreiten Sie einen Weg, der Ihre Kompetenz bei weitem überschreitet. Die Rechte der Hauseigentümer sind nicht anzutasten, nämlich die Rechte der Staatsbürger. Und das ist etwas, was Sie heute tun.

Ich wiederhole noch einmal klar und deutlich: Wenn hier immer wieder in den Raum gestellt wird, dass man nach fünf Jahren Hauptwohnmeldung - und genau so ist es im Gesetz vorgesehen - wahlberechtigt sein soll auf kommunaler Ebene, dann öffnet man dem Missbrauch Tür und Tor. Es wird nicht kontrolliert, ob ein Aufenthaltstitel ... (Ein Mann, hinter der letzten Bankreihe stehend, schreit etwas in Richtung Redner.)

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Entschuldigung. Ich glaube, da redet wer mit, der eigentlich nicht mitzureden hat. - Darf ich Sie bitten, den Saal zu verlassen. (Der Mann wird aus dem Saal gedrängt.)

Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort.

Abg Heinz Christian Strache (fortsetzend): Danke. 

Der Grundsatz beziehungsweise der Punkt, den Sie im Gesetzesentwurf verankert haben, dass es nur auf die Hauptwohnmeldung ankommt, öffnet dem Missbrauch Tür und Tor. Warum? - Weil natürlich nach Ihrem Gesetzesentwurf überhaupt nicht kontrolliert werden wird, ob es einen aufrechten Aufenthaltstitel gibt. Das wird nicht kontrolliert, das ist nicht einmal vorgesehen. Und das zeigt ja eigentlich, wie wenig Sie das auch durchdacht haben. 

Das Argument - das wollte ich auch noch ansprechen -, dass man, wie manche meinen, nach fünf Jahren eben schon mit dem Zahlen der Steuern letztlich alle Rechte erhalten soll, ist einfach ein wirklich falscher Ansatz.

Ich glaube, die bestehende Gesetzgebung, die vorschreibt, dass man mindestens 10 Jahre Aufenthalt in Österreich haben sollte und dann die Staatsbürgerschaft beantragen kann, ist der Endpunkt der Integration, und der ist gesetzlich garantiert nach 20 Jahren. Wenn man 10 bis 20 Jahre Steuern leistet, dann kann man mit Fug und Recht behaupten und sagen: Durch meinen Beitrag, den ich geleistet habe, habe ich ein Anrecht, wirklich ein Staatsbürger in diesem Land zu werden, und auch ein Anrecht, eine Gleichstellung im sozialen und rechtlichen Bereich zu erhalten. Das ist nachvollziehbar. Aber Ihre Argumentation ist überhaupt nicht nachvollziehbar, sondern bedeutet letztlich ein Verschleudern der Staatsbürgerschaftsrechte. Und da spielen wir nicht mit und werden wir auch in Zukunft klar und deutlich unsere Position vertreten.

Zum Abschluss noch. Es war erschreckend, Herr Klubobmann Oxonitsch, als Sie heute herausgekommen sind und argumentiert haben, dass die Wählerinnen und Wähler informiert gewesen seien. Sie waren nicht informiert, Sie haben ihnen nicht reinen Wein eingeschenkt. Sie haben sich heute herausgestellt und haben gesagt, dass die Wahlniederlage der Freiheitlichen ein klares Signal der Wähler war und Sie jetzt auf Grund dessen die Staatsbürgerschaftsrechte beschneiden. Ich finde es gut und richtig, dass Sie das heute hier offen gesagt haben. Die Wienerinnen und Wiener wissen mit dem heutigen Tag, dass sie die Freiheitliche Partei in Zukunft stärken müssen, weil sonst die Gefahr besteht, dass ihre Staatsbürgerschaftsrechte in dieser Stadt, in diesem Land beschnitten werden. Das wissen die BürgerInnen heute klar und deutlich, und das wird auch dazu führen, dass die Freiheitliche Partei in Zukunft wieder wesentlich stärker sein wird, als sie es heute ist. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Pfeiffer gemeldet.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich komme nicht umhin, eine tatsächliche Berichtigung dahin gehend zu machen, dass die Wiener Volkspartei sich nicht der Meinung der Freiheitlichen angeschlossen hat, sondern dass wir auf Grund unserer eigenen Diskussionen und unserer eigenen Überzeugungen zu dieser Meinung gekommen sind, die wir heute hier vertreten haben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Dr Stürzenbecher.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der heutige Tag ist für Wien demokratiepolitisch und integrationspolitisch ein historischer Tag. Wir haben einen großen Schritt demokratiepolitisch weitergebracht, wenn wir das heute beschließen. 

Es ist aber nur begrenzt ein großer Tag für dieses Haus, denn was von Seiten der ÖVP und der FPÖ gekommen ist, war teilweise, gemessen an parlamentarischen Kriterien, wirklich unterstes Niveau, und ich glaube, das kann wirklich nur mehr besser werden. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Nein!) 

Es ist so, dass wir mit diesem großen demokratiepolitischen Schritt. ... (Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) Na, Kollege Pfeiffer, es war ja wirklich so, dass sogar Sie und der Kollege Ulm noch weit unter dem Niveau vom Klubobmann Kabas waren. Strache war durchaus wieder auf einer Linie. Und ich glaube, das ist doch etwas, was wir ablehnen sollten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dieser große demokratiepolitische Schritt enthält auch "Wählen ab 16". Das zeigt Jugendlichen, dass ihre Teilnahme am demokratischen System erwünscht ist. 

Ich möchte es wieder ein bisschen auf die sachliche Ebene bringen. Im Burgenland haben 85 Prozent der Jugendlichen teilgenommen, in Oberwölz, soweit ich informiert bin, sogar 100 Prozent. (Abg Gerhard Pfeiffer: Eine große Gemeinde!) Es gibt also durchaus, soweit es bisher in Österreich praktiziert worden ist, positive Erfahrungen. 

Das Wählen für ZuwanderInnen auf Bezirksebene ist ein Quantensprung in der Demokratieentwicklung. Wien schließt da in dieser Hinsicht an Länder mit großer demokratischer Tradition an, teilweise an Großbritannien, an die Niederlande, an die Schweiz, um nur einige Beispiele zu nennen. Ich könnte noch mehr aufzählen. Aber Faktum ist, dass es das natürlich schon gibt und dass ähnliche Modelle erfolgreich praktiziert werden.

Der dritte Punkt heißt: mehr Persönlichkeitswahlrecht. Es wurde schon erwähnt. Da brauche ich nur noch zu sagen: Zwei Vorzugsstimmen sind in Zukunft möglich. 

Weiters soll es möglich sein, seine Stimme auch außerhalb Wiens abzugeben. Da bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein.

Beschlussantrag: "Der Wiener Landtag ersucht die österreichische Bundesregierung, die rechtlichen Grundlagen zur Möglichkeit der Stimmabgabe bei Landtags-, Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen mittels Wahlkarte innerhalb von Österreich analog den rechtlichen Bestimmungen der Möglichkeit der Stimmabgabe mittels Wahlkarte im Ausland bei Nationalratswahlen zu schaffen." 

Das ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Landtagsabgeordneten Oxonitsch, Kabas und Chorherr. 

Es ist heute auch schon die Vorgangsweise angesprochen worden. Vollkommen absurderweise wurde hier von "durchgepeitscht" gesprochen. Also ich glaube, wir leben in verschiedenen Realitäten; wir in der tatsächlichen Realität und die ÖVP und die FPÖ in einer künstlich aufgebauten Realität, die mit der echten Wirklichkeit nichts zu tun hat. 

Faktum ist, dass wir bei der Entwicklung dieses Wahlrechtsmodells den Unterausschuss - ich habe die Ehre gehabt, dem vorzusitzen - rechtzeitig eingerichtet haben, wir haben im Unterausschuss wirklich eine sehr konstruktive Debatte geführt und sind auch in vielen Bereichen zu einheitlichen Ergebnissen gekommen. In anderen Bereichen nicht. Und ich danke auch hier noch einmal allen Mitgliedern, die konstruktiv in diesem Unterausschuss mitgearbeitet haben. 

Bei der ÖVP ist es halt so, dass sie immer vergisst, was war. Von 1986 bis 1999 waren Sie mit in einer rot-schwarzen Regierung. Kaum war die vorbei, haben Sie vergessen, dass Sie jemals drinnen waren. Dann waren Sie drei Jahre in einer blau-schwarzen Regierung. Kaum hat sich die in die Luft gesprengt, haben Sie auch vergessen, dass Sie da irgendeine Verantwortung hätten. Und jetzt hat die ÖVP und insbesondere der Kollege Ulm - der nicht mehr da ist - anscheinend vergessen, was in diesem Unterausschuss los war und wie wir dort sachlich und fair diskutiert haben. Und auch nach dem Unterausschuss hat es dann noch Diskussionen gegeben und hat es noch eine Runde bei der Frau Stadträtin gegeben, der ich auch hier herzlich danken will, dass sie seit Jahren als Motor dieses Demokratiepakets gewirkt hat. Frau StRin Mag Brauner, herzlichen Dank für diese Rolle! (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist tatsächlich im Unterausschuss sachlich diskutiert worden. Es ist dann aber natürlich noch weitergegangen und man hat dann eben auch auf Basis der wissenschaftlichen Stellungnahmen die endgültige Fassung erarbeitet. Nur, die ÖVP hat ja schon, bevor irgendwas am Tisch gelegen ist, und das kann man auch mit Presseaussendungen nachweisen, bevor etwas am Tisch gelegen ist hat die ÖVP schon gesagt, sie wird auf jeden Fall zum Verfassungsgerichtshof gehen. Ist das die richtige Vorgangsweise? Bevor man einen Inhalt kennt, sagt man schon: Aber wir fechten es auf jeden Fall beim Verfassungsgerichtshof an. Das erinnert mich an Qualtinger. Ich weiß nicht, wo ich hin will, aber Hauptsache, ich bin schneller dort. Und das dürfte überhaupt das politische Motto der Wiener ÖVP sein. 

Sonst kann ich sagen, dass die Sozialdemokratische Partei sich außerordentlich bemüht hat, eindeutig ein wasserdichtes, verfassungskonformes Wahlrecht zu schaffen. Und das hat darin bestanden, dass man nicht nur die Spitzenjuristen des Rathauses eingeladen hat, dazu Stellung zu nehmen und juristisch Stellung zu nehmen, sondern auch der höchstrenommierte Univ Prof Dr Heinz Mayer wurde eingeladen. Der ist nicht irgendein Universitätsprofessor, sondern wenn man die große Schule des österreichischen Rechtspositivismus kennt, dann kann man in einem Atemzug nennen Kelsen, den Vater unserer Bundesverfassung, Merkl, Robert Walter und Heinz Mayer. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Und seit zwei Jahrzehnten ist für jeden, der Jus studiert, der "Grundriss des österreichischen Bundesverfassungsrechts" von Walter/Mayer das absolute Standardwerk. Und es gibt sicher ganz, ganz, ganz wenige Verfassungsjuristen, die sich mit dem absolut unparteilichen und höchstrenommierten Heinz Mayer messen können. Und da dann herzugehen und zu sagen, das ist auf jeden Fall verfassungswidrig, das ist schon ein starkes Stück, welches ich zurückweisen muss! (Beifall bei der SPÖ.) 

Auf Grund dieser Gutachten, die wir hatten, haben wir dann aber auch die ursprüngliche Idee weiterentwickelt und haben beim passiven Wahlrecht Änderungen vorgenommen, die wir eben vornehmen müssen, wenn wir wirklich ein echt verfassungskonformes, wasserdichtes Gesetz machen wollen. Und deshalb ist es zu dieser Einschränkung betreffend Bezirksvorsteher, Stellvertreter und Bautenausschuss gekommen, weil eben das Gutachten dahin gehend war, dass hoheitliche Tätigkeiten, die dort ausgeübt werden, ein Problem beim passiven Wahlrecht sein könnten. Aber deshalb jetzt, weil man hier eine kleine Einschränkung macht, die ich einerseits demokratiepolitisch bedaure, andererseits aber, weil es verfassungskonform sein muss, hinnehme und akzeptiere, zu sagen, deshalb machen wir überhaupt nichts, und einen derartigen Zynismus, wie ihn heute der Kollege Ulm ausgeübt hat, darzulegen, das ist wirklich nicht hinzunehmen. Nämlich, dass man sagt, einerseits sind wir überhaupt gegen jedes Wahlrecht für ausländische MitbürgerInnen, andererseits aber bejammert man eine angebliche Diskriminierung der ausländischen Mitbürger in der Bezirksvertretung. Das ist einfach absurd und passt nicht zusammen. Das ist doppelzüngig, sage ich euch! (Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) Das ist eindeutig doppelzüngig, und das wird aber auch durchschaut von allen Leuten, und ich glaube, dass Sie damit ziemlich Schiffbruch erleiden werden mit dieser Argumentation. Da ist ja sogar die Argumentation, wir sind von Haus aus dagegen, vielleicht noch die ehrlichere. 

Aber übrigens, weil ich den Kollegen Gerstl vor kurzem gesehen habe: Vor einem Jahr hat sich der Kollege Gerstl - jetzt ist er draußen - bei einem Landesparteitag der ÖVP noch für das kommunale Wahlrecht ausgesprochen, wenn ich den Medien das richtig entnommen habe. Ich habe damals auch die Möglichkeit gehabt, mit ihm bei einem kleinen Privatsender darüber zu diskutieren, und da hat der Kollege Gerstl noch ganz andere Standpunkte vertreten, als Sie jetzt vertreten. (Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) Ich bedaure jedenfalls, dass sich bei Ihnen die Diskussion in diese Richtung entwickelt hat. Aber jetzt eine derartige Argumentation zu verfolgen, wie das der Kollege Pfeiffer und der Kollege Ulm hier getan haben, ist wirklich reichlich absurd.

Auch was der Kollege Strache gesagt hat, dass die Staatsbürgerschaft ausgehöhlt würde, ist absolut absurd und stimmt überhaupt nicht mit der Wirklichkeit überein. (Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) 

Das Gutachten von Univ Prof Heinz Mayer nimmt ja auch klar Stellung zum Wirkungsbereich der Wiener Bezirksvertretungen. Jetzt zitiere ich, wobei ich allerdings die jeweils in Klammer angeführten Paragrafen nicht mitzitiere:

"Eine nähere Betrachtung zeigt, dass sich dieser Wirkungsbereich im Wesentlichen auf solche Angelegenheiten bezieht, die den Alltag der Einwohner eines Bezirks unmittelbar berühren. Die Befugnisse der Bezirksvertretungen umfassen vorwiegend Vorschlags- und Mitwirkungsbefugnisse in Angelegenheiten der Infrastruktur und der Verkehrsprobleme eines Bezirks, der Standorte von Pensionistenklubs, der bezirksspezifischen Sozialprobleme und der sozialen Dienste der Kindertagesheime, der Jugendspielplätze und zum Beispiel der Kinderfreibäder und der Volks- und Warmbäder." 

Und dann heißt es weiter: "Schon diese Beispiele zeigen, dass die Wiener Bezirksvertretungen im Wesentlichen dazu berufen sind, an der Gestaltung des unmittelbaren Lebensraums der Einwohner eines Bezirks durch Erstattung von Vorschlägen und Stellungnahmen mitzuwirken. Ihre Aufgabe besteht nicht in der politischen Gestaltung des Gemeinwesens im engeren Sinn, sondern darin, die unmittelbaren Lebensbedingungen der Einwohner eines Bezirks mitzugestalten. Es liegt auf der Hand, dass es sich dabei um Angelegenheiten handelt, die für jeden einzelnen Einwohner und für das alltägliche Zusammenleben von Bedeutung sind. Eine darüber hinausgehende Aufwertung zur politischen Vertretung kommt der Wiener Bezirksvertretung nicht zu." 

Und dann kommt noch ein sehr wichtiger Hinweis weiter unten. (Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) Ich diskutiere jetzt sachlich, und da haben, glaube ich, Ihre Zwischenrufe wenig Platz, Kollege Pfeiffer, weil Sachlichkeit haben Sie heute und auch sonst selten an den Tag gelegt. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) 

Und dann weiter unten heißt es bei Prof Mayer: "Entscheidend für die Zahl der Mitglieder, die eine Wiener Bezirksvertretung hat, ist also nicht die Zahl der Wahlberechtigten oder der Staatsbürger, sondern die Zahl der tatsächlich im Bezirk wohnenden natürlichen Personen." Das heißt, für die Zahl der Mitglieder der Bezirksvertretungen werden die ausländischen Mitbürger herangezogen. Folge dessen ist es ein logischer und auch juristisch logischer Schritt, dass es hier durchaus dazu kommt, weil es sonst eben zu Unrecht billigere und teurere Mandate gibt. 

Zu den Kollegen und Kolleginnen von den GRÜNEN möchte ich noch etwas zu den fünf Jahren sagen. Wir haben ja schon darüber diskutiert. Es geht aus den Gutachten auch hervor, dass diese fünf Jahre natürlich auch einen höheren Sachlichkeitsgrad im verfassungsrechtlichen Sinn bewirken und dass dieses Gesetz noch sicherer verfassungsmäßig ist, wenn man diese fünf Jahre Aufenthaltsdauer hineinschreibt. Das heißt nicht, wenn man es nicht hineinschreiben würde, dass es umgekehrt schon sicher verfassungswidrig wäre. Das heißt es nicht. Aber wenn man fünf Jahre Aufenthaltsdauer hineinschreibt, dann ist es noch sicherer verfassungskonform, und ich glaube, dass das durchaus ein gutes Argument ist. 

Und auch da zitiere ich noch einmal den Prof Mayer: "Das Erfordernis eines fünfjährigen ununterbrochenen Hauptwohnsitzes in Wien für die Einräumung des aktiven und passiven Wahlrechts von Nicht-EU-Ausländern zu den Bezirksvertretungen, wie dies in Aussicht genommen ist, ist jedenfalls angemessen und verstärkt das Element der Sachlichkeit. Wer fünf Jahre lang ununterbrochen seinen Hauptwohnsitz in Wien hat, dessen Interesse an der Mitgestaltung seiner unmittelbaren Umwelt hat eine Verdichtung erlangt, die ein Wahlrecht sachlich rechtfertigt." 

Das sind die Worte aus diesem Gutachten, und insofern ist es, glaube ich, auch richtig, dass es ein gutes und sogar ein besseres Gesetz ist. Wenn wir auf die Vorschläge der GRÜNEN eingehen würden, würde das möglicherweise bedeuten, dass das Gesetz nicht hält, und ich glaube, das wäre nicht sinnvoll. 

Auch sonst möchte ich zur Kollegin Vassilakou, zu ihrer im Großen und Ganzen durchaus seriösen Stellungnahme sagen, dass Dublin natürlich kein besonderes Vorbild sein kann. Irland ist kein Zuwanderungsland, wie es in einem gewissen Sinn Österreich sicher ist, sondern Irland war immer ein Auswanderungsland. Die haben schon einmal doppelt so viele Einwohner gehabt wie jetzt und haben kaum eine Zuwanderung. Es ist deshalb die ganze Situation dort überhaupt nicht mit unserer zu vergleichen. Und alle anderen Städte und Vorbilder haben durchaus eine gewisse Aufenthaltsdauer auch beim Migrantenwahlrecht, und zwar in der Regel drei oder fünf Jahre. Und insofern scheint mir auch in der Hinsicht das durchaus gerechtfertigt. 

Einen Punkt muss ich unbedingt noch bringen, und zwar weil immer vom fairen Wahlrecht gesprochen wird. Es wird das faire Wahlrecht erwähnt, und es wird immer gesagt, wir hätten kein faires Wahlrecht. 

Es ist so, dass wir in Wien grundsätzlich ein Proportionalwahlrecht haben und dass dieses Proportionalwahlrecht nur einen leicht mehrheitsfördernden Charakter hat. Es wären grundsätzlich auch ganz andere Modelle möglich, wie das britische Wahlrecht, und niemand wird sagen, dass Großbritannien nicht eine großartige Demokratie ist. Aber das wollen wir ja gar nicht. 

Das Wahlrecht, so wie wir es in Wien haben, ist jedenfalls fair und durchaus korrekt. Es gibt auch Bundesländer, die genauso schon mit 47, 48 Prozent ÖVP-Mehrheit dann eine absolute Mehrheit gehabt haben.

Im Übrigen, weil Großbritannien genannt worden ist: Nehmen Sie sich einmal ein Beispiel, wie dort Debatten ablaufen, Kollege Pfeiffer, und das wäre sicher nicht schlecht. 

In dem Sinn möchte ich sagen, dass dieses demokratiepolitische Paket ein sehr gutes Paket ist, dass wir im Sinn von Willy Brandt in Wien mehr Demokratie wagen und dass dieses Vorhaben sich sehr gut für das Zusammenleben in unserer Stadt auswirken wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung erteile ich Herrn Abg Dr Tschirf das Wort. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Vorredner hat davon gesprochen, dass nicht drübergefahren wurde. 

Es wurde tatsächlich drübergefahren, weil seit dem 5. März keine Gespräche stattgefunden haben, weil seit dem 5. März beispielsweise über diesen Vorschlag dieses merkwürdig skurrilen Rechtes unterschiedlicher Bezirksräte nie Gespräche geführt worden sind. (Abg Christian Oxonitsch: Sie haben schon im Jänner gesagt, Sie sind dagegen! Aus!) Es wurde drübergefahren, weil beispielsweise diese hier angesprochene Aussprache bei der Frau Stadträtin, wie ich mir berichten habe lassen, in nichts anderem gemündet hat als darin, dass dabei Entwürfe ausgehändigt worden sind, aber dass keine Gespräche stattgefunden haben. 

Ich selbst kann mich erinnern, wie Wahlrecht in der Vergangenheit hier verhandelt wurde, in den Jahren 1995 und 1996, wo ich selbst in einem solchen Unterausschuss drinnen war. Beim StR Hatzl hat es einen korrekten Ablauf gegeben, den es hier eben nicht gegeben hat. 

Und es ist auch ein Drüberfahren, wenn es ein Gutachten eines renommierten Verfassungsrechtlers gibt, des Prof Lienbacher, das wir der SPÖ übermittelt haben. Wir haben selber darüber gesprochen, und es ist einfach nicht darüber diskutiert worden. Das ist Drüberfahren! 

Und das Zweite, wo ich auch eine tatsächliche Berichtigung machen muss, ist die Frage "faires Wahlrecht". Es gibt nirgends in Österreich eine solche Diskrepanz zwischen dem ersten und dem zweiten Ermittlungsverfahren wie in Wien. Und da möchte ich schon an den Kollegen Stürzenbecher appellieren, nachzulesen. Es war gerade der heute zu Anfang der Sitzung zitierte Landtagspräsident Danneberg in seiner Funktion als Verfassungssprecher der SPÖ im Nationalrat, der das Proportionalitätsgebot in die österreichischen Bundesverfassung aufnehmen ließ. Das heißt, Ihre Vorfahren haben dafür gekämpft. Heute geht es offensichtlich lediglich um die Erhaltung von Macht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Johann Hatzl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Verhandlungen sind daher geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann es kurz machen. Es sind leider wenig inhaltliche Argumente gekommen in dieser Auseinandersetzung um die Frage des Wiener Demokratiepakets. Die ÖVP hat konsequent ihren Weg der inhaltlichen Diskussionsverweigerung, die sich ja schon im Unterausschuss abgezeichnet hat, fortgeführt.

Es wurde damals das Wahlrecht für Zuwanderer nur auf der Ebene Verfassung, nicht inhaltlich, diskutiert. Jugendwahlrecht, hat man gesagt, wir wollen keinen Wahlkampf in den Schulen. Das Argument, dass das sowieso verboten ist, wird ignoriert.

Genauso wie Kollege Pfeiffer in bewundernswerter Schwerhörigkeit die Frage meiner Fraktionskollegin, wie Sie denn das mit der ÖVP-Burgenland sehen, wenn das alles so fürchterlich ist, was hier passiert, ignoriert hat ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Gemeindewahlrecht! Das sollten Sie wissen!) 

Das tut mir Leid. Ich weiß aber jetzt auch, warum Sie die inhaltliche Debatte verweigern, denn Sie haben offensichtlich keine Argumente, denn die Argumente, die heute gekommen sind, dass das Wahlrecht ab 16 die jungen Menschen verstört, weil sie als "Männer und Frauen" bezeichnet werden, oder wenn man den Begriff "Migranten und Migrantinnen" verwendet, man - ich zitiere, ich habe es mir aufgeschrieben, weil ich so fassungslos war - "damit Recht und Ordnung untergräbt" - das sind Argumente, die wirklich schwer zu verstehen sind, Herr Kollege, da haben Sie Recht!

Und das Argument, dass, wenn Zuwanderer nicht zum Bezirksvorsteher gewählt werden können, das eine Diskriminierung sein würde und man sie deswegen gleich gar nicht wählen lässt, so nach dem Motto "wenn schon Diskriminierung, dann ordentlich" oder ich weiß nicht, wie ich das interpretieren kann, das halte ich für zynisch und für keine sachliche Auseinandersetzung. (Abg Heinz Christian Strache: Staatsbürger werden diskriminiert! Staatsbürger werden diskriminiert!)

Wissen Sie, was Diskriminierung ist, meine Damen und Herren? - Diskriminierung ist, wenn zum Beispiel für die Berechnung der Mandate in der Bezirksvertretung Zuwanderer und Menschen mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft sehr wohl zählen und wenn es darum geht, Finanzmittel aufzuteilen und wir alle miteinander dafür kämpfen, dass Wien hier auch gut beteiligt wird, da zählen sie sehr wohl, aber reden sollen sie nicht dürfen! Das, sehr geehrte Damen und Herren, ist Diskriminierung und das wird heute beseitigt und da bin ich sehr froh darüber! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu dem Argument, das hier von beiden konservativen Parteien gebracht wurde, dass keine Zeit war und drüber gefahren wurde, so ist das natürlich eine Kritik, die sich an mich persönlich richtet und da kann ich nur darauf sagen: Offensichtlich ist es wirklich eine Spezialität, im Besonderen der ÖVP, dass sie sich an Besprochenes nicht erinnern kann und an Vereinbartes nicht mehr erinnern kann. Wir haben zum Beispiel die Vorgangsweise, wie wir mit den Abstimmungen umgehen, bis ins letzte Detail besprochen und auch entsprechend vorbereitet und werden sie jetzt auch so durchführen, weil wir gesagt haben, es ist so ein wichtiges Thema, wir wollen allen Fraktionen die Gelegenheit geben, dass sich ihre politische Position hier auch niederschlagen kann, weil es ja verschiedene Elemente sind, man kann ja für das eine Thema, aber gegen das andere sein. 

Wir haben genau darüber diskutiert, wie wir im Umgang mit den Wahlkarten vorgehen, die in Zukunft auch benutzt werden können, wenn ein Wiener oder eine Wienerin eben nicht da ist und dass wir uns hier an den Bund wenden müssen, weil das außerhalb unserer Möglichkeit ist. Das haben wir alles im Detail bei den Gesprächen, an die Sie sich jetzt leider nicht erinnern können, genau besprochen und genauso stimmt es natürlich nicht, dass Sie nicht informiert wurden. 

Es hat in meinem Büro am 29.5.2002 ein Gespräch gegeben, wo ich alle Fraktionen und alle Vertreter eingeladen habe. Dort haben wir sowohl über das Gutachten geredet, als auch über den Begutachtungsentwurf, der genau das beinhaltet hat, was wir vereinbart haben, nämlich die inhaltlichen Punkte. Dass wir uns über manche nicht einig waren, das ist richtig. Aber so ist es nun mal in der Demokratie, dass es Mehrheiten und Minderheiten gibt und wenn die Minderheit beginnt, es als undemokratisch zu sehen, wenn auch die Mehrheit ihre Meinung sagen darf, dann ist das eine Verquerung der Demokratie, die ich in dieser Form sicher in Ihrer Analyse nicht teile.

Noch zwei Richtigstellungen, weil hier vor allem seitens der FPÖ argumentiert wurde, es geht nicht um sich hier rechtsgültig und legal aufhaltende Menschen, die wählen sollen dürfen. Das ist natürlich nicht richtig. Wir hatten ja gerade auch in einem anderen Zusammenhang mit den grünen Kolleginnen und Kollegen eine ausführliche Diskussion darüber, dass wir eben festgelegt haben, dass hier ein fünfjähriger, legaler, ununterbrochener, durch eine Hauptmeldung nachgewiesener Aufenthalt da sein muss. Das heißt, es geht selbstverständlich um sich hier legal aufhaltende Zuwanderer und Zuwanderinnen, aber wir haben hier halt - und das hat die Wortmeldung des Herrn Kollegen Strache ja deutlich bewiesen - einfach sehr, sehr unterschiedliche Auffassungen. Denn wenn ich sage, ich will Menschen, die hier leben, hier arbeiten, hier Steuern zahlen, die Möglichkeit geben, sich einzubringen, so ist das eine Frage der demokratischen Mitbestimmungsmöglichkeiten und hat nichts damit zu tun, so wie Sie sich hier herstellen und ausrechnen, nach fünf Jahren hat er erst so viel Steuern bezahlt, da darf er noch nicht wählen, erst nach 30 Jahren hat er so viel eingezahlt, dass er wählen darf! 

Die Zeiten, wo das Wahlrecht davon abhängig war, ob man Landbesitzer, Grundbesitzer war und viel Geld gehabt hat, sind in diesem Land glücklicherweise schon sehr lange vorbei, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ und bei Abg Mag Christoph Chorherr.) 

Und dieser Versuch, wieder die Menschen auseinander zu dividieren und zu hetzen, ist die Grundlage Ihrer Politik. Das wissen wir. Die Grundlage Ihrer Politik ist hetzen (Abg Heinz Christian Strache: Sie diskriminieren die Staatsbürger! Das ist Ihre Politik!), auseinander dividieren, Leute hetzen! Genau das ist es! (Abg Heinz Christian Strache: Die Staatsbürger zu diskriminieren, das ist Ihre Politik!) Sie versuchen wieder, die Menschen auseinander zu dividieren! Sie wollen den Menschen wieder einreden, dass ihnen hier etwas weggenommen wird! In Wirklichkeit ist das, was wir hier machen, eine Bereicherung für die Demokratie und für uns alle. Aber glücklicherweise glaubt Ihnen die große Mehrheit der Menschen ohnehin nicht mehr und das ist ein gutes Zeichen für die demokratische Reife der Menschen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Letzte Bemerkung - wir haben schon in der Fragestunde darüber diskutiert -: Ich stehe zu dieser Fünf-Jahres-Frist, die wir vorgesehen haben. Ich möchte nicht noch einmal die Argumente wiederholen, warum der Vergleich mit der EU meiner Ansicht nach hier falsch ist. Es geht um andere Dinge und auch die Beispiele, die hier im Zusammenhang mit der ununterbrochen notwendigen Meldung genannt wurden, sind in meinen Augen nicht wirklich in der Praxis relevant. Wenn gesagt wurde, viele Menschen sind in der Bauwirtschaft tätig, so stimmt das, aber ich habe noch nie gehört, dass einer, der einen Monat auf Montage fährt oder auch fünf Monate auf Montage fährt, sich von zu Hause abmeldet! Ich glaube, das ist kein sehr realistisches Beispiel und ich denke, das mag vielleicht den Hohen Landtag als denjenigen, der Gesetze beschließt, im ersten Moment nicht so interessieren, aber ich denke auch, dass wir die Vollziehbarkeit von Gesetzen mit berücksichtigen sollten und dann muss es vollziehbar sein und dann muss es auch möglich sein klar zu sehen, wer wie lange hier eben seinen Aufenthalt hat, und das können wir als Wiener nur für Wien. Ich glaube, es ist in unser aller Interesse, dass wir hier ein sehr deutlich und klar und leicht vollziehbares Gesetz entsprechend vorsehen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Zusammenfassend glaube ich, dass der Gesetzesvorschlag, der hier vorliegt, ein sehr großer Schritt in der Weiterentwicklung der Demokratie in unserer Stadt ist. Was wir heute beschließen, ist kein Gnadenakt für die jungen Menschen oder für Zuwanderer, sondern ist in unser aller Interesse. (Abg Heinz Christian Strache: Aller Staatsbürger nicht!) Eine funktionierende Demokratie ist, dass alle, die hier leben, sich auch einbringen können. Dass die jungen Menschen Entscheidungen, die ja in der Zukunft ganz besonders sie betreffen werden, auch mitbestimmen können, ist im Interesse des Funktionierens des Zusammenlebens, ist im Interesse der Demokratie, ist in unser aller Interesse. 

Mitbestimmen und mitverantworten, Rechte und Pflichten sind immer zwei Seiten einer Medaille und deswegen glaube ich, dass dieser Vorschlag, den wir hier eingebracht haben, gut ist für das friedliche Zusammenleben, gut ist für die demokratische Weiterentwicklung in unserer Stadt, gut ist für die Integration der Zuwanderer und für die Zukunft der jungen Menschen, die erfreulicherweise beweisen, dass sie sehr an dem interessiert sind, was in ihrer Heimatstadt vorgeht. Es ist gut für ein verstärktes Persönlichkeitselement, weil wir mit den Vorzugsstimmen den Wienerinnen und Wienern mehr die Chance geben, dass sie hier auch einen Politiker, eine Politikerin ihres besonderen Vertrauens unterstützen können. 

Ich hoffe, dass wir alle miteinander vom Bundesgesetzgeber erreichen werden, dass auch der verstärkten Flexibilität der Wiener und Wienerinnen, die viel unterwegs sind, Rechnung getragen wird und dass die gut funktionierende Wahl außerhalb Wiens mit Wahlkarten auch bei der Gemeinderatswahl möglich sein wird.

Ich bitte Sie also, im Sinne der Weiterentwicklung unserer Demokratie für uns alle, diesem Vorschlag, so wie er vorliegt, zuzustimmen. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage in erster Lesung. 

Es wurde die getrennte Abstimmung verlangt.

Ich mache darauf aufmerksam, dass ich nach Beratung, aber auch Information in der Präsidialkonferenz die Gesetzesvorlage in Blöcke geteilt habe und diese getrennt zur Abstimmung bringen werde, wobei der erste Teil die Wiener Stadtverfassung mit Artikel I betrifft, der zweite Teil die Gemeindewahlordnung, und zwar das Wahlrecht für Zuwanderinnen und Zuwanderer auf Bezirksebene zu Artikel II. Der dritte Teil betrifft ebenfalls die Gemeindewahlordnung und zwar die Senkung des Wahlalters zu Artikel II. Hier gibt es aber nochmals eine Teilung der Abstimmung. Und der vierte und letzte Teil der Gemeindewahlordnung betrifft die Vorzugsstimmenänderung und diverse Modalitäten zu Artikel II.

Wir sind nun bei der Abstimmung über den ersten Teil der Wiener Stadtverfassung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den Ziffern 1 § 61b Abs 3 und Ziffer 2 § 66b Abs 5 zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das sind die SPÖ und die GRÜNEN und damit die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über den zweiten Teil. Das ist die Wiener Gemeindewahlordnung - Wahlrecht für Zuwanderinnen und Zuwanderer auf Bezirksebene. 

Hier geht es um die Ziffer 1 § 16 (2), Ziffer 2 § 19a (1) bis (4), Ziffer 3 § 19b (1) bis (7) und Ziffer 4 § 30 Abs 1. Hier gibt es einen Abänderungsantrag der grünen Fraktion, und zwar betrifft dieser Abänderungsantrag, wie Sie ja von der Einbringung her noch wissen, aber ich sage es nochmals durch, den § 16 Abs 2 und damit, wenn das so wäre, klarerweise auch beim § 19, 19a die Änderungen. Der § 16 Abs 1 wäre ident mit der Gesetzesvorlage. 

Ich komme zuerst zur Abstimmung über den Abänderungsantrag. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Abänderungsantrag der GRÜNEN zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN nur gegeben und somit hat er nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen nun zu den, wie von mir bereits schon zitierten Ziffern 1, 2, 3 und 4 in diesem Teil. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Teil die Zustimmung geben, die Hand zu heben. - Das ist die SPÖ und das ist die erforderliche Mehrheit, somit ist dies mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den dritten Teil, der ebenfalls getrennt durchgeführt wird. Das ist die Wiener Gemeindewahlordnung - die Senkung des Wahlalters. 

Hier geht es einmal um die Ziffer 1 § 16 Abs 1. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Ziffer und diesem Gesetzesentwurf zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das sind die SPÖ, die FPÖ und die GRÜNEN und daher die entsprechende Mehrheit.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Ziffer 5 § 42 zustimmen wollen, jetzt die Hand zu heben. - Das sind die SPÖ und die FPÖ und damit die entsprechende Mehrheit an Zustimmung für diesen Teil des Gesetzes.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den vierten Teil. Das ist die Wiener Gemeindewahlordnung - Vorzugsstimmenänderung und diverse Modalitäten. 

Dieser Teil betrifft die Ziffer 6 § 73 Abs 2, Ziffer 7 § 74 Abs 2, Ziffer 8 § 74 Abs 4, § 9 pardon Ziffer 9 § 88 Abs 1, Ziffer 10 § 93 Abs 4, Ziffer 11 § 95 Abs 2, Ziffer 12 § 95 Abs 4, Ziffer 13 § 95 Abs 5, Ziffer 14 § 96 Abs 2, Ziffer 15 § 96 Abs 5, Ziffer 16 § 96 Abs 6, Ziffer 17 § 99 Abs 2, Ziffer 18 § 102 Abs 5, die Anlage 8 bis 11 - Stimmzettel - und den Artikel III. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die nun diesem Teil der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, jedoch mit Ausnahme der bereits beschlossenen Teile, ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. - Das ist die SPÖ, das sind die FPÖ und die GRÜNEN. Damit ist auch dieser Teil mehrheitlich angenommen worden.

Damit wäre das Gesetz in erster Lesung angenommen.

Meine Damen und Herren! Wir haben einige Beschluss- und Resolutionsanträge, die nun zur Abstimmung gelangen.

Ich gehe in der Reihenfolge der Einbringung vor. 

Es gibt den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP. Hier geht es um die Novellierung der Wiener Gemeindewahlordnung zwecks Implementierung eines fairen Mandatszuteilungsverfahrens. Ich glaube, mit diesem Stichwort ist bekannt, was bei dem Antrag gemeint ist. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE und somit die Minderheit.

Wir kommen zum zweiten Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von der ÖVP. Hier wird verlangt: "Der Herr Landeshauptmann wird aufgefordert, zielführende Gespräche mit den Landeshauptleuten und anderen Bundesländern im Hinblick auf die Möglichkeit der Einrichtung von Wahllokalen für die Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen außerhalb Wiens zu führen." Hier ist auch die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer jetzt dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP und FPÖ und somit abgelehnt. 

Ich komme zum dritten Antrag der ÖVP. Er verlangt: "Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal wird aufgefordert, bis Ende Februar 2003 einen Gesetzesentwurf zur Beratung vorzulegen, welcher die Einräumung des Wahlrechts bei den Wahlen zum Gemeinderat und Landtag sowie zu den Bezirksvertretungen für jene Wienerinnen und Wiener vorsieht, die in der Bundeshauptstadt einen Nebenwohnsitz haben." In formaler Hinsicht ist auch hier die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP und FPÖ und somit die Minderheit.

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der Freiheitlichen. Hier geht es um die Volksabstimmung zum Ausländerwahlrecht. Es ist die sofortige Abstimmung beantragt worden. 

Jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, bitte ich jetzt um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die FPÖ, das ist somit keine Mehrheit und damit ist auch dieser Antrag nicht beschlossen. 

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN, betreffend Information des Wiener Landtags über Beratungen und Beschlüsse der Landeshauptleutekonferenz. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung dieses Antrags an den Landeshauptmann beantragt. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE und ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Oxonitsch, Kabas und Chorherr. Hier geht es um das Ersuchen an die österreichische Bundesregierung, rechtliche Grundlagen zur Möglichkeit der Stimmabgabe bei Landtags-, Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen mittels Wahlkarte innerhalb von Österreich analog den rechtlichen Bestimmungen der Möglichkeiten der Stimmabgabe mittels Wahlkarte im Ausland bei Nationalratswahlen zu schaffen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig und somit beschlossen.

Meine Damen und Herren! Damit sind diese Abstimmungen abgeschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich sehe keinen Widerspruch und er erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - In zweiter Lesung stimmen die SPÖ und die GRÜNEN diesem Gesetz zu. Das ist die erforderliche Mehrheit. Damit ist das Gesetz mehrstimmig in zweiter Lesung beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 7 der Tagesordnung.

(Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Die Abgen Mag Christoph Chorherr und Mag Rüdiger Maresch rollen ein grünes Plakat mit der Aufschrift "Wien ist unsere Wahl" auf.)

Wir kommen nun zur Postnummer 7 (03910/2002-MDALTG) der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht 2001 des UVS an den Wiener Landtag. 

Hier wird Frau amtsf StRin Mag Brauner die Verhandlung einleiten. 

Gestatten Sie mir eine persönliche Bemerkung. Ich tu' mir bei diesem Geschäftsstück jetzt um eine Spur leichter, nicht geredet zu haben, als (Heiterkeit der amtsf StRin Mag Renate Brauner.) beim vorherigen Geschäftsstück, aber das steht an und für sich nicht zur Diskussion und war auch ungehörig. Ich bitte, das aus dem Protokoll wieder zu streichen.

Frau Stadträtin.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident!

Ich glaube, wir sehen diese Ungehörigkeit alle mit Milde und Verständnis. 

Ich bitte Sie, den Bericht des Unabhängigen Verwaltungssenats zu diskutieren und einer Beschlussfassung zu unterziehen. - Danke schön.

Präsident Johann Hatzl: Wir haben daher die Berichterstattung gehört. Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau StRin Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren! (Sehr lautes Plenum.) 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte um Entschuldigung, aber darf ich bitte darauf aufmerksam machen, ich verstehe die Anspannung um den Abstimmungsvorgang und die Bedeutung des Gesetzes vorhin, aber ich halte auch diesen Punkt für sehr wichtig und es steht der Frau Stadträtin zu, dass sie hier sprechen kann, ohne dass es eine größere Lärmerregung, die mit dem Thema gar nichts zu tun hat, gibt. 

Frau Stadträtin.

StRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Vielen Dank, Herr Präsident. 

Mir scheint, nach der ausgedehnten Debatte ist es für mehrere Mitglieder des Hohen Hauses Zeit für die Mittagsjause, aber nichtsdestotrotz: Die Diskussion rund um den Unabhängigen Verwaltungssenat ist nicht neu. Die Argumente und die Schilderungen wiederholen sich ja jahrein, jahraus durchaus unverändert von dieser Stelle aus. 

Insofern glaube ich, dass die heutige Debatte hier im Wiener Landtag bedauerlicherweise, muss ich fast sagen, mit wenig Spannung erwartet worden ist. Was aber für mich schon eine gewissen Neuigkeit war, ist, als ich heute in der Fragestunde unseren Landeshauptmann hörte, der wörtlich meinte, manche würden versuchen, ein Bild darzustellen, als ob es irgendwelche Missstände oder unglückliche Umstände im Unabhängigen Verwaltungssenat Wien gäbe. Und dem muss ich entschieden widersprechen: Nein, Herr Landeshauptmann, es sind nicht manche, die versuchen, diesen Eindruck zu erwecken. Es ist der Bericht des Unabhängigen Verwaltungssenats, in dem es wörtlich heißt, und ich lese daraus, ich zitiere jetzt aus dem Bericht 2001, den wir ja heute zur Kenntnis nehmen sollten: "Eine Fortsetzung der Politik der personellen Aushungerung gegenüber dem Unabhängigen Verwaltungssenat Wien stellt die Effektivität dieser Rechtsschutzinstanz und damit Umsetzung des Verwaltungsreformvorhabens im Land Wien grundlegend in Frage." 

Mit Bedauern muss ich zur Kenntnis nehmen: So scharf hätte selbst ich es nicht formulieren können! Somit sind es nicht manche, die es behaupten und auch nicht manche, die versuchen, es so darzustellen, sondern es ist der Bericht selbst. Der Bericht, den Sie übrigens selbst jahrein, jahraus hier zur Kenntnis nehmen, aber aus dem Sie offenbar bisher kaum Handlungsanleitungen gezogen haben, also keinerlei Konsequenzen gezogen haben, denn die Situation stellt sich bis auf weiteres nicht unverändert, aber schon fast unverändert vor. 

Insofern erlaube ich mir, erneut auch heuer auf jene Missstände kurz einzugehen, die ja nicht erst heuer in dem Bericht 2001 geschildert werden, sondern auch und genauso in den Jahren davor geschildert wurden, und auch noch auf ein paar Umstände, die ich selbst sozusagen als Mitglied dieses Hauses in den letzten bald sieben Jahren erlebt habe. 

Ich fange also zunächst einmal mit der Frage der Präsidenten an. So kann ich mich daran erinnern, dass der inzwischen verstorbene Herr Dr Moser derjenige Präsident war, der in der Vergangenheit jahrein, jahraus die Berichte der Mitglieder, die immerhin von der Mitgliedervollversammlung ja verabschiedet und uns hier vorgelegt werden, nicht etwa unterstützt hat, nicht etwa zur Kenntnis genommen hat und sich nicht etwa hier im Hause dafür eingesetzt hat, dass die Missstände beseitigt werden, sondern ganz im Gegenteil, uns eigene Gegenberichte vorgelegt hat! Ich kann mich sogar noch an eine ziemlich hitzige Debatte im Ausschuss erinnern, wo es seinerzeit darum ging, ob wir den Gegenbericht des Präsidenten jetzt zur Kenntnis nehmen oder nicht zur Kenntnis nehmen, bis in dankenswerter Weise festgestellt wurde, dass er ja dem Bericht nicht angehört und dieser daher auch nicht zur Kenntnis zu nehmen ist. 

Inzwischen gibt es ja eine neue Präsidentin, Frau DDr Schönberger, und man könnte meinen, sie hätte sich sozusagen von dieser Vorgangsweise abgehoben und hätte die Zusammenarbeit mit den Mitgliedern gesucht, um die Missstände zu beseitigen und um sich hier dem Wiener Magistrat gegenüber stark dafür einzusetzen, um hier mehr Ressourcen, die dringend notwendig sind, für den UVS und seine Mitglieder zu erkämpfen. Mitnichten. Die Frau Präsidentin hat es vorgezogen, Verfassungsgerichtshofbeschwerden einzureichen, um sich beispielsweise ihre eigene Berichtspflicht gegenüber den Mitgliedern zu ersparen. 

Ja, was kann man denn dazu sagen? - Ich hätte erwartet und ich möchte auch an dieser Stelle an die Frau Präsidentin appellieren, doch bitte von dieser Vorgangsweise und von dieser Haltung abzugehen, die Zusammenarbeit mit den eigenen Mitgliedern zu suchen und sich mit aller Kraft dafür einzusetzen, dass der Unabhängige Verwaltungssenat Wien bei seiner Aufgabe durch die eigene Präsidentin bitte gestärkt wird und nicht geradezu bekämpft wird. 

Punkt 2: EDV-Ausstattung, in früheren Jahren bitte sogar die Bücherausstattung. Heute haben wir gehört, dass es mit der EDV-Ausstattung besser geworden wäre. Wenn dem so ist, wird sich das ja auch im Bericht 2002 niederschlagen. Es freut mich sehr. Lange genug hat es gedauert, muss ich sagen, und in früheren Jahren - das möchte ich auch noch sagen - haben wir ja auch noch andere Debatten gehabt. Ich habe noch immer nicht die ebenfalls legendäre Debatte im Ausschuss vergessen, wo es darum ging, dass die Mitglieder nicht ausreichend Gesetzesbücher haben und wo argumentiert worden ist: Na ja, es können sich ja mehrere Mitglieder zusammentun und die Bücher teilen, wo aber die Mitglieder auch in einem Bericht - ich weiß es gar nicht mehr auswendig wann, aber ich glaube es war 1999 - moniert haben, dass sogar - wie gesagt - die Ausstattung mit Gesetzestexten nicht ausreicht. 

Mir geht es darum, warum ich jetzt mit alten Missständen aufwarte, eine Entwicklung aufzuzeigen, von der ich meine, dass sie schon verdeutlicht, wie der Magistrat offenbar jener Instanz gegenübersteht, die uns bitte prüfen soll, ob wir im Sinne der Bürger unsere Aufgaben richtig erledigen oder nicht.

Punkt 3: Der Erledigungsrückstand. 9 106 Verfahren waren es im Jahr 2001 und die Tendenz ist steigend. Zwar war das Jahr 1999 mit fast 9 500 Verfahren Erledigungsrückstand ein Rekordjahr. Also man kann sagen, es hat ja schon eine gewisse Besserung gegenüber dem Jahr 1999 gegeben. Doch inzwischen hat es auch eine Verwaltungsreform gegeben und diese Verwaltungsreform bedeutet einen enormen Arbeitsanfall für den UVS und jeder, der rechnen kann - und das können wir hier im Hause alle, das weiß ich genau -, weiß, dass nun damit zu rechnen ist, dass dieser Erledigungsrückstand nicht abgebaut werden kann, sondern in der jetzigen Situation weiterhin zunehmen wird. Da muss man doch was tun, meine ich! Man kann doch nicht tatenlos zusehen, wie der Erledigungsrückstand zunimmt und wie es dann - und da bin ich schon bei Punkt 4 - zu Verjährungen kommt. 

Also 4: Wie sieht es mit den Verjährungen aus? - 2001 waren es 700 Verfahren, die verjährten. Für 2002 ist bereits die Prognose, dass es in etwa 1 000 Verfahren sein werden, die verjähren werden. Das macht 10 Prozent aller Verfahren aus. Stellen Sie sich das vor: 10 Prozent Verjährungen! Auch hier ist die Tendenz bedauerlicherweise bisher steigend und ich möchte nicht tatenlos dasitzen und abwarten, wie es dann im Jahr 2003 ausschaut, bis wir irgendwann einmal überlegen, ob hier zu handeln ist und wie dem hier gegenzusteuern ist.

Womit ich - apropos Handlung und Konsequenzen - beim Punkt 5 bin, bei der Mitgliederanzahl und bei der leidigen, ewig diskutierten Frage, wie viele Mitglieder im UVS Wien notwendig sind, um den Arbeitsanfall adäquat erledigen zu können.

Nun haben wir mit Freuden zur Kenntnis genommen, dass bereits 6 neue Mitglieder aufgenommen worden sind und dass es in den nächsten Monaten noch zusätzliche 4 sein werden, wodurch sich die Mitgliederanzahl theoretisch um 10 erhöhen wird. Theoretisch deswegen, weil ja nach wie vor einige Mitglieder auf Karenz sind und wir nicht damit rechnen können, dass in diesem Jahr sämtliche Karenzen abgebaut werden. Selbst wenn sämtliche Karenzen in diesem Jahr zu Ende gehen würden und wir dann mit der erfreulichen Anzahl von 60 Mitgliedern konfrontiert werden, würden immer noch 10 Mitglieder fehlen, um jener magistratsinternen Schätzung zu entsprechen, die es schon seit Jahren gibt - ich glaube, meines Wissens nach seit zwei Jahren - und die besagt, dass vor allem jetzt im Zuge der Verwaltungsreform 70 Mitglieder notwendig wären, um den Arbeitsanfall zu bewältigen. 

Nun hat es heute das Argument gegeben, wir sind ja nicht im Schlaraffenland, denn bei diesen 70 Mitgliedern würde das ein Judizium von 220 bis 230 Verfahren pro Mitglied bedeuten und das sei quasi so etwas wie ein halber Urlaub. So in etwa ist das bei mir angekommen. Das ist es nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen, keinesfalls ist es das! Denn wenn man sich das Judizium der Unabhängigen Verwaltungssenate in den Bundesländern anschaut, so kommt man darauf, dass das pro Jahr im Durchschnitt 170 Erledigungen sind, das heißt selbst bei dieser Schätzung des Magistrats von 70 Mitgliedern kämen wir mit 220 bis 230 Verfahren pro Mitglied immer noch auf einen weitaus höheren Schnitt, als es derjenige ist, der momentan bei den anderen Bundesländern gilt und Sache ist. 

Wie sieht übrigens in der jetzigen Situation der tatsächliche Arbeitsanfall pro Mitglied aus? - Das kann ich Ihnen sagen: Laut Bericht sind es 528 Verfahren pro Jahr und Mitglied, 528 Verfahren derzeit! Davon können 279 erledigt werden. Das heißt, die durchschnittliche Anzahl der erledigten Verfahren ist um mehr als 100 Verfahren bitte höher, als in den anderen Bundesländern! Das wäre doch eigentlich ein Grund, um zu loben und sich für den tollen Einsatz zu bedanken, den hier die Mitglieder liefern (Abg Godwin Schuster: Wenn es stimmt?) und um das anzuerkennen und um zu sagen, es geht nicht, dass Menschen auf Selbstausbeutung arbeiten, noch dazu, um was zu tun? - Um bitte die Rechte des Bürgers zu wahren! Man muss sie jetzt unterstützen und man muss doch endlich auf diese 70 erforderlichen Mitglieder aufstocken, zumal man weiß, dass bei einem derart großen - erlauben Sie mir den Ausdruck - Betrieb selbstverständlich immer wieder Karenzen da sein werden und somit sowieso nie die erforderliche Anzahl der 70 anwesend sein wird. 

Davon ist nach wie vor noch keine Rede, im Gegenteil, ich nehme mit Bedauern zur Kenntnis, dass es offenbar neuerdings eine neue Taktik gibt und zwar zu versuchen, die Mitglieder gegeneinander mehr oder weniger auszuspielen, indem man hierher kommt, uns Leistungsbilanzen vorlegt und einfach sagt, dass die Erledigungsrückstände mehr oder weniger allein auf zwei oder drei Mitglieder zurückzuführen sind, et cetera, et cetera, ohne uns zu sagen, wer diese Mitglieder sind im Sinne von welche Geschäftsbereiche diese Mitglieder zu erledigen haben und inwieweit der Arbeitsanfall in diesen Geschäftsbereichen unter Umständen ein weitaus größerer ist, als der für diejenigen, die andere, weniger aufwendige Bereiche haben. 

Insofern denke ich mir: Nein, das ist es nicht, das ist nicht die Art und Weise, wie wir dem in diesem Haus begegnen sollten. Wir sollten zur Kenntnis nehmen, dass hier der Unabhängige Verwaltungssenat gute Arbeitet leistet, engagierte Arbeit leistet und längst und zwar seit Jahren, ja geradezu seit seiner Gründung weit über den Rahmen seiner Kapazitäten arbeitet und endlich, endlich, endlich Entlastung erfahren sollte. 

Ein Letztes noch, Punkt 6: Der neue Gesetzesentwurf. Auf den möchte ich nicht im Detail eingehen. Ich gehe davon aus, dass die Kollegin Korosec von der ÖVP es tun wird. Dem Vernehmen nach soll es einen neuen Gesetzesentwurf geben, der zwar noch in der Schublade ist, aber so sehr in der Schublade kann er nicht sein, er ist ja halb aus der Schublade, denn immerhin konnte man schon in den Medien darüber lesen. Demnach sollen ja die Mitglieder des UVS in disziplinarrechtlichen Angelegenheiten dem Magistrat der Stadt Wien unterstellt werden. 

Wenn das stimmt, dann ist das ein Skandal, denn dann bitte ich darum, dass wir der Fairness und der Korrektheit halber vom "Abhängigen Verwaltungssenat" sprechen und das Wort "unabhängig" streichen, denn das ist ein Angriff auf die Unabhängigkeit dieses Verwaltungssenats und das wird von uns auch entschieden abgelehnt! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Somit schließe ich meine Ausführungen mit ein paar Fragen insbesondere an Sie, Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratie, die ja in den letzten Jahren im Wesentlichen mit ihrer Haltung und mit ihren Entscheidungen diesen Zustand aufrecht erhalten haben: 

Ich verstehe nicht, was dahinter steckt, dass dem Unabhängigen Verwaltungssenat die Arbeit erschwert wird. Ich verstehe auch nicht, wieso man diesem wertvollen und auch den Interessen der Bürger dienenden Gremium ständig - und so kommt es bei mir an, ich bedaure, aber genauso kommt es bei mir an und genauso kommt es übrigens auch bei vielen, vielen Mitgliedern an - Prügel vor die Beine wirft. 

Ich frage Sie: Wann wird es endlich Ihrerseits effektive, ausreichende Schritte geben, um diese Missstände zu beseitigen?

Mit diesen Fragen schließe ich meine Ausführungen ab und warte gespannt auf den Bericht 2002. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bevor ich Frau Abg Korosec das Wort gebe, möchte ich noch ganz herzlich in unserer Mitte die Präsidentin des UVS, Frau DDr Schönberger, begrüßen. (Allgemeiner Beifall.)
Frau Abg Korosec, bitte.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Frau Präsidentin des UVS! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem Frau StRin Vassilakou für die, die im Saal waren - es sind ja nicht allzu viele - die Kritikpunkte der Vollversammlung exzellent dargebracht hat, kann ich mir aus zeitökonomischen Gründen ersparen, das zu wiederholen. Ich kann nur sagen, dass wir uns vollinhaltlich dieser Kritik anschließen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Frau Stadträtin! Es ist schon ein Armutszeugnis für Sie als dafür zuständige Stadträtin, dass seit Jahren die Missstände aufgezeigt werden und seit Jahren dagegen eigentlich nichts oder viel zu wenig unternommen wird.

Man muss sich fragen und das ist ja immer das, was unsere Frage sein soll: Was bedeutet das für den Bürger? - Das bedeutet Rechtsunsicherheit. Das bedeutet Verjährung. Das bedeutet eigentlich schlicht und einfach: Der Bürger wird von Ihnen nicht ernst genommen.

Wenn 700 Verjährungen im Jahr 2001 vorliegen und wir im Herbst bereits mit 450 Verjährungen, die uns bekannt gegeben wurden, zu rechnen haben, dann sollte Sie das, Frau Stadträtin, nicht kalt lassen. So sieht nämlich in Wien der Rechtsschutz für den Bürger aus, obwohl es ein Grundrecht ist, ein faires Verfahren für den Bürger zu haben! Sie, Frau Stadträtin, wissen, dass damit Grundrechte verletzt werden, ohne dass Sie dagegen etwas unternehmen! (Beifall bei der ÖVP.) 
Soviel zu dem Punkt 1.

Nun zu Punkt 2: Im Zuge der Begutachtung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, wo ja bereits mit 1.8.2002 Fälle für den UVS schlagend wurden, hat es natürlich ein Begutachtungsverfahren gegeben. In diesem Begutachtungsverfahren hat das Amt der Wiener Landesregierung bekannt gegeben, dass in etwa mit 3 000 Fällen jährlich zu rechnen sein wird und man hat gesagt, dazu braucht man 21 Mitglieder, dazu braucht man noch 28 Personen für die Verwaltung. So weit, so gut. 

Wir sagen uns, nachdem die Landesregierung ja die Erfahrung hat, weil bisher die Fälle ja bei der Landesregierung bearbeitet wurden, wird das wohl stimmen.

Siehe da, nachdem nichts passiert ist und wir schon geglaubt haben, es werden so viele Mitglieder eingestellt und das sehr zögerlich begonnen hat, haben wir einmal nachgefragt. Wir haben beim Herrn Landeshauptmann nachgefragt, Herr Klubobmann Tschirf und ich und haben gesagt: Bitte wann endlich kommen die Bestellungen? Da wird uns mitgeteilt, dass an Stelle von 3 000 Administrativakten nur mit ungefähr 700 jährlich zu rechnen sei und als Grund wurde angegeben, es hat so eine kurze Begutachtungsfrist gegeben. (Abg Godwin Schuster: Ja, das stimmt! Das stimmt!) Herr Kollege Schuster, die Begutachtungsfrist war sechs Wochen! Mehr möchte ich dazu überhaupt nicht sagen. 

Und der Herr Landeshauptmann hat uns auch mitgeteilt, dass ja diese Verfahren in Zukunft nicht verjähren können. Das ist richtig. Aber genau das ist unglaublich. Was heißt denn das? Sie können zwar nicht verjähren, aber Amtshaftungsklagen können eingebracht werden! Das ist ja noch viel ärger und das kostet jeden einzelnen Bürger in Wien bitte Geld! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte jetzt gar nicht auf den Wirtschaftsstandort Wien eingehen - das wird eine eigene Debatte - und wie wichtig es gerade in Zukunft sein wird, dass Verfahren rasch abgewickelt werden, wenn Firmen nach Wien kommen, um hier Geschäfte machen zu können. Ich denke da jetzt ans Gewerberecht oder an Betriebsansiedlungen und ich weiß ganz genau, dass bereits in den neuen Ländern, die jetzt in die EU kommen, sehr viele Veranlassungen vorgenommen werden, um eben dann sehr rasch und wirkungsvoll da zu sein. Da wird es, muss ich sagen, bei Beschwerden beim UVS große Probleme geben und das wird den Wirtschaftsstandort Wien, der gefördert werden soll, sicherlich schaden! (Beifall bei der ÖVP.)
Und nun zum Punkt 3, zur richterlichen Unabhängigkeit. Die richterliche Unabhängigkeit ist - das ist uns allen bekannt - eine der wichtigsten Säulen für das Funktionieren eines demokratischen Rechtsstaates. Aus diesem Grund ist für Justizrichter ebenso wie für Verwaltungsrichter in der Bundesverfassung gleichermaßen verankert, dass eine disziplinäre Verfolgung beziehungsweise Amtsenthebung nur über ein Gericht erfolgen darf und beim UVS eben über die Vollversammlung. 

Nun gibt es einen Entwurf - ich habe zwar in der APA gelesen, es gibt keinen Entwurf, aber es gibt bereits einen internen Entwurf (Abg Godwin Schuster: Ach so?) -, der in der internen Begutachtung ist. Herr Kollege Schuster, es hat bereits Sitzungen gegeben, es gibt bereits Stellungnahmen. (Abg Godwin Schuster: Sie haben gesagt, er ist in Begutachtung!) Bitte wir haben ihn auch bereits, ganz offiziell, nicht inoffiziell, er liegt auf. Und dieser Entwurf - Sie kennen ihn, Herr Kollege Schuster, von der Sozialdemokratischen Fraktion ist er ja - sieht vor, den Magistrat in Form des Disziplinarsenats als zweite Instanz in Disziplinarverfahren einzusetzen. (Abg Godwin Schuster: Haben Sie den Entwurf gelesen?) Ich habe ihn gelesen. Sie sind ja gemeldet, Sie können uns dann erklären, dass das alles nicht so ist und ich hoffe das sehr, weil wenn es so sein sollte, dann muss ich sagen, dann würden Sie die Mitglieder des UVS an die kurze Leine nehmen, dann würde der Magistrat seine eigene Kontrollinstanz kontrollieren und das wäre ungeheuerlich! (Beifall bei der ÖVP und bei StRin Mag Maria Vassilakou.) 

Und die Wiener ÖVP - sollte es so sein - wird mit allen Mitteln, die uns zur Verfügung stehen, diesen skandalösen Gesetzesentwurf bekämpfen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte es aber nicht versäumen, im Namen meiner Fraktion allen Mitgliedern, aber auch allen Personen, die in anderer Weise hier im UVS im Verwaltungsbereich tätig sind, Dank und Anerkennung auszusprechen. Sie leisten ausgezeichnete Arbeit und verdienen, dass die notwendigen personellen und organisatorischen Maßnahmen gesetzt werden, damit der Rechtsschutz der Bürger nicht ein Schlagwort bleibt, sondern wirklich tatsächlich gelebt werden kann! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die ausgezeichnete Auflistung der Kollegin Vassilakou ist voll und ganz zu unterstützen. Natürlich ist die schlechte personelle Ausgestaltung des UVS Wien seit Jahren ein Thema und es wird von Jahr zu Jahr schärfer. Die Kollegin Korosec hat das Ganze noch genauer ausgestaltet und auch das ist zu unterstützen. 

Eines frage ich mich: Die Verjährungen, die im Jahr 2001 in einer Höhe von 700 darzustellen sind, sind zu viel. Interessant war, was heute Vormittag der Herr Landeshauptmann bekannt gegeben hat: Dass bei den Verjährungen 44 Prozent von drei Richtern produziert werden. Hier frage ich mich, wie der Geschäftsverteilungsausschuss des UVS darauf reagiert? Die Präsidentin ist unter uns und sie ist Mitglied des Geschäftsverteilungsausschusses. Wieso hier nicht reagiert wird, das verstehe ich nicht. Hier gehört im Geschäftsverteilungsausschuss beziehungsweise in der Vollversammlung des UVS darauf reagiert, um derartige Missstände hintanzuhalten. Es ist für die Rechtssicherheit der Wienerinnen und Wiener nicht zumutbar, dass Verjährungen in einem derartigen Ausmaß sind! 

Die Kollegin Vassilakou hat festgestellt, dass es im Jahr 2002 womöglich schon 10 Prozent der Fälle sein werden, die im UVS behandelt werden, und das ist sowohl der Stadt Wien als auch den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt nicht zumutbar und es ist sicher auch nicht - wie Kollegin Korosec dargestellt hat - der Wirtschaft zumutbar, dass diese Fälle derart lang hinausgezögert werden, dass es zu Verjährungen kommt. 

Hier ist dringendst Handlungsbedarf im UVS, in den Gremien des UVS, der Vollversammlung des UVS und im Geschäftsverteilungsausschuss. Hier kann von außen nicht eingegriffen werden. Hier darf auch in keiner Weise die richterliche Unabhängigkeit im UVS angegriffen werden, denn das ist eines der Grundrechte, die wir hier sehen und darum ist der UVS von innen zu reformieren. Das ist in der Vollversammlung auch durchzuführen. 

Der zitierte Entwurf, der schon in den Medien gestanden ist, der aber nicht im Begutachtungsverfahren ist, soweit mir bekannt ist, ist sehr streng und sehr klar zu diskutieren. Angriffe auf die richterliche Unabhängigkeit wären dort auf alle Fälle, wenn sie dort drinnen aufscheinen sollten, was ich mir nicht vorstellen kann, selbstverständlich herauszunehmen. Ich glaube, dass die Arbeit im UVS, die von den dort tätigen Richterinnen und Richtern ausgezeichnet durchgeführt wird, durch schwarze Schafe nicht beeinträchtigt werden sollte und dass diese in den Gremien des UVS zu behandeln sind. 

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des UVS gilt unser Dank für ihre ausgezeichnete Tätigkeit zum Wohle aller Wienerinnen und Wiener. 

Der Unabhängigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenats ist voller Vorzug zu geben und der Bericht ist selbstverständlich zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Schuster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Frau Präsidentin des UVS!

Wenn ich die Beiträge, die wir bis jetzt gehört haben, Revue passieren lasse und die Emotionen, die ich dabei gehabt habe, in der Stärke von mir auch wieder versuche wegzureden, dann war eines der unangenehmsten Dinge, die ich da gehört habe, jenes, dass man dem verstorbenen ehemaligen Präsidenten Moser unterstellt, er hätte den UVS insgesamt als Einheit und Organisationsstruktur nicht unterstützt und er hätte hier eigene Gegenberichte gemacht und im Großen und Ganzen ist da sehr Dramatisches passiert. 

Nachdem ich den Präsidenten Moser sehr geschätzt habe und persönlich viel mit ihm diskutiert habe, weiß ich, welches Engagement hinter seiner Arbeit lag. Im Besonderen hat er sich seit Gründung des UVS immer wieder bemüht, ordentliche Organisationsstrukturen und Verhältnisse zu schaffen, die dem UVS, den Senatsmitgliedern, aber auch den anderen Mitarbeitern des UVS ordentliche Arbeitsbedingungen ermöglichten. Und ich weiß, weil ich selbst mit ihm diskutiert habe, wie sehr er sich bemüht hat, das Projekt Muthgasse so rasch als möglich und so koordiniert als möglich auch fertig zu stellen. All das andere, was man ihm da sonst noch unterstellt, finde ich, ist nicht fair und wird auch seiner Würde nicht gerecht. Ich glaube, dass das hier ein kleiner Ausrutscher war, ihn da mitzunehmen. 

Eines ist sicher: Er, aber auch die Präsidentin jetzt, haben zur Vollversammlung immer ein sehr schwieriges Verhältnis gehabt und haben es auch noch. Dieses Verhältnis ergibt sich auch aus der unterschiedlichen Sichtweise der Aufgabe. Das müsste man bei der Gesamtbeurteilung berücksichtigen, ansonsten begeht man ständig Ungerechtigkeiten, wenn man die Arbeit der einen und der anderen beurteilt. 

Wenn Frau Korosec in Ihrer Aussendung - und da sage ich bewusst, das geschriebene Wort gilt und es ist keine Aussendung, die die APA gemacht hat, sondern es ist eine ODS-Aussendung - behauptet, der Wiener Magistrat, Sie stellen das jetzt offensichtlich gleich mit der SPÖ, habe immer schon Probleme mit dem UVS gehabt und der UVS sei von Anfang an ein ungeliebtes Kind gewesen, denn er kontrolliere den mächtigen Magistrat, wie Sie betonten - also wenn dem so wäre, Kollegin Korosec, dann hätten wir in den letzten Jahren nicht alles getan, um hier die Unabhängigkeit des UVS und der Senatsmitglieder im Besonderen rechtlich sicherzustellen. Wenn dem so wäre, was Sie behaupten, dann müssen Sie alle Lügen strafen von Ihrem Klubvorsitzenden abwärts, die sich auch sehr redlich bemüht haben, hier entsprechende rechtliche Voraussetzungen gemeinsam mit der SPÖ zu schaffen. 

Das ist ganz einfach die Realität und hier gibt es nicht die Angst, dass der mächtige Magistrat kontrolliert wird, sondern wir sehen den UVS als eine Einrichtung, die hier im Dienste der Wiener Bürgerinnen und Bürger die nötige Kontrolle auch da sieht, wenn Fehler in diesen Bereichen passieren, so wie in den anderen Kontrollinstrumentarien, die wir beispielhaft für ganz Österreich geschaffen haben. Ich denke da nur an den Kontrollausschuss und an den Zugang zum Kontrollausschuss, denn das ist doch eine Arbeit, die wir gemeinsam gemacht haben. Ich denke an die Untersuchungskommission, an den Ausschuss und an den Volksanwalt, den Sie besser kennen als ich, an den Zugang zu diesem und wie ernst die Vorschläge der Volksanwaltschaft hier von dem von Ihnen so bezeichneten mächtigen Wiener Magistrat genommen werden, und vieles andere mehr. Also uns hier zu unterstellen, Kontrolle nicht zu wollen und aus Kontrollen, nämlich aus Fehlern, die da herausgefunden werden, für die Zukunft keine Erkenntnisse und Verbesserungen zu erarbeiten, ist meines Erachtens ein bisschen sehr - ich drücke mich jetzt ein bisschen vorsichtig aus - weit hergeholt! Hier kann man diesen Schluss nicht ziehen. 

Was mich persönlich aber auch ein bisschen verunstimmt hat, ist, dass es für uns in allen Bereichen unbestritten ist, dass es keinen gibt, der die Unabhängigkeit in Frage stellen möchte. Wir, und da sage ich jetzt bewusst die Sozialdemokratie, haben es in der Vergangenheit bei Personalvertretungswahlen im UVS immer vermieden, dass hier eine Fraktion kandidiert, so wie die anderen Parteien auch. Diese Vorgangsweise hat eine einzige Partei gebrochen! Das ist Ihre Partei, wo ein Mag Cordes bei den Personalvertretungswahlen für die FCG kandidiert hat! Der Mag Cordes, der mit Ihnen offensichtlich auch ein Pressegespräch gemacht hat und Sie offenbar hier auch über einen Entwurf, den Sie zitierten und der sich schon in Begutachtung befindet, informiert hat, und der Ihnen hier möglicherweise auch die rechtlichen Ezzes gegeben hat. 

Ich möchte sagen, ich verstehe diese Vorgangsweise nicht, zumindest wird so in den Medien geschrieben. Ich verstehe diese Vorgangsweise nicht, weil wer bringt denn da Parteipolitik in den UVS rein? Wir oder Sie? Also wir sicher nicht! Und daher meine ich, dass hier diese Vorgangsweise, diesem Versuch, in eine Einrichtung Parteipolitik hineinzubringen, die unabhängig und zwar von politischen Eingriffen unabhängig sein soll, mit aller Entschiedenheit entgegengetreten werden muss! (Beifall bei der SPÖ.)  

Mir läge es sehr auf der Zuge und - nein, ich werde es auch sagen. Da wird auch so insgeheim unterstellt - es kommt auch im Bericht so ein bisschen vor und nachdem man sich mit dem Bericht zu 100 Prozent identifiziert, vieles meine ich auch, ist total richtig, was da geschrieben ist - und kritisiert, dass die Einflussnahme bei Personalaufnahmen durch die Senatsmitglieder, durch die Vollversammlung nicht stattfinden kann, weil wir das so wollten. Das war eine Entscheidung, die ÖVP und SPÖ auch gemeinsam getroffen haben! Das wird ständig kritisiert. Jedes Jahr steht das so drinnen. 

Wenn ich mir vorstelle, wie das Auswahlverfahren penibel durch Unabhängige, penibel durch Kommissionen mit wirklichen Experten in dieser Thematik und in welcher Dichte das Auswahlverfahren nämlich auch inhaltlich durchgeführt wird, wenn ich das der Parteipolitik der ÖVP im Personalbereich gegenüberstelle, dann sage ich: Bitte kritisiert nie mehr in eurer politischen Zeit, wo ihr politisch tätig seid, je irgendwo Personalpolitik! Was ihr zurzeit in Wien im Bereich der Wiener Polizei aufführt, ist skandalös, menschenverachtend, demotivierend und unwürdig einer jeden politischen Partei! Und alle anderen, die hier sitzen, werden das wissen, dass hier hoch qualifizierte Juristen, Stadthauptleute, auf einmal zum Referenten degradiert werden, weil ein ÖVPler diese Position haben soll, dass hier hoch angesehene Offiziere irgendwohin verschwinden, weil man ÖVPler hinbringen will! Das spottet jeder Beschreibung! 

Das ist Ihre Vorgangsweise und Sie (Beifall bei der SPÖ.) erlauben sich - und nur deshalb habe ich es gesagt -, hier von der Wiener SPÖ zu sprechen, die ganz einfach Angst vor dieser ungeliebten Kontrolle hat. Ich finde es zweizüngig und ich finde, dass man derartige Dinge ganz einfach hintanstellen soll. Ich würde der ÖVP gut raten, um das politische Klima nicht noch mehr zu verschärfen, von dieser Art von Personalpolitik rasch und raschest Abstand zu nehmen! Es ist ganz einfach ein Wahnsinn, was hier passiert. Es heißt, dass hier zum Beispiel Ihre Frau Vizepräsidentin, die es noch gar nicht ist, Personen, die sich dann bei mir rückmelden, anruft und motiviert, ÖVPler unterzubringen und sagt: "Kandidiert doch für den Wiener Generalinspektor, ihr werdet es!" 

Das heißt, dass hier Bezirke umgefärbt werden, und zwar nicht nur durch eine Person, die man besetzt, sondern das heißt auch, dass ganze Entscheidungshierarchien ausgewechselt werden. Manche zeigen es an der Körpersprache, wie unangenehm das ist. Es ist ein Skandal sondergleichen in dieser Zweiten Republik, was durch das Innenministerium in der Struktur und bei der Wiener Polizei passiert! Es ist ein Skandal, den man nicht weiter unterstützen kann! Wenn Sie fragen, was das heißt, so erwarte ich mir relativ bald zumindest von den Wiener ÖVPlern, dass sie sagen, sie wollen mit dieser Art von Personalpolitik nichts zu tun haben, weil sonst vieles wirklich schwer gemacht wird. Das ist der einzige Hinweis, den ich machen wollte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr Bürgermeister hat in der Beantwortung schon auf vieles hingewiesen. Viele Beiträge, die jetzt wiederum gekommen sind, wurden vom Herrn Bürgermeister schon behandelt. Das heißt, man hat sie ganz einfach wiederholt.

Ich möchte trotzdem einen Wunsch, wirklich nur einen Wunsch, an den UVS äußern. Ich habe in diesem Bericht kein einziges Wort gefunden, wo die Vollversammlung einige positive Worte für die Mitarbeiter im UVS verliert. Ich habe, als ich das gelesen habe, wie in den Jahren davor, den Eindruck gehabt, hier wird von einer Standesvertretung etwas formuliert, das mir persönlich nicht passt. Dort wird in hoher Qualität Arbeit geleistet. Diese qualitativ hohe Arbeit, die im UVS erfolgt, sollte doch auch in einem Tätigkeitsbericht ihre Würdigung haben. Da habe ich ganz einfach den Eindruck, dass sich viele Mitglieder des UVS in Geiselhaft nehmen lassen, auch durch einen derartigen Bericht, weil zu Recht darauf hingewiesen wurde, Rückstände, die passieren, sind in einer Form, dass ein einziges Mitglied auf rund 700 Akte Rückstand kommt. Wenn man dann noch weiß, dass zwei weitere Mitglieder zwischen 400 und 500 Akten Rückstand haben und ich das wegzähle, dann muss ich doch die Ziffer relativieren und kann nicht sagen, der gesamte UVS hat derartige Rückstände. Das ist nicht fair gegenüber jenen, die derartige Rückstände nicht produzieren.

Wenn es um die Verjährung geht, wissen wir aus den Informationen - Sie alle haben Gesprächsebenen in den UVS hinein -, dass 30, wohlgemerkt 30, von jetzt 44 im Jahr 2001 keine beziehungsweise höchstens 10 Verjährungen in diesem Jahr hatten, dass diese 30 Mitglieder insgesamt nur 96 Verfahren, ist gleich 18 Prozent, an Verjährungen hatten, dass allerdings 3 Mitglieder zwischen 31 und 100 Verjährungen hatten. Dazu muss ich sagen, da muss man doch einmal aufschreien. Ich würde mir, wie auch Kollege GÜNTHER richtig gesagt hat, erwarten, dass dann intern eine Diskussion beginnt. Das heißt, diese 3 Mitglieder haben insgesamt 43 Prozent, das sind gleich 233, Verjährungen. Das ist sehr beachtlich. 

Wenn ich diese Ziffern sehe und relativiere, relativiere ich auch den Eindruck zum gesamten UVS. Da würde ich schon meinen, Frau Korosec, dass man in der öffentlichen Darstellung das Positive dieser tollen Einrichtung herausstreichen muss. Das wäre zumindest das, was ich erwarten würde. 

Wenn so nebenbei gesagt wird, 6 neue UVS-Mitglieder sind schon da, 4 sind zugesagt, das heißt 10 mehr, dann wäre es auch sehr fair und korrekt, auf dieses Mehr einzugehen, weil eben im Jahr 2001 - darauf wurde ja hingewiesen - die Änderung hinsichtlich des Arbeitsanfalls war und hier relativ rasch entsprechend reagiert wurde. Ich habe zumindest aus den Informationen, die mir zur Verfügung stehen, die Information, dass in der Tat dieses Begutachtungsverfahren betreffend wie viel Personal man für den UVS braucht, ein sehr kurzes war. Damals hatte man, ausgehend von einer hochgerechneten Ziffer, von 12 000, gesagt, ungefähr ein Viertel wird es sein. Aus diesem Viertel ergab sich die Ziffer 3 000. Als man später nachgerechnet hat und geschaut hat, was darin ist, kam man ungefähr auf die Ziffer 700. Das ist doch ein Unterschied. Wenn ich auf diesen Fehler draufkomme, kann ich nicht sagen, der Wiener Magistrat arbeitet auf der Fehlerschiene weiter, weil es ja nichts kostet. Sie müssen in all diesen Fällen mit berücksichtigen, dass jedes Mitglied, das dort im Senat beschäftigt ist, auf Lebenszeit bestellt ist und dass dort genauso wie in den übrigen Bereichen der wirtschaftliche Grundsatz eine Geltung haben muss. Daher bin ich sehr froh darüber, dass man Fehler, die derartige personalpolitische Auswirkungen hätten, korrigiert, wenn sie in der Berechnung sind. Ich sage Ihnen dazu, dass bei dieser Form des Vorgehens zumindest von uns volle Unterstützung besteht.

Ich komme zum Schluss. Es wird von diesem so genannten Entwurf gesprochen. Das ist das Hauptthema, das die ÖVP in der letzten Zeit offenbar hatte, vielleicht auch deshalb, weil es zumindest Interviews gab, die der "Falter" organisiert hat und sich der "Falter" auch auf eine Veröffentlichung im "Focus" - Sie kennen das sicher - bezog, wo von neuen Angriffen auf die Unabhängigkeit gesprochen wurde. 

Ich habe mir auch den Entwurf angeschaut, der noch nicht in Begutachtung ist. Das unterscheidet uns vielleicht, weil wir in der Tat Gespräche über das führen wollen, was hier vorgeschlagen wird, und zwar deshalb, weil, wenn Sie den Kontakt zum UVS auch selbst haben, im Moment vieles im eigenen Bereich geregelt wird. Wenn jemand ungerecht behandelt werden würde, geht er in den eigenen Bereich, um die Sache zu erledigen. 

Ich sage aus tiefster Überzeugung, wenn eine Einrichtung geschaffen wird, die die Unabhängigkeit des UVS zu 100 Prozent garantiert - sonst würde ich persönlich nicht dafür sein -, wenn an der Spitze ein unabhängiger Richter steht und wenn nicht zwei Magistratsvertreter wie im Moment in diesem Entwurf vorgesehen sind, sondern ein vom Zentralausschuss der Personalvertretung nominierter Vertreter und ein Vertreter des Magistrats, dann muss ich davon ausgehen, dass ich im Moment - so sieht es der Entwurf vor - die Unabhängigkeit dieses Richtersenats garantieren kann. Das ist keine Einzelerscheinung, sondern das gibt es in Wien in vielen Bereichen, höchst bewährt. 

Ein Teil ist auch für den Disziplinarsenat für die Magistratsbediensteten vorgesehen. Wenn wir hier garantieren können, dass ohne Eingriff von außen ein Instrumentarium geschaffen wird, wo auch Hilfestellung gegeben wird, dann würde ich mir sehr gut überlegen, ob ich a priori Nein zu einer solchen Einrichtung sage. Das hilft auch den dort Beschäftigten.

Daher glaube ich, dass wir diesen Entwurf ernsthaft diskutieren sollten. Ich sage noch einmal, wenn sichergestellt ist, dass die Unabhängigkeit des UVS weiterhin gewährleistet wird, dann würde ich auch meinen, dass wir diesem Beamtenentwurf beitreten sollten. Ich würde Sie einladen, auch diese Gespräche zu führen und würde meinen, dass man den Weg auch im Ausschuss finden könnte, bevor man Derartiges in der Öffentlichkeit produziert, wo tatsächlich Verunsicherung produziert wird. 

Wir haben jedes Mal bei uns im Ausschuss zum Punkt "Allfälliges" die Möglichkeit, über alles zu reden. Wir hätten auch beim Tätigkeitsbericht des UVS die Möglichkeit gehabt, über vieles zu sprechen, worüber wir heute diskutiert haben. Das ist aber nicht passiert. Ich bedauere es nicht, weil eine öffentliche Debatte noch transparenter ist, aber es wäre ein Weg gewesen, Verunsicherung zu vermeiden.

Ich möchte mich abschließend bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, also nicht nur bei den Senatsmitgliedern, aber auch da im Besonderen, herzlich für das, was sie geleistet haben, bedanken. Der kleine Wunsch, den ich hätte, wäre, dass künftighin im Tätigkeitsbericht vielleicht mehr auf die detaillierte Darstellung der Fälle, die tatsächlich bearbeitet wurden, eingegangen wird, damit man von unserer Seite aus herauslesen könnte, wo denn Fehler passiert sind und somit vielleicht mehr Rücksicht auf künftige Entwicklungen nehmen könnte, damit nicht mehr so viele Beschwerden kommen. Da hätten wir produktiv etwas davon, so wie es aus anderen Tätigkeitsberichten auch herauslesbar ist. Wenn dem so geschieht, bin ich sehr froh darüber.

Wir können den Tätigkeitsbericht in der Form, wie er vorliegt, zur Kenntnis nehmen. - Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Rechtsstaatlichkeit ist ein Grund, dass man sich doch eingehend damit auseinander setzt. 

Zunächst nur einige Punkte: 

Das Erste ist: Wenn man sich die Geschichte des UVS ansieht, dann ist es in der Zeit der Koalitionsregierung zwischen unserer Partei und der SPÖ gelungen, dass der Unabhängige Verwaltungssenat, der zunächst so konzipiert war, dass der Großteil jener Angelegenheiten, die die Bundesverfassung im Bereich der Gerichte als Justizverwaltung bezeichnet, vom Präsidenten, der weisungsgebunden ist, an die Vollversammlung übertragen wurde, eine ganz entscheidende Verbesserung herbeizuführen. Gemeinsam mit der Bestellung der Mitglieder des UVS auf Lebenszeit hat das dazu beigetragen, dass wir in Fragen der Rechtsstaatlichkeit einen Fortschritt erzielt haben, den wir gerne immer wieder als Erfolg der Volkspartei in dieser Koalitionsregierung darstellen. 

Es ist umso bedauerlicher, wenn wir jetzt hören - meine Kollegin Korosec hat darauf hingewiesen -, dass plötzlich die Struktur jener Organe, die für die Personalangelegenheiten zuständig sind, auf einmal geändert werden soll, wenn hier ein Rückschritt eintritt. Ich habe mir gedacht, dass nach der Wortmeldung von Kollegin Korosec von Seiten der SPÖ klargestellt wird, dass da vielleicht von irgendwelchen Beamten etwas ausgearbeitet worden ist, aber das nichts ist, was die SPÖ mitträgt, weil das nicht das ist, was wir eigentlich in der Zeit der Koalition in Richtung Rechtsstaat verändert haben. Aber leider ist das nicht der Fall. Leider ist es offensichtlich so, dass das, was auf Gerichtsebene seit dem Jahr 1867 gilt, nämlich dass die Fragen der Absetzung und der Versetzung durch die Gerichte selbst geregelt werden, insofern geändert werden soll, als man überlegt, eine zweite Instanz einzuschalten, in der - Herr Kollege Schuster hat davon gesprochen - vom Zentralausschuss entsandte Mitglieder sind. (Abg Godwin Schuster: Eines!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein Weg, gegen den wir als Wiener Volkspartei mit aller Vehemenz auftreten werden, weil es dazu beiträgt, dass die Unabhängigkeit, die wir ganz schwer erkämpft haben, wieder in Frage gestellt wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Das Zweite, was mich wirklich erschreckt hat, war, wenn in der Darstellung Drohungen herumgeschwungen sind. Dort gibt es einen engagierten Personalvertreter. Ich weiß schon, er ist Mitglied der FCG. Offensichtlich wird deshalb gedroht, was er nicht machen soll und Ähnliches. Das ist ein schlimmer Angriff auf die Sozialpartnerschaft. Ich erwarte mir gerade von den hier sitzenden Gewerkschaftern, dass sie dem Kollegen Schuster sagen, dass er das nicht machen soll, weil hier vieles in Frage gestellt wird. Wir glauben, dass gerade diese Arbeit, die er dort für die Kollegen erfüllt, ganz entscheidend und wichtig ist, dass man ihn darin unterstützen sollte und ihm an dieser Stelle unsere Unterstützung und die Unterstützung aller Fraktionen dieses Hauses aussprechen sollte. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, bitte kehren Sie wieder zu dem zurück, was eigentlich unsere Aufgabe im Bereich des UVS ist, ein sensibler Umgang der Politik mit Einrichtungen der Rechts-staatlichkeit. Kehren Sie wieder auf diesen Weg, auf dem sich die SPÖ in den Jahren der Koalitionsregierung in diesem Bereich befunden hat, zurück! Tun Sie das, was Ihr Parteivorsitzender am Wahlabend 2001 gesagt hat: Demut ist etwas anderes als demütigen! Bitte, erkennen Sie den Unterschied zwischen diesen zwei Begriffen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Erzählen Sie uns auch etwas über die Postenbesetzungspolitik der ÖVP!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Nur ein paar ganz kurze Bemerkungen, weil sehr viele Argumente ausgetauscht worden sind. 

Wenn hier darüber gesprochen wird, dass man mit einer sensiblen Materie behutsam umgehen soll, würde ich mir wünschen, dass man nicht darüber spricht, sensibel umzugehen, sondern dass man es tut. Wir haben schon öfters über den UVS diskutiert und das ist auch gut so, denn er ist eine ganz wichtige Einrichtung. Aber man sollte dabei schon ein bisschen präziser und sachlicher sein. 

Ich glaube, der Diskussionsbeitrag, den Sie, Frau Kollegin Korosec, bei Ihrer Pressekonferenz geleistet haben, ist nicht gerade das, was ich mit den Begriffen "sensibel" und "behutsam" in Verbindung bringen würde. Deswegen möchte ich alle Beteiligten einladen, diese Sensibilität und diese Behutsamkeit an den Tag zu legen, denn das ist eine ganz wichtige Einrichtung. 

Deswegen auch nur in aller Kürze und Sachlichkeit, weil vom Herrn Kollegen zu Recht die Frage gestellt wurde, wenn es so ist, dass es ein ganz kleiner Teil der Mitglieder ist, die diesen Rückstand, den wir natürlich alle nicht wollen, und diese Verjährungen produziert, und wenn die große Mehrheit - deswegen sagen wir auch immer, es wird sehr gut in diesem UVS gearbeitet -, nämlich 30 von 44 Mitglieder keine bis nur 10 Verjährungen hat, während ein ganz kleiner Teil, nämlich 3, 44 Prozent produzieren, warum man das dann nicht tut, so ist das genau die richtige Frage, die beantwortet werden muss. Da muss ich nur, denn wenn Autonomie, dann immer Autonomie, darauf verweisen, dass das eine Sache des Geschäftsverteilungsausschusses ist, wie Sie, Herr Kollege, richtig und sachlich gesagt haben. Dieser besteht aus fünf Mitgliedern. Diese ergänzende Information wollte ich noch geben. Die Frau Präsidentin und die Frau Vizepräsidentin sind zwei dieser fünf, die restlichen drei sind gewählte Vertreter der Vollversammlung. Das heißt, die autonom und unabhängig agierende Vollversammlung hat hier die Mehrheit und man muss sozusagen schon ein bisschen den Ball zurückgeben, denn die Frage, die Sie gestellt haben, ist natürlich eine ganz richtige. 

Da muss man sich anschauen, entweder passt es in der Geschäftseinteilung nicht oder es passt etwas anderes nicht. Auch dieser Tatsache müsste man dann halt ins Auge blicken. Aber das ist - und das ist gut so - jenseits unseres Einflussbereichs. Ich wollte das noch als sachliche Information geben, damit diejenigen, die nicht wie wir in dieser Detaildiskussion schon ziemlich vertraut sind, auch wissen, wovon wir diskutieren. 

Im Übrigen bitte ich, den vorgelegten Bericht zur Kenntnis zu nehmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2001 des Unabhängigen Verwaltungssenats Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 8 (02270/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über Änderungen der Grenzen zwischen dem 3. und dem 11. Bezirk. 

Berichterstatterin hierzu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich bitte Sie, diesen Gesetzesentwurf über die Frage der Änderung der Grenzen zwischen der Landstraße und Simmering zu diskutieren beziehungsweise jedenfalls zu beschließen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 9 (05266/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Besoldungsordnung 1994 (19. Novelle) und die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (15. Novelle) geändert werden. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Renate Brauner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sich zwar immer über unseren Dank, glaube ich, sehr freuen, sich aber noch mehr freuen, wenn sie eine entsprechende Aufwertung von unserer Seite erfahren, bitte ich Sie, diesem Vorschlag zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 6 (03331/2002-MDALTG) der Tagesordnung. Sie betrifft den 23. Bericht der Volksanwaltschaft 2001 an den Wiener Landtag. 

Da niemand zum Wort gemeldet ist, kommen wir zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht der Volksanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1 (03724/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Wiener Kindertagesheimgesetzes.

Berichterstatterin hierzu ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf Sie um Zustimmung zu dieser Vorlage ersuchen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Sommer-Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren!

Wir haben heute vor uns einen neuen Entwurf des Wiener Kindertagesheimgesetzes liegen. Nicht nur wir haben einen Neuentwurf dieses Gesetzes schon seit langem eingefordert. Wir haben uns auch gefreut, als angekündigt wurde, dass es einen neuen Entwurf geben wird. Als er dann da war, waren wir dann etwas doch sehr überrascht. Es ist natürlich zu begrüßen, dass ein Gesetz von 1967 jetzt endlich novelliert wird und darauf Bezug genommen wird, dass sich doch seit 1967 einiges in Bezug auf Bildung und Betreuung der Kinder in dieser Stadt geändert hat und man das nunmehr berücksichtigt. Aber in diesem Gesetz steht eigentlich nicht sehr viel.

Positiv ist natürlich § 1. Das kann man alles unterschreiben, was darin steht, dass die Aufgabe eines Kindertagesheims ist. Sehr begrüßen möchte ich den Antrag, der von Frau Kollegin Wehsely noch eingebracht werden wird, wo unserem Vorschlag, die geschlechtssensible Pädagogik auch in diesen Paragraphen hineinzunehmen, entsprochen wird. Aber mit diesem § 1 ist es dann eigentlich schon. Das ist das Einzige, wo man sagen kann, dort steht einmal etwas bezüglich neuer Pädagogik, welche Bedürfnisse Kinder haben und worauf im Kindergarten eingegangen werden soll. 

Es werden in diesem § 1 eigentlich Erwartungen geweckt, die dann im Gesetz nicht erfüllt werden, sondern die - wir haben heute Vormittag auch schon über die Kindertagesheimverordnung geredet - dann in der Verordnung festgelegt wurden. Es verwundert uns, dass eigentlich bestimmte Dinge wie die Gruppengröße, der Betreuungsschlüssel oder auch die Arbeitszeitaufteilung von den im Kindertagesheim beschäftigten Personen nicht ins Gesetz geschrieben werden. Warum stehen die in einer Verordnung? Warum kann man sich nicht dazu bekennen und sagen, man schreibt das ins Gesetz hinein? - Aber das haben wir auch schon im Ausschuss mehrfach angesprochen. Hier werden wir uns wahrscheinlich nicht einigen, oder ich weiß es nicht. Wirklich einsichtig ist es mir nicht, warum es nicht im Gesetz steht, sondern dann in der Verordnung, die sehr vieles sehr genau regelt. Wir werden einen Abänderungsantrag einbringen, wo genau diese Dinge, die unserer Meinung nach im Gesetz stehen sollten, eingefordert werden, dass man das Gesetz in diese Richtung abändert.

Zum Gesetz selbst: Ich möchte noch auf ein paar Paragraphen genauer eingehen. Der § 3 ist derjenige, wo die Abhaltung der Elternabende geregelt wird. Hier haben wir festgestellt, dass es eigentlich einen Rückschritt gibt, weil jetzt nur noch ein festgeschriebener Elternabend pro Kindergartenjahr darin steht. Es wird zwar die Möglichkeit eingeräumt, dass es auf Verlangen der Eltern mit der Leiterin eine Absprache geben kann, dass man einen Elternabend einrichtet, aber unserer Meinung nach ist es nicht sinnvoll, hier einen Rückschritt zu machen, sondern man sollte vorschreiben, dass es verpflichtende Erfahrungsaustauschmöglichkeiten gibt, die natürlich nicht nur am Elternabend passieren sollten, dessen sind wir uns bewusst, aber dass es zumindest die Möglichkeit gibt, fixe Elternabende zu haben. Da erscheint uns ein Elternabend doch etwas wenig. 

Im § 8, der die Verordnungsermächtigung regelt, sind zwar Dinge wie die Gruppengröße, also Raumplatz pro Kind und Betreuungsschlüssel aufgezählt, aber es könnte zum Beispiel auch eine Qualitätssicherung angeführt werden. Wenn schon alles so rahmenmäßig aufgelistet ist, hätte man doch auch hineinschreiben können, dass es einer Qualitätssicherung bedarf. Auch über die KES, die Kindergarteneinschätzskala, haben wir schon in diesem Haus gesprochen, aber das ist halt auch nicht darin zu finden. Man hätte bezüglich der höchstzulässigen Kinderzahl in den Gruppen auch diese Zahl in das Gesetz reinschreiben können. Es ist anzumerken, dass die in der Verordnung angeführten Kinderzahlen etwas gesenkt wurden. Unserer Meinung nach gehen diese nicht weit genug. 

Auch hier verwundert es mich, dass nicht wirklich berücksichtigt wurde, was PädagogInnen schon seit längerem sagen und was auch durch unzählige Studien belegt ist, nämlich dass die Qualität in der Betreuung schon sehr die Lebensqualität unserer Kinder beeinflusst. Diese Qualität in der Kinderbetreuung ist nun einmal sehr wichtig für die intellektuelle, soziale und emotionale Entwicklung der Kinder. Wir wissen aus Studien, dass sich die Gruppengröße massiv auf die Entwicklungschancen und auf die Entwicklungsmöglichkeiten auswirken. Wenn wir jetzt in den öffentlichen Kindertagesheimen eine Gruppenanzahl von 25 Kindern haben, so ist es nach wie vor so, dass unserer Meinung nach das viel zu viel Kinder sind, die einen ganzen Tag auf sehr kleinem Raum zusammen sind. Die emotionalen Bedürfnisse der Kinder werden dadurch einfach nicht gedeckt. Hier hätte man schon zeigen können, dass man die PädagogInnen, die sich in diesem Bereich auskennen und deren Ansicht auch durch Studien belegt ist, ernst nimmt und sagt, man fördert die emotionale Entwicklung unserer Kinder wirklich und versucht, das Beste daraus zu machen. Aber auch darauf werden wir in unserem Abänderungsantrag eingehen. 

Etwas verwunderlich ist auch der § 9, denn darin wird für die Bedingung zur Erhaltung einer Betriebsbewilligung eingefordert, ein pädagogisches Konzept mit einem Einjahresplan vorzulegen. Ich weiß nicht, ob das wirklich sinnvoll ist. Wenn wir davon ausgehen, dass diese Bewilligungen nicht jedes Jahr erneuert werden müssen, so ist ein Einjahresplan für ein pädagogisches Konzept doch etwas widersinnig. Hier hätte man eigentlich mehrjährige Planungen einbeziehen können. Aber ich hoffe, dass das nicht so zu verstehen ist, dass man nur diesen Einjahresplan vorlegt und das war es dann. 

Zu § 13, der auch bei Kollegin Wehsely im Antrag vorkommt, aber eigentlich nur, dass er als § 2 vorgezogen wird: Darin wird erwähnt, dass der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern entsprochen wird, wenn die weibliche Form verwendet wird. Unserer Meinung nach ist das in diesem Fall - das ist heute Vormittag, in meiner Anfrage, schon zur Sprache gekommen - nicht sinnvoll, denn indem man die weibliche Form in Bezug auf Kindergartenpädagogik und Kinderbetreuung in Kindertagesheimen verwendet, verstärkt man unserer Meinung nach die stereotypische Herangehensweise an die Arbeitsfelder, die in diesem Fall wieder Frauen zugewiesen werden. Ich möchte schon sagen, dass man in Bezug auf männliche Pädagogen noch einiges in dieser Stadt machen könnte und dass es, wie wir heute Vormittag in der Fragestunde besprochen haben, Möglichkeiten gäbe, von Seiten der Stadt Wien mit Bezug auf die Berufsfelddiskussion, die vielleicht kommen wird, Akzente zu setzen, dass mehr Männer in diesen Beruf gehen und nicht wieder ein typisch zugewiesenes weibliches Betreuungsbetätigungsfeld Arbeitsfeld ist.

Zu unserem Antrag: So sehr wir begrüßen, dass es ein neues Gesetz gibt, so können wir diesem wegen der nicht vorhandenen Gruppengrößen und Betreuungsschlüsseln im Gesetz nicht zustimmen. 

Ich bringe daher folgenden Abänderungsantrag ein:

"Der Wiener Landtag wolle beschließen, der vorliegende Entwurf eines Wiener Kindertagesheimgesetzes wird wie folgt geändert:

1. Nach § 2 wird folgender § 2a samt Überschrift eingefügt: 

'Arbeitszeitaufteilung für KindergartenpädagogInnen:

Die Gesamtarbeitszeit im Ausmaß von 40 Wochenstunden ist folgendermaßen aufzuteilen: 26 Stunden Kinderdienst, 10 Stunden Organisationszeit für Vorbereitung, Supervision und Weiterbildung, 2 Stunden Teamsitzung und 2 Stunden Elternarbeit. 

Bei einer Anstellung in einem geringeren Stundenausmaß ist auch die Arbeitsaufteilung verhältnismäßig zu verändern.'

2. Im § 8 Abs. 2 entfallen die Ziffern 5 und 6. Die Ziffer 7 erhält die Bezeichnung 5.

3. Nach § 8 wird folgender § 8a samt Überschrift eingefügt:

'Betreuungsschlüssel und zulässige Höchstzahlen:

(1) Das Verhältnis von betreuten Kindern und Betreuungspersonen hat wie folgt zu betragen: 

1. in der Kleinkinderkrippe zwei KindergartenpädagogInnen und eine Helferin,

2. in der Kindergartengruppe zwei KindergartenpädagogInnen und eine Helferin,

3. der Hort: eine Hortpädagogin und eine Helferin,

4. Familiengruppe für Kinder bis zum Beginn der Schulpflicht: zwei KindergartenpädagogInnen und eine Helferin. 

5. alterserweiterte Gruppen für 3- bis 10‑jährige Kinder: eine Kindergartenpädagogin, eine Hortpädagogin, eine Helferin,

6. Integrationsgruppe:

a) die Kleinkinderkrippe: eine Sonderkindergartenpädagogin, eine Kindergartenpädagogin, zwei Helferinnen,

b) in der Kindergartengruppe: eine Sonderkindergartenpädagogin, eine Kindergartenpädagogin und zwei Helferinnen,

c) die Hortgruppe: eine Sonderhortpädagogin, eine Hortpädagogin, zwei Helferinnen.

7. in heilpädagogischen Gruppen:

a) in der Kindergartengruppe zwei SonderkindergartenpädagogInnen und zwei Helferinnen,

b) im Hort zwei SonderhortpädagogInnen und zwei Helferinnen.

(2) In einer Gruppe dürften höchsten gleichzeitig betreut werden: 

1. in der Kleinkinderkrippe 8 Kinder,

2. in der Kindergartengruppe 15 Kinder,

3. im Hort 15 Kinder,

4. Familiengruppe für Kinder bis zum Beginn der Schulpflicht: 15 Kinder,

5. alterserweiterte Gruppen: 15 Kinder,

6. Integrationsgruppen: 

a) in der Kleinkinderkrippe 8 Kinder, davon 2 behinderte Kinder, 

b) in der Kindergartengruppe 15 Kinder, davon 2 behinderte Kinder,

c) im Hort 15 Kinder, davon 2 behinderte Kinder,

7. in der heilpädagogischen Gruppe:

a) in der Kindergartengruppe 6 Kinder,

b) im Hort 6 Kinder.'"

Auch wenn man unsere Zahlen nicht teilt, weil man darüber diskutieren kann, ob es jetzt 6, 8, 15 oder 17 Kinder sind, so sind wir doch der Meinung, dass genau diese Zahlen, nämlich die Gruppenhöchstzahl und ein Betreuungsschlüssel, sehr wohl im Gesetz ihre Verankerung hätten finden können. Wir hätten uns gewünscht, dass das im Gesetz stehen würde, aber vielleicht gibt es wieder einmal einen Entwurf für ein neues Kindertagesheimgesetz in Wien. Ich hoffe nicht, dass wir wieder einige Jahrzehnte darauf warten müssen. Aber vielleicht wird unserem Antrag auch zugestimmt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Korosec zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Entwurf des Kindertagesheimgesetzes liegt vor. Er soll ein Gesetz aus dem Jahr 1967 ablösen. Das ist richtig und auch notwendig, denn in weiten Bereichen entspricht das Gesetz nicht mehr den heutigen Erfordernissen, Kenntnissen und Methoden der Pädagogik. 

Ich will auch erwähnen, dass die gesellschaftliche Bedeutung der Kindertagesheime eine sehr wichtige familienergänzende Maßnahme ist, aber dass diese Einrichtung auch notwendig ist, um den Eltern die Berufstätigkeit zu ermöglichen. Das heißt, dass natürlich hinsichtlich der Öffnungszeiten einer Flexibilisierung breiter Raum gegeben werden muss. Hierzu gibt es eine Reihe von Pilotprojekten, die alle zu begrüßen sind. Ich bin davon überzeugt, dass es auf diesem Weg noch weitergeht und dass in diesem Bereich noch einiges geschehen wird.

Wir werden diesem Gesetz unsere Zustimmung geben, obwohl auch wir einige Kritikpunkte haben und wir uns manches anders vorgestellt haben. Vom grundsätzlichen her unterstützen wir es und sagen, das ist der erste Schritt in eine richtige Richtung.

Wo sind die Kritikpunkte? - Wie meine Vorrednerin meinen auch wir, dass ein Elternabend sehr wenig ist. Wir haben heute im Gesetz drei Elternabende. Im neuen Gesetz sagt man zwar, ein Viertel der Erziehungsberechtigten kann einen Elterabend einberufen, aber wir wissen, wie sich das im täglichen Leben der berufstätigen Eltern abspielt. Hier kommt es sicherlich sehr auf die Kommunikationsfreudigkeit und auf die Kommunikationsfähigkeit einerseits der Eltern, aber andererseits auch der Tagesheimleiterinnen an. Die Praxis wird weisen, ob sich das mit einem Elterabend ausgeht. 

Ein Kritikpunkt betrifft den § 8. Auch wir meinen, es wäre richtiger, die Qualitätsmaßstäbe im Gesetz und nicht in einer Verordnung festzulegen. Jetzt kommt das Ganze in einer Verordnung. Aber auch das soll uns recht sein, weil natürlich positiv zu vermerken ist, dass die qualitative Verbesserung in der Kinderbetreuung durch die Senkung der Kinderzahlen, die Erhöhung der Mindestanzahl an Betreuungspersonen und die Erhöhung der Mindestraumkapazität sehr zu begrüßen ist. 

Allerdings kostet diese Qualitätssteigerung auch mehr Geld. Wir erwarten uns von Ihnen, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, dass mit der Verordnung auch sofort klargestellt wird, dass es zur Anpassung der Förderungen kommen muss. Keinesfalls dürfen die Mehrkosten zu Lasten der Familien gehen, denn die Kinderbetreuung in Wien ist zwar bei den unteren Einkommensstufen gar nicht oder nur sehr gering, was zu begrüßen ist, aber beim so genannten Mittelstand entschieden zu teuer. Sie wissen, Sie liegen im Österreich-Durchschnitt sehr hoch oben.

Aus zeitökonomischen Gründen möchte ich jetzt nicht wieder Fälle aufzählen. Wir haben das schon einige Male gemacht. Ich ersuche Sie wirklich, in diesem Bereich nachzudenken. Es ist mir nämlich unverständlich, dass Sie unsere Einwände überhaupt nicht beachten, wenn wir sagen, die Bemessungsgrundlage sollte höher angesetzt werden oder es sollte breitere Einschleifregelungen geben. 

Ich sage noch einmal, positiv ist, dass bis zu einem Familieneinkommen von 1 000 EUR überhaupt nichts zu bezahlen ist. Das begrüßen wir. Aber auf der anderen Seite meinen wir, dass Sie beim so genannten Mittelstand einfach abkassieren, was wir nicht unterstützen können. 

Ich komme zum Schluss. Es gibt jetzt diese Verordnung, die noch nicht offiziell ist, aber bereits in der Begutachtung ist. Dabei ist sehr interessant, dass die Personalvertretung der städtischen Betriebe überhaupt nicht eingebunden wurde. Es ist auch bezeichnend, dass es einen Beschluss gibt, von allen Fraktionen, die diese Verordnung ablehnen. Ich hoffe sehr, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, dass Sie gerade diese Kritikpunkte der Personalvertretung - das muss Ihnen doch ein Anliegen sein - ernst nehmen und noch die notwendigen Änderungen in der Verordnung vornehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau StRin Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer: Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren!

Wir begrüßen, dass das Kindertagesheimgesetz aus dem Jahr 1967 verändert wird und dass eine längst überfällige Novellierung des Gesetzes, das die Betreuung und Bildung der jüngsten Menschen in unserer Stadt regelt, heute stattfindet.

Es gibt einige Kritikpunkte, die uns aufgefallen sind:

Gleich beim § 1 ist uns aufgefallen, dass das Wort "religiös" oder "konfessionell" fehlt. In den meisten Bundesländern kommt dieser Begriff vor. Man könnte sagen, dass das keine Wichtigkeit für uns hätte. Daher glaube ich einfach, dass es wichtig gewesen wäre, wenn wenigstens das Wort "konfessionell" erwähnt würde. Ich hatte ein Gespräch mit Ihnen, Frau LhptmStin Laska, für das ich mich sehr herzlich bedanke. 

Den Abänderungsantrag, der von Frau Abg Mag Wehsely eingebracht werden wird, begrüßen wir sehr, weil wir einfach glauben, dass es sinnvoll ist, dass die sprachliche Gleichbehandlung vorne steht, bevor man das Gesetz durchgelesen hat, auch die Ergänzung, die Sie in § 1 mit der Unabhängigkeit von geschlechtsabhängigen Rollenfixierungen durchgeführt haben. Diesem Antrag werden wir zustimmen.

Bei den Erläuterungen zum § 2 ist die bestimmte Stundenanzahl zwischen 0 und 24 Uhr für uns unverständlich. Das sollte in der Verordnung näher definiert werden, weil wir der Ansicht sind, dass die Nachtbetreuung natürlich möglich sein sollte, vor allem für Alleinerzieher oder Alleinerzieherinnen, die keine Möglichkeit haben, das Kind unterzubringen, aber was uns wesentlich erscheint oder wo man sehr genau aufpassen muss, ist, dass das Kind nicht die ganze Nacht und dann den darauf folgenden Tag ebenfalls im Kindertagesheim ist. Da erscheint mir eine Regelung noch sehr wichtig.

Der Grund, warum wir dieses Gesetz trotzdem nicht mittragen werden, ist ganz einfach, weil es keine getrennte Abstimmung gibt. Wir würden dem § 8 nicht zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass die Verordnung ins Gesetz gehört hätte. Der von den Grünen eingebrachte Antrag erscheint uns in der Gruppengröße zu groß, also zu niedrig, zu schmal gefasst. Da denke ich mir, dass sich dadurch die Personalzahl exorbitant erhöhen würde. Ich denke mir, es wäre sehr sinnvoll, wenn man auf den Vorschlag der Personalvertretung, die Gruppengrößen, einen Personalschlüssel und so weiter ausgearbeitet hat, eingehen würde, wenn man bei der Verordnung auf die Personalvertretung achten würde, weil wir den Eindruck haben, dass das vor allem so bedacht ist, dass es zum Wohle der Kinder gereicht.

Die Verordnung werden wir noch einmal in der Landesregierung besprechen können. Vielleicht gibt es dort eine Möglichkeit, dass Sie auf die Vorschläge der Personalvertretung eingehen. Dieser Verordnung würden wir dann zustimmen. Aber, wie gesagt, dem Gesetz können wir nicht zustimmen, weil dass die Gruppengrößen und der Personalschlüssel nicht im Gesetz verankert sind, erscheint uns nicht sehr sinnvoll. Trotz allem begrüßen wir die Novellierung. Wie gesagt, wenn es eine getrennte Abstimmung geben würde, würden wir dem Gesetz, außer dem § 8, zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Mag Wehsely zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben derzeit - das wurde heute schon gesagt - ein Kindertagesheimgesetz in Geltung, das im Jahr 1967 beschlossen wurde und in Kraft getreten ist. Damals war ich, wie einige andere in diesem Hause, noch gar nicht auf der Welt. Es ist logischerweise nach über 30 Jahren weder pädagogisch auf der Höhe der Zeit noch entspricht es den Veränderungen, die in der Gesellschaft stattgefunden haben. Daher ist es höchst an der Zeit, ein neues Kindertagesheimgesetz zu beschließen. 

Was natürlich nicht der Fall ist, ist, dass die Praxis der Wiener Kindertagesheime im Jahr 1967 stehen geblieben ist, sondern dieses Gesetz ist viel mehr ein Nachvollzug dessen, was de facto in den städtischen Kindertagesheimen in Wien, aber auch in den gemeinnützigen Kindertagesheimen tägliche Praxis ist. Diese Praxis ist auch die wesentliche Grundlage für dieses neue Gesetz. Ziel des neuen Gesetzes ist die Förderung aller Kinder, die Unterstützung ihrer Entwicklung sowohl im psychischen als auch im körperlichen Sinn und - das ist erstmals auch normativ festgelegt, das heißt, im Gesetz niedergeschrieben - die Integration von Kindern mit besonderen Bedürfnissen und die Integration von Kindern unterschiedlicher kultureller Herkunft. 

Wichtig ist - auch darauf wurde von meinen Vorrederinnen schon Bezug genommen -, dass in dem Gesetz vorgesehen ist, dass in Kindertagesheimen ein partnerschaftlicher, demokratischer Führungsstil an den Tag gelegt werden soll, der - so steht es im jetzt vorliegenden Entwurf bereits in den Erläuterungen - unabhängig von geschlechtlichen Rollenfixierungen sein soll. Ich finde, dass das ein sehr wichtiger Punkt ist und bringe daher einen Abänderungsantrag ein, der vorsieht, dass diese Unabhängigkeit von geschlechtsabhängigen Rollenfixierungen im Gesetzestext sein soll. Des Weiteren sieht dieser Abänderungsantrag vor, dass die sprachliche Gleichbehandlung am Anfang des Gesetzes kommt und nicht ganz weit hinten zu finden ist. 

Last but not least, glaube ich, ist es wichtig festzustellen, dass dieses Gesetz - erstmals in einem Kindertagesheimgesetz in Österreich - normativ vorsieht, dass Kindertagesheime auch die Aufgabe haben, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Männer und Frauen zu ermöglichen. Ich denke, dass das wichtig ist, dass das im Gesetzestext ist.

Eine weitere zusätzliche Erklärung, welche Aufgaben Kindertagesheime haben, ist im Kindertagesheimgesetz, das wir heute beschließen werden, vorgesehen, nämlich, dass es Integrationsgruppen für Kinder mit besonderen Bedürfnissen geben soll. Das ist erstmals vorgesehen, denn das eine ist sozusagen die Absichtserklärung, das andere ist, dass auch drinnen steht, dass es diese wirklich geben wird, wie das konkret umgesetzt werden soll und dass es eine weitere Flexibilisierung bei der Art der Gruppen gibt, nämlich, dass es zukünftig auch im Gesetz vorgesehen die so genannten Familiengruppen gibt, das heißt, dass Kinder nicht unbedingt von 0 bis 3 Jahren in der Krippe, von 3 bis 6 Jahren im Kindergarten und von 6 bis 10 Jahren im Hort sein müssen, sondern es auch die Möglichkeit von Familiengruppen gibt, was bedeutet, dass Kinder von 0 bis 6 Jahren beziehungsweise 3 bis 10 Jahren gemeinsam betreut werden. KIWI hat hier besonders gute Erfahrungen gemacht. Ich denke, dass das durchaus wert ist, im Gesetz aufgenommen zu werden. 

Wichtig ist auch ein Punkt, der insbesondere von der Berufsgruppe gefordert wurde. Ich halte das für durchaus verständlich und bin froh, dass wir heute, wenngleich das auch mit ein bisschen legistischen Problemen behaftet war, die aber die Kolleginnen und Kollegen lösen konnten, den Berufstitel endlich geändert haben. Ich denke, dass der Begriff "Kindergärtner" oder "Kindergärtnerin" sozusagen eher etwas mit Wald und Blumen zu tun hat. Es sollen zwar die Kinder dort sprießen, gedeihen und wachsen, ich finde aber den Begriff, den wir jetzt erstmals vorsehen, nämlich "Kindergartenpädagogen" und "Kindergartenpädagoginnen" als richtigen. Das ist das, was die Berufsgruppe will und was, glaube ich, auch dem entspricht, was die Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen in den Kindertagesheimen machen. (Beifall bei der SPÖ.)
Was die Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten betrifft, verstehe ich die Kritik, die hier bezüglich der Elternabende geäußert wurde, nicht ganz, denn es stimmt zwar, dass im Gesetz von 1967 drei Elternabende pro Jahr vorgesehen waren, aber das war es dann auch schon. Jetzt ist die Formulierung so, dass ein Elternabend zu Beginn des Kindergartenjahrs stattfinden muss und darüber hinaus - das wurde von einer meiner Vorrednerinnen schon erwähnt - ein Elternabend, wenn es die Eltern wünschen, jederzeit stattfinden kann. Das halte ich für eine ganz wesentliche qualitative Verbesserung, da Eltern in diesem Gesetz auch ein Recht zugesprochen bekommen, dass ihre Anregungen, Wünsche und Beschwerden behandelt werden müssen und sie auch das Recht haben, über die Behandlung ihrer Wünsche Informationen und eine Rückmeldung zu bekommen. Denn das eine ist, Eltern sozusagen darauf zu verweisen, dass sowieso in zwei Monaten der nächste Elternabend stattfindet. Das war das, was bisher die gesetzliche Lage war. Das andere, was jetzt vorgesehen ist, ist eine viel flexiblere und meiner Meinung nach modernere Form der Elternarbeit, nämlich ein fixer Elternabend und darüber hinaus Elternarbeit nicht in Form von großen Versammlungen, sondern in Form von individueller Betreuung der Wünsche der Eltern. Ich glaube, dass das so gut und richtig ist. 

Was die Frage, Frau Kollegin Sommer-Smolik, mit dem Jahresplan betrifft, so habe ich diesen nicht gefunden, denn was im § 9 vorgesehen ist, ist ein pädagogisches Konzept. Da glaube ich, dass das gut und richtig ist, dass das so eingefordert wird. 

Frau Korosec, wenn Sie meinen, obwohl das heute nicht zur Beschlussfassung vorliegt, weil die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin hat schon bei der Anfragebeantwortung gesagt, dass es einen Entwurf einer Verordnung gibt, die jetzt diskutiert wird, sozusagen also keine vorliegt, bezüglich der Anpassung der Förderungen wird man sich das anschauen müssen, möchte ich schon darauf hinweisen - ich habe das eingangs gesagt -, dass es sich primär um eine Anpassung des Gesetzes und damit auch der Verordnung an den Status quo handelt. Das heißt, man braucht jetzt nicht davon auszugehen, dass wir uns auch in der Qualität im Jahr 1967 befinden und den großen Sprung in den 1. März 2003 machen, weil das der Tag ist, wo dieses Gesetz in Kraft tritt, sondern wir sind im November 2002, de facto dort, wo dieses Gesetz jetzt ist und wo auch die Verordnung sein wird. Daher bitte ich darum, das zu berücksichtigen, wenn man gleich fordert, dass die Förderungen angehoben werden müssen. 

Wenn Sie sagen, dass die Kosten für die Kindertagesheime zu hoch sind, so kann man immer sagen, die Dinge sind zu teuer. Ich möchte aber schon darum bitten, dass man dabei berücksichtigt, dass der Deckungsgrad in den städtischen Kindertagesheimen bei ungefähr 16 Prozent liegt. Wenn Sie sagen - das haben Sie wortwörtlich gesagt -, dass die Stadt Wien beim Mittelstand abkassiert, dann weiß ich nicht, wo Sie das hernehmen, wenn 16 Prozent dessen, was die Betreuung der Kinder kostet, durch Elternbeiträge gedeckt ist und der Rest von der Stadt Wien dazubezahlt wird. 

Wenn Sie auch sagen, dass das in anderen Bundesländern anders ist, dann glaube ich, gibt es kaum ein Thema, wo es unzulässiger ist, mit anderen Bundesländern Vergleiche herzustellen, weil es kein Bundesland in Österreich gibt, das eine auch nur ansatzweise ähnliche Betreuungsdichte und Betreuungsqualität im Kleinkinderbereich hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Daher ist die Frage, ist das, was in der Verordnung geregelt wird, im Gesetz, und ist das in anderen Bundesländern so oder anders, meiner Meinung nach irrelevant, weil wir in Wien eine vollkommen andere Situation haben. Dazu vielleicht nur zwei Zahlen: Wir haben in Wien für fast 94 Prozent aller 3- bis 6‑jährigen Kinder einen Betreuungsplatz, wir haben 48,9 Prozent Deckung bei den 0 bis 3‑Jährigen, und drei Viertel aller Krippenplätze Österreichs sind in Wien. Daher kann man nicht vergleichen, wie es in Niederösterreich, Vorarlberg, Oberösterreich oder sonst irgendwo ist. Das ist eine einmalige Situation, auf die wir stolz sein können und wo wir jetzt einen nächsten wichtigen Schritt gesetzt haben, indem wir die Gesetze an das anpassen, was die tägliche Praxis ist. Daher glaube ich, dass das gut so ist und dass wir auf dem richtigen Weg sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Was die Verordnung betrifft, ist heute schon gesagt worden, dass man sich natürlich die verschiedenen Stellungnahmen genau anschauen wird, sich die Abteilung genau anschauen wird und eine dementsprechende Verordnung dann auch der Landesregierung vorlegen wird. Wenn Sie sagen - ich selbst kenne diese Stellungnahme nicht -, dass die PersonalvertreterInnen die Verordnung ablehnen, muss man sich das auch anschauen. Ich finde es nur vom ersten Hören ein bisschen komisch, wieso Dinge, die verbessernd sind, abgelehnt werden. Aber auch das wird man genau prüfen. 

Ich freue mich sehr, dass wir dieses Gesetz heute zur Vorlage haben. Ich möchte mich noch ganz besonders herzlich bei Frau Mag Krejcir von der MA 11 bedanken, die sehr viel Sachverstand, sowohl juristischen aber auch fachlichen, bezüglich der Kinder, der Mütter und der Väter an den Tag gelegt hat. Freuen wir uns, dass wir das heute beschließen werden! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bedanke mich sehr herzlich für die sachliche Diskussion und möchte mich dem Dank der Frau Abg Wehsely anschließen, ihn aber insofern erweitern, als ich ihr auch persönlich ganz herzlich für ihr Engagement im Zusammenhang mit der Entwicklung dieses Gesetzes und der koordinativen Tätigkeiten, die sie ausgeübt hat, danken möchte. Auch das soll gesagt sein. 

Ein paar Anmerkungen zu Kritikpunkten: Das meiste ist schon argumentiert worden, aber zwei Dinge möchte ich noch anfügen:

Das eine ist die Elternarbeit. Wer immer in diesem Haus - das können viele schon seit vielen Jahren - meine persönliche berufliche Entwicklung als Lehrerin und Pädagogin auch durch meine Wortmeldungen mitverfolgt hat, kann nicht annehmen, dass ich hier ein Gesetz vorlegen würde, das Elternarbeit reduziert. Ich weiß haargenau aus eigener Erfahrung, dass es nicht möglich ist, dass man von vorgesetzter Stelle Elternarbeit untersagt bekommt, wenn man sie machen will. Ich und viele andere, die im pädagogischen Bereich tätig sind, wissen, dass es unmöglich ist, Elternarbeit per Gesetz zu verordnen. Jahrzehntelange Erfahrung im Wiener Schulwesen hat uns gelehrt, dass mit noch so vielen Vorschriften über die Zusammenarbeit zwischen Eltern, Schülern und Lehrern, dies nicht zu regeln ist, wenn es inhaltlich nicht gewollt wird. Daher ist die Formulierung, so wie sie hier ist, die wesentlich weiter gehendere, als man vom pädagogischen Zielparagraphen über die Durchführungsbestimmungen festlegt, wie die Kooperation passieren soll, und nicht verordnet, wie die Elternarbeit zeitmäßig ablaufen soll. Denn hätte man das tun wollen, dann hätte man die tägliche Kooperation und Kommunikation festlegen und zumindest einmal pro Monat einen Elternabend vorsehen müssen. Ich hielte eine solche Regelung für nicht geeignet, das, was wir inhaltlich wollen auch tatsächlich umzusetzen. 

Das zweite Beachtliche in der Diskussion habe ich gefunden, dass von Ihnen auf die Personalvertretung und ihre Meinung plötzlich so großer Wert gelegt wird, weil ich andere Diskussionen hier im Hause im Ohr habe, wo diese Wertschätzung aus meiner Sicht wünschenswert gewesen wäre, diese Form der Kooperation mit Interessenvertretungen und vor allem ArbeitnehmerInnenvertretungen sozusagen. 

Ich begrüße, dass das jetzt sozusagen eine offensichtlich neue Zielsetzung der ÖVP ist, hier in eine gute Kooperation einzusteigen. Bei uns laufen Sie offene Türen ein, denn das ist ein Grundprinzip unserer Politik, mit den betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu kooperieren, mit ihnen Dinge zu entwickeln und zu besprechen und daher wird das auch in diesem Fall so sein. 

Ich bedanke mich noch einmal für die Diskussion und ersuche noch einmal alle um Zustimmung. Denn, Frau Kollegin Landauer, es ist ja im Grunde genommen Ihre Entscheidung, nur sozusagen das Anhängen an diesen Paragraphen, selbst bei einer getrennten Abstimmung hätte sich am Prinzip nichts verändert. Das heißt, hätten wir getrennt abgestimmt und Sie wären gegen den § 8 gewesen, bliebe alles andere trotzdem gleich. 

Also, entweder es ist zustimmbar oder nicht. Ich verstehe, wenn Sie es nicht tun, aber die inhaltliche Logik sozusagen ist mir nicht ganz nachvollziehbar. Die anderen inhaltlichen Dinge wären mir nachvollziehbar gewesen, die sind aber nach Ihrer Definition weg. Dass es Differenzen bei den GRÜNEN gibt, ist sonnenklar, denn die Gruppengrößen, die Sie hier ins Gesetz hineinreklamieren wollten und über die wir bei der Verordnung die Diskussion genauso wieder haben werden, das ist etwas, was uns inhaltlich de facto und real trennt, auch pädagogisch, vom pädagogischen Konzept her, und daher nehme ich das zur Kenntnis und stufe es als unüberbrückbare Differenz ein. 

Ich danke aber trotzdem für die Diskussion im Interesse der Kinderbetreuung in Wien. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich lasse zuerst über den Abänderungsantrag der GRÜNEN abstimmen. Hier geht es um Änderungen im § 2a, § 8 und § 8a. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist nur von den GRÜNEN unterstützt und daher abgelehnt.

Der zweite Abänderungsantrag, eingebracht von Frau Abg Mag Wehsely, betrifft im Wesentlichen § 1 und § 2. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, dieser Abänderungsantrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage unter Berücksichtigung des bereits angenommenen Abänderungsantrags. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das ist in erster Lesung mit Stimmen der ÖVP und der SPÖ angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Postnummer 2 (02385/2002-MDALTG) der Tagesordnung betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflegegeldgesetz - WPGG geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Werte Damen und Herren!

Ich bitte Sie, auch dieser Gesetzesvorlage Ihre Zustimmung zu geben.

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird dagegen eine Einwendung erhoben. - Nein, das ist nicht der Fall. 

Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! 

Wir werden dem Entwurf zur Änderung des Pflegegeldgesetzes nicht zustimmen und zwar deshalb nicht, weil wir es nicht goutieren können, dass das Parteiengehör hierbei entfallen soll. Denn wir meinen, dass die Menschen, die hier vom Bezug des Pflegegeldes betroffen sind, nicht Objekte hoheitlichen Handelns sein sollten, sondern dass sie tatsächlich die Möglichkeit haben sollten, sich in ihrem eigenen Interesse, in ihren eigenen Angelegenheiten einzubringen und eben doch gehört zu werden. 

Wir können auch nicht das Argument teilen, dass es hier um eine Beschleunigung des Verfahrens gehen kann, denn so viel Zeit gewinnt man nicht, dass es gerechtfertigt wäre, hier eine so wichtige rechtsstaatliche Garantie wie das Parteiengehör zu streichen. 

Einem Pflegegeldwerber, einer Pflegegeldwerberin, die sich hier benachteiligt fühlt, bleibt dann genau zwei Möglichkeiten: Entweder den Bescheid zu akzeptieren, auch wenn er oder sie damit nicht zufrieden ist, oder den Klagsweg einzuschlagen. Da fragt sich dann für eine geschwächte Person: 

1. ist das realistisch, dass diese Menschen klagen, 

2. wird sich bei manchen die Frage stellen, was wird länger dauern, das eigene Leben oder der Klagsweg? 

Wir halten das daher für keine Vorgangsweise, weil sie ein klares Machtgefälle darstellt und zeigt, dass hier die Behörde am längeren Ast sitzt.

Ich habe mich aber zu diesem Tagesordnungspunkt vor allem deshalb zum Wort gemeldet, weil ich eine sehr grundsätzliche Anmerkung machen möchte, auf welche Weise wir hier die Gesetzeswerdung in diesem Bereich beraten. 

Wie Sie wissen, ist im Moment in der interfraktionellen Debatte das Pflegeheimgesetz erstmals besprochen worden. Frau StRin Pittermann hat zu einem solchen Gespräch eingeladen und uns einen Entwurf vorgelegt, der schon weitgehend fertig war und die Meinungsbildung weitgehend erfolgt ist. Und mein Eindruck von dieser Sitzung war, dass das, was wir hier aus dem Experten- und Expertinnenwissen der Parteien, der anderen nicht regierenden Parteien, beitragen können, eigentlich nicht mehr wirklich abändernd wirksam werden kann. Wir glauben, dass wir uns dann auch die unüberbrückbaren Gegensätze, wie die Frau Landeshauptfrau gemeint hat, ersparen, die es gibt, wenn wir vorher und rechtzeitig ins Gespräch darüber treten, was inhaltlich Sinn macht, in ein Gesetz aufzunehmen, und was eben keinen macht.

Beim Pflegeheimgesetz ist das ganz besonders augenfällig. Denn so wie der Entwurf jetzt vorliegt, ist er eine Festschreibung von Unzulänglichkeiten, von untragbaren Zuständen, und nicht etwa ein mutiger Schritt in eine Zukunft, in der es Sinn macht, die Strukturen für die Situation der hoch Betagten in den Pflegeheimen zu ändern.

Der Vorschlag kommt spät, zu spät für viele Menschen und er schreibt Missstände fest, die dringend abzuändern sind. Ich habe schon wiederholte Male davon gesprochen, wie schlimm wir es finden, dass Achtbettzimmer in den Pflegeheimen bestehen, dass die infrastrukturellen Maßnahmen, die Einrichtungen, die Kommunikationsräume nicht ausreichen. 

Ich will das gar nicht mehr im Detail vertiefen für Sie, ich will Ihnen nur sagen, dass der jetzige Entwurf, so wie er vorliegt, ein bequemer Entwurf ist. Insofern bequem, als die Fristen, die überhaupt für die Änderung der Verhältnisse vorgesehen sind, ohnehin schon einmal mit zehn Jahren sehr reichlich bemessen sind und zweitens diese Mindeststandards, von denen hier die Rede ist, uns keinesfalls genügen. Keinesfalls! 

Wir glauben im Gegensatz zu Frau StRin Pittermann, dass Achtbettzimmer nicht der Anregung und Unterhaltung dementer Personen dienen, sondern höchstens zur Vergrößerung von Stress, zur Reduzierung von Intimsphäre, auf die jeder Mensch ein Recht hat, und eigentlich nur eine bequeme Unterbringungsform, die kostengünstig ist, darstellt.

Wir glauben also, dass es Handlungsbedarf gibt. Und wenn hier von zehnjähriger Übergangsfrist die Rede ist und dann noch dazu gemeint wird, selbst Häuser, selbst Heime, die den Mindeststandards nicht genügen - und die sind weiß Gott schlecht genug -, selbst Häuser, die diesen Mindeststandards nicht genügen, können eine Genehmigung zur Weiterexistenz haben, wenn sie Leib und Leben nicht gefährden. Da sind wir aber schon sehr weit herunten in unserer reichen Stadt mit dem, was man hoch betagten, pflegebedürftigen Menschen zumutet. 

Was ist denn Gefahr für Leib und Leben? Wenn die Decke auf den Kopf fällt? Wenn die Toiletten zusammenbrechen? Wenn es durchs Dach regnet? Nur das? Wollen wir nicht mehr investieren? Und wenn man dann schaut, welche Kosten veranschlagt sind in Verbindung mit diesem Gesetz, dann sind es - da wurde das Gesetz sehr präzise - nämlich in Summe 44 000 EUR im Jahr - und mit diesem erklecklichen Betrag zahlt man offensichtlich Amtsorgane, die hier die Überprüfung vornehmen, ob das Gesetz auch seine Richtigkeit hat. 

Wir wurden in dieser interfraktionellen Sitzung vertröstet, dass die wirklich relevanten Dinge, wo es um Änderungen geht, in der Verordnung festgeschrieben sein werden. Wir kennen die Verordnung nicht, sie wurde uns nicht vorgelegt, es fehlt uns der Glaube, auch angesichts dieser Haltung der Frau Stadträtin, was Menschen in Pflegeheimen zuzumuten ist. 

Wir meinen, es ist an der Zeit, dass alle, die hier mitreden wollen und damit meine ich meine Kollegen und Kolleginnen aus den Oppositionsparteien insgesamt und Experten und Expertinnen aus den verschiedenen Parteien, wir meinen, dass diese politisch denkenden verantwortlichen Personen in der Stadt eingebunden werden sollen in die Gesetzeswerdung und nicht erst zu einem Zeitpunkt, wo die sprichwörtliche Kuh schon aus dem Stall ist, noch halt der Form halber mit den ohnehin schon fix vereinbarten Ergebnissen konfrontiert werden, damit man halt abtesten kann, wie hart der Widerstand sein wird. 

Wenn es mit dieser Einbindung ernst wäre und wenn Frau StRin Pittermann meint, sie sei angewiesen und interessiert an Expertisen aus den anderen Parteien, dann, Frau Kollegin Klicka, könnte man doch in der Geriatriekommission dieses Gesetz beraten, diesen Vorschlag, dort sind gescheite, ambitionierte Leute aus der Praxis, dort sind gescheite und ambitionierte Leute aus den Parteien und dort könnte man, ohne dass man sich gleich in fraktionellen Grabenkämpfen verstrickt, ausführlich und lang zu einem Zeitpunkt debattieren, wo das Gesetz noch nicht sozusagen schon in seiner letzten Version vorbehandelt wird. (Abg Erika Stubenvoll: Das ist ohnedies schon geschehen!)

Also, es geht uns um den Prozess. Das hieße, man würde nicht ein oder zwei Mal darüber reden, sondern man lässt sich ein Jahr Zeit und schaut, welche inhaltlichen Vorschläge man miteinander umsetzen kann. 

Und das würde dann auch bedeuten, dass man Nägel mit Köpfen macht, dass es am Schluss so aussieht, dass man auch weiß, was es kostet, hier die Dinge zu verändern. Sie erinnern sich, dass ich gestern davon gesprochen habe, dass man hohe Beträge, Millionenbeträge an Euro offensichtlich auch hier laut Kontrollamtsbericht in den sozialen Diensten, im ambulanten Bereich mit vollen Händen hinauswirft. 

Ich greife das Thema nicht noch einmal auf, aber ich will Ihnen deutlich machen, wenn Sie heiße 44 000 EUR ausgeben wollen, um das neue Wiener Pflegeheimgesetz zu finanzieren, dann überlegen Sie sich, wie viel Sie eigentlich ausgeben müssten, um hier Verhältnisse herzustellen, die menschenwürdig sind. Machen Sie also kein Pflegeheimgesetz, für das sich die Stadt schämen muss, Frau Stadträtin! 

Und damit diese Beratungen in der Geriatriekommission auch stattfinden können, lege ich jetzt einen Beschluss- und Resolutionsantrag vor, den ich ersuche, dem Gesundheits- und Spitalswesenausschuss zuzuweisen: 

"Der Landtag wolle beschließen, dass die im Wiener Landtag vertretenen Parteien in die inhaltliche Ausarbeitung des Wiener Pflegeheimgesetzes einbezogen werden, insbesondere bieten sich die Sitzungen der Geriatriekommission an." 

Und ich ersuche um Abstimmung und Zuweisung dieses Antrags. 

Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Korosec zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Im Vorblatt des zu novellierenden Gesetzes ist zu lesen: "Die Verfahren nach dem Wiener Pflegegeldgesetz dauern zu lange und entsprechen nicht den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis." 

Wie wahr, da sind wir uns durchaus einig. Auch die Volksanwaltschaft hat in dem Bericht 2001 festgestellt, dass es bis zu einem Jahr dauern kann, also bis zu einem Jahr, bis eine Entscheidung über einen eingebrachten Antrag erfolgt. 

Und das beim Pflegegeldgesetz, bei Menschen, die in der Regel alt sind, pflegebedürftig und unserer Hilfe bedürfen. Ich sehe das als einen Skandal an. 

Und daher hat auch die Volksanwaltschaft - und das ist ein Mittel, was sehr selten angewendet wird - ein amtswegiges Prüfverfahren eingeleitet. Und wie löst nun die sozialdemokratische Mehrheit dieses Hauses dieses Problem? - Eben, dass heute hier diese Novelle vorliegt und eben den gänzlichen Entfall des Parteiengehörs vorsieht. 

Meine Damen und Herren! Abgesehen davon, dass der geplante Ausschluss des § 45 Abs. 3 AVG im Hinblick auf Artikel 11 Abs. 2 B‑VG natürlich verfassungsrechtlich mehr als bedenklich ist, werden die betroffenen Menschen - und das hat schon meine Kollegin gesagt - wirklich zu bloßen Objekten hoheitlichen Handelns degradiert. Ich finde das schon wirklich unglaublich. Und da muss man schon sagen, so gehen Sie in aller Demut mit den Bürgern um, so gehen Sie in aller Demut mit den Bürgern um! (Abg Erika Stubenvoll: Dafür sind Sie verantwortlich!) 

Abgesehen davon, eine Verfahrensbeschleunigung, wie Sie sie ja offensichtlich erwarten, wird nicht kommen. Warum? - Die betroffenen Menschen haben ja größtes Interesse daran, dass eine rasche Erledigung erfolgt und haben überhaupt nichts im Sinn, dass diese Verfahren verzögert werden. Und eine Verwaltungsvereinfachung durch Streichung von elementaren rechtsstaatlichen Garantien muss man, meine Damen und Herren, schärfstens ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und wie auch schon Frau Kollegin Dr Pilz gesagt hat ... (Abg Erika Stubenvoll: Das ist im Grunde genommen eine Beschleunigung!) Schauen Sie, wenn man das Parteiengehör abschafft, ich meine, was soll denn der Bürger machen, bitte. Bescheide bekommt er in der Regel nicht einmal schriftlich, die bekommt er sehr oft nur mündlich. Und er kann den Klagsweg beschreiten. Wir alle wissen, was es heißt, den Klagsweg zu beschreiten, gerade in so einem Bereich. Natürlich, ich bin auch dafür, natürlich ist es notwendig, die Verfahren zu beschleunigen. Aber da müssen Sie eben Re-Organisationen machen. Ich meine zum Beispiel die medizinischen Gutachten. Es gibt dafür sehr wenige Sachverständige und man könnte das durchaus ausweiten, weil vor allem dort liegen ja dann die Probleme, dass die Verfahren sich so verzögern. Aber das alles rechtfertigt eben nicht, fundamentale rechtsstaatliche Errungenschaften, wie es eben das Parteiengehör ist, in Frage zu stellen. 

Und das ist natürlich ein Grund für uns, dass wir diesem Entwurf und diesem Gesetz nicht unsere Zustimmung geben werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Römer: Als nächste Rednerin ist Frau Präsidentin Stubenvoll zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Die ÖVP hätte ja die Möglichkeit gehabt, das auch beim Bundespflegegesetz, wo ja auch das Parteiengehör nicht mehr eingeräumt wird, zu ändern. Wir vollziehen ja eigentlich auch hiermit die Bundesvorgabe nach und versuchen eine Vereinheitlichung zu finden, wie das auch schon in anderen Bundesländern erfolgt ist. (Abg Gerhard Pfeiffer: Macht es halt nicht so wie beim Bau!)
Es sind nur mehr die Bundesländer Tirol und Vorarlberg, wo es anders geregelt ist, und unser Bestreben ist auch immer wieder, dass wir hier eine bundeseinheitliche Vorgangsweise haben und ich bin nicht der Meinung, dass hier das Verwaltungsverfahren zielführend ist, denn wenn dieses Parteiengehör gegeben ist, dauert das Verfahren doppelt so lang, weil natürlich dann noch einmal eine Untersuchung erfolgen und noch einmal eine Stellungnahme der MA 15 eingeholt werden muss. 

Und wenn Sie vielleicht auch in der Stellungnahme des Magistrats der Stadt Wien zum Bericht der Volksanwaltschaft nachgeschaut hätten, dann hätten Sie dort gesehen, dass gerade, was die Verfahrensdauer in dem die MA 15 betreffenden Verfahrensteil anbelangt, sehr lang ist, so hat die MA 15 schon vor einigen Monaten veranlasst, raschere Terminvorgaben für die Begutachtung von Erwachsenen und Rücksendung der Gutachten an die MA 12 vorzunehmen, was bereits zu einer rascheren Erledigung geführt hat und es wurde bereits eine deutliche Verbesserung für die Parteien erzielt. 

Und es ist ja nicht so, dass eine Verpflichtung der Behörde, das Parteiengehör keinesfalls einzuräumen, besteht, das soll nicht mit dieser Novelle normiert werden. 

Der Behörde wird es also weiterhin unbenommen bleiben, unter Berücksichtigung der Ziele des Wiener Pflegegeldgesetzes eben auch - wenn es notwendig ist -, der Partei Gehör einzuräumen. 

Aber wichtig ist, dass es eben rasch und einfach geht und dass das natürlich auch mit einer gewissen Kostenersparnis verbunden ist. Sie alle haben ja auch zugestimmt, dass es eine Verwaltungsreform geben soll. 

Und in diesem Sinne, glaube ich, können wir durchaus auch diesem Gesetz die Zustimmung geben. 

Was ich noch zu Frau Dr Pilz sagen wollte, ist: Erstens einmal hat das Ganze heute ja auch gar nicht zu diesem Thema hier gepasst und soviel ich mich umgehört habe, ist es sowieso geplant gewesen, diese Gesetzesvorlage zum Pflegeheimgesetz in der Geriatriekommission zu diskutieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 

Ich erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich danke für die Diskussion und bitte um Zustimmung.

Präsident Johann Römer: Danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen. 

Es liegt ein Beschlussantrag der GRÜNEN vor. Hier geht es um die inhaltliche Ausarbeitung eines Wiener Pflegeheimgesetzes. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die amtsführende Stadträtin für Gesundheits- und Spitalswesen verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, der Antrag ist einstimmig zugewiesen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Postnummer 11 (04640/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Sozialhilfegesetz - WSHG geändert wird. 

Berichterstatterin hierzu ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Danke, Herr Präsident, das mache ich gerne. 

Ich bitte hier um Ihre Zustimmung zu dieser Gesetzesvorlage. 

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde also fortfahren. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Korosec. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die ÖVP wird dem Wiener Sozialhilfegesetz zustimmen, da es sich hier nur um die Regelung der Auskunftspflicht im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000 handelt. 

Allerdings einige Bemerkungen zur Sozialhilfe im Allgemeinen: Frau Vizebürgermeisterin, ich bin durchaus Ihrer Meinung, wenn Sie erwähnen - und das sehr häufig auch bei Fragebeantwortungen -, dass wir ein bundeseinheitliches Sozialhilfegesetz brauchen und eine gleiche Existenzsicherung von Vorarlberg bis Wien notwendig ist. Hier gibt es eine Reihe von Vorarbeiten und ich bin auch überzeugt, dass die nächste Bundesregierung so ein Gesetz mit 15a‑Verträgen rasch abschließen wird. 

Das enthebt allerdings Wien nicht der Verantwortung, rasch, unbürokratisch, bedarfsgerecht und bürgernah den Menschen, die es notwendig haben, zu helfen. 

Und auch hier sind wir wieder bei der Länge von Verfahren. Es dauert, bitte, vier bis sechs Wochen, um überhaupt einen Termin bei der MA 12 zu bekommen, den ersten Termin! Und bei der Schuldnerberatung dauert es Monate. 

Dabei handelt es sich ja um Menschen, die rasch Hilfe brauchen, die nicht einfach verwaltet werden dürfen und deren Probleme man auch nicht auf die lange Bank schieben darf. Denn es ist nun einmal so, wer rasch hilft, hilft doppelt. 

Und dabei geht es bei der Sozialhilfe nicht nur um die Geldleistungen, sondern ich glaube, man müsste viel mehr sich auch um die aktivierende Sozialhilfe kümmern. Eine aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahme müsste man setzen, damit eben diese Menschen wieder einen Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten. Das wird aber derzeit, bitte, überhaupt nicht gemacht. 

Denn Sozialhilfe darf ja nicht bedeuten, meine Damen und Herren, dass man auf ein Abstellgleis kommt, dass man von den Menschen nichts mehr erwartet, sondern Sozialhilfe heißt hier, wirklich aktiv, ja aktiv den Menschen zu helfen. 

Und ich weiß auch noch aus meiner Tätigkeit als Volksanwältin - und übrigens ist es im Bericht 2001 auch wieder vermerkt, dass es hier gravierende Mängel bei der MA 12 gibt. Es gibt Verfahrensmängel, es sind Rechtschutzdefizite, die immer wieder, jedes Jahr beanstandet werden und die sich aber auch wieder jedes Jahr finden. 

Und weil Herr Kollege Schuster heute gerade die Volksanwaltschaft angeführt hat, muss ich auch sagen, dass auch hier offensichtlich die Mängel, die aufgezeigt werden, nicht so ernst genommen werden, dass man sie tatsächlich ändert, denn es finden sich jedes Jahr wieder die gleichen Argumente der Volksanwaltschaft: Hier gibt es Fehler in der Aktenführung, Bescheide werden überwiegend nur durch mündliche Verkündigung erlassen, selbst vereinzelte Wünsche der Parteien, schriftliche Ausfertigungen zu bekommen, stoßen auf Schwierigkeiten, errechnete Beträge sind nicht nachvollziehbar, die Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofs wird einfach ignoriert, die Berechnungen des Richtsatzes sind rechtswidrig, et cetera, et cetera. 

Frau Vizebürgermeisterin, das ist nicht die Kritik der bösen Opposition, das ist die Kritik und die objektive Darstellung der Volksanwaltschaft. Und daher, Frau Vizebürgermeisterin, handeln Sie, sorgen Sie für Ordnung in der MA 12, im Interesse jener Menschen, die es brauchen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Präsident Römer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Im Vorfeld zu dieser Novelle wurde ja von vielen, oder von manchen bekrittelt, dass hier - obwohl natürlich das entsprechende Datenschutzgesetz gegeben ist - verschiedene Daten abgefragt werden sollen, und das ist unter anderem eine der Änderungen dieser Novelle, dass diese Daten auch automationsunterstützt abgefragt werden sollen und ich glaube, dass man hier deponieren soll, dass es wichtig ist, und ich greife hier zurück auf meine berufliche Erfahrung. 

Ich habe ja mit ähnlichen Personen zu tun gehabt. Also, ich habe zwar keine Sozialhilfe gewähren müssen, aber ich habe mich mit Ausgleichszulage beschäftigen müssen und ich weiß, wie wichtig es ist, dass hier klare Regelungen gegeben sind, die die Auskunft auch so schnell und so rasch es geht ermöglichen, weil dadurch gewährleistet ist, dass die Leistung auch so rasch wie möglich erbracht werden kann und wer rasch helfen kann, der hilft doppelt, sagt man ja im Volksmund. Daher glaube ich, dass diese Novelle recht gut ist. 

Aber wenn ich gerade zu diesem Thema spreche, möchte ich etwas anderes auch noch anmerken: Diese Novelle des Sozialhilfegesetzes ist ja eine begrenzte, denn wir erwarten ja doch, dass früher oder später ein bundeseinheitliches Sozialhilfegesetz kommt, wo man zumindest gleiche Grundregelungen für ganz Österreich erwarten kann. Und ich möchte jetzt, weil ich gerade am Wort bin, darauf hinweisen, wie ungleich behandelt ein und dieselbe Person werden kann, wenn ein Amt etwas anders auslegt, als das andere. 

Und zwar verweise ich darauf, dass bei der Ausgleichszulage ein Grundstück, das jemand besitzt - egal ob das jetzt etwas bringt oder nicht -, fiktiv zur Anrechnung führt und diese Person daher nicht den vollen Richtsatz bekommt, sondern vom Richtsatz dieses fiktive Einkommen aus dieser Latifundie abgezogen wird. Und wenn die gleiche Person dann hergeht und eine Sozialwohnung will, dann wird das nicht so gehandhabt, sondern da beruft man sich darauf, dass man sagt, "du hast ja nicht einmal den Ausgleichszulagenrichtsatz, und daher fällst du nicht darunter, weil du dir das sowieso nicht leisten kannst". Das heißt, in diesem Fall wird dieses fiktive Einkommen aus der Latifundie nicht herangezogen. Das ist nur ein Beispiel und vielleicht ein kleines, aber es betrifft doch einige. 

Es ist ein kleines Beispiel, das zeigt, dass man alle Gesetze gleich umsetzen und die Menschen gleich behandeln sollte. 

Und ein Drittes will ich auch noch anmerken: Heute in der Aktuellen Stunde hat die SPÖ uns glauben machen wollen, dass kein Geld im Bund vorhanden ist, dass alle Töpfe geleert sind und dass der finanzielle Engpass par excellence ausgebrochen ist. In ein oder zwei oder drei Minuten werden Sie einen Antrag der SPÖ hier hören, in dem die SPÖ fordert, dass der Bund wieder einen Heizkostenzuschuss finanziert.

Ich möchte dazu feststellen, man könnte natürlich genauso gut den Antrag stellen, dass die EU den Heizkostenzuschuss für Wien finanzieren soll, aber bleiben wir auf dem Boden der Tatsachen. Das war eine Aktion des Bundes, die wir uns alle natürlich ununterbrochen wünschen würden, vor allem angesichts dieser Temperaturen, die wir jetzt haben, aber wir müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass Sozialhilfe eine Landessache ist. Ich nehme auch zur Kenntnis, dass die Frau Vizebürgermeisterin schon in einer Ausschusssitzung gesagt hat, dass sie keine Möglichkeit sieht, in diesem Winter einen Heizkostenzuschuss zu gewähren.

Ich glaube daher, dass es, ich würde fast sagen, nicht fair ist, wenn Wien das nicht gewähren will und ich jetzt als SPÖ hergehe und den Ball an die Bundesregierung zurückschiebe und jetzt sage, ihr zahlt bitte einen Heizkostenzuschuss.

Wir werden daher auch diesem Antrag leider nicht zustimmen können, wohl aber der Gesetzesnovelle. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Malyar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Das Sozialhilfegesetz in Wien, ich glaube, ich habe es an dieser Stelle schon zigmal erwähnt, ist eines der vorbildhaftesten in ganz Österreich, aber auch der Vollzug, die Umsetzung des Sozialhilfegesetzes erfolgt in Wien sicher auch vorbildlich und wir brauchen da, glaube ich, keine Vergleiche mit anderen Bundesländern zu scheuen. 

Um auf die Rede der Frau Kollegin Korosec zu kommen: Es war eine für mich sehr spannende und interessante Rede und mit vielen interessanten Anregungen. Ich habe Ihnen gerne zugehört und es war vieles auch Wasser auf unseren Mühlen - ich weiß, dass man es manches Mal schwer hat, sich in der eigenen Partei und schon überhaupt beim eigenen Koalitionspartner durchzusetzen -, aber seien Sie sicher, mit Ihren Vorstellungen zu einem bundeseinheitlichen Sozialhilfegesetz stehen wir 100‑prozentig auf Ihrer Seite, Frau Kollegin, und wir kämpfen mit Ihnen so lange, bis wir ein bundeseinheitliches Sozialhilfegesetz haben und ich bin sicher, dass da meine Kolleginnen und Kollegen auch recht tatkräftig mithelfen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 
Denn - und das habe ich auch an dieser Stelle schon sehr oft erwähnt - außer einer Ankündigungspolitik gab es nichts in dieser Beziehung. Vor über einem Jahr hat Herr Sozialminister Haupt angekündigt, es werde ein einheitliches Sozialhilfegesetz geben, auch wieder mit tatkräftiger Unterstützung auch unserer Landesrätin. Von unserer Seite haben wir das sehr goutiert und wir würden uns sehr darüber freuen. Allerdings ist aus der Arbeitsgruppe kein Ergebnis herausgekommen und die Neuwahlen sind dazwischengekommen. Wir werden sehen, wie dann das Ergebnis in Zukunft ausschauen wird.

Sie haben, Herr Kollege Römer, schon unseren Antrag bezüglich des Heizkostenzuschusses erwähnt. Der ist nicht einfach so aus den Fingern gesogen, sondern Sie haben es auch in der Begründung drinnen, dass wir uns eigentlich in allen Punkten den Anregungen der Volksanwaltschaft anschließen und ein vom Inhalt her gutes System, das zwar dann in der Umsetzung große Schwierigkeiten gemacht hat, weil das halt am Anfang, würde ich sagen, auch vom Bund her dilettantisch war oder auch absichtlich so gemacht, das weiß ich nicht, aber von der Intention her sehr gut war, nämlich hinausgehen bei klirrender Kälte, um all jenen zu helfen, die so an der Armutsgrenze sind, dass sie froh sind, wenn sie eine zusätzliche Unterstützung bekommen, um ihre Wohnung zu heizen.

Ich denke mir, dass jeder von uns, der in einer warmen und behaglichen Unterkunft wohnen kann und sich zu Hause ein schönes Nest gemacht hat, einfach aus einem sozialen Gewissen heraus, all jene unterstützen muss, bei denen es durch die Fensterritzen zieht und die sich vielleicht wirklich bei jedem Liter Öl überlegen müssen, ob sie es kaufen können oder nicht. Und seien Sie sicher, wir stehen so weit auf dem Boden der Realität, dass wir genau diesen schwächsten Menschen helfen wollen und laden auch dazu alle ein, bei dieser Hilfe über alle Parteigrenzen und Parteikalküle hinweg, auf diese Menschen Rücksicht zu nehmen, mit uns zu gehen und ihnen dabei zu helfen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und Sie wissen genau, dass die Zahl der Sozialhilfeempfänger und der Ausgleichszulagenbezieher in den letzten Jahren, in den letzten drei Jahren, stark zugenommen hat und Sie wissen auch genau, warum. Und Sie wissen genau, dass Kürzungen beim Arbeitslosengeld dazu geführt haben, dass Wien immer mehr Ausgleichszulagenempfänger unterstützen muss und wir das auch immer im Budget berücksichtigt haben. Wir vergessen diese Menschen nicht, wir helfen ihnen und wir laden alle dazu ein, ein Stück des Weges in dieser vorweihnachtlichen Zeit mit uns zu gehen. 

Und aus diesem Grund bringen wir den Beschluss- und Resolutionsantrag ein, welcher lautet:

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Hinblick auf den bevorstehenden Winter 2002/2003 in Absprache mit den Ländern umgehend eine österreichweite einheitliche Vorgangsweise zur Gewährung eines einmaligen außerordentlichen Heizkostenzuschusses vorzubereiten." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Und wenn Sie sich jetzt zusammenreißen und nicht nur Ihre eigene blaue Farbe vor Ihrem Auge haben, sondern die Menschen, die Hilfe nötig haben, vor sich sehen, in der Vorweihnachtszeit und bei den Temperaturen, bei der klirrenden Kälte, dann springen Sie bitte über Ihren blauen Schatten und stimmen Sie unserem Antrag zu. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Johann Römer: Der Bund soll zahlen!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Zwei Anmerkungen zu dieser Diskussion: 

Gleich zu dem Antrag und zum Heizkostenzuschuss: Ich meine, es ist schon klar, wie die Diskussion gelaufen ist und ich verstehe Ihre Argumentation, nur muss man wissen, worum es geht. 

Für jene Damen und Herren, für jenen Personenkreis, der von der Landessozialhilfegesetzgebung erfasst ist, gibt es die Heizbeihilfe im Winter, und zwar unabhängig, wie kalt es ist oder ob es ein warmer Winter ist. Wir haben in unserer Sozialgesetzgebung diesen Teil drinnen. Das haben nicht alle Bundesländer, es gibt hier die unterschiedlichsten Regelungen. Wir reden aber hier in diesem Antrag und anschließend an das, was in der seinerzeitigen Regelung und auch mit der Kritik der Volksanwaltschaft behaftet ist, von einer Ausschüttung jener Steuermehreinnahmen, die durch eine Veränderung bei der Mineralölsteuer erzielt wurden, und das ist auf Bundesebene passiert. 

Und deswegen war es sehr gut und richtig, dass seinerzeit diese Ausschüttung erfolgt ist in einem Ausmaß, wie es von der Abwicklung - das brauchen wir nicht noch einmal diskutieren - nicht dazu geführt hat, dass alle, die in den Kreis der Betroffenen zu zählen gewesen wären, tatsächlich auch das Geld bekommen haben. Diese Mehreinnahmen bestehen nach wie vor und daher lautet der Antrag darauf, sozusagen den BezieherInnenkreis zu erweitern und dazu einheitlich für Österreich jene Gelder heranzuziehen, die aus diesen Steuermehreinnahmen zu lukrieren sind. 

Und das, lieber Herr Kollege Römer, ist nicht etwas, was die Stadt Wien lukriert, sondern das ist Geld, das aus Steuereinnahmen auf Bundesebene lukriert wird und wenn der Bund das auf die Bundesländer aufteilt, dann würden sich ja auch, wie auch seinerzeit bei der Regelung, die Länder mit ihrem Anteil beteiligen. 

Eine logischere Geschichte gibt es nicht, noch dazu, wenn man gleichzeitig, so wie Sie das auch tun und auch Frau Kollegin Korosec tut, einer bundeseinheitlichen Sozialgesetzgebung das Wort redet und dafür ist. Daher verstehe ich die Argumentation nicht ganz, aber soll so sein.

Zweiter Punkt: Frau Kollegin Korosec, nachdem sozusagen das Match um die Positionen in einer zukünftigen Regierung ja noch relativ offen ist, jetzt gar nicht wer mit wem, sondern auch innerhalb Ihrer Fraktion, weiß ich zwar jetzt nicht, ob Sie das unterstützen und ob Ihnen das hilft, aber nach dem, was Sie heute über soziale Politik hier gesagt haben - und dieses Protokoll werde ich mir extra ausdrucken lassen -, würde ich mir wünschen, dass Sie zukünftige Sozialministerin dieses Landes werden. Wenn die ÖVP das bestimmen kann, sollte der Herr Bundeskanzler ein besonderes Auge auf Sie werfen, denn dann wäre sichergestellt, dass viele Dinge, die in den letzten zweieinhalb Jahren passiert sind, nicht mehr passieren, beziehungsweise die gröbsten Unkorrektheiten zurückgenommen werden.

Ich bitte um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig gegen die grüne Fraktion angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag. Wer diesem Antrag, eingebracht von der SPÖ, betreffend den Heizkostenzuschuss, die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit mit Mehrheit angenommen, gegen FPÖ und ÖVP. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 3 (03147/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien, das Wiener Kleingartengesetz 1996 und das Wiener Garagengesetz geändert werden. 

Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: All jenen, die an der Vorbereitung teilgenommen haben, an den vielen Diskussionen, die stattfinden, bevor wir hier im Hause so eine Vorlage einbringen, danke ich und bitte daher um Zustimmung.

Präsident Johann Römer: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall, ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Kenesei. Ich erteile es ihm.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine sehr ge-ehrten Damen und Herren!

Wir haben hier eine der vielen Novellierungen, Änderungen der Wiener Bauordnung in den letzten Jahren, die durchaus im Interesse derer sind, die sich mit der Bauordnung zu beschäftigen haben, also auf der einen Seite, die, die bauen wollen, auf der anderen Seite, diejenigen, die immer wieder versuchen, deren Bestimmungen einzumahnen und zu schauen, ob tatsächlich alles so passiert, wie es in der Bauordnung steht. 

Was mich ein wenig stört und was mich ein wenig verwundert, ist, dass sehr qualifizierte Menschen sich mit diesen Novellierungen der Bauordnung immer wieder auseinander setzen und es nichtsdestotrotz immer wieder der Fall ist, dass noch vor der Beschlussfassung hier im Landtag und dem Ende des Diskussionsprozesses in den Dienststellen nach der Begutachtung und so weiter, es dann immer noch wieder Änderungen geben muss, die heute der Kollege Maurer mit einem Abänderungsantrag einbringen wird. Es ist für mich schon ein bisschen unverständlich, dass eine Mehrheitsfraktion nicht in der Lage ist, gemeinsam mit den Beamtinnen und Beamten des Hauses die Fassung einer Novellierung auf den Tisch zu kriegen, die allen Fraktionen zur Diskussion zugeht und dann auch die Grundlage eines Landtagsbeschlusses ist, und dass man immer wieder da ein bisschen einen Abänderungsantrag und da ein bisschen was zusätzlich einbringt, was natürlich die ganze Sache für diejenigen, die sich mit der Materie zu beschäftigen haben, nicht einfacher macht. Denn immer wieder diese Querverweise, das ist der Abänderungsantrag dort, das ist der da, und all das dann in eine Fassung zu bringen, die - sage ich einmal - für sehr viele in der Stadt als lesbar erscheint und als einfach handhabbar, wird von Mal zu Mal schwieriger. Und reden Sie, Kollege Driemer wird es ja auch wissen im unmittelbaren Bereich, die Bauwirtschaft als solches, die immer wieder moniert, wie schwierig es eigentlich geworden ist, Verfahrensabläufe anhand von verschiedenen Gesetzesmaterien relativ rasch und einfach hinter sich zu bringen und es in vielen Bereichen immer komplizierter wird, sich hier tatsächlich an die gesetzlichen Normen zu halten.

Was mich freut - das sage ich auch dazu -, ist, dass man offensichtlich auch draufgekommen ist, dass es auf Grund der Kontrollamtsprüfung, die wir angeregt haben, hier auch zu einer, sage ich einmal, Festschreibung der Flächen bei Einkaufszentren gekommen ist, die tatsächlich Einkaufszentren sind, und wie in Zukunft mit Einkaufszentren als solchen von Seiten der Bauordnung umgegangen wird. 

Dass natürlich die Flächenwidmung ein wichtiger Bestandteil bei der Kombination Bebauungsplan auf der einen Seite und Ausführung und Bauordnung auf der anderen Seite, ist im Wesen schon klar. Wichtig ist aber und unter dem Strich gilt das als Gesetz, was in der Bauordnung drinnen steht. 

Ein Punkt, der mit diesem Antrag nochmals abgeändert wurde oder abgeändert wird, ist die Schaffung von Bauplätzen in Geschäftsstraßen. Und da wundere ich mich, dass eigentlich das Herumgeeiere in der Sozialdemokratischen Fraktion ein derartig großes ist, denn alle sind wir uns - glaube ich - einig, dass wir in gewissen Bereichen in Einkaufsstraßen eine gewisse Zentrenstruktur und eine Nutzung von Flächen vorgeben, gleichzeitig aber einem Wildwuchs und einem Ausufern Einhalt gebieten wollen. Und das wird jetzt so nett umschrieben mit "durch Absatz 2 soll vorgesorgt werden ..." und so weiter, "dass entlang von Geschäftsstraßen nicht Bauplätze bis zu den Parallelstraßen aufgekauft und ohne Durchführung einer Raumverträglichkeitsprüfung der Nutzung für Einkaufszentren zugeführt werden". 

Also, dass wir jetzt den Kauf in der Bauordnung regeln wollen, ist mir neu. Bislang war es immer so, dass die Rahmenbedingungen in der Bauordnung geregelt wurden, was darf ich tun und was darf ich nicht tun. Dass man aber jetzt den Grundeigentümern oder den vermeintlichen Eigentümern in dieser Stadt via Bauordnung mitteilt "darf nicht aufgekauft werden, weil ..." und jetzt sage ich das, weil ist richtig, weil wir nicht wollen, dass bis zur Parallelstraße - siehe Mariahilfer Straße, aber auch andere Bereiche - eine Maßnahme Platz greift, die uns dann wenig Handlungsspielraum als Gemeinde zulässt, weil der sagt, ich das Grundstück, ich bin an der Geschäftsstraße, nämlich auf der einen Seite an der Einkaufsstraße, mein Grundstück geht halt zufällig bis in die nächste Gasse durch. Aber diese Formulierung in der Begründung zu finden, dass so etwas nicht aufgekauft werden darf, und damit schließe ich dann aus, dass so etwas passiert ... 

Es ist auch hinten im Abänderungsantrag selbst in der Zusammenfassung so vorsichtig und weich formuliert, dass man sagt, nun, ja, eigentlich wollen wir es nicht, und schauen wir einmal. Also, das kann nicht Intention einer Bauordnung sein und wir haben leider sehr viele Paragraphen in dieser Bauordnung, die in sehr viele Richtungen ausgelegt werden können und wir sollten nicht zusätzlich noch einen solchen schaffen. 

Daher werden wir zu diesem Punkt einen Abänderungsantrag einbringen, der sehr genau determiniert, was da zu passieren hat, nämlich, im § 7e Abs. 2: "Auf Liegenschaften, die unmittelbar an Geschäftsstraßen liegen, sind, sofern der Bebauungsplan nichts anderes bestimmt, auf die Tiefe des jeweiligen Bauplatzes, jedoch nicht durchgehend bis zur nächsten Parallelstraße und höchstens bis zu einer Tiefe von 40 Metern, gemessen von der Baulinie, beziehungsweise Verkehrsfluchtlinie, Einkaufszentren zulässig." 

Das ist eine genaue und klare Richtlinie, was wir wollen. Nicht bis zur nächsten Parallelstraße und wenn es sich mit der Parallelstraße sowieso nicht ausgeht, dann den Bauplatz nicht tiefer als 40 Meter von der Verkehrsfluchtlinie beziehungsweise von der Baulinie weg. Eine klarere Diktion gibt es nicht, und ich weiß nicht, warum da so herum getan wird. 

Der zweite Bereich, der viel klarer geregelt gehört, ist der Bereich Hochhäuser. Was sind Hochhäuser? Ab welcher Höhe ist ein hohes Haus ein Hochhaus? Und was darf danach noch alles passieren auf dem Bauplatz, welche Paragraphen sind überhaupt noch zulässig, um dann noch, sage ich einmal, Vorteile für den Grundeigentümer oder für den Errichter, den Bauträger, herauszuschlagen? 

Sie alle, meine sehr geehrten Damen und Herren, kennen die unsägliche Diskussion in vielen Bereichen des berühmt berüchtigten § 69. Mit diesem berühmt berüchtigten § 69 ist in dieser Stadt so gut wie alles möglich, was das Bauen betrifft. 

Wir haben, als eines der klaren und erkennbaren Beispiele dafür, den Milleniumstower. 140 Meter bewilligt, und mit dem § 69, "unwesentliche Abweichung der Bebauungsbestimmung" hat sich dieses Bauwerk auf über 200 Meter ausgewachsen. Ziemlich unwesentlich, ziemlich unwesentlich. 60 Meter Zugabe. Mit vielen, vielen Begründungen, weil Architektur und Dachaufbauten und Antenne und ich weiß nicht, was alles und wie oft der Bezirk mit dieser unwesentlichen Abweichung konfrontiert wurde, bis es, sage und schreibe um 62 Meter hinaufgegangen ist. 

Und ich könnte jetzt endlos Beispiele bringen, wo dieser § 69 zum Nachteil der Anrainerinnen und Anrainer und zum Vorteil des Bauträgers beziehungsweise des Grundeigentümers, sehr, sehr weit ausgenützt wurde und eigentlich alle, auch in der Bauwirtschaft Tätige, gesagt haben, hier müsse es wesentlich klarere Richtlinien geben. 

Und interessanterweise vergessen Sie jetzt bei der Definition "Hochhäuser" wieder auf diesen § 69 und öffnen somit wieder einem Milleniumstower, oder wie er immer dann auch heißen mag, die Tür. 

Nun, selbstverständlich werden sehr viele das wieder ausnutzen. Wenn ich mir nur anschaue, mit welchem Lächeln Architekt Hollein der Bezirksvertretung im 10. Bezirk das Projekt Monte Laa präsentiert hat, und dann angesprochen auf die endgültige Höhe des Bauwerks nicht gesagt hat, nun, das wird so hoch werden oder ich stelle mir das so vor, oder ich stelle mir das so vor, sondern er hat ganz kühl lächelnd darauf gesagt: "Nun, dann wird man halt den § 69 strapazieren müssen." 

Also, was ist, wo leben wir? Wir machen lange Diskussionen, da gibt es Magistratsabteilungen, MA 21 heißen die, die in stundenlangen Diskussionen mit allerlei Fachbeiräten und sonstigen zu einem gesamtstädtischen Beschluss kommen, wie etwas auszusehen hat, geben die Rahmenbedingungen vor und man schreibt dort hinein, maximale Gebäudehöhe plus 110 Meter über Wiener Null. 

Das können Sie vergessen, was da drinnen steht. Da sparen wir den Beamten die Arbeit. Schreibt dort hin, ein Hochhaus, das cirka 110 bis ...?, § 69, hoch sein kann. Das ist viel ehrlicher. 

Es gibt eine öffentliche Auflage, da gibt es eine Diskussion darüber, da sagen alle, ja, 110 Meter, das passt, das kann man abstimmen und das ist die Südeinfahrt und da sieht man es von dort und da sieht man es von da und das passt dann schon. 

Ja, Schnecken, gar nix passt, weil dann kommt ein Herr Hollein, Holzbauer, oder wie sie alle heißen und sagen: "Muss man halt den 69er strapazieren." Tun wir halt ein bisschen was drauf. Ein Wolkerl, ein Spangerl, ein Aufbauterl und dann kommen halt 40, 50 Meter noch dazu. 

Super Bauordnung. Für das sitzen wir alle da und beschließen ein Gesetz, wo wir draußen dafür eigentlich ausgelacht werden und gesagt wird: Lasst sie beschließen, was sie wollen, Hauptsache der 69er bleibt bestehen, machts mit der Bauordnung, was ihr wollt, beschließt, was ihr wollt, aber bitte, bitte greift uns ja den 69er nicht an, weil das ist der Paragraph, der uns rettet und der eigentlich die Normierung ist, dass alles, was in dieser Stadt passiert, unter dem Deckmantel des § 69 als legal erklärt werden kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, da brauchen wir keine Novelle der Bauordnung, da können wir es bleiben lassen. Viele, viele Stunden sind da hinein geflossen in diese Novellierung. Viele, viele Stunden für jeden einzelnen Flächenwidmungsplan. Und solange wir hier nicht uns zu klaren Richtlinien finden, die auch einen Rahmen vorgeben, in dem sich jeder und jede in dieser Stadt zu bewegen hat, solange werden wir an der Nase herumgeführt bei Projekten à la Milleniumstower, Monte Laa, Twin Towers und und und, wie sie alle heißen, wo kein einziges Gebäude in dieser Stadt tatsächlich so gebaut worden ist, wie wir es hier in diesem Gemeinderat per Beschluss des Flächenwidmungsplans tatsächlich beschlossen haben. Es ist keines so gebaut worden. Da kann man wirklich sagen, Wien ist anders, aber so anders sollte es ja dann auch nicht sein, weil - und ich wiederhole mich - wir führen uns ja alle selbst hier ad absurdum. 

Und daher ist bei diesem Abänderungsantrag auch ein Punkt drinnen, Punkt 37: 

"§ 120 Abs. 1 lautet: 

1. Hochhäuser sind Gebäude, deren oberster Abschluss einschließlich aller Dachaufbauten gemäß § 81 Abs. 6 mehr als 35 Meter über dem tiefsten Punkt des anschließenden Geländes beziehungsweise der festgesetzten Höhenlage der anschließenden Verkehrsfläche liegt. Die Vorschriften des § 69 finden in diesen Fällen keine Anwendung." 

Das ist eine klare und deutliche Vorgabe. Es wird so gebaut, wie es im Flächenwidmungsplan steht. 

Und der Punkt 38: 

"§ 120 Abs. 16 lautet zusätzlich als Punkt 16:

Die Baubewilligung für Hochhäuser darf nur erfolgen, wenn die gegenständlichen Projekte den Richtlinien des Wiener Hochhauskonzeptes entsprechen." 

Denn wir haben ein Hochhauskonzept beschlossen, das aber in der Bauordnung bislang überhaupt nicht seinen Eingang gefunden hat. Das heißt, wir haben ein Konzept, das ist zwar recht nett und man kann sich daran halten oder auch nicht, oder man strapaziert den 69er. Natürlich eine Möglichkeit, aber dann haben wir die Situation, die wir in den letzten Jahren schon gehabt haben und die ganz sicherlich von niemandem hier herinnen als gut geheißen wird. Eine Situation, die für uns alle hier herinnen bedeutet, dass wir immer wieder argumentieren müssen, warum etwas passiert ist, weil es nicht so ist, wie wir es beschlossen haben, das den Unmut der Bevölkerung auf sich zieht, weil man einfach nicht mit fairen und offenen Karten mit ihnen gespielt hat. Und ich glaube, dass das notwendig wäre.

Ich glaube auch, dass dieser Abänderungsantrag zumindest in diesen zwei Punkten versucht, etwas schärfer und präziser zu formulieren, und dass wir uns vielleicht darauf verständigen, dass wir so Punkt für Punkt der Wiener Bauordnung einmal durchgehen und versuchen, zu einer klareren und deutlicheren Präzisierung zu kommen, im Sinne der BewohnerInnen dieser Stadt, aber auch im Sinne derjenigen, die in dieser Stadt bauen. Wir werden dieser Novellierung der Bauordnung für Wien in Summe zustimmen.

Zu dem Abänderungsantrag des Kollegen Maurer, der ja derart vorsichtig und so eigenartig schwammig formuliert ist, dass wieder alles offen ist: Am Besten hätte mir noch gefallen, Kollege Maurer, wenn Sie darüber - oder unten als letzten Satz - geschrieben hätten: "Und im Übrigen, wenn irgendetwas nicht funktioniert, den 69er strapazieren!"

Ich glaube, das kann nicht im Sinne des Gesetzgebers sein. Es ist auch nicht in unserem Sinne, und ich glaube, wir sollten uns sehr rasch am Verhandlungstisch treffen, um diesen § 69 und dessen schreckliche Auswirkungen vom Tisch zu bringen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Fuchs zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Bevor ich auf die Bauordnung eingehe, möchte ich einer Abgeordneten, die heute zum letzten Mal bei uns ist und in den Nationalrat kommt - das ist die Vorsitzende des Bautenausschusses -, danke sagen für ihre ... (Abg Günter Kenesei: Das war der Wohnbauausschuss!) Ja, für ihre Arbeit im Wohnbauausschuss, für ihre Umsichtigkeit und für ihre Konsensbereitschaft! (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es gibt einige Punkte in der bestehenden Bauordnung, mit denen wir nicht einverstanden sind, aber nicht nur in der Bauordnung, sondern auch in der Novelle. Ich möchte daher gleich zu Beginn einen Abänderungsantrag einbringen, der vier Punkte in sich trägt. Er ist fast gleich wie der Abänderungsantrag der Sozialdemokraten, allerdings ist der erste Punkt aus dem Antrag der Sozialdemokraten nicht darin enthalten, weil wir damit nicht einverstanden sind. Aber über alle anderen Punkte gibt es einen Konsens.

Daher werde ich diesen Abänderungsantrag einbringen:

Das Erste ist natürlich die Einbeziehung von Souterrain, Keller und Galeriegeschossen in eine höchst zulässige Zahl der Geschosse - das heißt, eine entsprechende Beschränkung ist sinnvoll. Das Zweite ist, dass Ausstellungsflächen der Kraftfahrzeuge für Land- und Baumaschinen nicht mehr als Einkaufszentren gelten sollen. Das Dritte ist, dass in Zukunft jedes Einkaufszentrum, das gewidmet ist, auch in einer Wohnzone zulässig sein soll beziehungsweise umgekehrt Wohnzonen in Einkaufszentren. Das Vierte ist, Geschäftsstraßen sollen auch in neu festgesetzten Stadtzentren festgelegt werden beziehungsweise es soll sie dort geben. 

Ich bringe daher gemeinsam mit Herrn Dr Fritz Aichinger diesen Antrag ein und ersuche dafür um Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Nun zur Novelle der Bauordnung, meine Damen und Herren! Bei dieser Bauordnung gibt es einige gravierende Maßnahmen, die beleuchtet werden sollen und beleuchtet werden müssen, mit denen wir einfach nicht einverstanden sind. Das betrifft zum Beispiel die Streichung der Notrauchfänge im Passivhausbereich, weil ich der Meinung bin, dass Notrauchfänge im Passivhausbereich erst dann gestrichen werden dürfen, wenn wir 100‑prozentig wissen, dass dieses Passivhaus total funktioniert. Hier gibt es teilweise nur Vermutungen. Aber auch dann ist ein Notrauchfang sehr sinnvoll, weil es auch bei einem Passivhaus zum Beispiel dann, wenn es Erdwärme als Zweitbeheizung gibt und dabei der Antriebsstrom ausfällt, sehr tragisch wäre, wenn dort die Temperatur eines Hauses nicht erreicht werden kann. Daher soll es, glaube ich, in vielen Bereichen unbedingt einen Notkamin geben. Das sind vor allem die Reihenhäuser. Aber ich glaube auch, dass dabei eine gewisse Umsichtigkeit und Vorausplanung Beachtung finden soll, und wenn so etwas eintritt, dann soll man darauf zurückgreifen können. Das komplette Streichen aus der Bauordnung ist daher meiner Ansicht nach nicht sinnvoll.

Das ist auch, glaube ich, nicht sinnvoll bei Hochhäusern. Es besteht eine Möglichkeit, bei Hochhäusern über Sammler auch Notrauchfänge zu haben. Ich meine, dass solche Notrauchfänge sicherlich keine großartige Investition sind, und sie sind sehr wichtig, wie sich an einem typischen Beispiel in München gezeigt hat, als 15 000 Menschen wochenlang gefroren haben, weil dort das Fernheizwerk als Energieträger ausgefallen ist. Das soll es in Wien nicht geben. Daher soll man diesen Passus auch bei Hochhäusern überdenken. Jedenfalls bin ich entschieden dagegen, dass im Voraus, ohne einen Prototyp zu haben, im Geschosswohnbau beim Passivhaussystem dieser Notkamin gestrichen wird.

Meine Damen und Herren! Kritik gibt es auch an der Neufestsetzung der Verpflichtung zur Entschädigung, wonach 30 Prozent der Grundstücksfläche unentgeltlich an die Stadt abzutreten sind. Das ist eine massive Verschlechterung für die Menschen in unserer Stadt, für Industrie- und Gewerbebetriebe! Es wird dafür eine fadenscheinige Begründung genannt, das ist die Verwaltungsvereinfachung. In anderen Bundesländern sind es 10 Prozent, meine Damen und Herren, und Sie wollen 30 Prozent. Ich stelle fest und sage nochmals wie im Ausschuss: Im Hinblick auf die Judikatur des Verfassungsgerichtshofs der letzten Jahre haben alle anderen Bundesländer die unentgeltliche Grundabtretungsverpflichtung reduziert und bieten bei Auflassung oder Reduzierung von Verkehrsflächen regelmäßig die Rückstellung der Grundflächen an. Das ist in Wien nicht so!

Daher frage ich Sie: Halten Sie eine Rechtslage für richtig, die es ermöglicht, dass die Stadt Wien Grundflächen, die ihr unentgeltlich abgetreten werden und abgetreten worden sind, nach Auflassung oder Reduzierung der Verkehrsfläche durch Planungsmaßnahmen der Stadt Wien an die Anlieger verkauft? Oder: Ist das bestehende Ausmaß der unentgeltlichen Grundabtretungsverpflichtung nicht zumindest zu verringern, wie dies in anderen Bundesländern geschehen ist? Oder: Müsste nicht die Stadt Wien, wenn durch ihre Planung eine Änderung bezüglich früher festgelegter Verkehrsflächen eintritt, von Amts wegen eine Entschädigung vornehmen, wenn keine Rückstellung gemacht wird? Meine Damen und Herren, sollte die derzeitige Praxis der Vermischung zwischen öffentlichem Recht - MA 64, MA 69 - nicht abgestellt werden? Müsste nicht dafür Sorge getragen werden, dass Verfahren innerhalb kürzester Frist dem Gesetz entsprechend abzuwickeln sind?

In Wien hat man Ungerechtigkeiten, die kein anderes Bundesland hat. Das sind keine bürgerfreundlichen oder bürgernahen Gesetze. Wir lehnen die Vorgangsweise mit diesen 30 Prozent ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Nun zur Änderung von § 1 Abs. 1 und § 8 Abs. 4: Das heißt, dass das Amtsblatt der Stadt Wien in Zukunft als alleiniges offizielles Publikumsorgan eingesetzt wird. Das bedeutet einen Verzicht auf Veröffentlichung in der "Wiener Zeitung".

Meine Damen und Herren! Sie wissen genau, die "Wiener Zeitung" hat die besten, die allerbesten Annahmebedingungen. Bis 17.30 Uhr ... (Abg Günter Kenesei: Aller-, aller-, allerbesten!) Herr Kollege, bis 17.30 Uhr - beziehungsweise sogar bis 18 Uhr, wenn Sie hingehen - vor dem Erscheinungstag können Sie Ihre Wünsche und Ihre Einschaltungen abgeben. Das hat keine andere Zeitung! (Abg Günter Kenesei: Und was ist bei ...) Diese "Wiener Zeitung" wird als Veröffentlichungsorgan gestrichen. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Die "Wiener Zeitung" ist 300 Jahre alt, meine Damen und Herren! Das ist die älteste ... (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: 299!) Na, 299 - sie wird nächstes Jahr 300 Jahre alt, dann haben wir das Jubiläum. Das ist, bitte, die älteste Tageszeitung der Welt! Das heißt, wenn Sie jetzt sagen, dass nur noch das Amtsblatt der Stadt Wien herangezogen wird, dann ist das ein wunderschönes Geburtstagsgeschenk, das Sie machen.

Es gibt viele, die die "Wiener Zeitung" lesen. Ich frage mich aber: Was ist eigentlich der Hintergrund dafür, dass Sie die "Wiener Zeitung" nicht mehr zur Veröffentlichung heranziehen? - Sie nehmen zum Beispiel Anschlagtafeln als Mittel der Veröffentlichung. Glauben Sie, die Anschlagtafeln der Stadt Wien liest jeder, wenn veröffentlicht wird? Da liest er eher die "Wiener Zeitung". (Abg Dr Herbert Madejski: Das "Wiener Blatt"!) Ja, das "Wiener Blatt". (Heiterkeit des Redners.)

Jetzt frage ich Sie ganz offen: Hängt das vielleicht damit zusammen - wie mir ein SPÖ-Funktionär so schön mitgeteilt hat und durchblicken ließ -, dass es eine kritische Berichterstattung bei den Bürotürmen in der Landstraße gegeben hat? (Abg Dr Matthias Tschirf: Ach, das ist das Kriterium! - Ruf bei der FPÖ: ... in der "Wiener Zeitung"?) Nein, nicht in der "Wiener Zeitung". Lesen Sie es, ich habe den Artikel auch gelesen. (Abg Johann Driemer: Das war in der "Presse"!) - Hängt das vielleicht zusammen? Ihr Funktionär müsste das ja wissen! Es ist ganz arg. Wissen Sie, was das ist? - Das ist eine Strafaktion, die Sie da vollziehen. Es ist ja unwahrscheinlich, was Sie sich da leisten! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Günter Kenesei: ... mit der Pressefreiheit! - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ich sehe in Ihrer Vorgangsweise, in Ihrer legistischen Maßnahme (Abg Johann Driemer: So wie beim ORF!) einen Anschlag auf das Redakteursstatut, einen Anschlag auf die freie Meinungsäußerung. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das glauben Sie doch selbst nicht, Kollege Fuchs!) Herr Kollege, Sie lachen dazu. Stellen Sie sich vor, das wäre Ihnen passiert. Wissen Sie, was Sie sagen würden? - Das ist ein Skandal! (Abg Dr Matthias Tschirf: Ist ja unglaublich! Das ist ja fast Sache für einen Untersuchungsausschuss! - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie sagen, die freie Meinungsäußerung ist doch etwas in der Demokratie. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis: Noch haben Sie nicht so viel Macht! Sie probieren es zwar, aber die Redakteure haben noch immer ihre Meinung. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Herr Kollege, wollen Sie immer Hofberichterstattung für die SPÖ? (Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Wollen Sie damit Kritik unterbinden? Wollen Sie die Kritik mundtot machen? (Abg Günter Kenesei: Ihr wollt es ja im Bund! Schaut einmal eure Presseförderung im Bund an! Das ist der Unterschied!) Das ist doch wirklich ein Skandal! Das ist Sozialdemokratie, das ist beinharte Sozialdemokratie, und das ist SPÖ-Alleinregierung in Wien, wie man sie beinhart durchsetzt! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dr Herbert Madejski: Sozialismus, nicht Sozialdemokratie!) Das zeigt, wie man mit der Macht umgehen möchte.

Herr Kollege Schuster - wo ist er denn? - hat mir, nachdem ich gesagt habe: ändern wir doch den Abänderungsantrag!, dann gesagt: nein, das wird nicht geändert, weil Einschaltungen ein Mal falsch gewesen sind. Jeder weiß doch, bitte, dass die Stadt eine Agentur zwischenschaltet und diese Agentur eigentlich alles abzeichnet. Das ist eine Agentur der Stadt, Herr Klubobmann, Sie wissen das genau. Wenn diese Agentur das falsch abzeichnet, ist die Agentur der Stadt Wien schuld und nicht - wie Herr Schuster sagt - die "Wiener Zeitung". Die Frage ist ja: Warum hat sie abgezeichnet? Warum hat sie diese Dinge verspätet geliefert? Das ist ein Skandal, solche Dinge zum Anlass zu nehmen, um freie Meinungsäußerung zu unterdrücken!

Wie viele Mängel, Herr Kollege, hat die Stadt Wien bei der Information in den Bezirken bei den Flächenwidmungen, dort, wo sie zu Bürgergesprächen einlädt? Dort kommt oft überhaupt kein Zettel hin, keine Information, oder sie kommt verspätet hin. (Abg Dr Herbert Madejski: Richtig!) Nehmen Sie sich da selbst bei der Hand. Sie machen keine Information, Sie machen zu spät eine Information an den Bürger, da wird richtiger Schaden angerichtet.

Meine Damen und Herren! Das ist Machtausübung, und all diese Punkte in der Bauordnung, die ich genannt habe, gehören geändert. Daher ist auch unser Abänderungsantrag gestellt worden. (Abg Günter Kenesei: Ihnen hört nicht einmal die eigene Fraktion zu!) 

Dem Gesamten können wir daher nicht die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Trammer.

Abg Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landesrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute soll unter anderem eine Änderung der Bauordnung beschlossen werden. An sich wäre das eine gute Sache, wenn es wirkliche Verbesserungen gäbe. Nur leider kann man in diesem Fall nicht unbedingt von einer Verbesserung der Bauordnung reden.

Die Bauordnung beinhaltet leider noch immer viele problematische Paragrafen, die nicht einmal ansatzweise geändert werden sollen. Diese Bauordnung ist schwach, rot, mangelhaft. Daher können wir der Gesetzgebung in dieser Form auch nicht zustimmen. Unsere Anträge zur Bauordnungsreform wurden, wie Sie ja wissen, immer wieder in Bausch und Bogen abgelehnt, weil man in Wahrheit gar keine wirkliche Verbesserung haben möchte. Die rote Bibel der Verantwortlichen dient als Werkzeug für Ihre zentralistischen Vorhaben. (Abg Christian Oxonitsch: Wer hat denn das geschrieben?)
Bürgermitbestimmung ist ein Fremdwort. Zur Gewissensberuhigung gibt es jetzt zwar eine Bewilligungspflicht für Antennenanlagen im Parkschutzgebiet und Wald und Wiesengürtel, aber die Aufstellung der Funkantennen, sprich Handymasten, bleibt außerhalb dieser Gebiete weiterhin nicht bewilligungspflichtig. Es wäre eine große Chance gewesen, aber wie immer bei der SPÖ: Chance gehabt, Chance vertan! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Heinz Hufnagl: Ja, als der Bund seine Lizenzen verkauft hat, wäre da wirklich eine Chance gewesen! Was Schmid falsch gemacht hat! Die Chance war wirklich da! Aber das ist das falsche Haus, darüber zu reden!)

Möchten Sie da vielleicht hertreten und ein bisschen ein Statement abhalten? (Abg Heinz Hufnagl: Ich kann Ihnen sofort eine tatsächliche Berichtigung liefern!) Wunderbar, bin ich schon sehr gespannt auf Ihre Wortmeldung. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Wir kritisieren ebenso, dass es keine eindeutige Regelung in der Wiener Bauordnung gibt, die sicherstellt, dass Mietern ein Mitspracherecht bei der Errichtung von Handymasten in unmittelbarer Nähe beziehungsweise auf den Dächern der Wohnhäuser eingeräumt wird. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das will aber die FPÖ auch nicht!) So wäre eine Vertretung der betroffenen Mieter durch die Umweltanwaltschaft durchaus vorstellbar. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das habt ihr verhindert im Bund!) Lesen Sie unsere Pressedienste, die wir hier gemacht haben. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Eure Forstinger hat genau das verhindert!) Herr Maresch, ärgern Sie sich nicht wieder grün über Blau, sondern tragen Sie konstruktiv etwas dazu bei. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Forstinger hat genau das verhindert! Das sollte man einmal nachlesen!)

Für die Umweltanwaltschaft gibt es also ebenfalls keine Zustimmung - das ist die SPÖ! Eine Parteistellung für Anrainer wäre also jedenfalls in der Bauordnung zu verankern. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Eure Durcheinander-Minister haben das verhindert! Ihr wart genau da herinnen auch dagegen! - Abg Dr Herbert Madejski: Wir reden über die SPÖ, aber nicht über die GRÜNEN! - Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.) Ja, aber das macht nichts. Herr Maresch ärgert sich jetzt nur, weil er gestern bei dem Schauspiel, das sie sich bei der Dringlichen geliefert haben, nicht mitgespielt hat. Schade, er war wahrscheinlich in der Regie nicht wirklich vorgesehen. Aber bei den GRÜNEN kennen wir ja den Spruch: "Wie sind die GRÜNEN? Die GRÜNEN sind wie Kiwis: harte Schale, gar kein Kern." (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Und ihr seid bald nicht mehr da, das ist eh noch besser!)
Wie man ja weiß, verdient sich die Gemeinde Wien ein schönes Körberlgeld bei der Bewilligung der Aufstellung derartiger Anlagen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ihr schaut euch schon die Stellenangebote in der Zeitung an! Die Stellenangebote in der "Wiener Zeitung"!) Ist Ihnen nicht gut, Herr Maresch? Brauchen Sie einen Arzt? Ich weiß nicht, Sie sind so aufgeregt. (Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.) Ich mache mir wirklich Sorgen um Ihre Gesundheit. (Abg Mag Rüdiger Maresch: ... die eigene Fraktion zuhört! - Abg Dr Herbert Madejski: Blass ist er schon! - Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.) Ich habe Zeit, ja, macht nichts, ich habe Zeit. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Minus 70 Prozent im Parlament!) Kommt auf Sie vielleicht auch noch zu, wenn Sie so weitermachen. (Abg Dr Herbert Madejski: Flach legen! Eine Bahre!)
Keine Regelung gibt es auch in der Mehrfachnutzung von Handymasten durch die einzelnen Betreiber. Die Überlegung, dass man den einen oder anderen Standort aus stadtgestalterischer Sicht leichter einsparen und dem Handymasten-Wildwuchs entgegenwirken kann, hat man bis heute nicht verstanden. Unsinnig ist ebenfalls - und wir haben es ja schon gehört - die Streichung der Notrauchfänge bei Neubauten. Nun ja, Flexibilität ist nicht unbedingt die Sache der Mehrheitsfraktion.

Eine kalte Dusche für den Bürger gibt es auch im Bürgerbeteiligungsverfahren bei Hochhauswidmungen. Man will zwar hoch hinaus, aber den steuerzahlenden Bürger eher klein halten, vor allem was das Mitspracherecht betrifft. Die Schaffung von Rechtssicherheit für die betroffenen Bürger bei Hochhausprojekten durch ein in der Wiener Bauordnung verankertes Bürgerbeteiligungsverfahren vor Beschluss des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans wäre ein Meilenstein in Richtung Demokratieverständnis. Aber die Spatzen pfeifen es ja von den Dächern: Das so genannte Demokratiepaket der SPÖ enthält bei genauerer Betrachtung nichts als heiße Luft. Wo bei der SPÖ "Demokratie" draufsteht, ist Bevormundung drin. (Abg Christian Oxonitsch: Wer hat denn das geschrieben?)
Unzureichende Bürgerbeteiligungsverfahren waren eben einer der Gründe, warum wir Freiheitliche das Hochhauskonzept abgelehnt haben. In diversen Arbeitssitzungen haben wir immer wieder versucht, dieses Bürgerbeteiligungsverfahren hineinzureklamieren, aber die lapidare Antwort von StR Schicker war: Wir sind hier nicht die Bauordnungskommission. - Schade, die hat es ja in Wirklichkeit auch nie gegeben.

Man hätte sich wahrscheinlich einige Peinlichkeiten erspart. So hätte sich die Sozialdemokratie fast selbst ins Knie geschossen, indem sie eine neue Gebäudehöhenentwicklung im Sinne des Hochhauskonzepts mit einer Gesamthöhe von 35 Metern einführen wollte. So hätte man alle 26‑Meter-Bauten locker auf 35 Meter erhöhen können und wollen. Sozusagen in allerletzter Minute kamen massive Sicherheitsbedenken seitens der Feuerwehr ins Gespräch. Ab einer Gebäudehöhe von 26 Metern bedarf es nämlich erhöhter Sicherheitsbestimmungen - das hat man vergessen -: zwei Stiegenhäuser, davon eine Sicherheitsstiege entweder innen oder außen, spezielle Lichtanlagen und vieles mehr. Daher ist eine Erhöhung der Gebäudegrenze unbedingt zu unterlassen!

Diese Sicherheitsbestimmungen gelten übrigens EU-weit. Nur in Wien wollte man sozusagen darum herumgehen. In allen anderen Ländern, die kein derartiges Sicherheitsnetz haben, ist erwiesenermaßen die Todesrate bei Brandfällen extrem hoch. Daher muss es auch das Ziel der kommenden Bauordnungsnovelle sein, nachträgliche Höhenentwicklungen über den § 69 zu unterbinden. Dieses Hintertürchen, meine Damen und Herren, das sich die Verantwortlichen mit dem 69er bisher offen gelassen haben, ist schon allein aus Sicherheitsgründen unbedingt zu schließen. Bis jetzt ist es ja leider möglich, den § 69 so weit zu beugen, dass Höhenentwicklungen um ein Vielfaches möglich sind.

Es bleibt die Frage: Wem nutzt schlussendlich das Ausschlachten dieses Paragrafen? Ob wir eine Antwort darauf bekommen? - Ich glaube nicht. Die SPÖ-Mehrheitsfraktion wäre daher gut beraten, bei der nächsten Bauordnungsreform vorher die Experten zu befragen. Denn Sie wissen ja, meine Damen und Herren von der SPÖ: Eine Politik aus dem Bauch heraus ist immer noch eine kopflose Politik. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Heinz Hufnagl: Zurück um 17 Prozent! 24. November!)
Keine Einsicht herrscht bei der SPÖ auch, was die Besetzung des Fachbeirats betrifft. Nun kommen wir zu meinem Lieblingsthema. So ist eine Doppelrolle - nämlich Vorsitzender und gleichzeitig verantwortlicher Architekt für große innerstädtische Bauprojekte sein zu können - durch die Bauordnung zwar nicht explizit untersagt, aber die schiefe Optik bleibt allemal. Eine Überarbeitung des § 3 der Wiener Bauordnung ist also von der SPÖ nicht zu erwarten. So kann man sich wohl, vermute ich, für die ehrenamtliche Tätigkeit des Fachbeirats mit Großaufträgen erkenntlich zeigen.

Was wäre so eine Diskussion über die Wiener Bauordnung ohne ein plakatives Beispiel? Hier ein Beispiel dafür, wie Bürger den bestehenden Bestimmungen auf Gedeih und Verderb ausgeliefert sind: Vor zirka 30 Jahren beansprucht die Gemeinde Wien Bauland von einem Heurigenbesitzer, selbstverständlich bestes Bauland in bester Lage, 19. Bezirk. Man sagte, die angrenzende Schule solle vergrößert werden, daher müsse er diesen Baugrund der Gemeinde abtreten. Ablösen lassen konnte er sich diesen Grund nicht, weil auf seinem Baugrund das einzige Presshaus steht, zu dem er zufahren musste. Also sicherte er sich, mit der Gemeinde Wien abgesprochen, diese Zufahrtsmöglichkeit, und die Gemeinde Wien widmete dieses Bauland kurzerhand in Grünland um. Dieser Herr B. blieb aber weiterhin Eigentümer. Im Grundbuch wird dieses Grundstück als Bauland geführt, auch Steuern darf Herr B. noch immer dafür blechen.

Doch dann trat in dieser Geschichte eine Wende ein. Denn vor zehn Jahren verzichtete der Stadtschulrat auf dieses Grundstück, eine Erweiterung des Schulgebäudes war nun nicht mehr geplant. Daraufhin bemühte sich Herr B. um die Rückwidmung in Bauland, welche man ihm seitens der MA 21 auch versprach; er müsse nur etwas Geduld haben, bei der nächsten Überarbeitung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans würde dieser Rückwidmung in Bauland nichts mehr im Wege stehen.

Vertrauend auf die Magistratsabteilung nahm Herr B. einen Kredit auf dieses Grundstück auf. Immerhin steht es ja noch immer als Bauland im Grundbuch und in seinem Besitz, allein die Flächenwidmung sagt etwas anderes. Und so nahm das Unglück seinen Lauf. Immer wieder vertrösteten ihn die Magistratsbeamten: die Umwidmung wird schon kommen, er soll sich keine Sorge machen, es ist bald soweit. Herr B. kann aber seine Schulden nur dann abzahlen, wenn die Umwidmung erfolgt ist und er sein Grundstück als gewidmetes Bauland wieder verkaufen kann.

Aber es kommt noch schlimmer, man glaubt es nicht. Was Herr B. nicht wusste, war die plötzliche Verhängung einer Bausperre über diesen Flächenwidmungsplan. Ich frage hier die Verantwortlichen: Wer um alles in der Welt kauft ein Grundstück mit einer Grünlandwidmung, über das eine Bausperre verhängt wurde? - Niemand! Und so geht - das geht auf Ihr Gewissen und auf Ihr Konto - ein 100 Jahre alter Heurigenbetrieb zugrunde, so werden durch die SPÖ-Mehrheitsfraktion Existenzen vernichtet!

So schaut es aus in Wien: Grundstücksspekulationen im Rahmen der Bauordnung. Das ist für mich moderne Wegelagerei und das ist in Wahrheit diese soziale Kälte, die von der SPÖ ausgeht, das ist der eisige Wind, der von der SPÖ den Bürgern entgegenweht. (Abg Mag Thomas Reindl: Es hat minus 6 Grad draußen!)
Man kennt die Defizite der Bauordnung. Warum will man sie nicht beheben? Die SPÖ wollte - im Wahlkampf habe ich das gehört - ein Kabinett des Lichts für die Menschen in Österreich. Doch wo Licht ist, da ist sehr viel Schatten bei der SPÖ, besonders wenn keine großen Leuchten vorhanden sind. (Abg Mag Thomas Reindl: Ja, Sie sind ein Schattenkabinett! - Abg Renate Winklbauer: ... solche Leuchten wie Sie!) Ich bin nicht bei der SPÖ, Frau Kollegin, Gott sei Dank! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sehen Sie die Bauordnung einmal in einem anderen Licht und missbrauchen Sie nicht die Menschen für Ihre Planungsvorhaben! (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dkfm Dr Maurer.

Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Hoher Landtag!

Die genialen Ausführungen meiner Vorrednerin dürften hier Bewegung in die Fraktion der FPÖ gebracht haben. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Erleuchtung!) Erleuchtung - ja, das war eine Erleuchtung, das stimmt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte jetzt der Reihe nach vorgehen, so wie die Redebeiträge hier vorgebracht wurden. 

Zur Frage Abänderungsantrag, nachdem hier schon seit längerem die Novellierungsentwürfe vorliegen (Abg Dr Herbert Madejski: Seit vier Tagen!): Lieber Kollege Kenesei, es kommen eben immer wieder so viele gute Ideen dazu, natürlich auch von den GRÜNEN, die man selbstverständlich nicht unter den Tisch fallen lassen kann, sondern die man unbedingt einbauen muss, sodass hier ... (Abg Günter Kenesei: Den Kontrollamtsbericht Einkaufszentren gibt es seit einem drei viertel Jahr! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Lassen Sie mich jetzt auch einmal kurz reden, Sie haben auch lange ... (Abg Günter Kenesei: Sagen Sie nicht, der ist heute erst auf den Tisch gekommen!) Ich sage nur, die vielen Ideen müssen unbedingt eingebaut werden. (Abg Günter Kenesei: Kein Problem!)
Zur Frage der Lesbarkeit der Bauordnung: Ich meine, das können wir sicher nicht heute ausdiskutieren. (Abg Dr Herbert Madejski: Die ist nicht lesbar!) Da bin ich der Meinung, dass hier wirklich eine große Aufgabe vor uns liegen würde, an die man aber nicht mit Spaß herangehen kann, sondern das ist ein ernsthaftes Problem, zu dem man sich wirklich etwas überlegen müsste. (Abg Günter Kenesei: Ihr seid die Mehrheitsfraktion!)
Zum konkreten Abänderungsantrag wurde die Frage Geschäftsstraßen genannt. Herr Kenesei hat gesagt, es wird hier Bezug genommen darauf, dass ein Kauf durchgeführt werden müsste, um diese Bestimmung wirksam werden zu lassen. Das ist nicht richtig. (Abg Günter Kenesei: Das habe ich auch nicht gesagt!) In der Begründung steht dieser Ausdruck tatsächlich drin. Aber es wird nicht die Begründung beschlossen, sondern es wird der Gesetzestext beschlossen, und da steht überhaupt nichts von Kauf drin. (Abg Günter Kenesei: Das weiß ich ja!) Dann sagen Sie es nicht. (Abg Günter Kenesei: Es steht ja da!) Da steht es jedenfalls nicht drin, im Text steht es nicht drin, daher kann diese Befürchtung gar nicht passieren. Es ist völlig ungefährlich, der Text stellt nicht darauf ab.

Zur Frage Parallelstraße: Wenn Sie meinen, dass durch den Ausdruck "Parallelstraße" die Situation klarer wird, sage ich: das ist überhaupt nicht der Fall. Im Gegenteil, dann müsste man nämlich erst wieder umständlich definieren, was eine Parallelstraße ist. Was ist, wenn dort eine Kurve drinnen ist oder wenn das im spitzen Winkel einmündet? (Abg Dr Herbert Madejski: Also bitte!) Oder was ist, wenn sonst irgendwie Unregelmäßigkeiten bestehen? Es kann nicht immer eine geometrische Parallelität sein. Daher und um dieser Befürchtung Rechnung zu tragen, steht eigentlich im Text schon drin, dass nichts passieren kann. (Abg Dr Herbert Madejski: Parallel ist parallel! Nebeneinander! Nebeneinander laufend!) Ich habe Zeit, Herr Madejski, mir spielt es keine Rolle. (Abg Günter Kenesei: Dann gibt es auch noch Parallelkurven! - Weitere Zwischenrufe.) 
Ich zitiere: "Auf Liegenschaften", und so weiter, "sind", und jetzt kommt es: "sofern der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt", und dann geht es wieder weiter: "jedoch maximal bis zu einer Tiefe von 40 Meter, Einkaufszentren zulässig". Das heißt, es wird hier in erster Linie auf den Bebauungsplan abgestimmt. Das ist das Entscheidende, aber das Maximum beträgt eben 40 Meter. Da brauchen wir keine Definition, was parallel ist und was nicht parallel ist, sondern wenn es der Bauplan sowieso anders bestimmt, dann können es nicht einmal 40 Meter sein, sondern dann kann es sogar darunter sein. Da ist auf gewisse Bebauungs- und Geländeformationen ohne weiteres Rücksicht genommen. Auch diese Befürchtung ist daher keineswegs berechtigt.

Zur Frage Hochhauskonzept: Selbstverständlich ist nicht vergessen worden, dass die Frage des Hochhauskonzepts in der Bauordnung verankert gehört - selbstverständlich, und im Zusammenhang damit natürlich der § 69! Was da schwammig sein soll, verstehe ich nicht.

Aber eines werden Sie von uns nicht erleben: Wenn seitens der Feuerwehr berechtigte Bedenken bestehen und wenn der Branddirektor zu dieser geplanten Höhe aus Sicherheitsgründen Bedenken anmeldet, dann werden wir das ganz sicher nicht übergehen, sondern wir werden sehr wohl darauf Rücksicht nehmen! Diese Frage ist allerdings noch nicht ausdiskutiert. Sie muss erst entsprechend bereinigt und ausdiskutiert werden, damit man dann wirklich weiß, was man machen kann. Nach dem derzeitigen Stand ist das nicht der Fall, daher steht dieser Paragraf auch gar nicht drin, obwohl die Frage Hochhäuser selbstverständlich auch in der Bauordnung in dieser neuen Form geregelt gehört.

Zur Frage "Wiener Zeitung" ja oder nein, die angeschnitten wurde: Ich schätze das eher in Richtung kabarettistischer Einlage ein, was Georg Fuchs hier vorgebracht hat. (Abg Georg Fuchs: Das ist aber traurig, was Sie da sagen!) Jedenfalls ist eines klar: Die Erfahrung zeigt, dass bei Ausschreibungen fast ausschließlich auf Grund der Veröffentlichung im Amtsblatt die Angebote erfolgen und die "Wiener Zeitung" eine untergeordnete Rolle spielt. Außerdem ist die Verbreitung der "Wiener Zeitung" nicht eine solche, dass man meint, es ist unbedingt notwendig, sie einzubeziehen. (Zwischenruf des Abg Georg Fuchs.)
Was für mich wesentlich wichtiger ist, ist die Tatsache, dass Hausanschläge gemacht werden, wenn Änderungen in der Flächenwidmung durchgeführt werden, und dass diese Dinge ins Internet gestellt werden. Das wird sowieso gemacht. Aber es besteht tatsächlich die berechtigte Befürchtung - so etwas ist schon einmal passiert -, dass durch einen Druckfehler ein Straßennahme falsch geschrieben wurde und danach eine Neuauflage erforderlich geworden ist. Das bedeutet eine gewaltige Verzögerung, auch für den, der an der Verwertung des Grundstücks interessiert ist, und für diejenigen, die bauen wollen. Hier geht es also auch im Interesse der Wirtschaft darum, dass solche Fehler nicht passieren, und damit wird nun eine Fehlerquelle ausgeschaltet.

Die Rauchfänge bei Passivhäusern: Auch das war eher etwas ins Kabarettistische gehend. Denn Tatsache ist - und das ist durch Studien belegt -, dass eben ein Kamin zur Wärmeabfuhr da ist, und das tut er auch. Das heißt, wenn man ihn im Passivhaus einbaut, macht man quasi schon von vornherein eine Kältebrücke, die den Sinn des Passivhauses ganz in Frage stellt. Daher ist das nicht sehr vernünftig, so sehr man dort auch isolieren mag. Wenn im Passivenergiehaus irgendetwas nicht funktioniert, dann ist der Stand der Technik heute sicherlich so, dass man das anders bereinigen muss als dadurch, ein Loch in die Wand zu stemmen, ein Ofenrohr hineinzustecken und darunter einen Kohleofen im Wohnzimmer hinzustellen. Das kann ja nicht der technische Sinn eines Niedrigenergiehauses sein, denn dann ist der Sinn des Ganzen sowieso schon zerstört. Das kommt daher sicherlich nicht in Frage und ist vor allem völlig sinnlos. (Abg Georg Fuchs - auf Abg Rudolf Klucsarits deutend -: Der Rauchfangkehrer ist Spezialist!)
Zur unentgeltlichen Abtretung von Straßengrund: Gerade auf Grund der nunmehrigen Bestimmungen, die in der Novelle enthalten sind - nicht hier im Abänderungsantrag, sondern schon in der Novelle -, erfolgt eigentlich jetzt erst eine Beschränkung, die vorher überhaupt nicht der Fall war. Das heißt, eigentlich kommt das den Wünschen entgegen, dass man eine Begrenzung hat und nicht unbegrenzt unentgeltlich abtreten muss. Der Prozentsatz ist eine Frage, ja, ich weiß, das kann woanders natürlich völlig anders sein. Aber auch die städtische Struktur ist eben anders als jene auf dem flachen Land. 

Zu Frau Trammer: Ich glaube, niemand kann von mir ernsthaft verlangen, dass ich auf alles eingehe, was hier gesagt wurde. Ich kann nur den allgemeinen Rat geben, einmal die Bauordnung zu lesen. Denn was Sie darüber behauptet haben, ist durch nichts nachzuvollziehen, außer vielleicht durch Ihre blühende Fantasie. (Abg Heike Trammer - ein umfangreiches Buch in die Höhe haltend -: Da können Sie auch einen Blick hineinwerfen!)
Wenn Sie Ihre Kollegen fragen - es gibt Fraktionskollegen von Ihnen, die schon vor Jahren in Bauordnungskommissionen drinnen waren, die wissen, wie dort diskutiert wurde und dass dort nicht zentralisiert wurde, sondern dass dezentralisiert wurde, dass eine Menge von Bewilligungspflichten durch Meldepflichten ersetzt worden sind und sogar manche Meldepflichten abgeschafft wurden. Also ist tatsächlich genau das Gegenteil von dem, was Sie sagen, eingetreten, daher ist das wirklich nicht ernst zu nehmen. Da würde ich Sie ersuchen, einmal dieses Werk und vielleicht auch die Kommentare zu lesen, bevor Sie hier solche Meldungen abgeben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Um abzuschließen: Ich ersuche, dem Abänderungsantrag, den ich jetzt übergebe, die Zustimmung zu erteilen, und die Abänderungsanträge der Herren Kenesei und Fuchs abzulehnen. - Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. Die Verhandlung ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich danke für die Beiträge, insbesondere dem Kollegen Maurer, der ja vieles beantwortet hat. Ich möchte daher zu einem einzigen Punkt Stellung nehmen, den Kollege Kenesei aufgeworfen hat, dem häufig diskutierten § 69.

Tatsächlich ist seit dem Millenniumstower einerseits und vor allem durch oberstgerichtliche Entscheidungen eine Linie in der Stadt politisch vorgegeben, die besagt, dass "unwesentlich" keinesfalls 10 Prozent der Bauhöhe oder ein Stockwerk überschreiten kann. Das heißt, es ist unserer Meinung nach seither als eine politische Leitlinie so etwas wie eine Obergrenze gegeben. Tatsächlich ist auch diese Meinung, die wir politisch klar vorgeben, natürlich keine Zwangsbestimmung für einen Bezirks-Bauausschuss, aber es ist dem Bezirks-Bauausschuss bekannt, wie die Judikatur dazu und wie unsere - und ich darf auch sagen: meine - politische Meinung dazu aussieht. Insofern gibt es eine Richtlinie.

Würden wir den § 69 ersatzlos streichen (Abg Günter Kenesei: Verlangt auch niemand!), dann würde ich mir zwar einige graue Haare ersparen, aber es wäre dann für viele Projekte nicht möglich, die Realisierung zu erreichen. Daher ist noch keiner auf eine Idee gekommen, wie wir den § 69 über diese von mir genannte Einschränkung hinaus weiter begrenzen oder definieren könnten und damit auch den Bezirks-Bauausschuss überzeugen könnten, der es uns erleichtert, hier eine Handhabe vorzufinden. Ich sage das, weil Projektbetreiber tatsächlich immer wieder glauben, der § 69 ist so, wie ihn Kollege Kenesei beschrieben hat. Ich unternehme aber alles, dass Projektbetreiber richtig informiert werden, und auch dafür, diese von uns erkannte Obergrenze, die sich durch die Judikatur ergeben hat, bekannt zu machen.

Insgesamt ersuche ich Sie um Zustimmung, und natürlich auch um Zustimmung zu dem Abänderungsantrag, den Kollege Mauer vorgelegt hat. 

Präsident Johann Hatzl: Ich komme nun zu den Abstimmungen.

Zuerst gelangen wir zu den Abänderungsanträgen.

Es ist ein Abänderungsantrag der GRÜNEN eingebracht worden.

Wer für den Abänderungsantrag der GRÜNEN ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dafür stimmen die GRÜNEN, das ist die Minderheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Ich komme zum Abänderungsantrag der ÖVP.

Wer für den Abänderungsantrag der ÖVP ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es sind die ÖVP und die FPÖ, die dafür stimmen, das ist die Minderheit, der Antrag ist somit abgelehnt. 

Ich komme zu dem von der SPÖ eingebrachten Abänderungsantrag.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dafür ist SPÖ, das ist die Mehrheit, somit ist der Antrag angenommen.

Es wurde getrennte Abstimmung verlangt.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, jedoch mit Ausnahme des Artikels I zustimmen wollen, die Hand zu erheben. (Abg Dr Herbert Madejski: Was ist der Artikel I, bitte?) Sie haben ja die Unterlagen. - Dafür sind SPÖ und GRÜNE, das ist die Mehrheit.

Nun bitte ich jene Mitglieder des Landtags, die dem Artikel I - er betrifft die Bauordnung für Wien, ich sage es gleich dazu, damit das nicht missverständlich ist (Abg Dr Herbert Madejski: Wäre aber zuerst auch schön gewesen, dieses Motto!) - ihre Zustimmung geben wollen, ein Zeichen mit der Hand zu geben. - Dafür sind SPÖ und GRÜNE, somit ist auch das mehrheitlich beschlossen.

Das Gesetz ist in erster Lesung angenommen.

Meine Damen und Herren! Wenn kein Widerspruch erfolgt, komme ich sogleich zur zweiten Lesung. - Widerspruch wird nicht erhoben.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind SPÖ und GRÜNE, somit ist das Gesetz in zweiter Lesung mehrheitlich beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 4 (04239/2002-GWS). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr amtsf StR Faymann. - Bitte.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich glaube, dass sowohl die Absichten als auch die Details den Parteien - zumindest denjenigen, die sich in den jeweiligen Parteien dafür besonders interessieren - bekannt sind, und ersuche daher um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. - Es erfolgt kein Einwand, wie ich sehe. Somit werde ich so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Becher.

Abg Mag Ruth Becher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Da es sich bei dieser Gesetzesvorlage hauptsächlich um Anpassungen an das Wohnungseigentumsgesetz handelt, ist das eine eher formale Sache. Ich möchte nur einen Abänderungsantrag zusätzlich einbringen, und zwar einen Abänderungsantrag für jene Passage, die die Wohnbeihilfe in dem WWFSG betrifft.

Auf Wohnbeihilfe hat man an sich einen Rechtsanspruch und die Zuerkennung dieses Rechtsanspruchs wird mittels eines Bescheids mitgeteilt. Das macht bei uns im Magistrat die MA 16, wenn man gegen so einen Bescheid beruft. Jetzt gibt es ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs, das besagt, dass das dann, wenn es die persönlichen Vermögensverhältnisse eines Einzelnen berührt, zu den Civil Rights, also den zivilen Rechten, gehört, und dazu müsste das, wenn eine solche Berufung eingelegt wird, von einem unabhängigen Tribunal behandelt werden. Dementsprechend ist das bei uns der Unabhängige Verwaltungssenat, der so eine Berufung zu behandeln hat.

Das wird auch in diesem Abänderungsantrag beantragt. Damit ein entsprechender Vorlauf gegeben sein kann, soll das erst mit 1. Juni des nächsten Jahres in Kraft treten.

Um zu zeigen, wie viele Leute davon betroffen sind: Es werden insgesamt ungefähr 30 000 Wohnbeihilfen im Jahr positiv beurteilt und in etwa 200 Personen berufen gegen einen negativen Bescheid. Es wäre daher ein Aufwand von 200 Akten, die vom UVS zusätzlich zu behandeln wären.

Ich bitte um Zustimmung. - Danke schön. (Anhaltender Beifall bei der SPÖ. - Abg David Ellensohn: Verabschiedung!)
Präsident Johann Hatzl: Es ist ein Abänderungsantrag gestellt worden.

Es liegt keine weitere Wortmeldung vor.

Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich glaube, der Applaus hat nicht dem Abänderungsantrag - so wichtig er auch ist - gegolten, sondern dir, liebe Ruth Becher, die du in unserer Geschäftsgruppe so viele Jahre aktiv warst, tätig warst, so viel mitgestaltet hast, so viel konstruktiv, fair, aufrichtig, wie es deine Art ist, mitgestaltet hast. Du machst jetzt - wie ich es nennen möchte - einen Ausflug in den Bund. Vielleicht kommst du wieder zu uns zurück.

Jedenfalls ein herzliches Dankeschön für deine Arbeit in diesem Haus! (Allgemeiner Beifall.)
Präsident Johann Hatzl: Auch ich möchte mich diesem Dank und der Anerkennung anschließen. Aber es wird ja im nächsten Jahr noch Gelegenheit geben, die entsprechenden Verabschiedungsworte im Gemeinderat auszusprechen. Auf jeden Fall viel Glück in der neuen Aufgabe und in der neuen politischen Funktion!

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Es liegt der Abänderungsantrag Ruth Becher, Josef Wagner und Georg Fuchs vor. Wer für den Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Danke, das ist einstimmig angenommen.

Ich komme nunmehr zur Vorlage einschließlich Titel und Eingang in der Form der Abänderung.

Wer dem Gesetz in erster Lesung zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen. - Widerspruch wird nicht erhoben.

Ich bitte daher diejenigen, die in zweiter Lesung diesem Gesetz zustimmen möchten, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 5 (01895/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Weinbaugesetz 1995 geändert wird.

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Weinbaugesetz 1995 geändert wird, liegt zur Beschlussfassung vor.

Ich ersuche um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Es liegt dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig beschlossen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. - Es wird kein Widerspruch erhoben.

Ich bitte jene Damen und Herren des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, auch in zweiter Lesung ist dies einstimmig so beschlossen.

Wir gelangen nun zu den Postnummern 12 (04782/2002-GGU) und 13 (05115/2002-MDALTG) der Tagesordnung. Sie betreffen den Wiener Umweltbericht 2000/2001 beziehungsweise den Naturschutzbericht 2001.

In der Präsidialkonferenz wurde vereinbart, für den Fall, dass jetzt dagegen kein Widerspruch erfolgt, so vorzugehen, dass die Debatte über beide Punkte gemeinsam abgeführt wird, aber im Anschluss daran geschäftsordnungsgemäß die Abstimmung getrennt durchgeführt wird.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Ein Einwand erfolgt nicht.

Daher bitte ich nun die Frau Stadträtin, die beiden Geschäftsstücke einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Wiener Umweltbericht 2000/2001 und der Naturschutzbericht 2001 liegen dem Hohen Landtag zur Kenntnisnahme vor. Der Umweltbericht und der Naturschutzbericht haben bereits lange Tradition. Gerade der Umweltbericht ist Grundlage für langfristige Planungen, und seriöse Planung muss nun einmal auf Zahlen und Fakten beruhen. Für diesen Umweltbericht wurde das gesamte Know-how der Beamtenschaft, der Mitarbeiter, der Magistratsabteilungen, das gesamte Know-how der Umwelttechnik, der Umweltanalytik herangezogen und ist zur Anwendung gekommen, um diese Zahlen und Fakten zur Verfügung zu stellen.

Mir liegt am Herzen, dass dieser Umweltbericht und dieser Naturschutzbericht auch tatsächlich gelesen werden. Denn gerade für die Öffentlichkeit ist es wichtig, zu wissen, warum man sich in dieser Stadt wohl fühlt und warum diese Stadt höchste Umweltqualität hat. Für die Öffentlichkeit ist dieser Umweltbericht auch geschrieben. Sehr viele Zahlen und Fakten sind auf Internet abrufbar: Emissionsdaten der Müllverbrennungsanlagen, Luftmesswerte über die Emissionssituation in Wien, Ozondaten, all das bietet höchste Transparenz über die Umweltsituation hier in Wien.

Für mich ist es wichtig, dass die Öffentlichkeit weiß, was man in Wien zu schützen hat, wo es schön ist, wo entsprechend zusätzliche Maßnahmen zu setzen sind, und selbstverständlich auch zu wissen, wo es noch Probleme gibt.

Ich ersuche daher um Kenntnisnahme dieser beiden Berichte. 

Präsident Johann Hatzl: Damit ist die Einleitung für beide Geschäftsstücke vorgenommen. - Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Bevor ich dazu komme, dass es da einige nette Broschüren und Bücher gibt, die man jetzt besprechen sollte - du hast das als Buchbesprechung gesehen -, möchte ich zunächst darauf zurückkommen, dass uns Frau Kollegin Trammer sozusagen als Märchenerzählerin gekommen ist, und mich mit der Gute-Nacht-Geschichte beschäftigen, die sie uns hier erzählt hat.

Es freut mich wahnsinnig, dass Sie sich um meine Gesundheit sorgen. Aber Sie sollten sich eher um die Gesundheit des noch vorhandenen Infrastrukturministers sorgen, weil er und seine beiden VorgängerInnen - diesmal mit großem I - es ja nicht geschafft haben, uns irgendwie ein ordentliches Telekommunikationsgesetz in Ihrem Sinne und natürlich auch in meinem Sinne zu verschaffen. Wenn Sie sich recht erinnern, hat seinerzeit der ganze FPÖ-Klub die Mobilfunk-Petition unterschrieben. Aber dann war Sendepause - um jetzt in der Diktion zu bleiben -, und die AnrainerInnenrechte, eingefordert unter anderem von uns hier und von Frau Marschalek anderswo, hat genau die Frau Forstinger abgelehnt, der Herr Reichhold detto, und der Herr Schmid hat keine Ahnung gehabt und ist sehr bald in der Steiermark verschwunden.

Jetzt noch einmal zur FPÖ in Wien: Wir hatten damals den Antrag zu den AnrainerInnenrechten gestellt. Das wurde dann im Ausschuss behandelt und von allen Parteien außer den GRÜNEN abgelehnt. Meines Wissens waren Sie auch im Bauausschuss und haben damals das, was Sie hier gefordert haben, abgelehnt. Ich finde das gut, und deswegen sage ich: eine nette Geschichte, die Sie da erzählt haben, wunderbar - aber leider nicht richtig, tut Leid! Es gibt sicherlich kein Protokoll, aber von der Geschichte hier gibt es ein Protokoll, das man im Internet nachlesen kann.

Aber jetzt komme ich zu den beiden Berichten, Naturschutzbericht und Umweltbericht. 

Zunächst einmal habe ich es schon im jeweiligen Umweltausschuss angekündigt: Wir werden den beiden Berichten zustimmen. Hervorragende Arbeit wurde von den Beamten und Beamtinnen geleistet, wirklich ganz ausgezeichnet, sowohl in der MA 22 als auch in allem, was dazugehört. Das Einzige, was mich an den beiden Berichten ein bisschen irritiert, sind die Vorworte - ärgerlich!

Das eine Vorwort möchte ich Ihnen zum Besten geben. Die Frau Stadträtin unterzeichnet das, und da steht: "Die Luft zum Atmen ist für eine Großstadt bemerkenswert sauber. Die Abfallwirtschaft gilt als mustergültig." Das steht da drin in der 3. und 4. Zeile. Wenn man aber weiter hinten nachblättert, steht dort konkret drin, dass der Vegetationsschutz an keinem einzigen Tag des Jahres eingehalten worden ist - nur so nebenbei -, Waldschäden auftreten - na ja, macht nichts - und Gesundheitsschäden auch nicht abgewandt werden konnten - na gut, macht nichts, super Luft! Okay, das ist so. 

Das Gleiche gilt für den Naturschutzbericht. Da steht es genauso drin, und zwar relativ weit hinten - wir haben uns zu diesem Text schon einmal ein Match geliefert - steht konkret drin: "Im Zusammenhang mit der Ozonbelastung, insbesondere im Wiener Teil des Wienerwaldes ist festzuhalten, dass in den letzten Jahren der Grenzwert der österreichischen Akademie der Wissenschaften für Vegetationsschutz ... in keinem Monat des Jahres eingehalten beziehungsweise unterschritten wurde." Das nennen Sie super-saubere Luft? Na, auch nicht schlecht!

Dann kommen wir zu den Abfallvermeidungsmaßnahmen der Stadt Wien. Da steht - und zwar in einem dicken Ding, das zwar heute nicht Sache ist, aber im Wiener Abfallwirtschaftskonzept steht das, wieder von Ihnen unterschrieben -: "Trotz Abfallvermeidungsmaßnahmen der MA 48 wird die Stadt mit steigenden Abfallmengen konfrontiert." Weiter hinten steht: "Tendenz steigend". Sie beziehen sich auf die Jahre 1996 bis 1999. Interessanterweise ist der Bericht aus dem November 2002 - also vielleicht ein bisschen einen neueren Text schreiben!

Es ist ja so: Wenn man sich den Text anschaut, dann steigen die Müllmengen gar nicht, sondern sie fallen. Und da nehmen wir wiederum einen anderen Text zur Hand, den Sie zumindest mit einem Vorwort versehen haben.

Darin ist ganz konkret der Massevergleich in der Abfallwirtschaft in Tonnen zwischen dem Jahr 2000 und dem Jahr 2002 angeführt. In Summe betrug der Abfall im Jahr 2000  1 005 008 Tonnen - also ganz schön viel, mit einem Wort; da haben Sie völlig Recht.

Das Problem ist nur: Im Jahre 2002 - Sie sprechen immer von einer gewaltigen Steigerung - weist Ihr Bericht ein Minus von 4 Prozent aus, nämlich 964 754 Tonnen anfallenden Abfall. Das umfasst alles zusammen: Mischabfälle, inerte Abfälle, Altstoffe, Kompost, Streumaterial, Problemstoffe, gefährliche Abfälle. Alles zusammen minus 4 Prozent! - Sie haben vorne allerdings etwas anderes geschrieben. - Gut, macht nichts. Ist so.

Dann schauen wir uns noch Weiteres an. - Wie gesagt, noch einmal: Da gibt es die Diskrepanz zwischen dem, was Sie vorne schreiben, und dem, was hinten drinnen steht. Wenn man es genau liest, kommt man dann dahinter. 

Ein paar Dinge gibt es, die uns bei diesen beiden wunderbaren Broschüren abgegangen sind:

Interessanterweise hat zum Beispiel der Umweltbericht schon ein halbes Jahr vorher gewusst, was bei der Machbarkeitsstudie Wienerwald herauskommen wird. Das nenne ich echte Hellseherei! Da steht drinnen: Biosphärenpark und kein Nationalpark. - Ein halbes Jahr vorher! Das lässt auf wahrhaft seherische Qualitäten der Frau Umweltstadträtin schließen. Nicht schlecht, würde ich sagen. 

Dann: Naturdenkmäler. Märzpark - eine schöne Geschichte: Kaum wächst eine Garage aus dem Boden, werden die Bäume krank, müssen gefällt werden. Von acht Naturdenkmälern sind vier im Weg gestanden, und - komischerweise - ausgerechnet bei diesen vieren war die physiologische Altersgrenze erreicht! - Das ist ein Euphemismus und heißt, die Bäume mussten umgeschnitten werden. - So ist das Leben. In diesem Fall: Baumschutz - nein, danke!

Eine interessante Angelegenheit ist natürlich immer der Waldentwicklungsplan der MA 49, das habe ich schon gesagt. Der funktioniert so, dass alle Jahre im Naturschutzbericht immer derselbe Text drinnen steht. Das Einzige, was sich ändert, ist immer die Jahreszahl. (Heiterkeit des Abg Dipl Ing Martin Margulies.) Also "Suchen" und "Ersetzen" sind die Funktionen beim WORD. Man ersetzt immer die Jahreszahl und ganz zum Schluss steht immer derselbe Satz: Leider konnte der Waldentwicklungsplan noch nicht verwirklicht werden; im nächsten Jahr ist er im Internet. (Neuerliche Heiterkeit des Abg Dipl Ing Martin Margulies.)

Also nächstes Jahr! - Das steht zumindest drinnen. Es ist ein bisschen schwierig, weil natürlich teuer und dergleichen.

Die Luft habe ich schon erwähnt. 

Eine weitere interessante Sache ist, dass Sie verschweigen - und das verschweigt natürlich leider Gottes auch der Umweltbericht -, dass Ihre gesamte Geschäftsgruppe voriges Jahr beim Budget ein Minus von 9 Prozent hatte. Das heißt, Ihr Budget wurde um durchschnittlich 9 Prozent reduziert, alle anderen Geschäftsgruppen um 2,5 Prozent. Das nenne ich "wahres Verhandlungsgeschick"! Offensichtlich ist es Ihnen gelungen, weniger Bäche zu renaturieren als alle Ihre Vorgänger zusammen. - Macht nichts! Kollege Svihalek ist lieber mit dem BMW gefahren. Sie denken sich natürlich: Auch nicht schlecht! Es interessiert mich eigentlich nicht, was die MA 45 macht. Wahrscheinlich ein paar Bacherln aufheben für die überüberüberübernächste Legislaturperiode - das kann sich vielleicht noch ausgehen.

Kommen wir jetzt noch zu einem ganz wichtigen Punkt, nämlich zum Biolandbau, einem meiner Lieblingsthemen. - Wunderbar: Sie schreiben oder Sie lassen schreiben, es gibt immer wieder den hohen Bioanteil der Stadt Wien. Man schreibt - ich habe es gestern auch schon gesagt - nur von der Ökonomie Lobau. Dass es eine Zweite auch noch gibt, verschweigen Sie getrost, denn da gibt es gewisse Schwierigkeiten mit dem Umweltminister, weil der Umweltminister, der auch Landwirtschaftsminister ist, gerade dabei ist, diese Ökonomie Schafflerhof an seine Freunde zu verhökern. - Macht nichts! Die Stadt Wien hat ein Problem, aber Sie werden das schon lösen. 

Damit bin ich schon fast am Ende meiner Ausführungen. Eine Kleinigkeit habe ich mir noch vorgenommen: Vor ein paar Monaten haben Sie gemeinsam mit zwei KollegInnen, und zwar dem Kollegen Schicker und, wenn ich nicht irre, der Kollegin Laska, ein Projekt am Donaukanal präsentiert. Das war wirklich eine tolle Geschichte. Man muss sich vorstellen: Am Donaukanal gibt es Wildwasser, ein Wasserkino - eine total tolle Idee! -, weiters gibt es einen mädchengerechten Spielplatz und, und, und - also eine wunderbare Sache. Der Hermannpark hätte zwar eine Busgarage und ein Hotel bekommen, und noch eine Kleinigkeit wäre am Donaukanal verbaut worden, aber das war es dann. 

Der Donaukanal-Koordinator hat wahrscheinlich im Süden Wiens ein bisschen zu viel gesprochen, daraufhin hat man ihn sozusagen in die Wüste geschickt. Das Projekt ist zwar noch im Umweltbericht enthalten, aber de facto gibt es dieses Projekt nicht mehr, weil die Stadt Wien auch gar nichts budgetiert hat.

Ich kann mich noch gut daran erinnern, wie Ihr Vorgänger mit großem Trara die Umweltmeile eröffnet hat. Er hat nur vergessen, für Klos, für WC-Anlagen vorzusorgen, und die MA 45 hat nicht einmal das Budget für normale, wie man in Wien so schön sagt, Häusln! Geht nicht, dafür gibt es kein Geld. Jetzt weiß niemand wirklich, was mit der Umweltmeile passiert. Es ist nämlich ein Glaskasten und wenn die Sonne draufscheint, kann man verfolgen, wie warm es in einem Glascontainer tatsächlich werden kann. Das verursacht ein kleines Problem. Aber die MA 49 und die MA 48 und wie sie alle heißen, bis hinunter zur MA 22, werden jetzt der Reihe nach vergattert, dort eine Ausstellung nach der anderen zu machen. Aber es wird in Wirklichkeit nichts weitergehen, und Sie werden sicherlich bald wieder einmal ein virtuelles Projekt haben, das Sie uns vorstellen.

Ganz zum Schluss möchte ich noch ein Schmankerl zum Besten geben. Wir haben eine Anfrage in folgender Angelegenheit gestellt: In Niederösterreich wurde seinerzeit ja die Altspeiseölsammlung unter der Bezeichnung "NÖLI" - das war ja wirklich wahnsinnig originell und stand für "niederösterreichisches Öli" oder so ähnlich - vorgestellt. Man konnte sich ein Küberl holen, in das man dann zu Hause das gebrauchte Speiseöl hineinschütten konnte, und daraus wird dann Biodiesel. Es war eigentlich eine gute Idee. - Auf unsere schriftliche Anfrage wurde uns erklärt: In Wien hat man es ausprobiert, aber das geht nicht, das ist unmöglich. 

Vor kurzem haben Sie die blendende Idee gehabt, in Wien auch so etwas mit dem Namen "WÖLI" zu starten. - Ich denke, ein Wöli ist im Burgenland beim Kartenspielen derjenige, der dann am Schluss einfährt. Ich hoffe nur, dass man mit dieser Geschichte nicht einfahren wird, sondern dass das etwas Vernünftiges werden wird, und ich wünsche Ihnen viel Glück auf Ihrem weiteren Weg. Ich hoffe, es wird Ihnen besser gehen als bisher, und ich hoffe, es wird zumindest so gut sein wie diese beiden Berichte. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Vor uns liegt der Umweltbericht, der ja ein Leistungsbericht der Umweltpolitik dieser Stadtregierung und wahrscheinlich - Sie werden verstehen, wenn ich als Umweltsprecher das sage - überhaupt einer der wichtigsten Berichte der Stadtverwaltung ist. Aber gerade bei der letzten Budgetdebatte, die ja noch nicht so lange her ist, haben wir wieder einmal erlebt, dass gerade die Beratungen zum Thema Umwelt in den späten Nachtstunden stattfanden, und auch angesichts der heutigen Sitzung - als Umweltsprecher soll man ja nicht wehleidig sein - wird schon ein bisschen der Stellenwert deutlich, den die Stadtregierung der Umwelt einräumt, und der Stellenwert wird auch sichtbar, wenn ich auf die Mehrheitsfraktion blicke und lauter leere Bänke vor mir sehe. (Abg Sonja Kato: Schauen Sie einmal bei Ihrer eigenen Fraktion!) Das zeigt mir schon ein bisschen, welchen Stellenwert die Mehrheitsfraktion der Umwelt einräumt. (Zwischenruf des Abg Harry Kopietz.) - Was sagst du? (Abg Harry Kopietz: Die haben sich die Rednerliste angeschaut!) - Harry, danke! Das war "super" von dir. Das kommt zurück!

Dabei lässt sich die Qualität einer Stadtpolitik gerade daran messen, wie sie mit umweltpolitischen Fragen umgeht, und gerade diese Qualität schlägt sich im Umweltbericht nieder. Ich möchte hier gleich sagen - damit ich nicht falsch verstanden werde und gewollte Missverständnisse entstehen -: Unsere Kritik richtet sich nicht gegen die MA 22 und auch nicht gegen die Autoren des Umweltberichts, denn diese haben gute Arbeit geleistet. Unsere Kritik gilt dem Stillstand und dem Rückstau in der Wiener Umweltpolitik, der seinen Niederschlag zwangsläufig gerade in diesem Umweltbericht findet - der heuer, was seine Gestaltung betrifft, einen eindeutigen Qualitätsschub erkennen lässt; das möchte ich auch erwähnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber was hilft all der Einsatz der MA 22 und auch die Neugestaltung des Umweltberichts, wenn wenig Konkretes drinnen steht? Das ergibt keine Fortschritte in der Umweltpolitik, denn diese Fortschritte könnten nur erzielt werden, wenn die Stadtregierung ihr politisches Augenmerk zum Beispiel auf die Reduktion der Verkehrsbelastung, die Sanierung der Luft, die Bekämpfung der Lärmbelästigung, die Bewältigung des Müllanfalls und die Renaturierung der Wiener Fließgewässer richten würde. Das aber geschieht in unseren Augen derzeit in völlig unzureichender Weise. (Abg Godwin Schuster: Wie reduziert man denn den Verkehr?)

Es steht in diesem Bericht auch so gut wie nichts über neu auftauchende und brennende umweltpolitische Fragen. Wir dürfen uns daher auch nicht über die eine oder andere Leerformel des Berichts wundern. Sie geht auf das Konto dieser Stadtregierung, die immer davon spricht, Wien zur Umweltmusterstadt zu machen, aber hiefür nur unzureichende Maßnahmen setzt. Eines muss ich schon auch sagen: Es gibt Stadträte, die ihre politische Hauptaufgabe darin sehen, anstatt die Sanierung der Wiener Umwelt in entscheidender Weise in Angriff zu nehmen, immer mit dem Finger auf die Bundesregierung zu deuten. Natürlich ist die "böse Bundesregierung" an allem schuld! 

Die Umweltpolitik ist ein wichtiger Gradmesser - darüber sind wir uns, glaube ich, in allen Fraktionen einig - und der Umweltbericht ist auch ein Gradmesser der Umweltpolitik dieser Stadt. In meinen Augen zeigt er nicht jene Umsetzungsdynamik, die wir bräuchten, um diese Stadt noch lebenswerter zu erhalten. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Darf ich fragen, wie man den Verkehr reduzieren soll, Herr Umweltsprecher?)

Es findet sich viel zu viel Imageträchtiges darin. Er besteht aus sehr guten Bestandsaufnahmen, aber die großen Lösungen, die wir brauchen, findet man darin nicht. Das deckt sich leider mit den Ergebnissen der Diskussion (Abg Godwin Schuster: Wie reduziert die ÖVP den Verkehr?), die wir seit dem Antritt dieser Alleinregierung mit der Stadtregierung in Sachen Umwelt führen. 

Diesbezüglich wäre zum Beispiel die Diskussion über den Biodiesel zu nennen. Wir haben seinen verstärkten Einsatz schon seit Jahren gefordert. Im Umweltbericht steht etwas über die Problematik der Zunahme der Dieselfahrzeuge, die ja extrem hoch ist, aber kein Wort über die Chance des Biodiesels. 

Ein weiterer Punkt: Es steht eine Menge über die "grünen Lungen" Wiens drinnen, aber über Möglichkeiten der Änderung des Baumschutzgesetzes wird darin nicht gesprochen. Seit zwei Jahren, Frau Stadträtin, werden von der Stadtregierung Verbesserungen versprochen. Wir haben noch nicht einmal die schon längst versprochene Vorbereitungsstudie hiezu gesehen. 

Richtigerweise steht im Umweltbericht etwas über die Landwirtschaft. Aber es steht nichts darüber drinnen, wie es mit dem Optionenbericht, der mit der Landwirtschaft als Grundlage für neue Projekte entstehen soll, weitergeht; und das, obwohl wir gemeinsam hier bereits das Ludwig-Boltzmann-Institut beauftragt haben, konkrete Maßnahmen zu erarbeiten. 

Der Umweltbereich ist auch jener Politikbereich, in dem Innovationen, sowohl was die Maßnahmen als auch was das Problembewusstsein betrifft, unbedingt notwendig sind. Der Bürger sieht sich, in vielen Fällen zu Recht, immer neuen Bedrohungsszenarien gegenüber, sei es durch die moderne Technik oder durch neue Verfahren. In der Frage der Ernährung oder des Einsatzes von Mobilfunk beispielsweise sind neue Dimensionen des Umweltschutzes entstanden, die Antworten erfordern. Von diesen Antworten aber ist hier in der Stadtpolitik nichts zu hören. (Abg Godwin Schuster: Vielleicht probiert es der Umweltsprecher der ÖVP? Wie reduzierst du den Verkehr in Wien?)

Darauf komme ich noch zu sprechen. Du brauchst nur unsere Anträge durchzulesen, Kollege Schuster! - Warum habt ihr den Verkehr weggenommen von der Umwelt? Hättet ihr ihn doch bei der Umwelt gelassen! Der würde zur Umwelt gehören! (Abg Godwin Schuster: Wie reduzierst du den Verkehr?) Sie gehen einfach den Weg des geringsten Widerstands - das zeigt sich an deinem Zwischenruf, Kollege Schuster - und verwalten die Umwelt, so gut es geht, aber mit Umweltschutz hat diese Verwaltung nur beschränkt zu tun. (Beifall bei der ÖVP.)

Im vorliegenden Umweltbericht spiegelt sich dieser Stillstand und das Beharren auf eingefahrenen Wegen der Umweltpolitik wider. 

Wir als ÖVP werden weiterhin im Interesse der Umwelt, im Interesse der Wiener Bevölkerung alle Ihre Versäumnisse aufzeigen und immer wieder Vorschläge machen, die Sie - wie sich ja gezeigt hat - sehr oft und sehr gerne aufnehmen und medial für sich verkaufen. (Abg Godwin Schuster: Ich habe bis jetzt keinen Einzigen gehört!) Nein, nein, da habe ich genügend Beispiele dafür! (Beifall bei der ÖVP.)

Aber im Interesse der Wiener Umwelt ist uns auch das recht. (Abg Godwin Schuster: Keine Vorschläge zu machen?) Hauptsache, die Umwelt wird davon profitieren! Wer immer uns auf diesem politischen Weg ehrlich und wirksam begleitet, der ist uns auch willkommen! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Reinberger. (Die an das Rednerpult tretende Abg Brigitte Reinberger: Jemand hat seine Brille vergessen! Wer vermisst seine Brille? - Abg Mag Rüdiger Maresch eilt zum Rednerpult, um die Brille entgegenzunehmen.)

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ein herzliches Danke an den Herrn Vorsitzenden! Dank seiner Intervention sind wir heute um dreieinhalb Stunden früher dran als bei der Budgetdebatte und haben es auch geschafft, mit dem Thema Umwelt den Unvereinbarkeitsausschuss zu überholen. - Vielleicht waren die Tagesordnungspunkte diesmal alphabetisch gereiht - wenn ich mir das so anschaue, dann könnte es hinkommen. 

Ich hoffe, dass ich die Frau Stadträtin auch so amüsiere, wie mein Vorredner dies getan hat. Seine Ausführungen hat sie ja sehr lustig gefunden!

Wir sprechen heute über zwei Berichte: über den Naturschutzbericht und über den Umweltbericht. Wie man schon an der optischen Darstellung sieht, sind diese beiden Berichte sehr unterschiedlich: der eine sachlich, fast nüchtern, der andere sehr bunt, mit Sonnenblumen, also sehr blumig. Und so wie das Deckblatt, so ist auch der Inhalt. 

In der Darstellung ist der Naturschutzbericht so wie jedes Jahr sehr korrekt und sachlich in seiner Darlegung der Arbeit der Naturschutzeinrichtungen bei der Abwicklung des Naturschutzgesetzes. Er zeigt vieles auf: einerseits die Probleme, die diese Stadt im Naturschutzbereich hat, andererseits auch die schönen und verborgenen Dinge, die Vielfalt an Fauna und Flora, die es in dieser Stadt gibt; aber eben, wie gesagt, in einer sachlichen Art. Er gibt ein gutes Bild, man hat eine Vorstellung, er ist eben nicht so blumig wie dieser Umweltbericht. 

So blumig, wie das Deckblatt des Umweltberichts ist, ist auch sein Inhalt: ein bisschen stark bebildert, sehr farbig in seiner Art und Weise, manchmal ein bisschen zu optimistisch, ein bisschen gewichtet in seiner Darstellung. Ich möchte das im Folgenden anhand von einigen Beispielen darlegen. 

Das beginnt zum Beispiel auf Seite 8, wenn die Organe des Naturschutzgesetzes zitiert werden. Selbstverständlich haben die Wiener Umweltanwaltschaft oder auch der Naturschutzbeirat voran zu stehen, das sind sicher sehr wichtige Einrichtungen. Aber wenn man den wesentlich dünneren Naturschutzbericht ansieht, dann kann man feststellen, dass dieser zum Beispiel ausführt, dass es auch andere Organe gibt, nämlich jene ehrenamtlichen Organe, die im Natur-, Umwelt- und Tierschutz tätig sind. Ich meine, sie leisten sehr gute Arbeit in Wien, ehrenamtlich, in ihrer Freizeit, und sie hätten es sich verdient, in einem Bericht auch genannt zu werden. 

Ein Stückchen weiter: Die Seiten 14 und 22 beleuchten den STEP, die Leitlinien für umweltgerechte Stadtentwicklung und Grünraumplanung. Das sind sehr wichtige Leitlinien und das wird auch so dargestellt. Man muss sich aber dann ansehen, wie es in der Umsetzung wirklich aussieht. Ich bin auch Mitglied der Untersuchungskommission, die sich mit den Flächenwidmungen, die das Kontrollamt geprüft hat, auseinander setzt, und es war für mich als Nichtmitglied des Ausschusses für Stadtentwicklung und Stadtplanung schon ein trauriges Aha-Erlebnis, wie sich amtsführende Stadträte und Beamte, wenn es ihnen passt, ganz einfach über solche grundsätzlichen Leitlinien wie den Stadtentwicklungsplan oder den Grünraumplan hinwegsetzen, ohne die Gremien, die dies beschlossen haben, in der gleichen Weise zu befassen und eine Änderung herbeizuführen, sondern indem sie ganz einfach still und heimlich nicht mehr darauf Rücksicht nehmen. 

Ein weiterer Punkt - Kollege Maresch hat ihn schon angesprochen - ist auf Seite 34 der Wienerwald als Biosphärenpark. Sie haben Recht: Erstaunlich, wie früh man schon das Ergebnis gekannt hat! Ich möchte auch gar nicht mehr viel dazu sagen, Sie kennen unsere Meinung. Wir sind der Meinung, dass das Gütesiegel "Biosphärenpark", wenn es nicht gesetzlich verankert ist, ganz einfach zu wenig Schutz bietet. Unsere Forderungen in diesem Zusammenhang sind, glaube ich, bekannt. 

Seite 38: Biologischer Landbau. Angestrebt wird die Umstellung der stadteigenen Betriebe auf 100 Prozent biologischen Landbau. Das ist an sich ein altes Versprechen, das hören wir schon lange. Es fehlt im Bericht eine zeitliche Vorgabe. Auf Rückfragen danach, ob denn ein Ziel vor Augen sei, hat es im Ausschuss geheißen: Ein Zeitrahmen der Umsetzung ist nicht abschätzbar.

Das ist mir ganz einfach nicht verständlich, denn auf der anderen Seite nennen wir uns Umweltmusterstadt! Wenn ich den Naturschutzbericht, der, wie gesagt, etwas sachlicher berichtet, lese, dann stelle ich fest, dass laut dem Naturschutzbericht Wien mit seinem Bioanteil, also mit dem Anteil biologischen Landbaus, deutlich unter dem Österreich-Durchschnitt liegt. 

Jetzt kann man sagen: Nun ja, gut, auf die privaten Landwirtschaftsbetriebe oder Gärtnereien in Wien, da hat man eben wenig Einfluss, das kann man höchstens über Förderungen steuern, die dazu animieren, noch stärker auf den biologischen Landbau umzusteigen. - Aber was die eigenen Güter betrifft, da hätte man sehr wohl die Möglichkeit, selbst zu entscheiden, wann und wie schnell man das macht. Ich kann daher die Antwort, dass ein zeitlicher Rahmen nicht abschätzbar ist, ganz einfach nicht verstehen. 

Seite 40 und 41: das Trinkwasser. - Es freut mich, dass hier angeführt wird, dass dort, wo keine hochwertige Qualität benötigt wird, die Verwendung von Nutzwasser angestrebt wird. Ich habe auch schon festgestellt, dass Anträge der Freiheitlichen beim Wohnbaustadtrat auf mehr Verständnis stoßen als bei der Umweltstadträtin - da sind ja auch unsere Anträge hinsichtlich Wassersparmaßnahmen nicht sehr gut angekommen. 

Aber wenn man liest, was im Bericht unter der Wassercharta, unter Punkt 5, steht: "Qualitätssicherung statt Gewinnmaximierung", "Recht der Bevölkerung auf hochwertiges Wasser zu angemessenen Preisen", "klares Nein zur Gewinnmaximierung", dann muss man dazu feststellen: Wenn man sich die Budgetdebatte dieses Jahres und auch der vorangehenden Jahre angehört hat, dann weiß man, so wie wir alle, längst, dass es bei den Wassergebühren einen eklatanten Überschuss gibt, der jedes Jahr ins Budget fließt, also sozusagen eine Wassersteuer, die alles andere als ein Nein zur Gewinnmaximierung ist, sondern ein klares Ja! Mit diesen Überschüssen - das war unsere Forderung - hätte man schon längst den Austausch der Bleirohre beschleunigen können, aber nein: Der Tausch wird erst 2007 abgeschlossen sein. (Abg Paul Zimmermann: Kollegin Reinberger, das machen wir gern, aber ...!) - Herr Zimmermann, Sie können sich gerne zum Wort melden und dann sprechen. So ist es schwierig. Vielleicht ist es ja auch für die anderen interessant, man versteht Sie aber so schlecht. 

Seite 46: die Kanalbauten. - Es steht hier, die Kanalanschlussquote beträgt 98 Prozent. Ich habe vor kurzem erst darauf hingewiesen, dass der seinerzeitige Umweltstadtrat Häupl eine Quote von 100 Prozent beim Kanalanschluss für das Jahr 2000 versprochen hat. Die billige Senkgrube, die dann immer angeboten wird, ist keine Alternative, denn wie auch im Naturschutzbericht und auch im Umweltbericht dargelegt wird, sind viele Senkgruben ganz einfach undicht und gefährden damit das Grundwasser. 

Grundwasser - das ist eigentlich ein gutes Thema, und damit komme ich gleich zur Seite 51: Da wird zwar über das Oberflächenwasser geschrieben, zum Grundwasser aber wird überhaupt nur erwähnt, dass bis 2008 ein Grundwasserbewirtschaftungsplan erarbeitet werden soll. Über sonstige Grundwasserschutzmaßnahmen findet man im Bericht nichts, ebenso auch nichts zum Hochwasserschutz. 

In diesem Zusammenhang möchte ich schon etwas Positives hervorheben - auch wenn das nicht den Zeitraum des Berichts betrifft, sondern die jüngste Vergangenheit -: Positiv und lobend erwähnen möchte ich die ruhige, sachliche und sehr kompetente Art, mit der Herr SR Langthaler von der MA 45 im Zuge der Hochwasserkatastrophe, die Wien Gott sei Dank nicht so massiv betroffen hat, im Fernsehen über die Situation in Wien berichtet hat. Ich finde, er hat damit vom Magistrat, insbesondere von der MA 45, optisch ein sehr gutes Bild vermittelt und der Bevölkerung gezeigt, dass hier sehr kompetente Leute am Werk sind und dass man annehmen kann, dass hier sehr gut gearbeitet wird und dass in Wien ein hoher Schutz besteht. (Beifall bei der FPÖ.)  

Seite 60: Luftgüte. - Der lapidare Hinweis: "SO2-Importe aus dem benachbarten Ausland". Es wird angeregt, die Umstellung auf schadstoffärmere Wärme- und Energiegewinnung in diesen Ländern zu unterstützen, und da frage ich mich: Was hat die SPÖ auf Bundes- und Landesebene in den letzten Jahren in dieser Richtung unternommen? - Eigentlich wenig. 

Der Bericht beklagt - das wurde bereits gesagt - den Boom bei Dieselfahrzeugen. Er führt zur Erhöhung der Stickoxide, das Ozonproblem steigt dadurch massiv. Und was tut die Stadt diesbezüglich? Ich vermisse auch hier einen Hinweis darauf, inwieweit die Stadt Wien selbst vorbildlich ist, wie sie mit ihrem Fuhrpark umgeht, wie viele Dieselfahrzeuge bei der Stadt Wien noch im Einsatz sind beziehungsweise wie es mit der Umstellung auf Biodiesel aussieht. Was ist für die Zukunft geplant? - Hiezu fehlt im Bericht jegliche Zielsetzung und Perspektive, und ich fürchte, es hat seinen guten Grund, warum nichts dazu angeführt ist.

Oder wie geht die Stadt mit Beschwerden über Geruchsbelästigung um? - Eine Stelle schiebt das auf die andere, wenn sich betroffene Bürger an sie wenden. Es gibt Verzögerungen. Es gibt Messungen, aber die betroffenen Personen bekommen keine Information darüber, was die Messungen oder die Gesundheitsuntersuchungen ergeben haben. Es wird heruntergespielt. Es wird gesagt, es sei ohnedies nicht so schlimm, es sei nur subjektiv, es sei nicht gefährlich. 

Aber eines übersieht man dabei schon: Geruchsbelästigung ist etwas sehr Unangenehmes, und sie kann, wenn sie vielleicht auch noch nicht gesundheitsgefährdend ist, doch die Lebensqualität massiv beeinträchtigen - genauso wie dies bei Lärmbelästigung der Fall ist. Ich denke, dass die Bevölkerung schon ein Recht darauf hat, dass ihre Sorgen ernst genommen werden, dass Untersuchungen angestellt werden, dass die Menschen dann Informationen über die Ergebnisse erhalten und nicht nur mit lapidaren Sätzen abgespeist werden. Sie müssen vielmehr davon ausgehen können, dass der Verursacher ausgeforscht und der Grund der Geruchsbelästigung abgestellt wird. (Beifall bei der FPÖ.)  

Seite 82: die Energieeffizienz. - Da ist in letzter Zeit schon einiges ins Laufen gekommen. Es gibt einige kleine Maßnahmen, die gesetzt wurden, aber sehr wirkungsvolle, beispielsweise auch in den Bezirken. Es ist ein Energieeffizienz-Folder ausgearbeitet worden, und die Bezirke bemühen sich, dies umzusetzen. Ich halte das für eine sehr vernünftige Idee, denn es hat einen Schneeballeffekt: Wenn beispielsweise jetzt die Beamten in den Magistratsämtern das umsetzen, wenn sie lernen, was an Richtigem gemacht wird, und es auch zu Hause machen; wenn Bezirksräte Anträge stellen, sich überlegen: was kann ich in den magistratseigenen Amtsgebäuden anders machen?, und es auch zu Hause machen; wenn vielleicht auch die Familien das dann weitertragen, dann ist das an und für sich eine sehr gute Geschichte. Ich hatte das Vergnügen, bei der Erarbeitung dieses Folders mitzuarbeiten. Es hat ganz einfach Spaß gemacht. Traurig ist nur, wenn man jetzt sieht, dass viele von den Dingen, die da drinnen stehen, budgetär vom Bezirk getragen werden sollten, aber - wie wir bei unserer Budgetdebatte ja angeführt haben - die Bezirksbudgets leider Gottes gekürzt worden sind. 

Seite 84 und 85: erneuerbare Energie. - Sie wissen, das ist ein Lieblingsthema von mir, und leider stelle ich auch hier fest, dass ihm wenig Priorität zuerkannt wurde. Es freut mich natürlich schon, wenn auf einem Gebäude der MA 22 - dem ersten magistratseigenen Gebäude - eine PV-, also eine Photovoltaikanlage installiert wird, nur: Ein Grund zum Jubeln für eine Umweltmusterstadt ist die erste Anlage im Jahr 2002 sicherlich nicht.

Seite 86: Biomassekraftwerk. - Ich danke den Autoren dieses Berichts für die sachgerechte Darstellung, nämlich dass sie geschrieben haben: Eingebunden sind unter anderem die Klubs der SPÖ, der ÖVP und der GRÜNEN. Ich hoffe, dass diese selektive Einbindung unter Aussparung der Freiheitlichen ein einmaliger Ausrutscher war und dass es nicht am Wohlwollen von Herrn Abg Hufnagl liegt, wer eingeladen wird und wer nicht. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Heinz Hufnagl: Ich habe dort überhaupt keine ...!) 

Seite 96: die SUP Abfallwirtschaft. - Die Erläuterungen, die hier im Bericht vorgenommen werden, entsprechen ganz einfach nicht dem Ergebnis der SUP Abfallwirtschaft, das hier im Gemeinderat von der SPÖ beschlossen wurde. Damals hat es nämlich geheißen, dass der Flötzersteig geschlossen wird und eine 450 000-Tonnen-Müllverbrennungsanlage gebaut wird. Jetzt wird, wie es aussieht, der Flötzersteig offen bleiben und eine 250 000-Tonnen-Anlage gebaut werden. Einer meiner Vorredner hat ja bereits ausgeführt, dass die Entwicklung der Müllmenge, wie sie sich jetzt darstellt, anders aussieht als die Horrorvisionen, die angekündigt wurden. 

Seite 122: Bahnlärm. - Auch das ist ein schöner Beweis einer konstruktiven Arbeit der Freiheitlichen - weil im Umweltausschuss gesagt worden ist, wir würden nicht konstruktiv arbeiten -, denn dieser Bericht streicht unter anderem auch das Projekt Wasserparkbrücke hervor, und ich habe, als ich in den Gemeinderat gekommen bin, miterlebt, wie oft und intensiv meine Kollegin Schöfnagel den StR Svihalek angehalten hat, in dieser Sache ja nicht weich zu werden, dieses sinnvolle Projekt durchzuziehen und diesbezüglich standhaft zu bleiben und etwas zu tun. Jetzt schreibt auch der Bericht, wie zufrieden und glücklich die Anrainer darüber sind, dass da eine Lärmbelästigung drastisch reduziert worden ist. (Beifall bei der FPÖ.)  

Auf Seite 124 geht es um den Fluglärm. Der Bericht schreibt ausführlich, dass man gegen den Straßenlärm Lärmschutzfenster einbauen lassen kann und diese auch gefördert erhält. Leider Gottes gilt dies nicht für Belästigung durch Fluglärm. Im Umweltausschuss ist gesagt worden, dass diese Belästigung, so wie die Geruchsbelästigung, etwas sehr Subjektives sei und dass sie schwer messbar sei. Zum Glück ist sie beim Straßenlärm offensichtlich zumindest so genau messbar, dass es Förderungen gibt; beim Fluglärm ist dies leider nicht der Fall. Es sind jedoch viele Bürger davon betroffen, sie haben große Probleme mit diesem Fluglärm und fühlen sich ganz einfach von der Stadt im Stich gelassen, wenn hier keine Maßnahmen gesetzt werden. 

Anhand dieser Beispiele komme ich zu folgender Conclusio - ich ziehe das als Schlussfolgerung -: Vorne steht: "Zahlen, Daten, Projekte und Maßnahmen". - So eine Einleitung erhebt einen Anspruch auf Sachlichkeit und auf Vollständigkeit. In diesem bunten Bericht aber sind, wie gesagt, einige Punkte so blumig dargestellt wie das Bild auf der Vorderseite, manches bleibt ausgespart, einiges fehlt überhaupt, zumindest, wenn es um die Lösungsansätze geht. In Summe tendiert dieser Bericht daher zu sehr zur bunten Jubelbroschüre. 

Wir Freiheitliche werden diesen Bericht ablehnen, werden jedoch dem Naturschutzbericht, der uns sachlich und korrekt und exakt vorkommt, zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Bevor ich die nächste Wortmeldung aufrufe, darf ich nur eine kleine Bemerkung machen:

Der Ablauf der Tagesordnung - ich sage das für den Landtag so generell wie nur möglich - wird nicht oder in diesem Fall nicht von einer Person entschieden, sondern die drei Landtagspräsidenten und die vier Klubobleute haben sich auf diesen Ablauf geeinigt und es hat niemanden gegeben, der diesen Teil früher behandelt wissen wollte. - Das wollte ich zumindest klarstellen. Ich verstehe, dass man manchmal unzufrieden ist, wenn etwas erst gegen das Ende einer Sitzung behandelt wird, aber in erster Linie sind die Wünsche bitte nicht an mich heranzutragen, sondern im eigenen Klub zu behandeln, und dann gibt es die Beurteilung in der Präsidiale.

Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Bayr.

Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Meine Vorrednerin hat gemeint, der vorliegende Umweltbericht sei eine Jubelbroschüre. Ja, das ist zum Teil richtig, aber vor allem deshalb, weil, so denke ich, sehr weite Teile dieses Berichts ganz einfach Anlass geben zu jubeln: Es ist so, dass die Hälfte der Wiener Stadtfläche grün ist. Es ist so, dass unser Trinkwasser ganz hervorragend ist. Es ist so, dass unsere Luft zum Atmen, anders als in anderen Großstädten, nach wie vor eine wunderbare ist. Es ist so, dass die Abfallwirtschaft funktioniert. Man wird kaum anderswo in einer Großstadt eine Umweltsituation finden, die auch nur einigermaßen mit jener in Wien vergleichbar ist.

Ich möchte im Folgenden einige Themen aus dem Umweltbericht herausgreifen, um mitzujubeln.

Zum Beispiel die Frage der Lokalen Agenda 21: Wir sind 1996 der Charta von Aalborg beigetreten und haben uns damit unter anderem dazu verpflichtet, einen Plan für die Lokale Agenda 21 zu erstellen. Nachdem wir im 9. Bezirk im Rahmen des Pilotprojekts ganz hervorragende Erfahrungen damit gemacht haben, sind wir jetzt einen Schritt weiter gegangen und haben ein Konzept erarbeitet, wie die Lokale Agenda auf größere Teile Wiens auszubreiten ist, um damit zu versuchen, BürgerInnen, PlanerInnen und EntscheidungsträgerInnen an einen Tisch zu bekommen, damit Agenden und Anliegen, die im Bezirk bestehen, gemeinsam behandelt werden können und alle Interessen vertreten werden können. Wir bemühen uns dabei, Ökonomie, Ökologie, Sozialpolitik und BürgerInnenbeteiligung zu vereinen, und es gelingt sehr gut.

Wir haben gestern hier einstimmig eine Subvention an den Verein Lokale Agenda Wien beschlossen, womit jetzt der 5., 7., 9., 15. und 22. Bezirk einmal damit beginnen werden, Schritt für Schritt Lokale-Agenda-Prozesse in ihren Bereichen umzusetzen. Ich denke, dass mit dieser Fifty-Fifty-Finanzierung, die wir zwischen der Stadt auf der einen Seite und den Bezirken auf der anderen Seite getroffen haben, beide in die Pflicht genommen werden und wir einen sehr wichtigen Schritt in Richtung nachhaltige Stadtpolitik gegangen sind. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ein ebenso wichtiges Rückgrat für eine Stadtpolitik ist der Stadtentwicklungsplan. Wir sind gerade dabei, bis zum Jahr 2005 einen neuen zu entwickeln, und auch dabei spielen Umweltaspekte eine ganz wichtige, leitende Rolle. Weil wir auf Grund des geringer werdenden Bevölkerungswachstums davon abgegangen sind, die Stadterweiterung außen zu betreiben, und eher zur inneren Stadterweitung, zur Wohnhaussanierung im inneren Bereich übergegangen sind, ist es, wie wir alle wissen, ganz besonders wichtig und notwendig, auch den Grünraum im inneren Bereich mit zu bedenken, weil dieser natürlich zu einer entscheidenden Verbesserung der Lebensqualität führt. Ich bin ganz sicher, dass bei der Entwicklung des neuen STEP Umweltkriterien eine wichtige Rolle spielen, so wie sie das schon bisher taten, zum Beispiel bei all dem, was sich in Wien im Bereich Parks und Grünanlagen abspielt.

Wir haben in Wien 2 000 Parks. Die wenigsten davon sind historische, repräsentative Parks, die meisten davon gehen wirklich auf die Bedürfnisse der Bevölkerung ein, die je nach den jeweiligen Nutzungsinteressen sehr unterschiedlich sind. Ich denke jedoch, dass es gelingt, sowohl die Funktion der "grünen Lunge" zu erfüllen, als auch den Erfordernissen jener Menschen gerecht zu werden, die ein Ruhebedürfnis haben, aber gleichzeitig auch die Natur genießen wollen. Das ist möglich in sehr großen, weit und breit angelegten Parkanlagen. Es gibt die Möglichkeit, sich sportlich zu betätigen, es gibt gerade für Kinder die Möglichkeit, herumzutoben und sich auszutoben, aber auch Hunde kommen in den Hundeauslaufzonen auf ihre Rechnung. Ich denke, dass der dekorative Aspekt zu Recht zugunsten der Benutzerfreundlichkeit zurückgegangen ist.

Eine neue Geschichte, die wir in diesem Bereich machen, nennt sich NESSI. Da geht es darum, naturnahe Erlebnisspielplätze zu schaffen, dafür neuen Raum, neue Stätten zu finden und Flächen für Kinder ganz einfach auszuweiten. Das halte ich bei der Parkgestaltung für ebenso wichtig, wie das Initiieren von mädchengerechten Spielflächen und Parkanlagen. Es ist so - wir wissen es -, dass sich die Bedürfnisse von Mädchen im öffentlichen Raum von jenen von Burschen unterscheiden; diese divergieren. Wir wollen den Mädchen dabei helfen, zu ihrem Empowerment zu kommen, sich Fläche zu erobern, stark zu sein, weil wir wissen, dass nur aus starken Mädchen starke Frauen werden. Der MA 42 ganz im Speziellen möchte ich für die tolle Arbeit in diesem Sinne danken. (Beifall bei der SPÖ.)

Nun zum Klimaschutzprogramm. Das Klimaschutzprogramm ist ein weiterer Meilenstein, mit dem wir uns bis 2010 verpflichtet haben, in Wien Klimamaßnahmen zu setzen, die dem Kyoto-Ziel entgegenkommen und durch die wir unsere CO2-Ausstöße und -Äquivalente reduzieren. Erste Rohdaten belegen, dass wir uns dabei, ganz im Gegenteil zum österreichischen Trend, auf einem sehr hervorragenden Weg befinden. Der Klimaschutz funktioniert! Er funktioniert, glaube ich, vor allem auch deshalb, weil ganz klar ist, dass diesbezüglich wirklich alle Magistratsabteilungen zusammenarbeiten, dass das ein Querschnittsthema ist, und weil es wirklich gelingt, alle in ein Boot zu holen. Ohne dem ginge es nicht. In Wien funktioniert es!

Ich weiß, es kommt immer der Vorwurf, dass das quasi gebetsmühlenartig immer wiederholt wird, aber ich sage es trotz alledem: Wo es leider nicht gelingt, das ist auf österreichischer Ebene. Da werden wir noch sehr in die Hände spucken müssen, um auch österreichweit unsere Klimaschutzziele zu erreichen, und zwar nicht nur, indem wir die Aufgaben an die Bundesländer delegieren, sondern indem die Republik Österreich selbst etwas tut, um die Kyoto-Bestimmungen zu erfüllen. Aber wie gesagt, da ist noch einiges zu tun.

Wir beweisen in Wien auch, dass Umwelt und Wirtschaft nicht in Widerspruch zueinander stehen. Das passt in sehr vielen Bereichen zusammen. Ich möchte diesbezüglich einerseits ein Wohnprojekt anführen, nämlich die Waffelfabrik im 16. Bezirk, wo es gelungen ist, in einer alten Gebäudehülle modernen Wohnraum zu implementieren und gleichzeitig auch sehr benutzerInnenfreundlich, sehr wohnungsfreundlich einen Gewerbebetrieb hineinzubauen, und wo jetzt mit der Abwärme der Maschinen dieses Betriebs die Warmwasseraufbereitung und die Heizung gelingt. Das ist ein tolles Projekt, die Leute leben dort sehr gerne, wie ich mich heute versichern konnte. 

Ein tolles Projekt in Sachen umweltfreundliche Betriebe ist andererseits - ich würde überhaupt sagen, das ist quasi ein Selbstläufer - der ÖkoBusinessPlan, im Rahmen dessen wir seit 1999 ein sehr großes, umfangreiches Servicepaket für Betriebe haben, durch welches diesen Betrieben in unterschiedlichen Programmen - je nachdem, wie groß oder klein sie sind und in welcher Branche sie sich bewegen - die Möglichkeit geboten wird, beraten von Consulting-Unternehmen möglichst viele umweltrelevante Schwachstellen aufzuzeigen und zu schauen, wie man Maßnahmen auch wirklich in der Praxis umsetzen kann.

Natürlich funktioniert auch die Beratung, wie diese Betriebe zu umweltrelevanten Förderungen kommen, sehr gut, und es freut mich sehr, dass seit Beginn des Programms mittlerweile 280 Wiener Betriebe dafür ausgezeichnet wurden, dass sie in diesen Programmen mitgemacht haben. Da gibt es immer sehr tolle Veranstaltungen drüben im Festsaal, bei denen die Firmen wirklich stolz darauf sind, dass sie ökologisch wirtschaften, dass sie auf diesem Gebiet etwas herzeigen können. Darum freut es mich auch sehr, dass wir beschlossen haben, dieses Programm bis 2005 fortzusetzen. Ich denke, es ist ein wirklich geniales Mittel, um teure Rohstoffe und wertvolle Energie zu sparen, gleichzeitig aber Emissionen zu vermeiden und auch betriebliche Abläufe zu optimieren. 

Dieser Umweltbericht, wie er uns vorliegt, ist - es ist schon erwähnt worden - in optischer Hinsicht ganz neu gestaltet. Ich denke, dass einerseits die inhaltliche Breite zeigt, wie viele Magistratsabteilungen mit dem Umweltschutz befasst sind, wie viel er uns in allen Bereichen wert ist, dass der Umweltbericht in seinen 152 Seiten aber auch keinen Tiefgang vermissen lässt, was auch Menschen, die sich mit Umwelt normalerweise nicht so sehr befassen, zeigt, dass wir da als Stadt wirklich sehr viel an inhaltlichem Aufwand investieren. Die Sprache, die gewählt wurde, ist sicher auch eine, die sich an ein sehr breites interessiertes Publikum richten kann, und ich glaube, der Bericht ist ein sehr gutes Instrument, mit dem wir den Wienerinnen und Wienern Umweltpolitik wirklich nahe bringen können. (Beifall bei der SPÖ.)
Anders stellt sich der Naturschutzbericht dar - auf diesen möchte ich nun auch noch kurz eingehen -, der sich eher an ein fachlich interessiertes Publikum wendet und eher auf juridische und verwaltungstechnische Abläufe eingeht. Ich möchte nur drei Dinge daraus erwähnen:

Zum einen ist darin unsere letzte Novelle 2001 zum Naturschutzgesetz beschrieben, mit der wir die FFH- und die Vogelschutzrichtlinie umgesetzt haben. Ich möchte nur, weil es mir persönlich sehr wichtig ist, in Erinnerung rufen, dass auch ein nächster Schritt geplant sein muss und auch geplant ist: Wir haben hier einen Antrag beschlossen, dass wir in einer weiteren Novelle das Freisetzen von genetisch manipulierten Organismen innerhalb des Stadtgebiets verbieten. Ich glaube, dass Technologiefolgenabschätzung in dieser Zeit geboten ist, und ich weiß, dass die Sicherheit der Umwelt nicht nur mir, sondern auch den Wienerinnen und Wienern am Herzen liegt. Bitte vergessen Sie daher nicht, im Jahr 2003 diese Novelle auch wirklich durchzuführen, es würde sich wirklich auszahlen!

Was den Lebensmittelbereich betrifft, so ist - das wurde auch bereits von Vorrednern angesprochen - durch Skandale wie Maul- und Klauenseuche und BSE die kommerzielle Landwirtschaft einigermaßen unter Druck geraten, was meiner Meinung nach aber auch durchaus positive Auswirkungen auf den biologischen Anbau hat, weil dadurch natürlich die Nachfrage nach biologisch angebauten Lebensmitteln steigt und diese jetzt verstärkt gekauft werden. Wien ist natürlich Trendsetterin mit dem Ziel, dass 30 Prozent aller Nahrungsmittel in Kindertagesheimen, Spitälern und Pensionistenwohnhäusern aus biologischer Erzeugung kommen sollen. Das ist einerseits ein Vorteil für die KonsumentInnen, weil diese dadurch sicher sein können, wirklich gesundes Essen zu sich zu nehmen, andererseits aber auch ein sehr großer Vorteil für die Produzentinnen und Produzenten, weil diese sicher sein können, Absatzmärkte zu finden. Wenn ein Bauer von konventionell auf biologisch umsteigt, muss er ja doch einige Investitionen tätigen, und wenn die Stadt als große Abnehmerin da ist, dann kann er sicher sein, dass sich diese Investitionen auch rentieren werden. 

Die Stadt stellt um, und es gibt diesbezüglich auch ein Ziel. Dieses besteht darin, innerhalb der nächsten fünf Jahre 75 Prozent der Flächen auf biologische Landwirtschaft umzustellen. Auf Grund dessen, dass die Flächen aber jetzt schon immer kleiner und die Randgebiete und die benachbarten Gebiete dadurch immer mehr werden und es natürlich viel schwieriger ist, eine Fläche mit viel Rand und mit viel konventioneller Bewirtschaftung rundherum umzustellen, dauert es auch länger. Aber ich weiß, dass die MA 49 da unglaublich bemüht ist.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich freue mich, dass ich in den letzten sechs Jahren auch ein bisschen etwas zu dieser Umweltpolitik der Stadt beitragen konnte. Ich habe nachgedacht, was da alles war, und mir ist eingefallen, dass Sonja Wehsely und ich uns so quasi unsere ersten Sporen beim Stricken des ÖkoBusinessPlans ganz in seinen Anfängen verdient haben. Das war zum Teil sehr erhellend und sehr spannend für uns beide. 

Ich freue mich, dass ich an der Erstellung des Klimaschutzprogramms mitwirken konnte, woran bis ganz kurz vor seinem Entstehen der ganze Ausschuss beteiligt war und wirklich sehr konsensual gearbeitet wurde. 

Ich freue mich, dass mädchengerechte Spielplätze mehr und mehr zum "state of the art" werden und keine Exoten mehr sind und dass man nicht mehr gefragt wird, ob diese dann rosa angemalt sind, sondern dass schon einigermaßen klar ist, worin mädchengerechte Spielplätze bestehen. 

Ich freue mich aber auch, die ersten Schritte in Richtung einer künftigen Novelle des Wiener Naturschutzgesetzes, was gentechnisch manipulierte Organismen betrifft, gesetzt zu haben.

Ich denke, kommunale Umweltpolitik kann aber immer nur so gut sein, wie die bundesgesetzlichen Regelungen rundherum sind, und da gibt es sehr viele Forderungen an eine zukünftige Bundesregierung. Von einer nachhaltigen Abfallwirtschaft und Altlastensanierung angefangen geht der Bogen bis hin zu einer Verschärfung der UVP, bis zu einem einheitlichen Bodenschutzgesetz. Ich denke auch, dass der Wiener Weg, den wir beschritten haben, das Wasser unter Verfassungsschutz zu stellen, einer ist, wovon sich der Bund durchaus ein Scherzerl abschneiden könnte und das nachmachen könnte. Die Notwendigkeit von seriösen Anstrengungen in der Klimaschutzpolitik habe ich schon erwähnt. Und natürlich wäre all das in einem eigenständigen, mit Kompetenzen ausgestatteten Umweltministerium sehr gut aufgehoben. Das würde uns dann auch in Wien die Möglichkeit geben, einen noch optimaleren Umweltschutz zu betreiben.

Ich werde mich bemühen, ab nächster Woche im Nationalrat ein bisschen etwas zu diesen Forderungen und ein bisschen etwas zu dieser Politik beizutragen. 

Ich möchte mich bei Ihnen allen und auch bei den Beamtinnen und Beamten der Stadt für die ganz tolle Zusammenarbeit in den letzten Jahren bedanken. Ich wünsche Ihnen alles Gute! Passen Sie gut auf Wien auf! - Auf Wiedersehen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich möchte auch hier die Gelegenheit wahrnehmen, recht herzlich für die Tätigkeit im Wiener Landtag und Gemeinderat zu danken. Es wird sicher im nächsten Jahr bei der Gemeinderatssitzung die Gelegenheit geben, so wie zuvor gesagt, die entsprechende Würdigung vorzunehmen. Alles Gute auch von hier aus für die weitere Aufgabenstellung und Tätigkeit! 

Zum Wort gelangt nun Frau Abg Sommer-Smolik. - Bitte.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Meine Vorrednerin Bayr hat gerade angeführt, was in der Bundespolitik im Umweltbereich noch alles zu tun wäre. Ein Thema in diesem Zusammenhang ist das bundeseinheitliche Tierschutzgesetz, zu dem ich dann einen Antrag einbringen möchte. Es hat uns ja, wie wir uns alle noch erinnern, vier Tage vor der Nationalratswahl genau jene Partei überrascht, die ein bundeseinheitliches Tierschutzgesetz immer boykottiert und verhindert hat, nämlich die ÖVP. Ich sehe den Antrag, den wir heute gemeinsam mit der SPÖ einbringen, auch als eine Aufforderung an den Bundeskanzler, der herumgetönt hat, er werde sich für die Veranlassung eines bundeseinheitlichen Tierschutzgesetzes einsetzen. Wir werden ihn jetzt daran messen, ob er das auch tatsächlich tut. Es wird einen dementsprechenden Antrag auch im Nationalrat geben.

Ich bringe daher folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag der LAbgen Claudia Sommer-Smolik und FreundInnen, Dr Elisabeth Vitouch, SPÖ, und Dr Alois Mayer ein:

"Der Landtag wolle beschließen:

Die Wiener Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung mit dem Ersuchen heranzutreten, rasch alle notwendigen Schritte in die Wege zu leiten, damit ein bundeseinheitliches Tierschutz- und Tierhaltegesetz im Nationalrat verabschiedet werden kann."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst einmal ganz herzlichen Dank an Frau Petra Bayr! Herzlichen Dank für deine Arbeit für die Stadtpolitik, für deine effiziente Mitarbeit, für deine Arbeit auf allen Ebenen, angefangen von Hilfen für die Sammlung biogener Abfälle bis hin zu deinen Initiativen für Spielplätze und Parkanlagen und selbstverständlich für die gesamte Mitarbeit in unseren Ausschüssen! Ich würde mir wünschen, dass du, so wie du diese Stadtpolitik mitgestaltet hast, auf Bundesebene ebenso gestaltend wirken kannst, und ich wünsche dir viel, viel Glück dabei! (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der GRÜNEN.) 

Zum Bericht selbst: Vor allem einmal herzlichen Dank an alle Abgeordneten, die diesen Bericht tatsächlich sehr genau gelesen haben und daraus auch sehr viele Schlüsse gezogen haben. Aber für mich ist es auch notwendig zu sagen: Die Schlüsse, die Sie daraus gezogen haben, sind nicht immer für die Wiener Umweltpolitik gültig. Ich möchte hier auf einige Punkte eingehen. 

Sooft dieser Umweltbericht vorgelegt wurde, wurde auch darauf hingewiesen, dass er nur Analysen erhält und keine Maßnahmen. Dazu stellt der Rat der Sachverständigen für Umweltfragen zum Entwurf des Umweltberichts Folgendes fest: "Der Umweltbericht zeigt auch die Instrumente, Strategien und Pläne der Stadt Wien auf, die erforderlich sind, um auch weiterhin Umweltschutz effizient, nachhaltig und auf langfristige Zielsetzungen ausgerichtet betreiben zu können."

Das heißt, der Rat der Sachverständigen bestätigt uns in unserem Weg, denn wir haben in diesem Umweltbericht zahlreiche Maßnahmen festgehalten: Maßnahmen zum Bereich erneuerbare Energien, wie beispielsweise den Biomasse-Arbeitskreis, den Masterplan Abfall, der hier zur Kenntnis genommen wurde, den Ausbau der Kanalanlagen, den Kanalumbau und selbstverständlich die Maßnahmen im Bereich der Trinkwasseraufbereitung. Es sind also zahlreiche Maßnahmen auch für die Zukunft dargelegt worden. 

Zu den Müllmengen möchte ich im Folgenden einige Punkte anmerken:

Ich stehe nicht dafür, dass man Müllmengen auf einen Augenblick zu beziehen hat. Umweltpolitik ist keine Politik für den Augenblick, sondern sie ist langfristig und zukunftsorientiert zu gestalten. Wenn Sie, Herr Landtagsabgeordneter, sich die Daten genau angeschaut hätten, dann hätten Sie gesehen, wo die Mengen tatsächlich gesunken sind: beim Einkehrriesel, beim Straßenkehricht. Das sind also Mengen, die beeinflussbar sind (Abg Mag Rüdiger Maresch: Im Speziellen beim Hausmüll!), denn wenn der kalte Winter nicht in dem Ausmaß eintritt, dann haben wir weniger Einkehrriesel.

Selbstverständlich sind hier auch Massen zu betrachten, nämlich beispielsweise bei den Kunststoffverpackungen. Diese steigen nämlich, und im Gegenzug sinken die Verpackungsglasmengen. Deshalb unsere Forderung nach einem Pfandsystem. 

Bei den Hausmüllmengen setzen wir auf die Abfallvermeidung und das massiv. Wenn die Hausmüllmengen jetzt nicht mehr in diesem Ausmaß steigen, dann bin ich die Erste, die glücklich darüber ist. Unglücklich bin ich darüber, dass jetzt noch 150 000 Tonnen unbehandelt auf Deponien abgelagert werden. Die Lösung dafür haben wir parat: Die dritte Müllverbrennungsanlage wird derzeit vorbereitet. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist Ihr Lebenswerk, nicht wahr?) Wenn die Hausmüllmengen sinken werden, dann ist das ein Erfolg unserer Umweltpolitik, die im Bereich der Abfallvermeidung massiv greifen wird. 

Zum Bereich der MA 45 Bachrückbau, Wienerwaldbach-Rückbau habe ich Initiativen gesetzt und diese sind hier auch festgehalten. 

Wir setzen massiv Maßnahmen im Bereich der Altlastensanierung, denn diese gilt es für die nächsten Generationen auch entsprechend zu sichern. 

Auch den "WÖLI" haben wir geschafft. Diesen gibt es ab 2. Jänner für jede Wienerin und jeden Wiener. Da werden dann selbstverständlich auch im Bereich des Speiseöls und des Speisefettes die Abfallmengen massiv steigen und das wird sich sicherlich auch im nächsten Abfallbericht widerspiegeln. Aber wird sind über diese steigenden Mengen ja glücklich, weil daraus wieder Biodiesel gewonnen werden wird. 

Was die Anmerkungen der FPÖ betrifft, dass Daten über Hochwasserschutz und Grundwasser nicht in ausreichendem Maße im Bericht enthalten sind, so nehme ich diese Anregung gerne auf. Sie werden selbstverständlich im nächsten Bericht enthalten sein. 

Generell möchte ich mich für die sachliche Diskussion und für die genaue Durchsicht dieser beiden Berichte bedanken und ersuche um deren Kenntnisnahme. (Beifall bei der SPÖ.)  

Präsident Johann Hatzl: Ich leite nun die Abstimmung ein. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den Wiener Umweltbericht 2000/2001 zur Kenntnis nehmen wollen, die Hand zu erheben. Das sind die SPÖ und die GRÜNEN. Somit ist dieser Bericht mehrstimmig zur Kenntnis genommen worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 13. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den Naturschutzbericht 2001 zur Kenntnis nehmen wollen, die Hand zu erheben. - Danke, das ist einstimmig.

Meine Damen und Herren! Wir haben noch eine Abstimmung durchzuführen. Es liegt der Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgeordneten der GRÜNEN und der SPÖ betreffend ein bundeseinheitliches Tierschutzgesetz vor. Es wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt. 

Wer diesem Antrag beitritt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. 

Somit ist auch die Abstimmung über diesen Antrag vorgenommen.

Die Postnummer 14 (05298/2002-MDALTG) der Tagesordnung betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs. 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtags gewählt wurden, für das Jahr 2002. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Tomsik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Josefa Tomsik: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Der Unvereinbarkeitsausschuss hat in diesem Haus beim Landtag immer das letzte Wort. Bei der Sitzung des Unvereinbarkeitsausschusses haben wir das erste Wort, weil wir immer zeitig früh tagen. 

Gestern wurde in der Sitzung des Unvereinbarkeitsausschusses einstimmig zur Kenntnis genommen, dass keiner der Landtagsabgeordneten in diesem Haus unvereinbar mit seiner Tätigkeit ist. 

Ich bitte um Zustimmung. (Berichterstatterin Abg Josefa Tomsik bleibt hinter dem Rednerpult des Berichterstatters stehen.) - Tempo, Tempo!

Präsident Johann Hatzl: Setz dich nieder, sonst sehe ich ja nichts! (Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt hiezu keine Wortmeldung. Die Frau Berichterstatterin hat dies gewusst und wollte daher nicht Platz nehmen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht, den Sie gerade gehört haben, für das Jahr 2002 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Dieser Bericht ist einstimmig zur Kenntnis genommen worden. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Wie immer werden Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Meine Damen und Herren! Bevor ich die Sitzung beende, darf ich, ähnlich wie dies gestern bei der Gemeinderatssitzung erfolgt ist, nur etwas verkürzt - für die Interessierten gibt es die Möglichkeit, diese Daten auf Anfrage zu erhalten -, noch Folgendes mitteilen:

Wir haben im heurigen Jahr - neben den Gemeinderatssitzungen, deren Anzahl Sie gestern gehört haben - 6 Landtagssitzungen durchgeführt. Dabei hat es 34 Tagesordnungspunkte gegeben, wovon 19 einstimmig und 15 mehrstimmig beschlossen wurden. Selbstverständlich hat es die Aktuellen Stunden, 1 Dringlichen Antrag, Anfragen, Initiativanträge und, und, und gegeben. Es fand die Sitzung des Immunitätskollegiums und des Unvereinbarkeitsausschusses statt. Insgesamt betrug die Sitzungsdauer des Landtags etwa 36 Stunden, in denen eine ganze Reihe wichtiger Kenntnisnahmen beziehungsweise Beschlüsse erfolgte. 

Insgesamt sind in dieser Funktionsperiode seit 27. April 2001 11 Sitzungen des Landtags mit 87 Tagesordnungspunkten und einer Gesamtsitzungsdauer von nahezu 80 Stunden durchgeführt worden. 

Meine Damen und Herren! Es ist dies die letzte Sitzung in diesem Jahr. Ich möchte vorerst einmal all jenen Damen und Herren, die direkt und unmittelbar für den Ablauf unserer Sitzungen, egal mit welcher Aufgabenstellung, mitverantwortlich waren, recht herzlich für ihre Bemühungen und für die Betreuung danken sowie dafür, dass sie den klaglosen Ablauf in dieser Art und Weise ermöglicht haben.

Zweitens möchte ich den Bediensteten unserer Stadt recht herzlich für ihre Arbeit danken, die sie im Jahr 2002 für die Wienerinnen und Wiener, aber auch für uns - wir sind ja ein Teil von ihnen - geleistet haben, weil dadurch das funktioniert hat, was wir uns vorgestellt haben, als wir unsere Gesetze verabschiedet und unsere Entscheidungen in der Körperschaft Gemeinderat getroffen haben.

Ich möchte aber auch als Landtagspräsident - und dies sicherlich auch in Ihrem Namen - den Wienerinnen und Wienern recht herzlich für eine Reihe von Anregungen, aber auch für Kritik, für Gedanken, Unterstützung und Überlegungen danken. Die Wienerinnen und Wiener 

sind der Souverän beziehungsweise der Finanzier und der Auftraggeber unserer Körperschaften und haben damit auch ein Recht darauf, von uns den entsprechenden Dank dafür ausgesprochen zu bekommen. 

Was wir alle uns wünschen, liegt auf der Hand. Gestern hat der Vorsitzende des Gemeinderats gesagt, das Wichtigste, was er uns allen wünscht, ist, dass wir möglichst auch im kommenden Jahr - nicht nur für uns selbst, sondern auch für unsere Angehörigen - die bestmögliche Gesundheit haben. Ich kann mich dem nur anschließen. Ich wünsche Ihnen aber auch, dass sehr vieles von dem, was Sie sich vorstellen, realisiert werde. 

Man soll dabei aber immer bei der Wahrheit bleiben. Ich gehöre nicht zu jenen, die jedem einen hervorragenden politischen Erfolg im kommenden Jahr wünschen. Das wäre wahrscheinlich vermessen und das würden Sie von mir in dieser Form auch nicht erwarten und es wäre wahrscheinlich auch nicht ganz ehrlich. 

Aber das, was ich uns wünsche, ist, dass wir auch im Jahre 2003 in einer Art und Weise unsere politischen Differenzen in einem Wettbewerb und in einer Auffassung austragen, die dem gerecht wird, was dem Ansehen unserer Körperschaft entspricht. Doch wenn es einmal passiert, dass man unter Umständen aus der Emotion heraus über dieses gesteckte Ziel hinausschießt, dann tut es wahrscheinlich auch keinen Abbruch, wenn man sich wieder zurückfindet und möglicherweise auch das eine oder andere mit Bedauern zurücknimmt, was nicht notwendig gewesen wäre.

Was wir uns alle wünschen, nicht nur für Wien, nicht nur für Österreich, sondern für die ganze Welt, ist, dass es vielleicht doch ein Jahr sein möge, in dem es keine Kriege, in dem es keinen Hunger, keinen Terrorismus, keine Folter, keine politische Verfolgung, keine Vertreibung gibt und manch anderes mehr, was Menschenwürde untergräbt. Wir wünschen uns ein Jahr mit viel Toleranz und Gerechtigkeit, aber auch mit entsprechender Unterstützung, wenn Hilfe notwendig ist.

Ihnen allen, meine Damen und Herren, alles Gute für das kommende Jahr! Schöne Feiertage! Erholen Sie sich, so gut es geht. Sie werden Ihre Kraft im nächsten Jahr in diesem Haus wieder brauchen.

Die Sitzung ist geschlossen. (Allgemeiner Beifall.)

(Schluss um 19.02 Uhr.)
